
Studien zur Soziologie und Politikwissenschaft 

Herausgegeben von: 
Ilse Dröge-Modelmog, Gerhard Kraiker, Stefan Müller-Doohm 

Die editorischen Absichten des Publikationsprogramms orientieren sich an der 
Tradition einer historisch kritischen Gesellschaftstheorie sowie methodisch 
reflektierten Sozialforschung. 
Die sozialwissenschaftlichen Voraussetzungen für Erkenntnisse über den 
Zustand und die Zukunft moderner Gesellschaften sind nach Auffassung der 
Herausgeber 
− historische Analysen über die Geschichtlichkeit sozio-ökonomischer, politi-

scher und kultureller Verhältnisse sowie kollektiver Weltbilder, 
− empirische Analysen über reale Arbeits- und Lebensbedingungen, 
− theoretisch-begriffliche Analysen sozialen Handelns. 

In der Reihe sollen Texte zu unterschiedlichen sozialwissenschaftlichen Positio-
nen, kontroverse Interpretationsversuche und Studien mit neuen methodi-
schen Untersuchungsverfahren erscheinen. 



Aktivieren und Strafen 

Integrative und ausschließende Strategien 
gegenwärtiger Arbeitsmarkt- und 

Kriminalpolitik 

BIS-Verlag der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg
 

Moritz Rinn 
 



Oldenburg, 2009 

 

Verlag / Druck / Vertrieb 

BIS-Verlag 
der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 
Postfach 2541 
26015 Oldenburg 
 
E-Mail: bisverlag@uni-oldenburg.de 
Internet: www.bis-verlag.de 

 
ISBN 978-3-8142-2174-8 



Inhalt 

Vorwort 9 

Einleitung 11 

Teil I  
Grundlegungen  

1 Gefährliche Klassen und die Soziale Frage: Zur Beziehung 
von Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 23 

2 Ökonomische, soziale und politische Transformationen 31 
2.1 Vom Fordismus zum Postfordismus 31 
2.2 Neue Formen sozialer Ausgrenzung 35 
2.3 Transformation von Staatlichkeit im Postfordismus 39 

Teil II 
Politiken der „Arbeitslosigkeit“ und des „Kriminellen“ in der 
Bundesrepublik Deutschland  

3 Arbeitsmarktpolitische Tendenzen: Aktivierender 
Sozialstaat als workfare-Regime 49 

3.1 Kapitalistischer Arbeitsmarkt und Sozialpolitik 50 
3.2 Sozialstaatlichkeit und gesellschaftlicher Strukturwandel 52 
3.3 Der „aktivierende“ Sozialstaat 58 
3.4 Rot-Grüne Arbeitsmarktpolitik und die „Gesetze für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 63 
3.5 Auswirkungen der Hartz-Gesetze 69 
3.6 Offene Fragen: Strategie Hartz IV? 78 



4 Kriminalpolitische Tendenzen: Punitivität und rationales 
Kriminalitätsmanagement 81 

4.1 Kriminalpolitik: Begründungen und Strukturen 81 
4.2 Entwicklungstendenzen seit den 1950er Jahren 88 
4.3 Gegenwärtige Tendenzen I: Punitivität 93 
4.3.1 Punitivität im Strafrecht 96 
4.3.2 Der Wandel exekutiver Punitivität in Polizeirecht und -praxis 100 
4.3.3 Justizielle Punitivität: Strafvollzug und Strafzumessungspolitik 103 
4.4 Gegenwärtige Tendenzen II: Rationales  

Kriminalitätsmanagement 105 
4.4.1 Situative Kriminalprävention 108 
4.4.2 Responsibilisierung als Bürgermobilisierung 114 
4.4.3 Kriminalitätsmanagement in staatlichen  

Strafverfolgungsorganen 117 
4.4.4 Aktionsfeld Kommunale Kriminalprävention 120 
4.4.5 Manageriale Strafgesetzgebungs- und Strafzumessungspolitiken 124 
4.5 Offene Fragen:  

Komplementarität von punitiver Kriminalitätsverfolgung und 
rationalem Kriminalitätsmanagement? 126 

Teil III 
Machtkonstellationen gegenwärtiger Arbeitsmarkt- und 
Kriminalpolitik  

5 Foucaults Analytik der Macht und die strategische 
Konstellation von Gouvernementalität, Disziplin und 
Souveränität 131 

5.1 Gouvernementalität und Staat 132 
5.1.1 Das „Machtsystem“ der Gouvernementalität 133 
5.1.2 Staat als Praxis, Effekt und Erkenntnisweise 146 
5.1.3 Zusammenfassung: Die gouvernementale Rationalität 151 
5.2 Probleme und Irritationen: Gouvernementalität  

und governmentality studies 152 
5.2.1 Macht und Herrschaft in der Konstellation von Souveränität – 

Disziplin – Gouvernementalität 155



5.2.2 Staatsapparate innerhalb der gouvernementalen Strategie 161 
5.2.3 Mythifizierung durch Entpersonalisierung? 164 
5.3 Integration und Ausschluss in Konstellationen  

juridisch-diskursiver Macht, Disziplin und Regierung 166 
5.4 Das Dreieck der Macht als Erweiterung des 

Gouvernementalitätskonzepts 179 

6 Strategien und Effekte gegenwärtiger Arbeitsmarkt- und 
Kriminalpolitik 183 

6.1 Mechanismen und Dispositive der Inklusion und Exklusion 183 
6.1.1 Juridische, disziplinarische und regierungsspezifische 

Mechanismen der Inklusion und Exklusion 183 
6.1.2 Gouvernementale Sicherheitsdispositive als Elemente 

des (Un-)Sicherheits-Dispositivs 187 
6.2 Juridische, disziplinarische und gouvernementale Machtformen  

in Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 189 
6.2.1 Die Transformation von Staatlichkeit als Paradigma einer 

neoliberalen Gouvernementalität: Individualisierung und 
Kollektivierung 190 

6.2.2 Die Machtstruktur gegenwärtiger Arbeitsmarktpolitik 193 
6.2.3 Die Machtstruktur gegenwärtiger Kriminalpolitik 200 
6.2.4 Komplementäre Mechanismen der Macht in Arbeitsmarkt- und 

Kriminalpolitik 210 
6.3 Inklusion und Exklusion mittels  

Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 212 
6.3.1 Die strategische Produktion der „Überflüssigen“ 213 
6.3.2 Aktivierender Staat und responsibilisierte BürgerInnen 215 

7 Aktivieren und Strafen?!  
Integrative und ausschließende Politiken in der 
postfordistischen Transformation des Sozialen  
Ergebnisse und Kritik 219 

Literaturverzeichnis 227 





 

9 

Vorwort 

Die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft hält nach wie vor daran fest, dass 
Einkommen in der Regel aus Arbeitsleistungen hervorgehen muss; sie sperrt 
sich damit gegen Ideen einer Grundsicherung ohne Arbeitsleistung, die 
durchaus möglich wäre und in vieler Hinsicht auch problemlösend wirken 
würde. Aber die Angst, dass entfremdete Arbeit generell auf Ablehnung sto-
ßen könnte, ist zu stark ausgeprägt, als dass Politik und Ökonomie diesen 
Weg zu beschreiten wagten. So häufen sich die Probleme: der Mangel an Ar-
beit für alle, Arbeitsangebote, für die die Qualifikation der „Arbeitsfreien“ 
nicht reicht, die Gewöhnung ganzer Familiengenerationen an staatliche Ver-
sorgung und die krampfhafte Suche nach Wegen ihrer Entwöhnung usf. An 
dem Prinzip individueller Verschuldung von Arbeitslosigkeit wird eisern 
festgehalten und entsprechend vielfältig sind die Sanktionen. Da liegt der 
Verdacht nahe, dass es zwischen einer von diesen Prinzipien bestimmten Ar-
beitsmarktpolitik und der Kriminalpolitik einen engeren Zusammenhang gibt 
als in früheren Zeiten. Moritz Rinn unternimmt es auf kluge Weise, diesem 
Zusammenhang in seiner Magisterarbeit nachzuspüren, wobei er als Theorie-
Gerüst Foucaults Konzept der Gouvernementalität benutzt. 

Foucaults Gouvernementalitäts-Theorie ist sehr verspätet in Deutschland re-
zipiert worden, wie umgekehrt die Kritische Theorie in Frankreich; das ist 
bedauerlich, weil man sich mit Foucault vielleicht die Ableitungsspekulatio-
nen des Staates aus der Ökonomie erspart hätte. Andererseits ist seine Theo-
rie nicht geschützt gegen Dogmatisierung, so sehr sie auch selbst gegen 
marxistischen Dogmatismus gerichtet ist. Es ist der Arbeit von Moritz Rinn 
hoch anzurechnen, dass sie nicht bei einer Rezeption und Anwendung der 
Gouvernementalitätsthese stehen bleibt, sondern auch deren Unfertigkeit 
thematisiert (vgl. Abschnitt 5.2 f). Das geschieht sehr differenziert am Unge-
nügen des Machtbegriffs, der im Zentrum der These steht. Trotz dieser Kritik 
gewinnt der Autor jedoch reichlich Erklärungsansätze aus Foucaults Theorie 
für das, was er für klärungsbedürftig hält, nämlich Wandlungen der Arbeits-
markt- und Kriminalpolitik in postfordistischen Gesellschaften. Wie keine 
andere Theorie bietet ja diese die Möglichkeit, Vorgänge in der postfordisti-
schen Gesellschaft zu erfassen und zu deuten. Moritz Rinn nutzt diese Mög-
lichkeit exzellent.  
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Vielleicht wird der eine oder andere gängige Erklärungen und Problemanaly-
sen vermissen (z.B. zum Zustandekommen von Kriminalstatistiken), aber die 
sind indessen nicht das Thema der Arbeit, sondern strukturelle Bedingungs-
zusammenhänge. Die stärker aufgehellt zu erhalten, ist der Gewinn für Leser-
Innen. 

Gerhard Kraiker 
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Einleitung 

Die strategische Konstellation von Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik in der 
gegenwärtigen Transformation der kapitalistischen Produktionsweise syste-
matisch zu rekonstruieren, ist das Ziel der vorliegenden Arbeit. Eine solche 
Perspektive stößt dort an die Grenzen gegenwärtiger Politikwissenschaft, wo 
diese zentrale Elemente einer Politik des Sozialen auseinanderreißt und als 
vollkommen verschiedene Gegenstandbereiche kategorisiert. Diese Trennung 
scheint zunächst unmittelbar plausibel: Sozialpolitik, zumal die wohlfahrts-
staatlich organisierte, hat, so könnte man feststellen, die Absicherung der 
Einzelnen in Bezug auf Lebensrisiken in Bereichen wie Arbeit, Gesundheit 
oder Altersversorgung zum Ziel. Kriminalpolitik dagegen ist auf Verbre-
chensbekämpfung und den Schutz der BürgerInnen vor StraftäterInnen kon-
zentriert, auf die Herstellung von „Innerer Sicherheit“. Es handelt sich, so 
könnte man resümieren, also um zwei innenpolitische Felder, deren Problem-
stellungen wenig bis gar nichts miteinander gemein haben. Wird dagegen die 
Geschichte der Politiken des Sozialen zum Ausgangspunkt gemacht und 
werden einschlägige soziologische und kriminologische Arbeiten zur Kennt-
nis genommen, ergeben sich unübersehbare und zahlreiche Korrespondenzen: 
Es besteht eine enge Verbindung zwischen der Entstehung der Sozialversi-
cherungsgesetze und reformorientierter Modernisierung der staatlichen Be-
handlung von „Kriminellen“. Im Deutschen Reich datieren beide Entwick-
lungen auf das Ende des 19. Jahrhunderts. Signifikant für diesen Zusammen-
hang ist die vielzitierte Feststellung des Rechtswissenschaftlers und Straf-
rechtsreformers Franz von Liszt, dass eine gute Sozialpolitik die beste Kri-
minalpolitik sei (vgl. Peters 2007, S. 45). Getragen wurde die Strafrechtsre-
form von Bestrebungen, die gesellschaftliche Verantwortung für Verbrechen 
anzuerkennen und diese durch vorbeugende – sozialpolitische – Maßnahmen 
wie auch durch Resozialisierung der TäterInnen zu bekämpfen. Aber auch 
gegenwärtige gesellschaftliche und sozialstaatliche Transformationen weisen 
auf den konstitutiven Zusammenhang von Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 
hin, wie Loïc Wacquant (seines Zeichens Soziologe!) herausstellt: 

„Als Bill Clinton die Sozialhilfe 1996 abgeschafft und sie durch ein 
Programm der erzwungenen Arbeitsaufnahme (workfare) ersetzt hat, 
wurde klar, dass das soziale Netz demontiert wird, während Polizei 
und Justiz gleichzeitig ein immer engmaschigeres Netz spannen. Bei-
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des zielt darauf ab, die Armut zu kriminalisieren und das neue Regime 
der unsicheren und unterbezahlten Jobs abzusichern.  
Der Übergang vom Wohlfahrtsstaat zum strafenden Staat betrifft nicht 
alle Amerikaner. Ins Visier geraten die Unerwünschten, die Nutzlosen 
und diejenigen, die sich der neuen ökonomischen und ethnischen Ord-
nung nicht unterwerfen wollen, die in Verbindung mit dem Abschied 
vom fordistisch-keynesianischen Gesellschaftsvertrag und der Krise in 
den Gettos zum Vorschein kommt.“ (Wacquant 2008, S. 213)1 

Es ist offensichtlich, dass sich weltweit nur in wenigen Staaten (in Deutsch-
land aber keinesfalls) ähnlich gravierende Tendenzen wie die US-amerikani-
sche Expansion des Strafrechtsstaates und die „Gefängnishyperinflation“ 
(Wacquant 2009, S. 132ff.) aufweisen lassen. Ebenso nimmt die Transfor-
mation sozialer Sicherungssysteme hierzulande, ausgehend von sehr ver-
schiedenen Bedingungen, durchaus andere Ausprägungen an.2 Dennoch 
werde ich den Faden der von Wacquant angesprochene Beziehung von Politi-
ken der Kriminalisierung und workfare-Politik aufnehmen – denn auch die 
bundesdeutschen Entwicklungstendenzen lassen sich in die globale Trans-
formation einordnen, die sich seit den 1970er Jahren, verschärft jedoch in den 
letzten beiden Jahrzehnten, als strukturbildend für staatliche Politiken er-
weist: Mit den als neoliberal bezeichneten Politikwechseln der Thatcher- und 
Reagan-Ära, verstärkt nach dem Ende des Kalten Krieges und der „System-
konkurrenz“, geht eine zunehmend marktförmige Steuerung der Staatstätig-
keit als Ökonomisierung staatlicher Strukturen einher, aus der nicht zuletzt 
auch eine „Ökonomisierung des Sozialen“ (vgl. Bröckling u.a. 2000) und der 
Umbau wohlfahrtsstaatlicher Arrangements resultieren. Arbeitsmarkt- und 
kriminalpolitische Transformationen in Deutschland erweisen sich dabei als 
durchaus exemplarisch für diese Entwicklung. Ein Schlaglicht auf die ent-
sprechenden Debatten verdeutlicht zugleich die Korrespondenzen von Politi-
ken des „Kriminellen“ und der „Arbeitslosigkeit“: Kriminalpolitisch ist eine 
                                                           
1  Dieses Zitat entstammt einem Beitrag Wacquants in Le Monde vom 7. Dezember 1999. 
2  Zur konstitutiven Beziehung der Abbau des US-amerikanischen „Almosenstaates“, der 

workfare-Politik und dem Ausbau des Strafrechtsstaates vgl. Wacquants eindringliche Stu-
die zum „Bestrafen der Armen“ (Wacquant 2009). Wacquant arbeitet dort die rassistischen 
und vergeschlechtlichten Dimensionen von „workfare“ und „prisonfare“ ebenso heraus wie 
deren Komplementarität in der Strategie der Regierung der unwürdigen Armen, der über-
flüssigen, unmoralischen und potentiell gefährlichen Klassen. Zugleich macht er deutlich, 
dass von einer Ersetzung des Wohlfahrtsstaates durch den strafenden Staat in US-amerika-
nischem Ausmaß in den Staaten der Europäischen Union keine Rede sein könne (vgl. 
ebenda, S. 44f.). 
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Abkehr vom „penal welfarism“ der 1970er Jahre und das Aufkommen einer 
managerialen, ökonomisch rational ausgerichteten und tendenziell amorali-
schen „new penology“ bei gleichzeitigem Fortbestand „archaischer“ Straf-
praktiken und deren Verschärfung zu beobachten (vgl. Feeley/Simon 1992; 
Garland 2004, 2007, 2008). Strategien der Privatisierung von Sicherheit, der 
Responsibilisierung und Aktivierung der BürgerInnen als kriminalpolitische 
AkteurInnen stehen verschärftem Ausschluss von „Kriminellen“ und „Risi-
koträgerInnen“ bei partieller Abkehr vom Resozialisierungsparadigma ge-
genüber. Auch die Transformation des Sozialstaats in Deutschland setzt mit 
der „Krise des Fordismus“ ab den 1970er Jahren ein. Es handelt sich dabei 
weniger um einen Abbau als um die Umstrukturierung und Neukonditionie-
rung staatlicher Sozialleistungen. Gegenwärtige Tendenzen der Arbeits-
marktpolitik ordnen sich so in einen Paradigmenwechsel hin zum „aktivie-
renden Staat“ ein. Die zweite Rot-Grüne Koalition errichtete im Rahmen der 
Agenda 2010 und der Hartz-Reformen ein workfare-Regime, das unter der 
Prämisse des „Forderns und Förderns“ für Sozialleistungen konkrete Gegen-
leistungen fordert und auf Aktivierung der Arbeitslosen bei drohendem Aus-
schluss von Leistungen setzt. 

Fritz Sack, als prominenter Vertreter der kritischen Kriminologie, meint auch 
in der Bundesrepublik einen Wandel vom wohltätigen zum strafenden Staat 
feststellen zu können. Der Abbau des Sozialstaats gehe mit Investitionen in 
die Kriminalitätskontrolle und Innere Sicherheit einher – so ersetze Krimi-
nalpolitik tendenziell Sozialpolitik (vgl. Sack 2002, S. 60f.): 

„Der Staat wird damit gleichsam in einem Prozess historischer Re-
gression auf seine Erz- und Ursprungsfunktion zurückgeworfen: die 
Gewährung und Erzeugung des inneren Friedens mittels seines Ge-
waltmonopols.“ (ebenda, S. 61) 

Ob tatsächlich von einer „Ersetzung“ die Rede sein kann, oder ob es sich 
nicht vielmehr um eine Komplementarität verschiedener Staatsfunktionen 
und Regulationsweisen zur Integration und zum Ausschluss von Teilen der 
Bevölkerung handelt, wird im Laufe der Arbeit geklärt werden. Gegenwär-
tige Politiken der Kriminalisierung, so soll an dieser Stelle zumindest postu-
liert werden, ersetzen nicht Sozialpolitik, sondern sind selbst als zentrale so-
zialpolitische Interventionsformen zu verstehen. 

Die These dieser Arbeit lautet dementsprechend, dass Arbeitsmarkt- und 
Kriminalpolitik in Deutschland in den 1990er und 2000er Jahren einer ge-
meinsamen Tendenz der Transformation staatlicher Politiken folgen, die 
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strategisch auf die Schaffung der institutionellen und subjektiven Bedingun-
gen für eine postfordistische Produktions- und Lebensweise zielt. In dieser 
Transformation wird die Beziehung zwischen staatlichen Institutionen und 
BürgerInnen neu justiert. Dafür ist ein Zusammenspiel von aktivierenden und 
repressiven Strategien konstitutiv: Zum einen eine Einbindung und Trans-
formation der Subjektivität der BürgerInnen durch die Responsibilisierung 
der Einzelnen für Lebensrisiken und ihre „aktivische“ Mobilisierung. Zum 
anderen die Verschärfung des staatlichen Zwangs und Zugriffs auf die Bür-
gerInnen verbunden mit der Ausgrenzung oder dem Ausschluss derer, deren 
Aktivierung und Inklusion als gescheitert angenommen wird und/oder deren 
Existenzweise als Schädigung des Gemeinwohls, als parasitär oder allgemein 
als gefährlich für die Integrität von Gesellschaft betrachtet wird. Meine zen-
trale Annahme dabei ist, dass die gesellschaftliche Ausgrenzung von Indivi-
duen oder ganzer Bevölkerungssegmente als strategisches Mittel zu begreifen 
ist, das die Bedingungen für die Inklusion anderer Teile der Bevölkerung her-
stellen soll. So wird „Inklusion“ und „Exklusion“ mit arbeitsmarkt- und kri-
minalpolitischen Strategien hergestellt, deren Instrumente und Mechanismen 
in einem komplexen Verhältnis zueinander stehen und im Zusammenspiel 
Normalität und Integrität der bestehenden Gesellschaftsformation gewähr-
leisten – und gleichzeitig Ausgrenzung der „Überflüssigen“ oder „Risikoträ-
gerInnen“ produzieren.  

Um diese These zu überprüfen werde ich zunächst arbeitsmarkt- und krimi-
nalpolitische Tendenzen seit Ende der 1990er Jahre beschreiben und heraus-
arbeiten, welche Anforderungen staatliche Institutionen an die BürgerInnen 
stellen, welche Steuerungsinstrumente und Strategien sie einsetzen und wel-
che Praktiken der Lebensführung sie dadurch anregen. Darauf aufbauend 
werde ich die Fragen beantworten,  

− welche inklusiven bzw. exklusiven Effekte in gegenwärtiger Kriminal- 
und Arbeitsmarktpolitik festzustellen sind und durch welche Instrumente 
und Mechanismen diese hergestellt werden, 

− ob eine Komplementarität bzw. eine gemeinsame Strategie von Arbeits-
markt- und Kriminalpolitik bei der Produktion von Inklusion und Exklu-
sion plausibilisiert werden kann 

− und schließlich, wie das Verhältnis von Staat bzw. Staatlichkeit und 
BürgerInnen in dieser Transformation staatlicher Politiken restrukturiert 
wird. 
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Meine analytische Konzeption orientiert sich an dem von Michel Foucault 
formulierten Konzept der Gouvernementalität. Es mag zunächst verwundern, 
dass ich Foucault, als Analytiker einer radikalen Immanenz und Dezentralität 
von Machtbeziehungen, zur Erklärung integrativer und ausschließender Poli-
tiken des Sozialen heranziehe – und das noch besonders im Rahmen des 
Gouvernementalitätskonzepts.3 Dieses bietet sich vor allem an, um die Bezie-
hung staatlicher Institutionen zu den BürgerInnen als eine der Selbst- und 
Fremdführung zu beschreiben. Staatliches Regieren funktioniert in dieser 
Konzeption nicht über Gewalt, Zwang oder Freiheitsentzug, sondern agiert 
als Führung der Lebensführungen mittels der Handlungsfreiheit der Indivi-
duen. In der Gouvernementalität der Gegenwart soll das „unternehmerische 
Selbst“ durch Strategien der Aktivierung, Prävention, Ökonomisierung oder 
Responsibilisierung produktiv gemacht und in soziale und ökonomische Pro-
zesse integriert werden. So wird in erster Linie Inklusion erklärbar, Politiken 
des Freiheitsentzuges, des (temporären) Ausschlusses und der Anwendung 
staatlicher Zwangsmaßnahmen geraten tendenziell aus dem Blickfeld. Eine 
Analyse der Verknüpfung von Selbst- und (staatlichen) Herrschaftstechniken, 
die die einschlägigen Debattenbeiträge als zentrale Stärke des Gouverne-
mentalitätskonzepts herausstellen (vgl. Lemke 1997, S. 31), kann so gerade 
nicht geleistet werden – das Verhältnis von Zwang und Konsens bzw. Einver-
ständnis wird potentiell dethematisiert.4 

Die Gouvernementalitätsperspektive birgt damit, so die noch zu überprüfende 
und zu plausibilisierende Annahme, systematische Verkürzungen in sich. Ex-
klusion kommt nur als Randphänomen in den Blick. So ist der Ausschluss 
von ökonomischer, politischer und sozialer Teilhabe bisher auch im Rahmen 
der Studien zur als „neoliberal“ bezeichneten Gouvernementalität der Ge-
genwart selten thematisiert worden. Weil, so Krasmann und Opitz, Foucault 
„Ausschließung als Merkmal einer längst überwundenen Machtform identifi-
ziert“ habe – der juridisch-diskursiven Macht der Souveränität –, seien die 

                                                           
3  Wenn Foucault explizit für sich in Anspruch nimmt, den Ausschluss von Bevölkerungstei-

len aus der Gesellschaft zu analysieren und in diesem noch eine gesellschaftliche Funkti-
onsbedingung erkennt (vgl. Lemke 2005, S. 327), so wird Exklusion doch vor allem im 
Rahmen der Analyse der Disziplinarmacht, nicht der Gouvernementalität thematisiert und 
darin immer als Inklusion gedacht: im Sinne einer Disziplinierung in Einschließungsmilieus 
mit dem therapeutischen Ziel der gesellschaftlichen Wiedereingliederung. 

4  Diese Problematik verweist auch auf Defizite in der Analyse von institutionalisierter Staat-
lichkeit, wie sie auch in zahlreichen an Foucault anschließenden Forschungen festgestellt 
werden (vgl. Lemke 2007, Brunnett/Gräfe 2003). 
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governmentality studies in Bezug auf Exklusion bisher „eigentümlich 
stumm“ geblieben (Krasmann/Opitz 2007, S. 130). Als Konsequenz fordern 
sie, die von Foucault unterschiedenen Machttypen in Konstellation zu brin-
gen:  

„Man gelangt [...] an den Punkt, an dem die isolierte Betrachtung der 
drei Ordnungen der Macht aufgegeben werden muss. Tatsächlich be-
steht die Chance der governmentality studies gerade darin, die Serie 
‚Souveränität-Disziplin/Kontrolle-Regierung’ als ein integriertes En-
semble strategischer Formationen zu begreifen.“ (Krasmann/Opitz 
2007, S. 134f.) 

Dabei können sie sich auf Foucault selbst berufen, der explizit auf die Drei-
ecksbeziehung „Souveränität, Disziplin und gouvernementale Verwaltung“ 
(STB, S. 161) hingewiesen hat, ohne sie jedoch tiefgreifender zu diskutie-
ren.5 Mit Foucault lässt sich herausarbeiten, dass die regierungsspezifische 
Machtausübung im Rahmen einer Gouvernementalität mit der Transforma-
tion von Staatlichkeit korrespondiert, sich im Verbund durch die Subjekte 
selbst vollzieht und in ihnen manifestiert.6 Zentral ist dabei das Verständnis 
staatlich institutionalisierter Praktiken als Effekte und Bedingungen der durch 
die gouvernementale Rationalität gekennzeichneten Regierung. Gleichzeitig 
wäre es gerade die ausschließliche Konzentration auf die produktive, frei-
heitliche Macht der gouvernementalen Regierung, die „deren Liaison mit de-
struktiv-gewaltsamen Spielarten aus dem Blick geraten lassen“ (Kras-
mann/Opitz 2007, S. 127). Um dieser Blindheit für exklusive und repressive 
Effekte staatlicher Politiken zu entgehen, werde ich den strategischen Bezie-
hungen von Souveränität, Disziplin und Gouvernementalität nachgehen. Da-
bei geht es mir in erster Linie darum, ein dem Gegenstand der Untersuchung 
angemessenes, am Gouvernementalitätskonzept orientiertes Analyseinstru-
mentarium zu entwickeln. In dieser selektiven Vorgehensweise benutze ich 
Foucaults Begriffe als „Werkzeugkasten“, als „Steinbruch“ – gerade weil 
sein Denken definitorisch abschließenden und vor allem systematischen Be-
griffsbestimmungen entgegen steht. Neben den Vorlesungen zur Geschichte 
der Gouvernementalität von 1977-79 beziehe ich „Überwachen und Strafen“ 

                                                           
5  Dies verweist auf ein generelles Kennzeichen von Foucaults Argumentationen, das Fran-

çois Ewald treffend beschreibt: „Foucault liefert uns keine Theorie, er produziert keine 
Thesen, allenfalls zu verifizierende Hypothesen“ (Ewald 1978, S. 7f.). 

6  Wie sich diese Subjektivierung konkret vollzieht, kann hier nicht beantwortet werden. Dazu 
bedarf es empirischer Forschung, die hier nicht zu leisten ist. 



 

17 

(1976), „Der Wille zum Wissen“ (1977) sowie einzelne Vorlesungen und 
Aufsätze mit ein, um die Kritik am juridisch-diskursiven Machtmodell der 
Souveränität, die Konzeption der Disziplinarmacht, deren (Selbst-) Kritik und 
die Übergänge zum Modell der Bio-Macht herausarbeiten zu können. 

Um Missverständnissen vorzubeugen, die angesichts meiner Orientierung an 
Foucault auftauchen könnten, erscheint es mit notwendig, meine wissen-
schaftliche Perspektive noch einmal zu erklären und zu begründen: Es geht 
mir nicht um Diskurse, Prozesse oder Programme, sondern um Strategien. 
Mein Vorhaben ist es nicht, politische Diskurse auf ihren Zusammenhang mit 
und ihre Wirkmächtigkeit gegenüber gesellschaftlichen Transformationspro-
zessen zu überprüfen – oder umgekehrt. Die dafür notwendige empirische 
Basis, die erst die „Wirklichkeit“ der Diskurse, den Eigensinn der Praktiken, 
die relative Autonomie gesellschaftlich-politischer Institutionen oder die un-
gebrochene Hegemonie der Imperative kapitalistischer Ökonomien belegen 
könnte, kann und soll in dieser Arbeit nicht geschaffen werden. Stattdessen 
möchte ich die konkreten Entwicklungen auf dem arbeitsmarkt- und krimi-
nalpolitischen Feld untersuchen, die in den jeweiligen wissenschaftlichen 
Debatten als signifikant beschriebenen werden – auf legislativer, exekutiver 
und judikativer Ebene: Gesetzesnovellen, Umstrukturierungen staatlicher In-
stitutionen, Installierungen neuer Ver-Sicherungsregime, Redefinitionen der 
praktischen Ausrichtung staatlicher Kontrollorgane, Neuordnungen der Be-
ziehungen zwischen BürgerInnen und Staat. Diese verstehe ich als Bestand-
teile und Mittel politischer Strategien. Bei der Frage nach Strategien geht es 
nicht (oder nicht in erster Linie) um den Erfolg oder Misserfolg der von poli-
tischen AkteurInnen formulierten programmatischen Intentionen – es geht 
vielmehr um die Analyse der Machtbeziehungen und Herrschaftsverhältnisse, 
deren Aufrechterhaltung und permanente Neujustierung mittels staatlicher 
Politiken gewährleistet werden sollen. Somit ist mein Gegenstand weder Ar-
beitsmarktpolitik noch Kriminalpolitik an sich – ich interpretiere sie vielmehr 
als Elemente einer globalen und gleichzeitig mehrdimensional gespaltenen 
politischen Strategie, die mit ökonomischen und sozialen Prozessen auf na-
tionaler und internationaler Ebene korrespondiert. Gleichwohl sind diese 
konkreten Politiken einzubetten in historische Entwicklungen und hegemoni-
ale Diskurse, von denen auch die Ausrichtung der jeweiligen Strategien ge-
prägt wird. Dabei geht es mir wiederum nicht um die Diskurse als eigenstän-
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dige Untersuchungsgegenstände, sondern um die Rationalitäten spezifischer 
Politiken, die von diesen Diskursen beeinflusst oder gar strukturiert werden.7 

Wenn ein Ziel dieser Arbeit ist, in Anlehnung an Foucaultsche Konzepte ge-
sellschaftliche Integration und Ausgrenzung zu analysieren, müssen auch hier 
Begrifflichkeiten spezifiziert werden. Ich orientiere mich dabei an Ergebnis-
sen der Exklusionsdebatte, vor allem aber an Martin Kronauers Konzeption 
von Exklusion und Inklusion im „hoch entwickelten Kapitalismus“ (Kro-
nauer 2002). Da meine zentrale These zudem auf eine strategische Komple-
mentarität von Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik abhebt, ist eine nähere 
Untersuchung dieser Beziehung notwendig. Dabei werde ich mich vor allem 
auf die Grundlegungen von Rusche und Kirchheimer ([1939] 1974) und de-
ren Erweiterung durch Cremer-Schäfer und Steinert (1986; 1998) konzentrie-
ren. Kann, so die sich von hier aus erschließende Frage, auch heute noch Ru-
sches Annahme von 1933 zugestimmt werden, „daß alle Bemühungen um 
eine Reform der Behandlung der Verbrecher ihre Grenze finden an der Lage 
der untersten sozial bedeutsamen proletarischen Schicht, die die Gesellschaft 
von kriminellen Handlungen abhalten will“ (Rusche 1933, S. 66f.) – und sie 
gleichzeitig auf gegenwärtige Reformen der Arbeitsmarktpolitik ausgeweitet 
werden? 

Eine Arbeit, die auf die strategische Relevanz gegenwärtiger staatlicher Poli-
tiken fokussiert, behält notwendigerweise einen beschränkten Charakter. Sie 
kann Fragen nach dem „Erfolg“ bzw. der Wirkung dieser Strategien, nach 
Widersprüchen und Widerständen sowohl auf staatlicher wie auf nicht-staat-
licher Ebene nicht oder nicht befriedigend beantworten. Jedoch bietet sie ei-
nen Interpretationsversuch gegenwärtiger staatlicher Transformationspro-
zesse und ihrer gesellschaftlichen und ökonomischen Einbettung an, der 
durch die Analyse machtstrategischer Beziehungen neue Sichtweisen auf 
Konfliktlinien und Kämpfe ermöglicht. Zur Einbettung der Fragestellung und 
Klärung grundlegender Bedingungen nähere ich mich im ersten Teil der Be-
ziehung von Kriminal- und Sozialpolitik aus der Perspektive kritischer 
Gesellschaftstheorie – in Anschluss an Rusche und Kirchheimer sowie der 
Reformulierung ihres Ansatzes durch Cremer-Schäfer und Steinert. Der Be-

                                                           
7  Wichtig ist dabei die Betonung, dass nie von einer reinen Performanz der Diskurse 

ausgegangen werden kann, da deren Anrufungen und Implikationen auf zahlreichen Mate-
rialisierungsebenen – staatlicher, privat-gesellschaftlicher und subjektiver – scheitern oder 
ins Leere laufen können, verschoben werden und auf Widerstand treffen. 



 

19 

schreibung gegenwärtiger arbeitsmarkt- und kriminalpolitischer Transforma-
tionen im zweiten Teil stelle ich zudem eine Skizze historischer Ausgangsbe-
dingungen voran, die die Krise des fordistischen Vergesellschaftungsmodus 
auf ökonomischer, sozialer und politischer Ebene reflektiert. Im dritten Teil 
erfolgt zunächst die theoretische Erarbeitung eines diesen Transformationen 
gerecht werdenden Analyseinstrumentariums: Nach der Auseinandersetzung 
mit Michel Foucaults Konzeption der Gouvernementalität greife ich imma-
nente Probleme auch der governementality studies auf und komme unter Ein-
bezug von Foucaults früheren Arbeiten zur Formulierung eines machtanalyti-
schen Programms, das gegenwärtige Politiken von Integration und Aus-
schluss unter strategischen Gesichtspunkten zugänglich macht. Mit Hilfe der 
so geschärften Begriffe werde ich die Machtkonstellationen in gegenwärtiger 
Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik rekonstruieren und die Komplementarität 
integrativer – gouvernementaler – und ausschließender – disziplinarischer 
und repressiver – Strategien herausarbeiten. Aktivieren und Strafen werden 
sich dabei als zentrale Mechanismen erweisen, mittels derer die Arbeitskräfte 
auf die Bedingungen der postfordistischen Produktionsweise eingestellt wer-
den sollen.  

Zur Schreibweise 

Das Binnen-I wird zu Recht als Zweigeschlechtlichkeit festschreibend kriti-
siert. Es existiert mittlerweile mit dem Unterstrich (_) zwischen männlicher 
und weiblicher Form eine Alternative, die den Anspruch hat, Menschen „jen-
seits“ hegemonialer Gender-Kategorien mitzubenennen. Dennoch werde ich 
die Binnen-I-Schreibweise benutzen, da der staatlich-politische Raum, den 
ich beschreibe und analysiere, die so ausgedrückte Zweigeschlechtlichkeit als 
Gewaltverhältnis mit hervorbringt. Von „Bürger_innen“ zu sprechen wäre 
ein Euphemismus, der das Leiden derjenigen, die mit Körper-Zurichtungen 
bis hin zu medizinischen Eingriffen in das binäre Geschlechtermodell einge-
passt werden, tendenziell verschleiern würde. Ebenso werde ich, da die juris-
tische Sprache der Bundesrepublik nahezu durchgängig von maskulinen 
Formen dominiert ist, den Begriff der „Bürgerrechte“ benutzen. 





Teil I 

Grundlegungen 
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1 Gefährliche Klassen und die Soziale Frage: 
Zur Beziehung von Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 

In ihrer Studie zu „Sozialstruktur und Strafvollzug“, die das an die Columbia 
University in New York emigrierte Institut für Sozialforschung 1939 heraus-
gab, beschreiben Georg Rusche und Otto Kirchheimer die sich mit den Re-
formbestrebungen im Strafvollzug Ende des 19. Jahrhunderts herausbildende 
neue Sichtweise auf das Verbrechen wie den „Verbrecher“: 

„Die Vorkämpfer der Reformen glaubten, daß der Mensch, genauso 
wie er die Natur beherrscht, die menschliche Entwicklung lenken und 
das Verbrechen durch eine richtige Sozialpolitik bekämpfen kann.“ 
(Rusche/Kirchheimer [1939] 1974, S. 196) 

Franz von Liszt, der den Wahlspruch der Reformbewegung prägte, dass eine 
gute Sozialpolitik die beste Kriminalpolitik sei, bestimmte das Verbrechen 
sowohl als Produkt der Gesellschaft als auch aus dem (zum Teil angebore-
nen) Charakter des Verbrechers. Daraus resultierte die Forderung einer täter-
Innenorientierten Kriminalpolitik, die in erster Linie nicht die Tat der Delin-
quentInnen sühnen, sondern eine erzieherische Wirkung entfalten müsse. Die 
Strafe wird so „Bestandteil eines umfassenden Programms, das die Hebung 
des moralischen Niveaus der Gesellschaft zum Inhalt hat“ (ebenda, S. 197). 
Mit den Reformbestrebungen einher ging die Neuausrichtung staatlicher Po-
litik, die nun mittels Statistiken Wissen über die Bevölkerung produzierte. 
Diese „Entwicklung einer soziologisch orientierten Einstellung gegenüber 
dem Strafgesetz“ (ebenda, S. 200) machte es möglich, Aussagen über das 
Verhältnis von Verbrechensraten und Sozialstruktur zu treffen. Die daraus 
abgeleitete „Schuld der Gesellschaft“ wurde von progressiver Seite zu einem 
Argument für die Ausrichtung des Strafrechts am Resozialisierungsgedanken. 
Dabei wurde die „Besserung des Kriminellen“ nicht nur als eine Wohltätig-
keit, sondern auch unter Gesichtspunkten ökonomischer Rationalität als In-
vestition betrachtet: 

„Die Vorstellung von der Schuld der Gesellschaft verband sich mit der 
Idee, daß man die größtmögliche Menge an Produktionskräften der 
Gesellschaft wieder zurückgeben müsse.“ (ebenda, S. 201) 

Von entscheidender Bedeutung für den wachsenden Einfluss der Strafrechts-
reformer war dabei eine Phase ökonomischer Prosperität zwischen den 
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1880er-Jahren und dem 1. Weltkrieg, während der in den allermeisten west-
europäischen Staaten die Zahl der Straftaten – vor allem der Eigentumsde-
likte – zurückging (ebenda, S. 193). In der Epoche des historischen Imperia-
lismus war zudem trotz hohem Bevölkerungswachstum eine „maximale Ab-
sorption von Arbeitskräften“ möglich, was die „sinnlose Einsperrung von 
Menschen“ als irrational und unzeitgemäß erscheinen ließ (ebenda, S. 194). 
Kaum zufällig ist die zeitgleiche Einführung von Sozialversicherungspro-
grammen, im Deutschen Reich durch Bismarck in den 1880er Jahren. Rusche 
und Kirchheimer lesen sowohl die Sozial- wie auch die Kriminalreformen als 
Ansätze, „das in den Mitgliedern einer Gesellschaft angelegte soziale Kapital 
nicht verschwenden zu wollen“ (ebenda, S. 195). Sie zeigen, wie die Re-
formorientierung Einzug in Strafgesetzgebung und Strafzumessungspolitik 
der allermeisten westeuropäischen Staaten fand.1 

Rusches und Kirchheimers Erklärungsansatz lässt sich folgendermaßen zu-
sammenfassen: Die Reformorientierung der Kriminal- und Sozialpolitik des 
späten 19. Jahrhunderts, die eine ökonomisch effizientere Verbrechensbe-
kämpfung durch kriminalitätsvorbeugende soziale Sicherungssysteme sowie 
die moralische Erziehung und Reintegration der DelinquentInnen in die Ge-
sellschaft anstrebt, korrespondiert mit Veränderungen der kapitalistischen 
Produktionsweise in der imperialistischen Phase, die einerseits durch stei-
gende Beteiligung der Arbeitskräfte am gesellschaftlichen Reichtum zur Sen-
kung von Kriminalitätsraten führt, andererseits den Wert der Arbeitskraft 
durch die steigende Nachfrage aufgrund expansiven Wachstums in die Höhe 
treibt. Das Zusammenwirken von Sozial- und Kriminalpolitik verfolgt hier 
also in erster Linie die Funktion der gesellschaftlichen und ökonomischen 
(Re-)Integration – Gefängnisstrafen als zeitlicher Ausschluss aus der Gesell-
schaft gelten als anachronistisch und werden durch andere Straftypen ersetzt 
bzw. ergänzt, die das straffällig gewordene Individuum weniger stark von der 
sozio-ökonomischen Teilhabe ausschließen. Deutlich wird so der von Rusche 
und Kirchheimer vertretene theoretische Grundsatz, der an bestimmte Tradi-
                                                           
1  Sie drückte sich vor allem als Strafmilderung, in der weitestgehenden Abschaffung kurzer 

Freiheitsstrafen und deren Ersetzung durch Bewährungs- oder Geldstrafen, um „möglichst 
viele DelinquentInnen aus den Gefängnissen herauszuhalten“ (Rusche/Kirchheimer [1939] 
1974, S. 203), aus. Die Durchführung der Haftstrafen selbst wurde im Zuge dieser Refor-
men einer Binnendifferenzierung unterworfen, die mit Hafterleichterungen und -verschär-
fungen arbeitete, wodurch die disziplinierende Funktion des Gefängnisses ausgebaut wurde 
(vgl. ebenda, S. 217). Die durch das sogenannte progressive System hauptsächlich geför-
derte Tugend sei, so die Autoren, der Konformismus. 
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tionen materialistischer Gesellschaftstheorie anknüpft: „Jede Produktions-
weise tendiert dazu, Bestrafungsmethoden zu ersinnen, welche mit ihren Pro-
duktionsverhältnissen übereinstimmen“ (ebenda, S. 12). Sinkende Gefange-
nenzahlen sind also ebenso wie sinkende Kriminalitätsraten Ausdruck der 
ökonomischen Prosperität – entsprechend müssen in ökonomischen Krisen 
Gefängnispopulation und Verbrechenszahlen steigen.2 

Im Verweis auf die Produktionsverhältnisse wird die enge, mitunter auch 
ökonomistische Koppelung zwischen Straf- und Wirtschaftssystem, die die-
ser Konzeption zu Eigen ist, deutlich. Cremer-Schäfer und Steinert weisen 
diese Reduktion staatlichen Strafens auf eine ökonomisch reproduktive 
Funktion zurück (Cremer-Schäfer/Steinert 1986, S. 79). Sie verschieben da-
bei den Fokus auf die relative Autonomie des Strafrechts bzw. der „Institu-
tion ‚Verbrechen und Strafe’“ als „ideologischem Staatsapparat“: 

„Insgesamt ist das Strafrecht ein Politikfeld, in dem es stärker um Le-
gitimations-Interessen (das ‚Interesse des Staates an sich selbst’), um 
Interessen der jeweiligen Durchführungsstäbe und nicht primär um 
harte wirtschaftliche Interessen geht.“ (ebenda) 

Das Strafrecht nimmt in ihrer Konzeption vor allem die Funktion symboli-
scher oder ideologischer Politik ein, die die Normalität einer bestehende 
Wirtschafts- und Sozialordnung ex negativo vermittelt. Es geht dabei nicht 
mehr um eine unmittelbare ökonomische Funktion des Strafrechts, sondern 
um die Darstellung einer der Produktionsweise entsprechenden „Arbeitsmo-
ral“, die die AutorInnen als „die Legitimationen und institutionellen Arrange-
ments, die in einer Gesellschaft angeben und festlegen, wer warum und unter 
welchen Konditionen wie arbeiten soll“ (ebenda, S. 81) bestimmen. Das 
Strafrecht wird somit als „ideologischer Staatsapparat“ definiert, der weniger 
eine der herrschenden Produktionsweise entsprechende Integration und Dis-
ziplinierung herstelle als die gültigen Normen der Beziehung zwischen Ar-
beit und Konsum sowie einer angemessenen Lebensführung kommuniziere. 
Veränderungen der Institution „Verbrechen und Strafe“ gehen „von der Pro-
duktionsweise und, zumindest in einer kapitalistischen Gesellschaft, von ver-
änderten ‚Kapitalstrategien’“ (Cremer-Schäfer/ Steinert 1998, S. 40) aus – 

                                                           
2  Dementsprechend wir auch die in der Weimarer Republik fortgesetzte Reformpolitik zu-

nächst als atypisch beschrieben – erklärbar wird sie jedoch durch die in Einsicht der Straf-
rechtsreformer, dass Verbrechen nicht durch Bestrafung, sondern vor allem durch sozialpo-
litische Maßnahmen zu bekämpfen sei (vgl. Rusche/Kirchheimer [1939] 1974, S. 230). 
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die damit verbundenen Anforderungen an die Arbeitskraft müssen kulturell-
ideologisch abgesichert werden, z. B. durch Ausschließungen und Neustruk-
turierung von Klassenzusammensetzungen. In einer zweiten Beschreibungs-
linie kann die Geschichte des Strafwesens als eine der Beziehung zwischen 
der armen und der reichen Bevölkerung gefasst werden. Cremer-Schä-
fer/Steinert referieren dazu Rusches Annahme, 

„[...] der relevante Teil dieser Beziehung zwischen den Reichen und 
den Armen schließe ein, daß Bestrafung schlimmer sein muß als die 
schlimmsten Lebensbedingungen, die ein Wirtschaftssystem sonst den 
Armen bietet. Und das kann bis dorthin gehen, daß ‚überflüssige’ 
Teile der armen Bevölkerung umgebracht werden.“ (ebenda, S. 45) 

Strafe bedeutet hier generell soziale Ausschließung: Sowohl die Extreme der 
Todesstrafe, der Verbannung, des Exils bzw. inneren Exils der Gefängnisse –
die Schaffung von totalen Institutionen – als auch die mildesten Formen wie 
Geldstrafen, die Mittel sozialer Teilnahme verringern: „Gesellschaften ziehen 
Grenzen der Zugehörigkeit, sie setzen restriktiv fest, wer die Pflichten eines 
Gesellschaftsmitglieds erfüllt, und wer berechtigt ist, die zugehörigen Privi-
legien zu genießen“ (ebenda, S. 46). Wie diese Grenzen gezogen werden, ist 
dabei politisch umkämpft.  

Eine weitere wichtige Funktion des Strafrechts sehen Cremer-Schäfer/Stei-
nert in der die Darstellung einer „politischen Moral“, die den gesellschaftlich 
legitimen Gebrauch von Machtmitteln angibt. Sanktioniert werden so bei-
spielsweise Eigentumsdelikte als Verstoß gegen die „Verbindung von Kon-
sum und Lohnarbeit“ bzw. „ehrlichem Gelderwerb“ (Cremer-Schäfer/Steinert 
1986, S. 82). Aber die Institution „Verbrechen und Strafe“ dient auch zur 
Darstellung staatlicher Herrschaft und deren Legitimation. Durch die Be-
handlung bestehender gesellschaftlicher Probleme als „Kriminalität“, durch 
die Kriminalisierung von Verhaltensweisen, die als nicht sozialverträglich 
gelten, demonstriert der Staat  

„[...] gegenüber dem Wahlvolk (aber auch gegenüber interessierten 
und aktiven Öffentlichkeiten) Politikbereitschaft, Handlungs- und 
Schutzfähigkeit [...]. Das kann sich verdichten zur Darstellung als ‚Si-
cherheitsstaat’, der aber typischerweise auf eine Nachfrage nach ‚Be-
kämpfung’ von Kriminalität und Unsicherheitsgefühlen antwortet, an 
deren Entstehung und Positionierung die Apparate der Institution 
‚Verbrechen & Strafe’ und die politischen Institutionen selbst einen 
entscheidenden Anteil haben.“ (Cremer-Schäfer/Steinert 1998, S. 40) 
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Wenn die AutorInnen die Institution „Verbrechen und Strafe“ als „ideologi-
schen Staatsapparat“ beschreiben, der weniger direkt regulative Auswirkun-
gen als ideologische Bedeutung hat, geht es ihnen nicht um die Zurückwei-
sung jeglicher Beziehungen zwischen Produktionsverhältnissen und Strafge-
setzgebung. Vielmehr werden diese grundsätzlich anders, über das Konzept 
der „Arbeitsmoral“ bzw. der „politischen Moral“ vermittelt. In den Fokus 
kommen so auch ausschließende Effekte, die bei Rusche und Kirchheimer 
nur als Grenzen der Reformprogramme und residualer Ausdruck des struktu-
rellen Widerspruchs zwischen Rehabilitierungs- und Abschreckungswirkung 
des Strafens (vgl. Rusche/Kirchheimer [1939] 1974, S. 222) – oder eben als 
Ausdruck ökonomischer Krisen – erscheinen. Die Darstellung von „Arbeits-
moral“ mittels Strafrecht funktioniert gerade über den Ausschluss, über die 
Kennzeichnung der Abweichung von der Norm, d. h. ex negativo integrativ. 
Wirksam wird darin auch die moralische Legitimation des grundsätzlich a-
moralischen wirtschaftlichen Ausschlusses vom Arbeitsmarkt (vgl. Cremer-
Schäfer/Steinert 1998, S. 86). 

Nun, so Cremer-Schäfer/Steinert weiter, stehe die Institution „Verbrechen 
und Strafe“ in konstitutiver Verbindung mit der auf die Bearbeitung von Ar-
mut und Arbeitslosigkeit gerichteten sozialstaatlichen Institution „Schwäche 
und Fürsorge“ – gerade im Wohlfahrtsstaat des 20. Jahrhunderts. Diese Ver-
bindung sei möglich, weil beide Institutionen über starke Strukturanalogien 
verfügten: beide personalisierten und definierten ein unzulängliches Subjekt. 
Sie wollten nicht Verbrechen und Armut abschaffen, sondern Verbrecher und 
Arme „verbessern“. Die Institution „Schwäche und Fürsorge“ habe, wie 
staatliche Sozialpolitik allgemein, die genuin strukturelle Aufgabe der Ge-
währleistung der Reproduktion von Arbeitskraft, der Einstellung der Lohnar-
beit auf jeweils gebotene Bedingungen der Produktionsweise – also eine di-
rekte Herstellung der gültigen „Arbeitsmoral“ (vgl. ebenda, S. 56). Bei Cre-
mer-Schäfer/Steinert bleibt jedoch die Frage, wie, d. h. durch welche Strate-
gien, Arbeitsmoral mittels Sozialpolitik konkret hergestellt wird, relativ un-
geklärt. Gleichzeitig ist die Trennung zwischen sozialpolitischer Her- und 
(symbolisch-ideologischer) kriminalpolitischer Darstellung problematisch, 
weil sie die materielle, subjektkonstitutive Dimension von Kriminalpolitik –
die Einübung von Verhaltensweisen und von Selbstwahrnehmungen – ten-
denziell ebenso unterbelichtet wie die symbolisch-subjektkonstitutive Di-
mension von Sozialpolitik. Dennoch bleibt das grundlegende Zusammenspiel 
des wohltätigen und strafenden Staates bei ihnen treffend beschrieben. 
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Dieser – vor mittlerweile über zehn Jahren zusammengefasste – Ansatz 
nimmt in aktuellen politik- und gesellschaftswissenschaftlichen Debatten 
eine randständige Stellung ein. Nichtsdestotrotz bietet er eine Möglichkeit an, 
die Beziehung zwischen Kriminal- und Arbeitsmarktpolitik in Bezug auf die 
zunehmende Prekarisierung von Beschäftigungsverhältnissen und Lebens-
weisen ebenso wie auf die Legitimierung sozialen Ausschlusses zu fokussie-
ren, indem er Ausgrenzung und soziale Marginalisierung als Strategie einer 
Politik der Arbeitsmoral versteht: In der Her- und Darstellung der ökono-
misch geforderten Einstellung der Arbeitskräfte zu den Produktionsverhält-
nissen mittels Politiken des Sozialen – der „Arbeitslosigkeit“ und der Krimi-
nalisierung – nehmen die Armutsbevölkerung und die Lohnarbeitslosen trotz 
und gerade wegen ihrer vielfach marginalisierten Position eine zentrale Posi-
tion ein. 

*** 

Im 19. Jahrhundert wurde die von bürgerlichen Philanthropen, Journalisten, 
Wissenschaftlern und Ärzten und durch staatliche Polizeiarbeit „entdeckte“ 
gefährliche städtische Armutsbevölkerung zum sichtbaren Zeichen der „So-
zialen Frage“. Die „gefährlichen Klassen“ setzten sich aus den unwürdigen, 
arbeitsunwilligen und unmoralischen Armen, aber auch aus aufrührerischen 
Proletariern zusammen, die aufgrund ihrer Existenz eine Gefahr für die Sta-
bilität der gesellschaftlichen Verhältnisse darstellten.3 Diese Gefahr ist eine 
dreifache: Sie werden einer unsittlichen Lebensführung bezichtigt, des politi-
schen Aufruhrs verdächtigt und als potentielle Verbrecher gehandelt (vgl. 
Wehrheim 2006, S. 40f). Als zwei zentrale soziale Figuren der „gefährlichen 
Klassen“ lassen sich „Arbeitslose“ und „Verbrecher“ bzw. „Kriminelle“ un-
terscheiden. Deutlich wird aber schon hier, dass die Konstruktion der „ge-
fährlichen Klassen“ eine Spaltung der Subalternen hervorbrachte. Die an-
fängliche Identifizierung von Proletariat, den Armen und den „gefährlichen 
Klassen“ wurde nicht zuletzt aufgrund der zunehmenden Macht der Arbeiter-
Innenklasse durch eine Spaltung der „anständigen“ ArbeiterInnen und der 
„unwürdigen“ und „gefährlichen“ Klassensegmente aufgelöst (vgl. Preußer 
1983b, S. 10). Mit der zunehmenden sozialen Integration eines Teils der Ar-
beiterInnenklasse geht Ausschluss und polizeiliche Behandlung eines ande-
ren Teils einher. Die Konstruktion und repressiv-disziplinarische Behandlung 

                                                           
3  Zur Entdeckung der „gefährlichen Klassen“ vgl.: Preußer 1983a;b; Schwarz/Wögenstein/ 

Szeless 2007. 
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der „gefährlichen Klassen“ und die gleichzeitige soziale Integration des städ-
tischen Industrieproletariats macht die Strategien einer Politik der Arbeitsmo-
ral überdeutlich, der es im 19. Jahrhundert primär darum ging, das vorhan-
dene Arbeitskräftepotential zu Lohnarbeitern zu machen und damit die not-
wendigen Bedingungen für den kapitalistischen Akkumulationsprozess zu 
schaffen. Kann gegenwärtig, nach einer Periode des wohlfahrtsstaatlich anvi-
sierten Verschwindens, von einer Wiederkehr der Politik mit den „gefährli-
chen Klassen“ gesprochen werden? 
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2 Ökonomische, soziale und politische 
Transformationen 

Um ein angemessenes Verständnis gegenwärtiger arbeitsmarkt- und krimi-
nalpolitischen Transformationen zu ermöglichen, müssen diese kontextuali-
siert werden. Die folgenden Ausführungen beschreiben – skizzenhaft – das 
ökonomische, soziale und politische Terrain, auf dem sich die gegenwärtigen 
Veränderungen vollziehen. Im Wesentlichen widme ich mich dabei ökono-
mischen, sozialen und politischen Entwicklungen seit dem 2. Weltkrieg. Un-
ter Bezugnahme auf Hirsch (1980, 2002) gehe ich zunächst auf Veränderun-
gen der kapitalistischen Produktionsweise ein, um danach mit Kronauer 
(2002) neue Ausprägungen sozialer Ausgrenzung und Armut nachzuzeich-
nen. Schließlich werde ich auf Transformationen von Staatlichkeit eingehen, 
die in der Governance-Debatte verhandelt werden. Erst vor diesem Hinter-
grund kann die strategische Bedeutung von Politiken der „Arbeitslosigkeit“ 
und „Kriminalität“ plausibel herausgearbeitet werden. 

2.1 Vom Fordismus zum Postfordismus 

Für den Entstehungsprozess der als Fordismus bezeichneten kapitalistischen 
Gesellschaftsformation kann das Zusammenspiel mehrerer geschichtlicher 
Entwicklungen und Ereignisse als konstitutiv angenommen werden: Die rus-
sische Oktoberrevolution, die Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre, die eu-
ropäischen Faschismen, der 2. Weltkrieg und die Blockbildung in realsozia-
listische und kapitalistische Staaten (vgl. Hirsch 2002, S. 84f.). Die USA 
konnten eine militärische und sozio-ökonomische Vorherrschaft ihrer Akku-
mulations- und Regulationsweise etablieren.1 Die Neuorganisation und Absi-
cherung des Weltmarktes ging einher mit der globalen Dominanz des US-
amerikanischen Produktions- und Gesellschaftsmodells. So vollzog sich eine 
Umwälzung der Arbeitsorganisation, des gesamten Reproduktionsprozesses 
und damit auch der Klassenstrukturen und Lebensweisen. Die Bezeichnung 
                                                           
1  Hirsch weist auch auf den Zusammenhang der Durchsetzung des Fordismus mit der 

Systemkonkurrenz einerseits, der „gigantischen Rüstungsproduktion“ als Motor des neuen 
Akkumulationsregimes andererseits hin, die die Epoche des „Kalten Krieges“ kennzeich-
nete. 
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dieser neuen Gestalt des Kapitalismus als Fordismus geht auf die tayloristi-
sche Massenproduktion in den Detroiter Ford-Werken zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts zurück. Dieses Produktionsmodell und die damit verbundene 
Form der Kapitalakkumulation ermöglichten eine rasante Produktivitätsstei-
gerung und hohe Wachstumsraten. Damit verbunden waren steigende Löhne 
bei tendenzieller Vollbeschäftigung, weitreichende soziale Absicherungen 
und die massenhafte Beteiligung der ArbeiterInnen am Konsum, wodurch 
neue Absatzmärkte geschaffen wurden. 

„In ökonomischen Begriffen ausgedrückt, wurde die Reproduktion der 
Arbeiterklasse, d. h. ihr immer mehr in Warenform stattfindender 
Konsum, zu einem zentralen Bestandteil der Kapitalverwertung.“ 
(ebenda, S. 85) 

So wurden immer weitere Lebensbereiche – soziale Beziehungen, reproduk-
tive Tätigkeiten, kleinbäuerliche oder handwerkliche Produktionsweisen – in 
einer „inneren Landnahme“ (Lutz) der Warenform unterworfen und der Ka-
pitalverwertung zugänglich gemacht, was zur grundlegenden Wandlung ge-
sellschaftlicher Strukturen und der Lebensverhältnisse (nicht nur) der Arbei-
terInnenklasse führte (vgl. ebenda, S. 86). Die tayloristische Massenproduk-
tion ging einher mit der Dequalifizierung der Arbeitskraft und auch der Aus-
dehnung des Anteils der weiblichen „Massenarbeiterinnen“. 

Insgesamt konnte dieser ökonomische, soziale und kulturelle Transforma-
tionsprozess – auch wenn er sowohl international als auch sektoral betrachtet 
unvollständig blieb – als Nivellierung sozialer Ungleichheit erscheinen. Dies 
auch deshalb, weil sich mit der Produktions- und Akkumulationsweise auch 
die „Formen gesellschaftlich-ökonomischer Regulation“ (ebenda, S. 87) ver-
änderten. Die durch die Auflösung „traditioneller“ Produktions- und Repro-
duktionsweisen entstandenen „sozialen Risiken“ wurden durch kollektive 
Versicherungssysteme des Sozialstaats minimiert. Bedeutend für die Stabili-
sierung des Fordismus war auch die Einbindung der Organisationen der Ar-
beiterbewegung, die zu einem institutionalisierten sozialpartnerschaftlichen 
Klassenkompromiss ausgebaut wurde (vgl. ebenda, S. 88). Diese Politik ging 
einher mit massiven ökonomischen und sozialen Interventionen seitens des 
Staates im Rahmen einer keynesianisch orientierten Finanzpolitik. So legiti-
mierte sich der fordistische Sozialstaat auch in entscheidendem Maße über 
materielle Verteilungspolitiken auf der Grundlage beständigen Wirtschafts-
wachstums. Hirsch bezeichnete diesen interventionistischen, auf „zentrali-
sierte Normierung und Steuerung“ und die „‚Durchstaatlichung’ vieler Le-
bensbereiche“ bei gleichzeitiger intensiver Kontrolle der Lebensweise durch 
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Bürokratie und eine organisationsmäßige Einbindung orientierten fordisti-
schen Staat als „Sicherheitsstaat“ – im doppelten Sinne der sozialen Absiche-
rung wie der Kontrolle und Überwachung (ebenda, S. 88f.; Hirsch 1980, 
S. 26ff., 38ff.). In seiner immensen Prägekraft von Lebensweisen, kulturell-
ästhetischen (Alltags)praktiken, des Glaubens an technologischen Fortschritt, 
wachsenden Wohlstand und gesellschaftliche Gleichheit war der Fordismus 
„die gesellschaftliche und ökonomische Grundlage der ‚Moderne’, und sie 
musste deshalb in all ihren Aspekten fragwürdig werden, als dieser in die 
Krise geriet“ (Hirsch 2002, S. 90). 

Hirsch will die Krise des Fordismus aus der in ihm vorhandenen ökonomi-
schen, gesellschaftlichen und politischen Dynamik erklären. Als ökonomi-
sche Grundlage benennt er den „strukturellen Rückgang der Kapitalrentabi-
lität in allen kapitalistischen Metropolen“ aufgrund eines Rückgangs der Pro-
fitrate (ebenda, S. 94), der vor allem durch die Erschöpfung der im for-
distisch-tayloristischen Akkumulationsregime erzielbaren Produktivitätsstei-
gerungen bedingt war. Diese Entwicklung ließ die Finanzierung des Sozial-
staats aus Sozialproduktzuwächsen nicht mehr zu, was zu zusätzlichem 
Druck auf die Profitrate führte: 

„Die fordistische, sozialstaatlich-keynesianische Regulationsweise, 
die über Jahre hinweg eine Stütze der Kapitalakkumulation dargestellt 
hatte, wurde damit zu deren Hemmnis (Guttmann 1994). Die enge 
Verbindung von Massenkonsum, Sozialstaat und Akkumulation, die 
das ‚goldene Zeitalter’ des Fordismus gekennzeichnet hatte, zer-
brach.“ (ebenda) 

Aber auch die internationale Regulation wurde zunehmend destabilisiert. 
Hier kam es zu einem Widerspruch zwischen der vorwiegend auf Binnen-
konjunktur und -märkte orientierten Regulationsweise, in der der Binnenkon-
sum selbst Motor der Akkumulation war, und einer Exportorientierung vor 
allem des US-Kapitals, die Freihandel und Liberalisierung der Märkte 
forcierte (vgl. ebenda, S. 95).2 

                                                           
2  Die ökonomische Vormachtstellung der USA geriet so zunächst ins Wanken, denn Japan 

und Europa konnten erfolgreich alternative Fordismen etablieren. Die USA gerieten zudem 
in Finanznöte aufgrund ihrer immens steigenden Militärausgaben – so kann auch der Viet-
namkrieg als „historischer Wendepunkt und als Markstein bei der Entwicklung der Fordis-
mus-Krise“ gelten (Hirsch 2002, S. 95). Zudem kam es zum Zusammenbruch des Bretton-
Woods Systems, aufgrund des wachsenden Handels- und Zahlungsbilanzdefizits der USA. 
In der Folge gelangte der Geld-, Kredit- und Devisenverkehr immer stärker in die Hände 
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Alle diese unterschiedlichen Krisenfaktoren verbanden sich nicht bloß zu ei-
ner Krise der Kapitalverwertung, sondern auch zur Krise der fordistischen 
Lebensweisen, genauer: der Hegemonie „der herrschenden gesellschaftlichen 
Ordnungs- und Entwicklungsvorstellungen“ (ebenda, S. 98). Die USA unter 
Reagan reagierten auf die Krisen mit einer neokonservativ-monetaristischen 
Wende. So bildete sich seit den 1980er Jahren eine neue, „postfordistische“ 
Formation des Kapitalismus heraus – unter dem Antrieb neoliberaler Regie-
rungspolitik und des multinationalen Kapitals: 

„Es ging dabei vor allem darum, die im keynesianisch-fordistischen 
Staat der Nachkriegszeit institutionalisierten sozialen Kräfteverhält-
nisse zu zerschlagen und damit die Grundlage für eine Revolutionie-
rung von Produktionstechnologien und Arbeitsorganisationsformen, 
einen neuen Schub der Rationalisierung und Freisetzung von Arbeits-
kräften sowie die Erschließung neuer Anlagemöglichkeiten für das 
Kapital zu schaffen.“ (ebenda, S. 99) 

Die postfordistische Reorganisation führte zu einer nachhaltigen Erhöhung 
der Profitrate und zur Wiederherstellung der US-amerikanischen ökonomi-
schen und politischen Vorherrschaft. Wesentliches Kennzeichen des neuen 
Akkumulationsregimes ist eine durch Marktliberalisierung und neue Kom-
munikations- und Transporttechnologien gekennzeichnete neue Qualität der 
Internationalisierung der Produktion. Diese ermöglicht nun eine flexible 
Ausnutzung unterschiedlicher nationalstaatlicher Verwertungsbedingungen 
im globalen Maßstab (vgl. ebenda, S. 100). So ist eine globale Ökonomie mit 
multinationalen Konzernen entstanden, die einen Standortwettbewerb mit Pa-
rametern wie Lohnkosten, Arbeitskraftqualifikation oder Umweltstandards 
entfacht. Obwohl die nationalen Reproduktionszusammenhänge damit ihre 
relative Geschlossenheit verlieren, geht Hirsch davon aus, dass die Klassen-
verhältnisse in erster Linie weiter auf nationalstaatlicher Ebene bearbeitet 
und institutionalisiert werden (vgl. ebenda, S. 101). 

Zentraler Motor der neuen Akkumulationsweise ist eine qualitativ neue, sys-
tematische Einbeziehung von Natur und Wissen in den Verwertungszusam-
menhang. In einer neuen „inneren Landnahme“ wird die Inwertsetzung vor-

                                                                                                                             
privater Banken bzw. die Zentralbanken agierten immer unabhängiger. Dies führte zur zu-
nehmenden Orientierung an kurzfristigen und spekulativen Profiten, die nicht durch pro-
duktiven Investitionen, sondern „durch Ausnutzung von Wertpapier-, Wechselkurs- und 
Zinsdifferenzen“ (ebenda, S. 96) erwirtschaftet wurden. 
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her frei verfügbarer Ressourcen vorangetrieben – beispielsweise mittels Gen-
Patentierungen im Rahmen neuer Bio-Technologien. Mit diesem Kommodi-
fizierungsschub sei, so Hirsch, ein „ökologischer Kapitalismus“ und ein 
„Wissenskapitalismus“ entstanden: Wissen sei zunehmend nicht mehr wie im 
tayloristischen Fordismus in den Maschinen eingeschlossen, sondern werde 
selbst zur unabhängigen Ware. Für die Anforderungen an die Arbeitskräfte 
bedeute dies eine Re-Qualifizierung in einigen technologischen Kernsekto-
ren, während sich in anderen Bereichen die fordistische De-Qualifizierung 
fortsetze (ebenda, S. 104). Dies führe zur weiteren Heterogenisierung und 
Spaltung der Lohnabhängigen:  

„Insgesamt beinhaltet die vergrößerte Bedeutung des ‚Humankapitals’ 
in den technologischen Kernsektoren ein qualitativ neues Stadium der 
Subsumtion der Arbeitskraft unter das Kapitalverhältnis, die die Ge-
stalt komplexer Mensch-Maschinen-Systeme annimmt (Jessop 
2000b). Das Kapital benutzt die Arbeitskraft immer weniger nur im 
Sinne der Nutzung technischer Kompetenzen, sondern beansprucht die 
Menschen zunehmend total, mit ihren manuellen wie mit ihren phy-
sisch-geistigen Fähigkeiten – Kreativität, Innovations-, Anpassungs- 
und Kooperationsfähigkeit.“ (ebenda, S. 104f.) 

Dieser neuen Qualität der Integration von Arbeitskräften in den postfordisti-
schen Produktionsprozess, die Flexibilität, hohe Qualifizierung und Eigen-
initiative erfordert, stehen qualitativ neue Desintegrationsprozesse gegenüber. 
Analog zur Ausdifferenzierung und Spaltung der Lohnabhängigen kommt es 
zu neuen Formen von Armut und Ausgrenzung von gesellschaftlicher Teil-
habe, die in gegenwärtigen Debatten verstärkt als Exklusionsphänomene be-
zeichnet werden. 

2.2 Neue Formen sozialer Ausgrenzung 

Im Begriff der Exklusion, der am ehesten mit sozialer Ausgrenzung zu über-
setzen ist, sieht Kronauer zwei Bedeutungslinien verwoben: Die gesell-
schaftliche Spaltung durch Armut, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 
einerseits, der damit zusammenhängende Ausschluss von wesentlichen ge-
sellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten andererseits (vgl. Kronauer 2002, 
S. 11). So hebe der Exklusionsbegriff letztlich auf die sozialen Bedingungen 
von Demokratie ab. Arbeitslosigkeit und Armut werden dabei relational be-
stimmt, so dass die Mehrdimensionalität von sozialer Ausgrenzung – ökono-
misch, kulturell, politisch, soziale Beziehungen betreffend – in den Blick 
kommt (vgl. ebenda, S. 17f.). Zudem soll Exklusion, so Kronauer, auf den 
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Prozesscharakter von Ausgrenzung verweisen: Auf die Institutionen, die aus-
grenzen oder aus denen ausgegrenzt wird und auf die biographische Kumula-
tion von Ausgrenzungsdimensionen und -erfahrungen. 

Hintergrund dieser Neubestimmung der „sozialen Frage“ als eine der gesell-
schaftlichen Teilhabe waren dabei neuartige Armutsphänomene, die in den 
1980er Jahren die Debatte um eine „neue Armut“ auslösten. Im Zuge von 
„Deindustrialisierung“ und „Dienstleistungsorientierung“, die zu Massenar-
beitslosigkeit vor allem unter un- und angelernte ArbeiterInnen und zuneh-
mend prekären Erwerbsbiographien führte, wurde eine Wiederverbindung 
von Arbeitslosigkeit mit Armut konstatiert. Armut reichte nun zunehmend in 
„bislang weitgehend geschützte Segmente der Erwerbsbevölkerung“ (ebenda, 
S. 14) hinein. Ökonomische Desintegration konnte weniger denn je als so-
ziales Randphänomen gedeutet werden. Vielmehr wurde offenbar, dass „die 
Systeme der sozialen Sicherung durch ihre enge Anbindung an das Erwerbs-
system noch immer in erheblichem Maße die soziale Ungleichheit, die in 
unterschiedlichen Erwerbs- und Einkommenschancen wurzelt“ (ebenda, 
S. 90), reproduzieren. Gleichzeitig haben sich in der Phase des relativen Mas-
senwohlstands des Nachkriegsfordismus die Maßstäbe für die Bewertung von 
Lebensstandards und damit auch von Armut verschoben – so dass nicht die 
absolute Armut bedeutend ist, sondern eine relative, in Bezug auf einmal er-
reichten Wohlstand gesetzte Armutsdefinition (vgl. ebenda, S. 16). Die 
Rückkehr von Arbeitslosigkeit und Armut stellen, so Kronauer, den nach den 
Weltkriegen formulierten Anspruch, nicht nur eine formale, auf Rechtsstaat-
lichkeit, sondern eine materiell abgesicherte, auf universelle soziale Rechte 
gegründete Demokratie aufzubauen, infrage. 

Das Ausgrenzungsproblem stellt sich in Verbindung mit Arbeitslosigkeit und 
Armut auf alte und neue Weise: Es wird weiterhin rechtliche und institutio-
nelle Ausschließung praktiziert, in dem eine Grenze zwischen VollbürgerIn-
nen und Nicht-BürgerInnen gezogen wird, wobei letztere weiter statusbezo-
gen differenziert werden (vgl. ebenda, S. 117). Im „Inneren“ der Gesellschaft 
dagegen sind neue Kämpfe um die Beziehung von Arbeitsmarktintegration 
und Teilhaberechten entstanden, die sich in der Reform des Sozialstaats und 
der Re-Regulierung des Arbeitsmarktes manifestieren. Zwar findet keine 
Einschränkung der bürgerlichen und politischen Rechte statt, aber die sozia-
len Rechte als „Substanz“ gesellschaftlicher und demokratischer Teilhabe 
werden eingeschränkt. Diese neue Konstellation der Ausgrenzung stellt nun, 
so Kronauer, neue Anforderungen an einen theoretisch und empirisch haltba-
ren Begriff von Exklusion:  
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„Er muss es erlauben, rechtliche und institutionelle Einschließung und 
soziale Ausgrenzung zusammenzudenken. Er muss in der Lage sein, 
Ausgrenzung aus gesellschaftlicher Ungleichheit zu erklären und zu-
gleich als einen speziellen, von anderen Ausprägungen gesellschaft-
licher Ungleichheit qualitativ unterschiedenen Fall der Ungleichheit 
zu charakterisieren. Er muss es ermöglichen, Ausgrenzung als abge-
stuften Prozess mit unterschiedlichen Graden der Gefährdung von 
Ausgrenzung als Zustand zu unterscheiden und gleichwohl beide auf-
einander zu beziehen. Und er muss schließlich den beiden Modi ge-
sellschaftlicher Zugehörigkeit, Interdependenz und Partizipation, 
Rechnung tragen.“ (ebenda, S. 146) 

Kronauer schlägt damit vor, Inklusion und Exklusion als Momente des Ver-
hältnisses von Interdependenz und Partizipation zu verstehen, die stets auf-
einander bezogen sind. Interdependenz bedeutet sowohl die (gesellschaftlich 
anerkannte) Einbindung in gesellschaftliche Arbeitsteilung wie auch in sozi-
ale Netze. Partizipation ist auf sozialen Rechten fundiert, die materielle, poli-
tisch-institutionelle und kulturelle Teilhabe ermöglichen sollen (vgl. ebenda, 
S. 152f.). Als drei maßgebliche Instanzen sozialer Integration können der 
(Arbeits)Markt, soziale Nahbeziehungen und der (Sozial)Staat bestimmt 
werden. Nun stellt sich die reale Beziehung zwischen Interdependenz und 
Partizipation als durchaus paradox dar. Der Zugang zu „sozialer Wechselsei-
tigkeit“ (Interdependenz) wird in Gesellschaften mit kapitalistischer Produk-
tionsweise zentral über Erwerbsarbeit hergestellt, ohne dass diese schon ein 
angemessenes Einkommen oder stabile Lebensumstände garantiert. Soziale 
Teilhaberechte dagegen  

„[...] sichern Qualitäten des sozialen Status, der Lebenschancen und 
des Lebensstandards in dieser Wechselseitigkeit ab. Aber sie können 
nicht für Erwerbsarbeit sorgen und schon gar nicht für unterstützende, 
persönliche Beziehungen.“ (vgl. ebenda, S. 95f.) 

Wenn also Interdependenz (über Erwerbsarbeit) und Teilhaberechte (als 
rechtliche, politische und materielle Statussicherung) voneinander getrennt 
werden, schwindet ihr komplementäres Zusammenspiel in der Ermöglichung 
gesellschaftlicher Teilhabe. So ergeben sich – seit den 1980er Jahren – neue 
Formen gesellschaftlicher Ausgrenzung. In einer Umkehrung der klassischen 
Figur der oder des arbeitenden, aber entrechteten Armen sind es nun formal 
mit bürgerlichen Rechten ausgestattete, aber erwerbslose StaatsbürgerInnen, 
die nicht angemessen am gesellschaftlichen Leben teilhaben können (vgl. 
ebenda, S. 96). In paradoxer Form wird Exklusion „als institutionalisierte 
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Gleichzeitigkeit von Zugehörigkeit und Ausschluss“ (ebenda, S. 118) wirk-
sam.3 

Die von Kronauer vorgeschlagene Konzeption von Exklusion und Inklusion 
will mit der Betonung der paradoxen Gleichzeitigkeit und Mehrdimensiona-
lität von Ein- und Ausschlüssen einer in der Exklusionsdebatte gängigen 
„doppelten Mystifizierung“ vorbeugen (vgl. ebenda, S. 18f.). Die im Exklu-
sionsbegriff angelegte Unterscheidung zwischen Innen und Außen, zwischen 
gesellschaftlicher Zugehörigkeit und gesellschaftlichem Ausschluss, sei pro-
blematisch, weil sie Entitäten produziere – „die Gesellschaft“, „die Außen-
seiter“ – und in der Folge vor allem die Ausgegrenzten als „Problem“ identi-
fiziere. Damit würde Stereotypisierungen wie jenen von den undeserving 
poor Vorschub geleistet.4 Problematisch ist die Innen-Außen-Unterscheidung 
aber auch jenseits einer kulturalisierenden, moralisierenden Dichotomisie-
rung:  

„Sobald sich das Augenmerk allein auf das ‚Außen’ und die Extreme 
der Ausgrenzung richtet, verstellt dies den Blick auf die wachsenden 
Einkommens- und Machtunterschiede, die zunehmende Prekarität der 
Erwerbsarbeitsverhältnisse, die (noch) nicht zeitlich verfestigte Ar-
beitslosigkeit und Armut (in der Tat die Mehrheit der Arbeitslosig-
keits- und Armutsfälle), die für die Entwicklung der Gesellschaften 
Westeuropas und der USA während der letzten zwei Jahrzehnte cha-
rakteristisch sind.“ (ebenda, S. 19) 

Kronauer selbst geht mit Simmel von der strukturellen Gleichzeitigkeit, aber 
auch einem widerspruchsvollen Spannungsverhältnis von Drinnen und Drau-
ßen aus (vgl. ebenda, S. 22f., 147ff.). Wenn Ausgrenzung bedeutet, in der 
Gesellschaft keinen anerkannten Platz einzunehmen, bedeutet dies nicht, au-
                                                           
3  In der Beziehung von Interdependenz und Partizipation lassen sich vier spezifische Kon-

stellationen der Inklusion oder Exklusion festhalten: 1. die „doppelte Exklusion“ (als Ver-
wehrung eines anerkannten Platzes in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und damit ver-
bunden der Ausschluss von sozialen Nahbeziehungen bei gleichzeitiger Einschränkung von 
sozialen und/oder bürgerlichen und politischen Rechten); 2. eine ausschließende Inklusion 
(bei gewährleisteter Interdependenz, aber Erwerbsarmut und fehlenden Bürgerrechten); 3. 
eine einschließende Exklusion (Arbeitslosigkeit, aber bestehende Bürgerrechte und soziale 
Absicherung) sowie 4. die doppelte Inklusion (vgl. Kronauer 2002, S. 119). Kronauer geht 
selbst auf die in diesem Schema angelegten Verkürzungen ein (vgl. ebenda, S. 120f.) und 
differenziert diese Konstellationen weiter, indem er die konkreten Formen des 
Ausschlusses aus Interdependenzbeziehungen sowie von Teilhabemöglichkeiten herausar-
beitet (vgl. ebenda, S. 156-204). 

4  Vgl. hierzu Kapitel 3.1, S. 49. 
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ßerhalb der Gesellschaft zu leben: „Ausgrenzung kann nur dem widerfahren, 
der sich auf dieselben sozialen Institutionen, Erfahrungen und Wünsche be-
zieht wie diejenigen, die ihm den Zugang verweigern oder die Erfüllung ver-
sagen“ (ebenda, S. 204). Ausgrenzung ist also zumindest an den Anspruch 
auf Zugehörigkeit geknüpft und oftmals mit institutioneller Einschließung 
verbunden. So bleiben Arme immer Objekte der Armenfürsorge, die nur auf 
die Milderung extremer Auswirkungen gesellschaftlicher Ungleichheit und 
damit nicht auf die Beseitigung der Armut sondern die Aufrechterhaltung des 
Status Quo abzielt. Die Position der Ausgegrenzten („draußen“) resultiert 
also aus den permanent Ungleichheit produzierenden Verhältnissen „drin-
nen“: 

„An die Stelle der Einbindung in gesellschaftliche Wechselseitigkeit 
tritt die ausschließliche, einseitige Abhängigkeit. Darauf spielt in der 
gegenwärtigen Exklusionsdebatte die sarkastische Feststellung an: 
Ausgrenzung heißt, nicht einmal mehr ausgebeutet zu werden. Denn 
selbst die Ausbeutung beruht noch auf einem Abhängigkeitsverhältnis, 
das – obwohl von Grund auf ungleich angelegt – Wechselseitigkeit 
und damit Widerstandsmöglichkeiten einschließt. Der Ausbeuter 
braucht den Auszubeutenden, so wie dieser sich bei jenem verdingen 
muss. Für den ‚Überflüssigen’ des Arbeitsmarktes gilt dies nicht 
mehr.“ (ebenda, S. 149) 

Kronauer legt hier nahe, dass die „Überflüssigen“ tatsächlich keine ökonomi-
sche „Funktion“ mehr erfüllen, im Produktionsprozess keine Rolle spielen 
und zu nichts mehr nützen. Sie dienen nicht einmal mehr als „industrielle Re-
servearmee“ (Marx 1968, S. 661).5 

2.3 Transformation von Staatlichkeit im Postfordismus 

Die beschriebenen Konturen einer postfordistischen Produktionsweise haben 
enorme Auswirkungen auf die Steuerungsfähigkeit des Staates. In der öko-
nomischen Krise wurden auch die keynesianisch orientierten Politikkonzepte 
des Fordismus zunehmend prekär. Die faktischen Struktur- und Steuerungs-
probleme und der Krisendiskurs ermöglichten eine neue Dominanz neolibe-

                                                           
5  Ob der Ausbeuter die Existenz der Überflüssigen nicht aber doch benötigt, beispielsweise 

zwecks profitablerer Ausbeutung der Arbeitenden – wie dies die Konzeption von Cremer-
Schäfer und Steinert nahelegt –, darüber ist an dieser Stelle, wie bei Kronauer insgesamt, 
wenig ausgesagt. 
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raler Ordnungsvorstellungen und Steuerungsmodelle (vgl. Dingeldey 2006, 
S. 5). Die zunehmenden transnationalen Politikverflechtungen, völkerrechtli-
che Abkommen und internationale Strategien globalisierter Wirtschaftsunter-
nehmen werden dabei als Ursachen für den Verlust nationalstaatlicher Souve-
ränität diskutiert. Gleichzeitig wird der Verlust souveräner Steuerungsfähig-
keit im Inneren aufgrund der Ausdifferenzierung und Selbststeuerungsfähig-
keit gesellschaftlicher Teilsysteme konstatiert (vgl. Heinelt 2005, S. 10f.). Er-
scheint dies in der Literatur oftmals als quasi-subjektloser Prozess „der Glo-
balisierung“, der die Nationalstaaten mehr oder weniger überrollt habe, so 
weist Hirsch darauf hin, dass die Nationalstaaten selbst den postfordistischen 
Restrukturierungsprozess maßgeblich vorangetrieben hätten. Die „De-Regu-
lierung“ sei vielmehr eine Re-Regulierung der Märkte, die weiterhin politisch 
geschaffen und aufrechterhalten würden (vgl. Hirsch 2002, S. 106, 125). Po-
litik auf nationalstaatlicher Ebene muss sich dabei den Bedingungen eines 
flexiblen Kapitalismus anpassen und um im internationalen Wettbewerb 
günstige Standortbedingungen bemüht sein. Der sich so herausbildende „na-
tionale Wettbewerbsstaat“ (ebenda, S. 110) verliert trotz seiner Eingebun-
denheit in internationale Wirtschaftsblöcke jedoch nicht seine Eigenständig-
keit. Da (formal zumindest) die Arbeitsmärkte bisher am wenigsten globali-
siert sind und weitgehend nationalen Regelungen unterworfen sind, bleibt die 
ökonomische Funktion der Nationalstaaten, unterschiedliche, und damit auch 
konkurrierende Verwertungsbedingungen hervorzubringen, bestehen: 

„Die damit verbundene Segmentierung und Spaltung der Lohnarbeit 
bildet unverändert eine entscheidende Grundlage des globalen Akku-
mulations- und Verwertungsprozesses. Erhöhte Flexibilität des Kapi-
tals bei gleichzeitig weiterbestehender nationalstaatlicher Fixierung 
der Arbeitskräfte stellt ein entscheidendes Merkmal des aktuellen 
Globalisierungsprozesses dar.“ (ebenda, S. 110f.) 

Der Zielsetzung, in der internationalen Standortkonkurrenz wettbewerbsfähig 
zu sein, ordnen die Nationalstaaten dementsprechend ihre gesamte Politik 
und damit zentral auch die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik unter.6 
                                                           
6  So entstehen weniger Zentrum-Peripherie-Strukturen, ebensowenig Nationalökonomien, 

sondern eher ein „globales Mosaik regionaler Ökonomien“ (Hirsch 2002, S. 112). Die poli-
tische Herstellung und Regulierung von Märkten ist damit zentrales Moment gegenwärtiger 
Globalisierung – so dass die Bedeutung von Staatsinterventionen nicht abnimmt, wie ein 
dominantes Deutungsmuster nahelegt, sondern sogar (einige) Nationalstaaten international 
eine zunehmende Bedeutung erlangen. So ist es auch wichtig, global agierende Konzerne 
als multinationale zu begreifen, die an verschiedenen nationalen Standorten verschiedenar-

 



 

41 

Dabei werden Veränderungen staatlicher Steuerungsstrategien festgestellt. 
Die zentrale Position des Staates im politischen Prozess werde, so die ein-
schlägige Erkenntnis der politikwissenschaftlichen Steuerungs- und Staat-
lichkeits-Debatte, zunehmend durch eine Netzwerkförmigkeit politischer 
Steuerung zwischen staatlichen und privaten AkteurInnen ersetzt – was auch 
als Zeichen gesellschaftlicher Modernisierung gewertet wird (vgl. Heinelt 
2005, S. 11). Ein diese Transformation von Staatlichkeit und politischer 
Steuerung gesellschaftlicher Beziehungen beschreibendes und zugleich vor-
antreibendes Paradigma gruppiert sich um den Begriff der „Governance“ 
(vgl. ebenda, S. 16). Diesen ursprünglich nicht aus der sozialwissenschaftli-
chen Forschung stammenden, sondern 1989 von der Weltbank in Umlauf ge-
brachten Begriff belegt Offe mit dem Verdacht, es handele sich um einen 
„empty signifyer“, der  

„[...] eine problematische Grunderfahrung von Akteuren des öffentli-
chen Lebens evoziert und eine Antwort auf die mit dieser Erfahrung 
verbundene Frage in Aussicht stellt. Diese Erfahrung ist, dass wir in 
zahllosen Bereichen des öffentlichen Lebens auf Problemlagen stoßen, 
bei denen die Formen staatlichen und generell hierarchischen Han-
delns [...] ebenso manifest versagen wie marktliche oder quasi-markt-
liche Anreize.“ (Offe 2008, S. 67) 

In diese Lücke stoßen theoretisch wie praktisch Governance-Konzepte – 
nicht nur im Sinne der Wiederherstellung politischer Steuerungsfähigkeit, 
sondern auch mit Verheißungen „einer horizontalen, auf Gleichberechtigung, 
Freiwilligkeit und Partizipation, Demokratie und Transparenz [...] beruhen-
den Form der Koordination“ (ebenda, S. 68). Dabei handele es sich bei Go-
vernance weniger um ein kohärentes Konzept als um die Fetischisierung ei-
nes Aktualität und Modernität verheißenden Begriffs. Deutlich werden diese 
catch-all-Tendenzen auch an Offes Zusammenfassung der wesentlichen Be-
stimmungen gegenwärtiger staatlicher Steuerung innerhalb der Governance-
Debatte: 

„Es handelt sich um institutionell vorgesehene, wenn auch oft ‚infor-
melle’ Weisen der Interaktion, in denen die Beteiligten absichtsvoll 
und zielbewusst kooperieren und dabei nicht ausschließlich eigennüt-
zige Belange, sondern die gemeinsamen Angelegenheiten der Ange-

                                                                                                                             
tige Verwertungsbedingungen ausnutzen und ihre Interessen in entsprechenden Verhand-
lungssystemen durchzusetzen versuchen. 
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hörigen einer politischen Gemeinschaft (oder auch eines Großunter-
nehmens) im Auge haben, die freilich nicht (oder doch nicht allein 
und nicht in effizienter und effektiver Weise) durch hierarchisch-ho-
heitliches, staatliches Handeln und nach dem Muster von Be-
fehl/angedrohtem Zwang/Gehorsam, also den klassischen Formen ho-
heitlichen Handelns [...] befördert werden können.“ (ebenda, S. 65) 

Hier werden zwei Bedeutungsdimensionen offenbar: Governance wird als 
Oberbegriff für die Koordination der Praxis von öffentlichen und privaten 
AkteurInnen sowie als Gegenbegriff zu hierarchischer Steuerung konzipiert 
(vgl. Mayntz 2004, S. 66). Als Governance, so Heinelt, können kooperative 
und „verhandelnde“ Bewältigungsformen für Probleme und Konflikte be-
schrieben werden, wenn sie win-win-Situationen, alle beteiligten – privaten 
wie staatlichen – AkteurInnen zufriedenstellende Entscheidungen zum Er-
gebnis hätten (vgl. Heinelt 2005, S. 16). Damit wird der Begriff normativ 
aufgeladen und für „erfolgreiches“ bzw. „gutes“ Regierungshandeln reser-
viert. Die Begrenztheit des Konzepts wird dann gerade auch an der einseiti-
gen, harmonistischen Sichtweise auf komplexe gesellschaftliche Beziehung-
en deutlich. So ist es nicht zufällig, dass sprachlich kein Gegenbegriff zu Go-
vernance existiert:  

„Es scheint so, dass die Träger und Praktiker von Governance, wer 
immer sie sein mögen, logisch und auch politisch ohne Opposition 
auskommen, weil alle relevanten Akteure in kooperative Netzwerke 
einbezogen sind (oder im Falle von ‚good Governance’ doch sein 
sollten).“ (Offe 2008, S. 62) 

Entsprechend werden Herrschaftsverhältnisse und nicht einfach kooperativ-
kommunikativ aufzulösende Konflikte mehr oder weniger ausgeblendet, in-
dem die Differenz zwischen Subjekten und Objekten von Governance ver-
wischt wird.7 

Hirsch weist darauf hin, dass aus dieser Perspektive fälschlicherweise oftmals 
von einer „Auflösung“ des Staates die Rede sei (vgl. Hirsch 2002, S. 119). 
Werde die Politik in Form von Verhandlungssystemen und zunehmender 
„Prozesssteuerung“ als Entlastung oder Kompetenzverlust des Staates be-

                                                           
7  Ein ebenso grundlegendes Defizit der Governance-Forschung sei, so Offe, dass die diskur-

sive Erzeugung von Macht bzw. der Einfluss von diskursiven Appellationen an die Bürger-
Innen durch staatliche und private AkteurInnen in diesen Ansatz nicht mit einbezogen wür-
den (vgl. Offe 2008, S. 73f.). 
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schrieben, werde verkannt, dass Verhandlungen zwischen Staat, kapitalisti-
schen Unternehmen und anderen Interessengruppen auch bisher Grundbe-
standteil kapitalistischer Vergesellschaftung, vor allem im korporatistischen 
Fordismus, waren. Die politische Form des Kapitalismus, die Trennung des 
Staates von der Gesellschaft, und die Funktion des Staates als „ideeller Ge-
samtkapitalist“, als Instanz der Vermittlung der bornierten Einzelkapitalinte-
ressen, habe sich nicht grundsätzlich verändert. In der konkreten Beziehung 
von Staat und Kapital hätten jedoch einzelne multinationale Unternehmen 
weitreichenden Einfluss auf staatliche Politik gewonnen, was die Position der 
Lohnabhängigen geschwächt habe (vgl. ebenda). Das Neue an den gegen-
wärtigen netzwerkförmigen Politikstrukturen ist angesichts der wachsenden 
Macht multinationaler Unternehmen vor allem ein zunehmender Einfluss 
staatlicher Bürokratien gegenüber der Legislative, auch aufgrund der Verla-
gerung von Entscheidungen auf supranationale, regionale und lokale Ebe-
nen.8 Damit verliert der staatliche institutionelle Rahmen zunehmend seine 
Fähigkeit zur Herstellung von „Klassenkompromisssen“. Ob ihrem Charakter 
nach antagonistische Klassenkonflikte im Rahmen von Governance-Struktu-
ren kompromisshaft und zumindest temporär „aufgehoben“ werden können, 
ist also eher fraglich und verweist auf das Fortbestehen „klassischer“ Staat-
lichkeit. 

Diese grundsätzlichen Einwände gegen die Vorstellung konsensual-koopera-
tiver, im Optimalfall „good“ Governance sollten jedoch nicht die Einsichten 
versperren, die die Governance-Analysen über aktuelle staatliche Transfor-
mationen und deren sozialwissenschaftlich-politische Reflexion liefern kön-
nen. Sie sind auch deshalb interessant, weil sie problemorientiert die politi-
sche Steuerungsfähigkeit kapitalistischer Gesellschaften beleuchten und da-
mit relativ eng an den Bereich der Politikberatung heranreichen. Sie dienen 
zugleich als Erklärungsmuster, Legitimationsfolie und Evaluationsberichte 
gegenwärtiger Transformationen, die als „Formwandel staatlichen Handelns“ 
beschrieben werden (Mayntz 2004, S. 72). 

Ein zentraler Bestandteil der Veränderungen politischer Steuerung ist auch 
die Tendenz einer „inneren Ökonomisierung“ der Verwaltungsstrukturen. In 
der Bundesrepublik Deutschland als einem föderalen System mit starker lo-

                                                           
8 Dies macht es Unternehmen möglich, nationalstaatliche Gesetze mit Hilfe beispielsweise 

des EU-Rechts zu unterlaufen oder schränkt deren Reichweite grundsätzlich ein (vgl. 
Hirsch 2002, S. 121). 
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kaler Selbstverwaltung besteht bereits ein hohes Maß an Dezentralisierung 
staatlicher Bürokratien. Die Handlungsspielräume und relative Autonomie 
verschiedener Behörden im staatlichen Gesamtzusammenhang variieren ge-
genstands- und ressortspezifisch, sie sind beispielsweise in der Finanzver-
waltung wesentlich geringer als in der Arbeitsverwaltung (vgl. ebenda, 
S. 69). Grundsätzlich stellt Mayntz als Tendenz fest, dass hierarchische Prin-
zipien zunehmend durch „sachliche oder rechtliche Abhängigkeitsbeziehun-
gen zwischen verschiedenen, nicht fest in die gleiche Hierarchie eingebunde-
nen Behörden“ ersetzt werden, womit die Notwendigkeit der Kooperation 
auch zwischen staatlichen Behörden zunehme (vgl. ebenda). 

Die im englischsprachigen Raum (der Verwaltungswissenschaften und -re-
formen) gängige Bezeichnung „New Public Management“ (NPM) wird in 
Deutschland vor allem als „Neues Steuerungsmodell“ (NSM) seit Anfang der 
1990er Jahre diskutiert (vgl. Lange/Schenk/Heinrich 2008, S. 140). Diese 
Modelle der Verwaltungsreform können als Teil des Prozesses der Umfor-
mung von keynesianisch orientierten Steuerungsmodellen hin zu einer 
„‚postbürokratischen’ Organisationsform“ (Markantonatou 2004, S. 163) ver-
standen werden. Initiatorin der mit dem NSM verbundenen Reformvorhaben 
war die „Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung“ 
(KGSt), Vorreiterinnen in der Umsetzung Anfang der 1990er Jahre die 
Kommunen, Mitte der 1990er Jahre die Landesverwaltungen und später die 
Bundesverwaltungen. Auf Landesebene waren die Polizeien treibende Kraft 
(vgl. Lange/Schenk/Heinrich 2008, S. 141f.). Allgemein verbinden sich NPM 
und NSM mit der „Forderung nach einer wirkungsorientierten, kosten- und 
budgetreduzierenden Ökonomisierung der öffentlichen Verwaltung“ (Mar-
kantonatou 2004, S. 164). Sie sind dabei jedoch nicht als feste Konzepte zu 
verstehen, sondern als Bündel von Reformen vor allem auf der politischen 
Mikroebene, während auf der gesellschaftspolitischen Ebene weitgehend dif-
fuse Vorstellungen von der Umsetzbarkeit und Wirkung vorherrschend sind 
(vgl. Lange/Schenck/Heinrich 2008, S. 140). Mikropolitisch, so Lange, 
Schenck und Heinrich, seien betriebswirtschaftlich inspirierte, theoretisch 
sowohl vom neoliberalen Public-Choice-Ansatz wie neotayloristischen Ma-
nagementansätzen beeinflusste Reformansätze dominant. Auf den höheren 
Verwaltungsebenen würden vor allem Maßnahmen zur Privatisierung und 
Deregulierung, Outsourcing von Verwaltungseinheiten, Einführung von 
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Wettbewerbselementen in der Verwaltung umgesetzt.9 Schröter und Woll-
mann fassen allgemein als Kernthesen des NPM zusammen: 

„a) Das Aufgabenspektrum des öffentlichen Sektors ist auf solche 
Aufgaben zu begrenzen, die nicht ebenso gut oder gleichgünstig von 
nicht-öffentlichen Trägern erledigt werden könnten. b) Im öffentlichen 
Sektor sind erprobte privatwirtschaftliche Managementmethoden 
(inkl. des Personalmanagements) anzuwenden, wobei besonderer Wert 
auf die Eigenverantwortung der Führungskräfte zu legen ist. c) Die 
Steuerung des Verwaltungshandelns ist auf klare Ergebnisvorgaben 
auszurichten, deren Einhaltung anhand aussagekräftiger Leistungsin-
dikatoren zu überprüfen ist. d) Die monolithische Verwaltungsorgani-
sation ist aufzulösen und durch dezentrale Strukturen zu ersetzen, in 
denen (teil-)verselbständigte Einheiten mithilfe des Kontraktmanage-
ments geführt werden. e) Der Wettbewerbsgedanke ist im öffentlichen 
Sektor als entscheidende Triebfeder und größere Kostendisziplin zu 
fördern.“ (Schröter/Wollmann 2005, S. 67) 

Das Subsidiaritätsprinzip ist sowohl innerhalb der Organisation als auch zwi-
schen Staat und BürgerInnen bzw. gesellschaftlichen AkteurInnen zentrales 
Element (vgl. ebenda, S. 68). Neben Anreizen zur „Eigenverantwortung“ so-
wie dem Einbezug „gemeinnütziger Organisationen“ findet eine Neuvertei-
lung und -organisation von Aufgaben entlang verschiedener Verantwortlich-
keiten (Gewährleistung, Finanzierung, Durchführung) statt. Dabei soll diese 
Neuverteilung als eine auf den je optimalen „Aufgabenträger“ orientierte De-
zentralisierung vollzogen werden, die nicht zwangsläufig mit einer Privatisie-
rung einhergeht, sondern auch über die Schaffung einer „Quasi-Marktsitua-
tion“, wettbewerbsförmiger Anreizstrukturen innerhalb öffentlicher Organi-
sationseinheiten oder auch als Wettbewerb zwischen öffentlichen und priva-
ten Anbietern vollzogen wird. Hier wird die Nähe zum Governance-Para-
digma überdeutlich. Strukturierend soll zudem eine fundamentale Aufgaben-
kritik des Staates vollzogen werden: 

„Im Grundsatz sollten daher nur Aufgaben mit besonders hoher ‚Spe-
zifität’ und hoher ‚strategischer Relevanz’ (die vor allem politisch 

                                                           
9  Weitere Instrumente sind Qualitätsmanagement-Konzepte wie „die ursprünglich in der 

Automobilzulieferindustrie entwickelten DIN-normierten Qualitätsmanagementsysteme 
(DIN ISO 9000 ff. und DIN ISO 2000 ff.), das Konzept des Total Quality Managements 
(TQM), das in Japan entwickelte, einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess (KVP) an-
strebende Kaizen sowie das Modell der European Foundation for Quality Management 
(EFQM)“ (Lange/Schenk/Heinrich 2008, S. 140). 
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bestimmt werden muss und im Zusammenhang mit der politischen 
Steuerbarkeit zu sehen ist) im Kernbereich des öffentlichen Aufga-
benbestandes liegen.“ (ebenda, S. 69) 

Aufgabenkritik, Dezentralisierung und Re-Regulation der Verwaltung kön-
nen als Responsibilisierungsstrategien verstanden werden, die als staatlich 
geplante „Modernisierung“ durchgesetzt werden (vgl. Markantonatou 2004, 
S. 165). Diese geht mit der „ideologischen Transformation des – politi-
schen – ‚Bürgers’ zum – liberalökonomischen – ‚Kunden’“ (ebenda, S. 165) 
einher. Auf der mikropolitischen, verwaltungsinternen Steuerungsebene sol-
len mit einer Anreiz- und Ergebnisorientierung alte hierarchische Prinzipien, 
vor allem rechtliche Kontrollen und „Verfahrenssteuerung“ ersetzt werden 
(vgl. Schröter/Wollmann 2005, S. 70). So werden innerhalb von Organisatio-
nen Marktbeziehungen simuliert, Kompetenzen dezentral delegiert und über 
Zielvereinbarungen an die Verwaltungsspitze rückgebunden. Leitbild ist das 
„Corporate Management“ eines Agentur-Modells, das „flachere“ und 
„schlankere“ Verwaltungsstrukturen, die Schaffung von „Leistungszentren“ 
und die Übertragung von Fach- und Ressourcenverantwortung an die Teil-
einheiten bei der Möglichkeit deren Verselbständigung bzw. Ausgliederung 
umfasst (vgl. ebenda). Controlling und neue Budgetierungsverfahren werden 
zu zentralen Instrumenten der Operationalisierung von Vorgaben und Ergeb-
nissen, die mit monetären Messgrößen und quantitativen Kennzahlen arbeiten 
(ebenda, S. 71). Analog zum Governance-Ansatz wird das Kooperationsprin-
zip zur zentralen Richtschnur der Verwaltung, der zunehmend die Aufgabe 
der Delegation und Steuerung der Verflechtung von AkteurInnen und gleich-
zeitig der Vermittlung zwischen BürgerInnen und Staat zukommt (vgl. Brink/ 
Kaiser 2007, S. 9). 



Teil II 

Politiken der „Arbeitslosigkeit“ und des 
„Kriminellen“ in der Bundesrepublik Deutschland 
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3 Arbeitsmarktpolitische Tendenzen: Aktivierender 
Sozialstaat als workfare-Regime 

Die als Entwicklung eines netzwerkförmig steuernden, „verhandelnden“, mit 
privat-gesellschaftlichen AkteurInnen „koproduktiv“ interagierenden Staates 
beschriebene Transformation von Staatlichkeit hat sich auch in der Reformie-
rung von Sozialstaatlichkeit hin zum „aktivierenden Wohlfahrtsstaat“ nieder-
geschlagen (vgl. Dingeldey 2008, S. 313; Heinze u.a. 2005, S. 11). Dabei 
kristallisiert sich die Arbeitsmarktpolitik als zentraler Ansatzpunkt des Akti-
vierungs-Paradigmas heraus (vgl. Dingeldey 2006, S. 3). Es sollte jedoch 
vermieden werden, den Aktivierungs- und Governance-Diskurs als Auslöser 
dieser Transformation anzunehmen oder die dort gesetzten Einschätzungen 
und Kritiken des fordistischen Wohlfahrtsstaates kritiklos zu übernehmen. 
Hirsch hat deutlich gemacht, dass die innerstaatlichen Strukturreformen nicht 
jenseits eines grundlegenden Wandels des „Sicherheitsstaates“ zum „natio-
nalen Wettbewerbsstaat“ verstanden werden können. Zudem hat er darauf 
hingewiesen, dass auch die korporatistischen Strukturen fordistischer Staat-
lichkeit durchaus kooperative Aushandlungsprozesse zwischen verschiede-
nen Kapitalfraktionen, ArbeitnehmerInnen-Vertretungen und staatlichen In-
stitutionen beinhalteten. Bei näherem Hinsehen kann vieles der Kritik neoli-
beraler oder sozialdemokratischer Reformer und ihrer wissenschaftlichen As-
sistenz an bürokratischer Verkrustung oder Entmündigung der BürgerInnen 
als bloße Rhetorik erscheinen, die jedoch auf eine Krise im sozialstaatlichen 
Regulationsmodus verweist. Hinzu kommt, dass entsprechende Reformpoli-
tiken eine günstige politische Konjunktur benötigen. Die Umsetzung von 
Teilen des Aktivierungs-Paradigmas durch die Rot-Grüne Bundesregierung 
wurde medienwirksam durch die Einsetzung der sog. „Hartz-Kommission“ 
im Februar 2002 begonnen, die Ergebnisse in der Hochphase des Bundes-
tagswahlkampfes präsentiert (vgl. Butterwegge 2006, S. 186). Die Hartz-Ge-
setze müssen also (auch) als Folge der Wahlkampfstrategie vor allem der 
SPD betrachtet werden, die Handlungsfähigkeit und Problemlösungskompe-
tenzen angesichts schlechter Umfragewerte und hoher Arbeitslosenquoten 
unter Beweis stellen musste. Bevor nun die gegenwärtige Entwicklung einer 
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik eingehend beschrieben werden soll, ist es 
notwendig, zumindest in einigen Grundzügen die Strukturen kapitalistischer 
Arbeitsmärkte und der Transformation von Sozialstaatlichkeit darzustellen. 
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3.1 Kapitalistischer Arbeitsmarkt und Sozialpolitik 

Der Arbeitsmarkt ist einer der zentralen Warenmärkte der kapitalistischen 
Produktionsweise. Getauscht wird dort „Verfügungsgewalt über fremdes Ar-
beitsvermögen, ein Recht auf den Gebrauch fremder Arbeitskraft bzw. auf 
seiten von deren Besitzer das Versprechen, sie von einem anderen gebrau-
chen zu lassen“ (Krätke 1994, S. 529). Historisch institutionalisiert wurde der 
Arbeitsmarkt durch (national)staatliche Politik, die erst den rechtlichen Rah-
men für freie Lohnarbeit schuf und darüber hinaus auch Arbeitszwang ge-
genüber Eigentumslosen ausübte, um eine gewaltsame Durchsetzung der 
Lohnarbeit zu bewirken. Aber auch durch die Verhinderung einer selbständi-
gen Existenz der Arbeitskräfte – mittels Gewalt oder aber z. B. Beeinflussung 
von Bodenpreisen – trug staatliche Politik zur Produktion von Lohnarbeiter-
Innen für den Arbeitsmarkt bei (vgl. ebenda, S. 528). Teil der souverän-
staatlichen Herstellung des Arbeitsmarktes ist auch dessen Segmentierung, 
die unterschiedliche Bedingungen der Integration von Lohnarbeitssubjekten 
entsprechend der Struktur gesellschaftlicher Arbeitsteilung herstellt, ebenso 
wie der generelle Ausschluss von Personen vor allem durch rechtliche, auf 
den sozialen oder politischen Status bezogene Beschränkungen.1 Hier lassen 
sich zwei Ebenen staatlicher Arbeitsmarktpolitik herausarbeiten: Die rechtli-
che Absicherung und Regulierung durch den Staat – die Festschreibung der 
Bedingungen, unter welchen der Verkauf der Arbeitskraft sich vollzieht –
 sowie die politische Steuerung von Angebot und Nachfrage auf dem Ar-
beitsmarkt. Gleichzeitig bringt die permanente staatliche Reproduktion der 
um ihre Subsistenz- und Existenzmittel gebrachten doppelt freien Lohnar-
beiterInnen ein neues historisches Phänomen hervor: die „Arbeitslosigkeit“. 
Nicht mehr Armut allein kennzeichnet diese, sondern der konkrete Aus-
schluss aus der über Lohnarbeit vermittelten Vergesellschaftungsform. Mit 
ihr nimmt Armut und auch Armenpolitik eine neue Form an: 

„Mit der Einführung der Unterscheidung zwischen deserving poor und 
undeserving poor, zwischen bedürftigen Armen (das heißt Waisen, 

                                                           
1  Diese Beschränkung des Arbeitsmarktzugangs kann Schutzfunktion haben (wie bspw. das 

Verbot von Kinderarbeit) aber auch als Instrument patriarchaler Hierarchien oder, wie ge-
genwärtig wohl am bedeutendsten, nationalistischer und rassistischer Herrschaftsverhält-
nisse eingesetzt werden. Die entscheidende Voraussetzung für den legalen Arbeitsmarktzu-
gang ist die deutsche Staatsbürgerschaft bzw. ein Erwerbsarbeit legalisierender Aufent-
haltsstatus. Gleichzeitig ist aber auch die Arbeitsmarktintegration Illegalisierter eine Strate-
gie, die auf Senkung der Lohnkosten abzielt. 
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gebrechlichen Alten usw.) und arbeitsfähigen Armen, die keine Für-
sorge verdienen, wird eine besondere gesellschaftliche Gestalt produ-
ziert: die des Arbeitslosen.“ (Pugliese 1994, S. 520)2 

Arbeitsmarktpolitik muss somit in einem Feld zwischen Wirtschafts- und So-
zialpolitik verortet werden. In der einschlägigen politikwissenschaftlichen 
Literatur wird diese Positionierung in der Differenzierung einer globalen, auf 
gesamtgesellschaftliche Strukturpolitik zielenden Verwendung von einer en-
geren, vor allem auf die Regulierung von Angebot und Nachfrage zielenden, 
deutlich. Letztere Bestimmung lässt sich weiter in aktive Maßnahmen zur 
Steuerung von Angebot und Nachfrage von Arbeitskräften „auf und zwischen 
über- und innerbetrieblichen Arbeitsmärkten“ (Schmidt 2004, S. 34) und pas-
sive, auf kompensatorische Leistungen für Einkommensausfälle gerichtete 
Arbeitsmarktpolitik differenzieren. Somit ist die Existenzsicherung von nicht 
(mehr) Erwerbstätigen, aber Erwerbsfähigen ebenso Bestandteil von Arbeits-
marktpolitik wie die Regulierung von Beschäftigungsverhältnissen, staatliche 
Qualifizierung der Arbeitskräfte, Subventionierungspolitiken und Beeinflus-
sung der Lohnentwicklung.3 

Als zentraler Bestandteil der kapitalistischen Produktionsweise unterliegt der 
Arbeitsmarkt beständiger Transformation. Arbeitsmarktpolitik dient im We-
sentlichen dazu, für sich verändernde Produktionsprozesse verfügbare und 
qualifizierte Arbeitskräfte bereitzustellen, auf diese Veränderungen kompen-
satorisch zu reagieren oder sie aktiv zu forcieren. Arbeitsmarktpolitik im Be-

                                                           
2  Ich habe mit dem Verweis auf die Konstitution der Figur des „Arbeitslosen“ mit der Spal-

tung von deserving und undeserving poor eine Linie der Kritik des Konzepts „Arbeitslosig-
keit“ aufgezeigt. Eine zweite Linie der Kritik betrifft die ausschließliche Konzentration auf 
kommodifizierte Tätigkeiten und damit die Geschlechterblindheit, durch die unbezahlte 
Reproduktionsarbeit ausgeblendet wird. Mit Arbeitslosigkeit ist also in der hegemonialen 
Verwendung immer schon „Lohnarbeitslosigkeit“ gemeint – dementsprechend wird auch 
der Begriff der Erwerbslosigkeit benutzt, wobei hier die Art des Erwerbs (von Existenz-
mitteln bzw. Geld) ausgeblendet bleibt. Es ist jedoch durchaus nicht irrelevant, ob die 
Existenzmittel als Renditen, als Lohn/Gehalt oder als „Haushaltsgeld“ auftreten. Beide 
Begriffe beschreiben also Realitäten innerhalb kapitalistischer Gesellschaftsformationen 
mit je spezifischer, patriarchal (und rassistisch) strukturierter Arbeitsteilung – ich werde sie 
im Zusammenhang dieser Arbeit weitestgehend synonym benutzen. 

3  Aus dieser Einbettung der Arbeitsmarktpolitik resultieren analog zu den Koordinaten Wirt-
schaft- und Sozialpolitik verschiedene Interpretationen und Zuschreibungen der Aufgaben 
staatlicher Institutionen, Unternehmen und Arbeitskräfte. Hier soll vor allem aus der Per-
spektive der Sozialpolitik auf aktuelle arbeitsmarktpolitische Tendenzen eingegangen wer-
den. Aus dieser Perspektive stellt sich die Frage nach gesellschaftlicher Integration und 
Herrschaft mittels sozialstaatlicher Arbeitsmarktpolitik. 
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sonderen lässt sich daher ebenso wie Sozialpolitik im Allgemeinen als kon-
stitutiv für die Entwicklung moderner Gesellschaften beschreiben: 

„Sozialpolitik trägt ganz entscheidend zur Modernisierung der Gesell-
schaft bei, indem sie die materiellen Voraussetzungen für neuartige 
(industrielle) Produktionsverfahren, andere Lebensformen und sich 
ständig wandelnde Generationen- wie Geschlechterverhältnisse 
schafft. [...] Daher ist Sozialpolitik auch nicht von bestehenden Pro-
duktions-, Eigentums- und Machtverhältnissen zu trennen.“ (Butter-
wegge 2006, S. 13) 

Da es jedoch, u.a. aufgrund der beständigen Produktivkraftentwicklung – zu-
nächst technologisch-maschineller industrieller Produktion, heute im Rahmen 
einer hochtechnologischen Produktionsweise – auf dem Arbeitsmarkt, außer 
in Phasen von Hochkonjunktur, tendenziell zu einem Überangebot an Ar-
beitskräften kommt (vgl. Krätke 1994, S. 535), ist Arbeitslosigkeit ein zen-
traler Gegenstand der Arbeitsmarktpolitik. Die sozialstaatliche Einbettung 
der Arbeitslosigkeit ist (gegenwärtig verschärft) Gegenstand politischer – 
parlamentarischer wie außerparlamentarischer – Auseinandersetzungen. Die 
Umstrukturierung sozialstaatlicher Arrangements korrespondiert dabei mit 
der Transformation der kapitalistischen Produktionsweise selbst, reagiert auf 
deren Krisen oder wird gar für diese mit verantwortlich gemacht (vgl. But-
terwegge 2006, S. 9). 

3.2 Sozialstaatlichkeit und gesellschaftlicher Strukturwandel 

Die Gründung der modernen Nationalstaaten steht in engem Zusammenhang 
mit der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise. Der kapitalisti-
sche Staat ist, marxistisch gesprochen, gleichzeitig Artikulationsform und 
Bearbeitungsweise des Antagonismus zwischen Produktivkräften und Pro-
duktionsverhältnissen, der die „soziale Frage“ hervorbringt. Das „Soziale“ ist 
eine Herrschaftsform, mit der die aus der kapitalistischen Vergesellschaftung, 
die materielle Existenz an Lohnarbeit koppelt, resultierenden Widersprüche 
und Verwerfungen bearbeitbar gemacht werden (vgl. Pieper 2003, S. 144). In 
diesem Zusammenhang steht auch die Transformation von Staatlichkeit hin 
zu einer vermeintlich neutralen Instanz zwischen Kapital und Arbeit. So wird 
dem Sozialstaat eine „Vermittlungsfunktion zwischen den Widersprüchen der 
verschiedenen Gesellschaftsbereiche bzw. Subsysteme von Staat, Markt und 
Familie bzw. zwischen marktgesellschaftlicher Privatsphäre und rechtsstaat-
licher Öffentlichkeit zugeschrieben“ (Dingeldey 2008, S. 314). Im jeweiligen 
„Welfare Mix“ (ebenda) der sozialstaatlichen Arrangements manifestiert sich 
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ein spezifisches Verhältnis zwischen „Staat“ und „Gesellschaft“ und damit 
auch der gesellschaftlichen Reproduktion zwischen staatlicher und privat-ge-
sellschaftlicher Organisation (vgl. ebenda).  

Der Sozialstaat ist so mit Lessenich als institutionalisiertes Krisenarrange-
ment des Sozialen zu verstehen (vgl. Lessenich 2008, S. 55) – nicht zuletzt 
auch angesichts der konstitutiven Bedeutung der beiden Weltkriege für die 
Durchsetzung moderner wohlfahrtsstaatlicher Programme in (West-)Europa 
(vgl. ebenda, S. 59). Viele sozialpolitische Innovationen waren mittel- oder 
unmittelbar kriegs- bzw. kriegswirtschaftsbedingt. Gleichzeitig konstituiert 
sich so eine „nationale Schicksalsgemeinschaft als Solidarzusammenhang“: 
Soziale Bürgerrechte werden immer schon innerhalb nationalstaatlicher 
Strukturen gewährt. Lessenich nimmt daher die „Erfindung des Sozialen“ als 
„symbolische und materiale Konstruktion einer öffentlich-rechtlichen Ver-
antwortlichkeit ‚der Gesellschaft’ für ihre Mitglieder“ (ebenda, S. 16) in den 
Fokus:  

„Die Herausbildung und Ausdehnung des Sozialstaats bringt eine fun-
damentale Umgestaltung des Verhältnisses von einzelnem Bürger und 
gesellschaftlicher Allgemeinheit mit sich: Die elementare Unsicher-
heit der Einzelexistenz wird als soziales – d. h.: überindividuell auf-
tretendes und daher kollektiv zu bewältigendes – Risiko gedeutet. Das 
Wohlergehen des ‚doppelt freien’ Individuums in der entstehenden 
und sich durchsetzenden Marktgesellschaft wird in die Verantwortung 
‚der Gesellschaft’ gelegt, unter ihren Schutz – und damit, gleichur-
sprünglich und gleichermaßen, unter ihre Kontrolle – gestellt.“ (eben-
da, S. 16) 

Den Sozialstaat charakterisiert Lessenich folglich als Errungenschaft der 
Moderne und als Element im Prozess der Modernisierung. So beschrieben 
wird aus der von Ökonomie, Politik und Ideologie abhängigen Variable eine 
„unabhängige“, ein eigenständiger „Akteur“, dessen zentrale gesellschaftli-
che Effekte „Modernisierung, Normalisierung, Umverteilung, Sicherung und 
Integration“ seien (vgl. ebenda, S. 24): Er mache funktionale Ausdifferenzie-
rung(sprozesse) moderner Gesellschaften möglich und stütze so beispiels-
weise ein „ausdifferenziertes System der Produktion und Distribution wirt-
schaftlicher Güter, das in seiner Funktionsweise von allen nicht- bzw. außer-
ökonomischen Erwägungen absieht [...]“ (ebenda, S. 25). Im Zuge seiner 
Etablierung sei es zu einer Normierung und Standardisierung sozialer Bezie-
hungen und gesellschaftlicher Verhältnisse gekommen – die Enttraditionali-
sierung und Auflösung informeller sozialer Beziehungen sei mit der gleich-



 

54 

zeitigen Einbindung in institutionalisierte Beziehungsstrukturen wie Schule, 
Ausbildung, Beruf und soziale Sicherungssysteme einhergegangen. Das 
„Normalarbeitsverhältnis“, die „Normalbiographie“ und die „Normalfamilie“ 
des Fordismus wurden so maßgeblich durch den Sozialstaat ermöglicht, her-
vorgebracht, stabilisiert und reguliert. Gleichzeitig wird hier schon ein zen-
trales Prinzip des „Vorsorgestaates“ (Ewald) deutlich: Die Versicherung als 
soziale Risikotechnologie, die unberechenbare Gefahren in kalkulierbare Ri-
siken verwandelt (vgl. ebenda, S. 30). Der so kollektivierte Charakter der Ri-
siken lässt die Versicherung zu einem Akt der Vergesellschaftung der Indivi-
duen werden. Die von der Arbeiterbewegung erkämpften sozialen Siche-
rungssysteme, die sich nach und nach auch auf die anderen gesellschaftlichen 
Klassen ausgeweitet haben (bzw. von diesen ebenso beansprucht wurden), 
führten damit zu einer tendenziellen Abkehr vom Modell der Arbeitskraft als 
Ware (vgl. Castel 2001, S. 15f.):  

„Aus dem reinen Arbeitsvertrag, der den Arbeitnehmer dem Arbeitge-
ber direkt unterstellt, erwächst der Status des ‚kollektiven Arbeitneh-
mers’, der durch das Recht garantiert ist.“ (ebenda, S. 16) 

Das Lohnarbeitsverhältnis wurde nun mit kollektiven Garantien verbunden, 
die einen rein marktförmigen Austausch der Arbeitskraft überwanden und 
soziale Sicherheit auch durch arbeits- und sozialrechtliche Bestimmungen 
herstellen sollten. Dabei erweist sich die Dekommodifizierung durchaus als 
Paradoxon: 

„Nur wessen Arbeitskraft ‚kommodifiziert’, also zur marktgängigen 
Ware gemacht worden ist, dessen Arbeitskraft kann auch wieder ‚ent-
kommodifiziert’, sprich aus der Warenform entlassen und trotz ihres 
Nicht-Einsatzes anderweitig entgolten werden; nur wer zuvor Lohnar-
beit geleistet hat, kann anschließend Lohnersatz reklamieren.“ (Lesse-
nich 2008, S. 29) 

Diese Problematik strukturiert dann auch die Form der Integration durch den 
Sozialstaat: Normalisierung und Versicherung, aber auch die Umverteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums entschärfen, so Lessenich, den betrieb-
lichen Klassenkampf und binden „die Arbeiter“ an „den Staat“.4 Jedoch be-
treibt der Sozialstaat gleichzeitig auch gesellschaftlichen Ausschluss: Als 

                                                           
4  Die sozialstaatlichen Mechanismen integrieren jedoch nicht nur den Widerspruch zwischen 

Kapital und Arbeit, sondern auch zahlreiche weitere Spaltungslinien der Gesellschaft (vgl. 
Lessenich 2008, S. 33). 
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„institutionalisierter Hort der Paradoxien moderner, kollektiv-bürokratisch 
organisierter Individualität“ fördere er auch selbst gesellschaftliche Differen-
zierungen, in dem er soziale Teilhaberechte selektiv zuteile und die Bildung 
„egoistisch-partikularer Schutzgemeinschaften“ (ebenda, S. 34) begünstige. 
Ebenso blieben die fordistischen sozialstaatlichen Arrangements oftmals auf 
patriarchale Reproduktionsstrukturen bezogen und richteten sich implizit und 
explizit am männlichen Ernährermodell aus.5 So wurde in einem eher konser-
vativ-korporatistischen Wohlfahrtsstaat wie Deutschland „weitgehend 
unhinterfragt auf die Familie für das Erbringen wohlfahrtsstaatlicher Leistun-
gen, also faktisch auf die nicht marktförmige Arbeit der Frauen vertraut“ 
(Dingeldey 2006, S. 4). 

Die hier angesprochenen Teilhaberechte nehmen in der sozialwissenschaftli-
chen Debatte um den Sozialstaat, nicht zuletzt im Rahmen der neueren Ex-
klusionsdebatte6, einen prominenten Bezugspunkt ein. Vielfach wird in An-
lehnung an Thomas H. Marshall ([1949] 1992) auf die mit der Etablierung 
von Sozialstaatlichkeit verbundene Gewährung der sozialen Bürgerrechte 
verwiesen. Diese komplettierten die zuvor durch das Bürgertum und die Ar-
beiterInnenklasse erkämpften zivilen und politischen Bürgerrechte, trügen 
maßgeblich zu deren Realisierung bei und seien somit Bedingung gesell-
schaftlicher Teilhabe (vgl. Kronauer 2002, zur Kritik S. 91ff., Butterwegge 
2006, S. 21, Wölfle/Schöller 2004, S. 340, Bothfeld 2007, S. 30). Durch den 
nationalen Wohlfahrtsstaat wurde insgesamt ein hohes Maß an sozialer In-
klusion geschaffen – gleichzeitig zeichneten sich die sozialen Bürgerrechte 
jedoch durch einen widersprüchlichen Charakter aus, da die durch sie ge-
währten materiellen Rechte grundsätzlich an Lohnarbeit gekoppelt blieben. 
Deutlich wird so ein Interdependenzverhältnis: Die Transformation des Sozi-
alstaats und damit auch der sozialen Bürgerrechte wirkt sich auf die zivilen 
und politischen aus. Gleichzeitig wird deutlich, dass sozialstaatliche Arrange-
ments ebenso wie Bürgerrechte immer Ergebnis gesellschaftlicher Kräftever-
hältnisse sind und somit beständigen Verschiebungen unterliegen. Die so 
konstituierte „Arbeitnehmergesellschaft“, in der soziale Sicherheit eng an 
Lohnarbeit gekoppelt war, etablierte sich in der Nachkriegszeit vor allem im 
US-amerikanischen und westeuropäisch Fordismus. Ein weiterer Grundzug 
der nationalen Sozialstaaten war damit der keynesianisch orientierte Staats-
                                                           
5  Damit wird deutlich, dass Sozialpolitik auch immer am Grad der (De-)Familialisierung zu 

messen ist (vgl. Dingeldey 2006, S. 8). 
6  Vgl. bspw. Kronauer 2002; Bude/Willisch 2006, 2008. 
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interventionismus als „koordinierter Kapitalismus“. „Das ‚goldene Zeitalter’ 
beruhte maßgeblich auf einem sozialstaatlich hergestellten (oder zumindest 
erfolgreich insinuierten) Gleichgewicht zwischen den Logiken von Kapita-
lismus und Demokratie [...]“ (Lessenich 2008, S. 61), auf einer spezifischen 
Konstellation des Sozialen und der Ökonomie, der Profitabilität und der sozi-
alen Partizipation. Darin übernimmt der Staat „die Regulierung des Ökono-
mischen in sozialer sowie des Sozialen in ökonomischer Absicht“ (ebenda, 
S. 62). So wurde die systemische Krisenhaftigkeit industriell-kapitalistischer 
Vergesellschaftung relativ erfolgreich bearbeitet und institutionalisiert. 

Analog zur ökonomischen Krise ab Mitte der 1970er Jahre lässt sich eine 
staatliche Steuerungskrise ausmachen. Ging das Staatsverständnis des „für-
sorgenden Wohlfahrtsstaates“ von einer umfassenden Steuerungsfähigkeit 
vor allem mittels keynesianisch orientierter Nachfragepolitik bei hierarchi-
scher Organisation politischer Prozesse aus, sei, so Dingeldey, in der Wirt-
schaftskrise die fehlende staatliche Souveränität und Steuerungsfähigkeit of-
fenbar geworden (vgl. Dingeldey 2006, S. 4f.). Beschreibt man den fordisti-
schen Sozialstaat als „Interventionsstaat“, so lassen sich grundsätzlich vier 
Interventionsformen unterscheiden: rechtliche, ökonomische, ökologische 
(infrastrukturelle) und pädagogische (vgl. Dingeldey 2008, S. 315). Im Wohl-
fahrtsstaat der Nachkriegszeit standen mit der Absicherung sozialer Risiken 
durch staatlich gewährte soziale Rechte, die auf den Ausgleich marktbeding-
ter sozialer Ungleichheiten zielten, rechtliche und ökonomische Interventio-
nen im Vordergrund.7 Diese als reaktiv und kompensatorisch beschriebene 
Sozialpolitik sei nun selbst zum Krisenfaktor geworden, da sie als negative 
Effekte eine „Ausgabenexpansion“ und eine fiskalische Krise in Folge einer 
steigenden Sozialleistungsquote bewirkt habe (vgl. Dingeldey 2008, S. 315).8 
Ebenso hätten sich aber auch Versorgungsmängel ergeben und eine „neue 
Armut“ sei beobachtbar gewesen. So wurden spätestens Ende der 1970er 
Jahre die bestehenden sozialstaatlichen Krisenarrangements der fordistischen 
Gesellschaftsformation prekär. Castel beschreibt die Auswirkungen des Zer-
fallsprozesses der „Arbeitnehmergesellschaft“ bündig auf drei Ebenen: Ers-
                                                           
7  Das von Dingeldey benannte zeitweise bestehende „Recht auf Dekommodifizierung“ hatte 

faktisch kaum je Bestand. Dies zeigt ein Blick auf die bundesdeutsche Armenpolitik mit der 
Sozialhilfe, die gegen Ende mit Programmen wie der „Hilfe zur Arbeit“ selbst schon zum 
workfare-Regime geworden war (vgl. Wölfle/Schöller 2004). 

8  Dieser Annahme der Verursachung der fiskalischen Krise des Staates durch die fordistische 
Sozialpolitik stehen Hirschs Analyse (vgl. Kapitel 2.1) ebenso wie Butterwegges Ein-
schätzungen (vgl. Butterwegge 2006, S. 9) diametral entgegen. 
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tens führten ökonomische Flexibilisierungsanforderungen zur Destabilisie-
rung der klassischen ArbeiterInnenschaft, zweitens breite sich vielfältige Pre-
karität der Existenzsicherung(sstrategien) aus, drittens tauche ein neuer sozia-
ler Typus auf: die „Überzähligen“9:  

„Es handelt sich um Personen, die sich in einer Situation der gesell-
schaftlichen Nutzlosigkeit befinden, die nicht integriert, nicht inte-
grierbar sind, nicht einmal ausgebeutet im herkömmlichen Sinne des 
Begriffs.“ (Castel 2001, S. 18) 

So entstand das Phänomen einer „Massenarbeitslosigkeit“, die von einem 
Konjunkturzyklus zum nächsten immer weiter zunahm. 1975 überschritt die 
Arbeitslosigkeit in Westdeutschland erstmals die Millionengrenze (vgl. But-
terwegge 2006, S. 71).  

Im Zuge der Ölkrise und der Konjunktureinbrüche 1973/74 und 1979/80 kam 
es auch zu einer sozialpolitischen Wende (vgl. Lessenich 2008, S. 74). Nach 
jahrzehntelangem Ausbau der sozialen Sicherungssysteme in der Bundesre-
publik Deutschland setzte die Bundesregierung unter Helmut Schmidt Ende 
1975 erstmals finanzielle Einschnitte durch (vgl. Butterwegge 2006, 
S. 117).10 Der finanzpolitische Paradigmenwechsel von einer keynesianisch 
zu einer monetaristisch orientierten Politik, vorangetrieben vor allem durch 
den internationalen, mit der Reagan- und Thatcher-Ära manifest werdenden 
Politikwechsel, hatte auch die Abkehr von einer kompensatorischen hin zu 
einer eher kompetitorischen Sozialpolitik zur Folge (vgl. ebenda, S. 72). 
Hauptziel der neuen, angebotsorientierten Strategien sollte die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für unternehmerisches Handeln sein. Sowohl die 
Unternehmen als auch der Staat selbst suchten nach Möglichkeiten der Kos-
tenreduktion und Aufgabenentlastung:  

„Die größtmögliche Dispositionsfreiheit der ‚Wirtschaftssubjekte’, so 
lautet das [...] angebotspolitische Credo, gewährleistet auf dem Wege 
der Stabilisierung unternehmerischer Gewinnerwartungen das größt-
mögliche Wachstum von Wirtschaft, Wohlstand und Beschäftigung.“ 
(Lessenich 2008, S. 74) 

                                                           
9  Dieser schon bei Marx in Zusammenhang mit der „industriellen Reservearmee“ gebrauchte 

Begriff der Überzähligkeit (vgl. Marx 1968, S. 661, 673) nimmt hier offensichtlich eine 
neue Bedeutung an. 

10  Das „Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur“ vom 18. Dezember 1975 hatte 
Kürzungen vor allem im Bildungswesen und bei der Bundesanstalt für Arbeit zur Folge 
(vgl. Butterwegge 2006, S. 117). 



 

58 

Die Herstellung von „Flexibilität“ wurde zum zentralen Paradigma dieser 
Politik, die gegen den „alten Sozialstaat“ diskursiv-ideologisch gerichtet 
wurde. Der „neue“ Sozialstaat des „flexiblen Kapitalismus“ sei, so Lessenich 
in Anschluss an Boltanski und Chiapello, vor allem an den Konzepten des 
Projekts und des Netzwerks orientiert. Aktivität und Mobilität würden zur 
Maßeinheit der entsprechenden Rationalität und zum Selbstzweck. Diese 
„Kultur des Projekts“ werde  

„[...] mehr und mehr zu einer allgemeinen Vorstellung vom Leben und 
Handeln in Gesellschaft [...]. Die ‚aktivierende’ Wende der Sozialpo-
litik fügt sich passgenau in die Rechtfertigungsordnung des neuen, 
flexiblen Kapitalismus.“ (ebenda, S. 77) 

3.3 Der „aktivierende“ Sozialstaat 

„Aktivierung“ hat als zentrales Paradigma den politisch-wissenschaftlichen 
Diskurs geprägt, der den Arbeitsmarktreformen der Rot-Grünen Bundesregie-
rung vorausgegangen ist (vgl. Lessenich 2008, S. 85f.). Das Leitbild des „ak-
tivierenden Staates“ wurde Mitte der 1990er Jahre explizit als „Dritter Weg“ 
(Giddens) jenseits neoliberaler „Amputation“ und „spätsozialistischer“ Auf-
blähung des Staates formuliert (Heinze u.a. 2005, S. 9). Dabei ging es einer-
seits um eine Reformierung staatlicher Verwaltungsstrukturen, andererseits 
um ein handlungsleitendes sozialpolitisches Programm. Der „aktivierende 
Staat“ ist dabei kein kohärentes Konzept, es handelt sich dabei um durchaus 
divergierende Politikstrategien, die der Transformation zum „kooperativen 
Staat“ bzw. einer sogenannten „Verhandlungsdemokratie“ gerecht werden 
sollen (vgl. ebenda, S. 13). Politische Protagonisten der diskursiven und 
praktischen Durchsetzung des aktivierenden Staates, oder in der britischen 
Variante, des „social investment state“ (Giddens), waren in erster Linie die 
„Modernisierer“ innerhalb der europäischen Sozialdemokratie – allen voran 
Gerhard Schröder und Tony Blair, die sich programmatisch an der 1992 von 
US-Präsident Bill Clinton geprägten „from welfare to work“-Formel orien-
tierten (vgl. Lessenich 2008, S. 88, Butterwegge 2006, S. 239).11 

                                                           
11  Das „Schröder/Blair-Papier“ wurde am 13. Juni 1999 zur Europawahl veröffentlicht. Darin 

fordern die Vertreter von „New Labour“ bzw. der „Neuen Mitte“: „Ein Sozialversiche-
rungssystem, das die Fähigkeit, Arbeit zu finden, behindert, muß reformiert werden. Mo-
derne Sozialdemokraten wollen das Sicherheitsnetz aus Ansprüchen in ein Sprungbrett in 
die Eigenverantwortung umwandeln“ (Zitiert nach Butterwegge 2006, S. 237). 
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Das Konzept eines aktivierenden Staates bedeutet dem Anspruch nach eine 
Restrukturierung der Aufgabenverteilung zwischen Staat, BürgerInnen und 
privaten AkteurInnen bei Neukonditionierung staatlicher Leistungsgewäh-
rung und sozialer Rechte. Dem Modernisierungslager innerhalb der deut-
schen Sozialdemokratie nicht ganz abgeneigte PolitikwissenschaftlerInnen 
benennen als Aufgaben des aktivierenden Staates dann auch die Mobilisie-
rung „vorhandener Potentiale“ zwecks Kostenreduktion und Qualitätssteige-
rung öffentlicher Leistungen, die Steigerung der Innovationskraft von Gesell-
schaft und Wirtschaft sowie die Ermöglichung gemeinwohlorientierten En-
gagements von gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen AkteurInnen (vgl. 
Heinze u.a. 2005, S. 9). In der Überwindung eines normierenden, extensiv 
steuernden und intervenierenden Staatsverständnisses werde das Verhältnis 
von Staat und Gesellschaft neu bestimmt: 

„Die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und alle anderen Mit-
glieder der Gesellschaft ‚Deutschland’ können heute nicht mehr er-
warten, dass der Staat ihnen wie bislang als allzuständiger Vor- und 
Versorgestaat gegenüber tritt.“ (ebenda, S. 10) 

Als Ziele des aktivierenden Staates beschreiben sie eine „Optimierung des 
Zusammenspiels zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft“, die „Quali-
tätsentwicklung“ und „Sozialverträglichkeit“ nicht-staatlicher Sozialbeiträge, 
eine „Aktivierung innovativer und zukunftsfähiger Handlungsfelder“, die 
Partizipation von BürgerInnen und Zivilgesellschaft sowie die Leistungsop-
timierung öffentlicher Verwaltungen und Einrichtungen (ebenda, S. 11). Die 
Konzeption des aktivierenden Staates steht daher auch in engem Zusammen-
hang mit der Reform der Verwaltungen im Sinne des NPM/NSM (vgl. Din-
geldey 2006, S. 7). Es wird vielfach betont, dass der aktivierende Staat nicht 
nur gegen einen „Maximalstaat“, sondern auch einen „Minimalstaat“ gerich-
tet sei (vgl. Dingeldey 2008, S. 315; Heinze u.a. 2005, S. 11): 

„Mit seinem Festhalten an wohlfahrtsstaatlichen Prinzipien grenzt sich 
der aktivierende Staat dezidiert von einer rein liberal-marktwirtschaft-
lichen Sichtweise ab, die staatliches Handeln ausschließlich in der 
Aufrechterhaltung einer Rechtsordnung als Rahmen für die Selbstko-
ordination von freien Marktsubjekten sieht und weitergehende staatli-
che Interventionen kategorisch zurückweist.“ (Heinze u.a. 2005, S. 17) 

Er soll vielmehr einer der „sozialen Ermöglichung“ sein, indem er die Form 
seiner Interventionen hin zu vornehmlich infrastrukturellen und pädagogi-
schen verändert – verbunden mit der Ausweitung von Zwang als Regulie-
rungsform, die auf individuelle Pflichten setzt und Leistungsgewährung nicht 



 

60 

mehr rein an den Status, sondern an bestimmte zu erfüllende Konditionen mit 
Vertragsbindung knüpft (vgl. Dingeldey 2008, S. 317). So entwickele sich 
der Staat zum „Metaakteur“, der verschiedene Funktionen und unterschiedli-
che Handlungsweisen – hierarchische, verhandelnd-kooperative und partizi-
pative – in einer Governancestruktur verknüpft: 

„Als hierarchisch handelnder Staat, der als einzige gesellschaftliche 
Organisation über demokratische Legitimation verfügt, ist er für die 
politische Führung bei der Problemperzeption sowie den Dialog über 
die gesellschaftspolitischen Prioritäten und Strategien verantwortlich. 
Als verhandelnder Staat bzw. in der Rolle des Moderators muss er 
konkrete Zielsetzungen und Programmentwürfe mit den verschiede-
nen relevanten kollektiven Akteuren aushandeln. Bei der Leistungs-
erbringung sollte er mit den Steuerungsadressaten kooperieren, nicht 
zuletzt um eine Produkt- und Prozessoptimierung zu erreichen. Er-
gebnisse und Wirkungen sozialer Leistungen, z. B. die Dienstleis-
tungsqualität, werden nicht zuletzt durch die Koproduktion mit 
Selbsthilfegruppen oder der Sozialstaatsklienten erreicht.“ (ebenda) 

Diese Governancestruktur – die grundsätzlich dem fordistischen Korporatis-
mus mit seinen tripartistischen Aushandlungssystemen nicht unähnlich zu 
sein scheint – will Dingeldey nun mit dem heuristischen Konzept des „Ge-
währleistungsstaates“ beschreibbar machen (vgl. ebenda, S. 318).12 In dieser 
Konzeption behält der Staat die Zuständigkeit für die Gewährleistung von 
Sozialleistungen, setzt aber „bei der Erledigung dieser Aufgaben und der Er-
stellung von Leistungen auf die Koproduktion und selbstverantwortliche Ei-
genleistung individueller wie kollektiver gesellschaftlicher Akteure“ (Heinze 
u.a. 2005, S. 12).13 Dabei werden durchaus Gerechtigkeit, Eigenverantwor-
tung, Selbstbestimmung und Solidarität als zu erhaltende, ja durch den akti-
vierenden Staat geradezu zu stärkende Werte und Prinzipien aufgeführt. „So-
ziale Gerechtigkeit“ dürfe jedoch nicht als „Formel der Reformverhinderung“ 
missbraucht werden, so die AutorInnen um Heinze an die Adresse der „alten“ 
                                                           
12  Es umfasst als programmatische Komponenten eine Abkehr vom Interventionsstaat und 

von einer unmittelbaren staatlichen „Erfüllungsverantwortung“, die Einführung neuer Steu-
erungs- und Kontrollinstrumente, mit denen die Qualität nunmehr von privaten AkteurIn-
nen angebotener Leistung entsprechend festgelegter gemeinwohlorientierter Normen ge-
prüft und gesichert wird, den Übergang von Detail- zu Struktursteuerung mit dem Ziel der 
„Freisetzung der Selbststeuerungspotenziale der Gesellschaft“ (Dingeldey 2008, S. 319). 

13  Hier lässt sich berechtigt fragen, wann in der Geschichte moderner Sozialstaatlichkeit dies 
nicht so war. Die hier ex negativo sichtbar werdende Beschreibung des „alten“ Sozialstaats 
erweist sich an vielen Stellen als äußerst fragwürdig (vgl. Butterwegge 2006, S. 9, 91). 
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Sozialdemokratie und der Gewerkschaften. Diese müssten sich von „einigen 
‚geliebten’ staatszentrierten Wohlfahrts- und Gerechtigkeitsmodellen verab-
schieden“ (ebenda, S. 16). Sie stimmen Streecks Postulat zu, „der Staat als 
Vollkaskoversicherung“ habe ausgedient, ein „Sozialismus der Mittelschich-
ten“ sei nicht mehr finanzierbar und die Solidargemeinschaft könne nur als 
Leistungsgemeinschaft bestehen (vgl. ebenda, S. 17). Zentrale Aufgabe sei 
es, Rechte und Pflichten von gesellschaftlichen AkteurInnen nach dem Prin-
zip des „Förderns und Forderns“ neu auszubalancieren: 

„In diesem Sinne zielt das Prinzip des ‚Förderns’ darauf ab, die 
Hemmnisse für gesellschaftliche Eigentätigkeit und Koproduktion ab-
zubauen und förderliche Rahmenbedingungen und Infrastrukturen für 
gesellschaftliche Initiativen und Projekte zu installieren. Der Aspekt 
des ‚Forderns’ meint hierbei, dass staatliche Politiken und Interven-
tionen derart ausgestaltet werden sollen, dass die Eigenverantwortung 
der nichtstaatlichen Akteure gestärkt und mit dem Angebot bestimm-
ter staatlicher Leistungen und Zuwendungen bestimmte Gegenleistun-
gen der Programmadressaten (z. B. in Form einer aktiven Mitwirkung 
an der Problemlösung bzw. des Einbringens eigener Ressourcen und 
Kräfte) erwartet werden.“ (ebenda, S. 12f.) 

Indem zum einen das Aktivierungsparadigma auch auf staatliche AkteurIn-
nen selbst angewandt würde, zum anderen dem Staat eine aktivierende Rolle 
bei der Ermöglichung bürgerlichen Engagements zugeschrieben werde, sei 
der aktivierende Staat auch als Erweiterung des Konzepts der „Bürgergesell-
schaft“ zu verstehen. Das gefördert-geforderte Engagement könne dabei so-
wohl rein privater, ehrenamtlicher oder gar gewerblicher Natur sein, so dass 
auch die Übernahme öffentlicher Aufgaben – beispielsweise im schulischen 
oder im Sicherheitsbereich – befürwortet werden könnte: 

„Hier ist nicht so entscheidend, wer die Leistungen erstellt, sondern 
dass pragmatisch darauf hingearbeitet wird, Effizienz, Qualität, Ge-
rechtigkeit und Innovation zu verbessern [...]. In diesem Zusammen-
hang wird Eigennutz als Chance begriffen: das Leitbild des aktivie-
renden Staates setzt an Schnittstellen zwischen individuellen und ge-
meinschaftlichen Interessen an und geht im Sinne eines Rational-
Choice-Ansatzes davon aus, dass jedes Individuum bestrebt ist, seinen 
individuellen Nutzen zu optimieren.“ (vgl. ebenda, S. 19f.) 

Engagement müsse also derart ermöglicht und angeregt werden, dass es sich 
für das Individuum lohne und gleichzeitig der Gemeinschaft nütze – während 
der Staat zu einer „Gewährleistungsagentur“ (ebenda) oder gar „Entwick-
lungsagentur“ (von Bandemer/Hilbert 2005, S. 30) der Gesellschaft werde: 
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„Die Rolle der Politik wird die eines Moderators und Aktivators, aber auch 
Schiedsrichters gesellschaftlicher Entwicklungen sein“ (ebenda). 

Hier wird deutlich, dass der aktivierende Staat, der zwar in erster Linie ein 
sozialpolitisches Programm ist, dem Anspruch nach deutlich universalistisch 
auf die gesamte Staatstätigkeit orientiert ist, und dabei die „Gesellschaft“ als 
ganze zum Einsatzort hat (vgl. Butterwegge 2006, S. 241). Das zentrale Prin-
zip „Fördern und Fordern“ und das zentral angestrebte Ziel der Universalisie-
rung der Arbeitsmarktteilhabe konstituieren dabei ein „from welfare to 
work“-Programm bundesdeutscher Arbeitsmarktpolitik, das dem in Großbri-
tannien geprägten Slogan „no rights without responsiblities“ entspricht (vgl. 
Dingeldey 2008, S. 316). Folgerichtig müssen diejenigen, die sich dem staat-
lichen Angebot, gefördert zu werden, um danach den staatlichen Forderungen 
nach Eigeninitiative und Selbstverantwortung nachkommen zu können, wi-
dersetzen, mit dem Ausschluss von staatlicher Unterstützung rechnen. So 
lautet dann auch ein weiterer Grundsatz des aktivierenden Staates: „Hand-
lungsdruck statt Übernahmegarantie“ (Heinze u.a. 2005, S. 18). Oberstes Ziel 
ist die gesellschaftliche Inklusion über Erwerbsarbeit, die durch die Re-
Kommodifizierung der Arbeitskraft hergestellt werden soll, was auf indivi-
dueller Ebene als Herstellung der eigenen „Beschäftigungsfähigkeit“ vollzo-
gen werden soll. Die Erreichung der „Beschäftigungsfähigkeit“ aller vorhan-
denen Arbeitskräfte strukturiert dabei gegenwärtige Arbeitsmarktreformen – 
an ihr werden, mehr noch als an der „Vollbeschäftigung“, Reformbemühun-
gen gemessen (vgl. Dingeldey 2006, S. 8). Dabei bedarf das zentrale Ziel 
staatlicher Aktivierungspolitik – die Schaffung einer „Ermöglichungsstruk-
tur“ für die Selbststeuerung der Gesellschaft bzw. der Individuen – durchaus 
anspruchsvoller Bedingungen (vgl. Dingeldey 2008, S. 320). Wird beispiels-
weise eine Universalisierung der Arbeitsmarktintegration angestrebt, so müs-
sen eine ganze Reihe Voraussetzungen erfüllt werden, wie beispielsweise 
eine umfassende De-Familialisierung und Kommodifizierung der Reproduk-
tionsarbeit. Ebenso müsste, um die propagierte „Chancengleichheit“ zu ge-
währleisten, „arbeitsmarktfernen“ Zielgruppen mit einem ausgeweiteten 
Qualifizierungsangebot die Möglichkeit erst gegeben werden, ihre eigene Be-
schäftigungsfähigkeit zu optimieren (vgl. Dingeldey 2008, S. 320f.). 

Insgesamt sucht der aktivierende Sozialstaat Antworten auf ein „uraltes sozi-
alpolitisches Problem“: Den Umgang mit den arbeitsfähigen, aber arbeitslo-
sen Armen, den undeserving poor (vgl. Lessenich 2008, S. 88). Legitimiert 
wurde der aktivierende Sozialstaat daher gerade mit dem ökonomischen Ar-
gument der „Sozialinvestition“, die gegen die „Vergeudung von Humanka-
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pital“ (Heinze, zitiert nach Butterwegge 2006, S. 240) gerichtet sei. Aber 
auch von anderer Seite wurde, wesentlich positiver und in einen emanzipato-
rischen Anspruch versprechender Sprache, eine „aktive Bürgergesellschaft“ 
eingefordert. In einer Veröffentlichung der Bundestagsfraktion der Grünen 
kritisierten Katrin Göring-Eckardt und Thea Dückert zunächst, der beste-
hende Sozialstaat degradiere die Menschen zu „unmündigen Empfängern von 
staatlichen Alimentationen“ (Göring-Eckardt/Dückert 2003, Zitiert nach Les-
senich 2008, S. 95). Sie fordern, jede und jeder Einzelne müsse das „Bewe-
gungsangebot“ des „Sozialstaats der Zukunft“ als „Chance, ein selbstbe-
stimmtes Leben zu führen“, annehmen:  

„[...] es ist zugleich ein Angebot der Einzelnen an die Gesellschaft: 
Ich mache mit, ich bewege mich, ich entwickle mich für und mit dem 
Ganzen, denn jede und jeder, die und der kann, soll einen Beitrag für 
die Gesellschaft leisten.“ (ebenda, S. 95)  

Diese kommunitaristisch angehauchte Sozialstaatskritik aus dem ökologisch 
orientierten Bürgertum und die Aktivierungsprogrammatik sozialdemokrati-
scher Modernisierer materialisierten sich in der Sozialpolitik der von 1998 
bis 2005 regierenden Rot-Grünen Koalition: zunächst im „Job-AQTIV-Ge-
setz“, dann in den Hartz-Gesetzen. 

3.4 Rot-Grüne Arbeitsmarktpolitik und die „Gesetze für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 

Die nach der Bundestagswahl von 1998 gebildete Rot-Grüne Koalition setzte 
sich den Abbau der Erwerbslosigkeit als zentrales Ziel (vgl. Butterwegge 
2006, S. 160). Zur Bekämpfung der zu Beginn ihrer Amtszeit mit 4,28 Mio.14 
zu beziffernden Massenerwerbslosigkeit setzte sie dort an, wo die Regierung 
Kohl, unter anderem mit der „Hilfe zur Arbeit“ und der Begünstigung gering-
fügiger Beschäftigung, aufgehört hatte (vgl. ebenda, S. 159).15 Während der 
ersten Legislaturperiode der Rot-Grünen Bundesregierung wurde die Sen-
kung der so genannten Lohnnebenkosten als wichtigstes Instrument zur 
                                                           
14  Vgl. die Zahlen des Statistischen Bundesamtes: http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/ 

Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistiken/Arbeitsmarkt/ArbeitsmarktdatenBA/Arbeits-
lose/Tabellen/Content75/ArbeitsloseArbeitslosenquote,templateId=renderPrint.psml 
(Zugriff 23.3.2009). 

15  Sie nahm jedoch die Lockerung des Kündigungsschutzes und die Einschränkungen bei der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zurück, die von der CDU/CSU/FDP-Koalition noch 
kurz vor ihrer Abwahl verabschiedet worden waren. 
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Standortsicherung und Neuschaffung von Arbeitsplätzen betrachtet.16 Im 
Zuge der Debatte um Globalisierung konnte ein Diskurs neoliberaler Prägung 
hegemoniefähig werden, der die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 
Deutschland durch Steuersenkungen für Unternehmen, Einschränkung von 
ArbeitnehmerInnenrechten und Senkung der (Real-)Löhne als Sachzwänge 
einer neuen globalen Produktionsweise legitimierte. Dabei wurden die sozi-
alpartnerschaftlichen Arrangements der Bundesrepublik (zumindest anfangs) 
mit einbezogen – manifestiert im Ende 1998 konstituierten „Bündnis für Ar-
beit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“. Butterwegge spricht in diesem 
Zusammenhang deshalb nicht von Neoliberalismus, sondern von „Neokorpo-
ratismus“ (vgl. ebenda, S. 162f.). Im Rahmen des Bündnisses wurden unter 
anderem ein Modellversuch zur Schaffung eines Niedriglohnsektors mit 
staatlicher Subventionierung sowie die Senkung der Lohnnebenkosten verab-
redet. Wichtigster arbeitsmarktpolitischer Beschluss war die Einführung des 
„Job-AQTIV-Gesetzes“ zum 1. Januar 2002 (vgl. ebenda, S. 166). Das „Ge-
setz zur Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente“, dessen Name sich 
aus den Begriffen Aktivieren, Qualifizieren, Trainieren, Investieren und Ver-
mitteln zusammensetzt, kann als Vorwegnahme einiger zentraler von der 
„Hartz-Kommission“ eingebrachter Vorschläge gelesen werden. Auf Grund-
lage von Eingliederungsvereinbarungen sollten die Arbeitsämter Erwerbslo-
sen frühzeitig Angebote zu Arbeit oder Weiterbildung machen. Gleichzeitig 
wurde die Beweislast bei Sperrzeitenregelungen umgekehrt und schärfere 
Melderegelungen und Kontrollmaßnahmen eingeführt (vgl. ebenda). Ange-
sichts schon zuvor bestehender Repressionsmöglichkeiten (vgl. Trube 2003, 
S. 180) sieht Trube hier eine „Aktivierung marginalisierter Bürger“ ohne 
Sachverstand oder schlimmer noch, als bewusste oder unbewusste Mitwir-
kung bei sozialen Selektionsprozessen über Arbeitszwang und drohenden 
Existenzsicherungsverlust: 

„Weder durch die ‚Aktivierung’ der Arbeitslosen mittels schriftlicher 
Eingliederungsvereinbarung (§ § 6 u. 35 SGB III) noch durch die 
Sanktionierung mutmaßlicher Pflichtverletzungen gegen diese Ver-
einbarungen (§ 38 SGB III) und schließlich auch nicht durch den Ent-
zug von Leistungen (§ 144 SGB III) bei ‚unangepasstem Verhalten’ 

                                                           
16  Die „Lohnnebenkosten“ sind im Grunde Teil des Lohnes selbst, nur dass sie direkt vom Ar-

beitsgeber an die Sozialversicherungen gezahlt werden. Eine Senkung der Lohnnebenkos-
ten ist also immer Lohnsenkung, weil die entstehenden Ausfälle durch die Arbeitnehmer-
seite ausgeglichen werden müssen. 
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während der ‚Anbahnung’ eines Arbeitsverhältnisses (Vorstellungsge-
spräch etc.) lassen sich arbeitsplatzgenerierende Effekte erzielen, wo-
bei allerdings andererseits die Gefahr sozialer Exklusion kaum zu 
vermeiden ist.“ (ebenda, S. 182) 

Er verweist auf die völlig unzureichende Zahl von ArbeitsvermittlerInnen bei 
den Arbeitsämtern – so komme der Staat seinen Pflichten nicht nach, ver-
lange aber solches von den Arbeitslosen. Das in der Begründung des Job-
AQTIV-Gesetzes hervorgehobene Prinzip des fairen Ausgleichs zwischen 
Rechten und Pflichten sei auch deshalb illusorisch, weil nach wie vor alle 
Angebote der aktiven Arbeitsmarktpolitik – Qualifikation, Orientierung, ABM- 
Maßnahmen – Ermessungsleistungen ohne rechtlichen Anspruch blieben 
(ebenda, S. 183). Auch dieses Gesetz wurde vom Bündnis für Arbeit unter-
stützt, das jedoch kurz vor der Bundestagswahl 2002 aufgrund tarifpolitischer 
Konflikte auseinanderbrach. 

Nachdem im Januar 2002 Fälschungen von Vermittlungsbilanzen der Bun-
desanstalt für Arbeit publik wurden, wurde deren Leiter Bernhard Jagoda 
durch Florian Gerster ersetzt, der als ehemaliger rheinland-pfälzischer Sozi-
alminister eine Abkehr von der aktiven hin zur „aktivierenden“ Arbeits-
marktpolitik favorisierte (vgl. Butterwegge 2006, S. 185). Fast zeitgleich 
wurde die Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
(Hartz-Kommission) konstituiert, die zunächst die Reform der Organisation 
der Bundesanstalt für Arbeit zur Aufgabe hatte.17 Unter ihrem Vorsitzenden, 
dem ehemaligen VW-Personalchef Peter Hartz, entwickelte sie sich jedoch 
zum „Think-Tank“ einer weitreichenden Umstrukturierung der (aktiven wie 
passiven) Arbeitsmarktpolitik. Kurz vor den Bundestagswahlen, im August 
2002, legte sie ihren Abschlussbericht vor und die Bundesregierung ver-
sprach, die darin enthaltenen Vorschläge „Eins zu Eins“ gesetzgeberisch um-
zusetzen (vgl. ebenda, S. 187).18 Die zweite Legislaturperiode der Rot-Grü-
nen Koalition war arbeitsmarkpolitisch dementsprechend von der Einführung 
von vier „Gesetzen für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz I-
IV) dominiert. 

Am 1. Januar 2003 trat so „Hartz I“ in Kraft, das die Voraussetzungen für die 
Berechtigung des Bezugs von Arbeitslosenhilfe verschärfte, indem Vermö-

                                                           
17  Zur Zusammensetzung dieser Kommission vgl. Weimar 2004. 
18  Auf die wahlkampftaktische Bedeutung der Hartz-Kommission habe ich oben hingewiesen 

(vgl. Einleitung Kapitel 3). 
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gens-, (Ehe)PartnerInnen- und Erwerbstätigenfreibeträge gesenkt oder gar 
gestrichen wurden. Gleichzeitig wurde die Anpassung der Leistungen an die 
allgemeine Lohnentwicklung abgeschafft (vgl. ebenda, S. 189f.). Den Ar-
beitsämtern wurden ab dem 1. April 2003 „Personal-Service-Agenturen“ 
(PSA) als integrationsorientierte Zeitarbeitsgesellschaften zugeordnet. Dabei 
sollten zunächst Verträge mit privaten Zeitarbeitsfirmen geschlossen werden; 
nur bei Nichtzustandekommen einer solchen Kooperation sollten die Arbeits-
agenturen eigene PSA gründen (vgl. Oschmiansky 2004, S. 28). Zwar galten 
für über die PSA vermittelte LeiharbeiterInnen Tarifverträge, die jedoch ei-
nen geringeren Lohn als den der Stammbelegschaft des entleihenden Unter-
nehmens festschrieben (vgl. Butterwegge 2006, S. 190). 

Das zeitgleich in Kraft tretende „Hartz II“ hatte die Re-Regulierung gering-
fügiger Beschäftigungsverhältnisse sowie die Förderung von unternehmeri-
scher Selbständigkeit zum Inhalt. Eingeführt wurden Regelungen zur „Ich-
AG“ sowie zu Mini- und Midi-Jobs. Die Ich-AG sollte es Erwerbslosen er-
möglichen, mit staatlicher Förderung als ExistenzgründerInnen aktiv zu wer-
den und Selbständigkeit zu erlangen. Die Hürden zur Gewährung dieser För-
derung wurden niedrig gesetzt, die AntragstellerInnen mussten weder einen 
Finanzplan noch ein Gutachten zur wirtschaftlichen Tragfähigkeit vorlegen 
(vgl. ebenda, S. 191). Im Bereich der Mini- (Monatsverdienst bis 400 Euro) 
und Midi- (Monatsverdienst bis 800 Euro) Jobs wurde die zuvor geltende 
Begrenzung der Wochenarbeitszeit auf fünfzehn Stunden aufgehoben. 

Das „Dritte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz 
III), das am 1. Januar 2004 in Kraft trat, regelte maßgeblich die Umstruktu-
rierung der nun in „Bundesagentur für Arbeit“ (BA) umbenannten Behörde 
„nach privatwirtschaftlichen Vorbildern mittels moderner Managementkon-
zepte zu einem reinen Dienstleistungsunternehmen“ (ebenda, S. 192) – also 
nach den Prämissen des NPM/NSM. Eingeführt wurden „Kundenzentren“, 
innerhalb derer zwischen „Marktkunden“, „Beratungskunden“ und „Betreu-
ungskunden“ differenziert wurde, was eine gleichzeitige Hierarchisierung 
und Effizienzorientierung in der Arbeitsförderung und -vermittlung bedeu-
tete.19 

Am stärksten öffentlich diskutiert wurde das „Vierte Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, das als „Hartz IV“ zur Chiffre des ge-

                                                           
19  Vgl. zur konzeptionellen Bedeutung den Bericht der Hartz-Kommission (2002, S. 70f.). 



 

67 

samten Restrukturierungsprozesses der Arbeitsmarktpolitik avancierte. Zum 
1. Januar 2005 in Kraft getreten, beinhaltete es wesentlich die Zusammenle-
gung der vormaligen Arbeitslosen- mit der Sozialhilfe zum neuen Arbeitslo-
sengeld II (Alg II). In die so neugeschaffene „Grundsicherung für Arbeitssu-
chende“ wurden nun alle „erwerbsfähigen Hilfebedürftigen“ eingegliedert. 
Als Kriterien für die Erwerbsfähigkeit wurde die Fähigkeit, „mindestens drei 
Stunden täglich unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes“ zu 
arbeiten festgelegt, als hilfebedürftig wurden all jene anerkannt, die ihren 
„Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt der Personen in der Bedarfsge-
meinschaft nicht aus eigenen Mitteln, vor allem durch Aufnahme von Arbeit, 
sichern“ (Bundesagentur für Arbeit 2009, S. 20) können. Der monatliche Re-
gelsatz für Alleinstehende war damit nicht höher als der Sozialhilfe-Regel-
satz (vgl. Butterwegge 2006, S. 194).20 Zusammenlebenden Paaren und Kin-
dern wurde sogar verhältnismäßig weniger gewährt. Die Einführung des 
Konstrukts der „Bedarfsgemeinschaft“ erlaubte zusätzlich, „Einkommen und 
Vermögen von Personen, die mit dem Antragssteller weder verwandt noch 
ihm gegenüber zum Unterhalt verpflichtet sind, aber mit ihm zusammen in 
einer Wohnung leben, bei der Bedürftigkeitsprüfung anzurechnen“ (ebenda). 
Sowohl die Bedürftigkeitsprüfungen als auch die Sperrzeitenregelungen wur-
den im Zuge der Hartz-Gesetze verschärft. Zudem sollte, so Bothfeld, die 
Ausdifferenzierung der Sanktionsregeln in beiden Sozialgesetzbüchern bei 
ArbeitsberaterInnen die Hemmschwelle zur Leistungskürzung mindern. Um 
die „Arbeitsbereitschaft“ der AntragstellerInnen und Alg II-BezieherInnen zu 
testen, wurden Instrumente wie Arbeits- und Maßnahmenangebote und Ver-
pflichtungen wie frühzeitige Arbeitslosmeldung und der Nachweis von 
Bewerbungsaktivitäten eingeführt (vgl. Bothfeld 2007, S. 39). Insgesamt 
wurde die „Eingliederungsvereinbarung“ zwischen den arbeitslos Gemelde-
ten und ihren jeweiligen „Fallmanagern“21 zum zentralen Instrument, mit 

                                                           
20  Er wurde mit 345 Euro in West- bzw. 331 Euro in Ostdeutschland zuzüglich „angemesse-

ner“ Aufwendungen für Unterkunft und Heizung festgeschrieben, mittlerweile jedoch 
mehrfach leicht angehoben. 

21  Der sogenannte „Fallmanager“ wurde dabei umfassend als ein „neues Professionsbild für 
die Sozialen Dienste“ (Ziegler 2005, S. 169) konzipiert – und zwar von der Bertelsmann-
Stiftung in Zusammenarbeit unter anderem mit der Bundesanstalt für Arbeit. Deren „Hand-
buch Beratung und Integration“ liefert einen umfassenden Einblick in die programmati-
schen „Grundlagen [...] der Beschäftigungsförderung“ (Bertelsmann Stiftung u.a. 2002, 
S. 5): Darin wird die Charakterisierung des Fallmanagers als „Teacher, preacher, friend and 
cop“ als grundlegender Paradigmenwechsel beschrieben (ebenda, S. 17). Es finden sich zu-
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dem kooperatives Verhalten geprüft, Aktivitäten festgelegt, Verabredungen 
(z. B. Telefonbereitschaft, Abwesenheiten) getroffen sowie „Ein-Euro-Jobs“ 
zugeteilt werden sollen. Die Einführung dieser „Ein-Euro-Jobs“, die zentrale 
Elemente der zuvor im Rahmen der Sozialhilfe bestehenden „Hilfe zur Ar-
beit“-Programme übernahmen, kann als das workfare-Element der Hartz-Ge-
setze im engeren Sinne betrachtet werden. Alg II-BezieherInnen müssen für 
eine „Mehraufwandsentschädigung“ von einem oder zwei Euro pro Stunde 
„im öffentlichen Interesse liegende und zusätzliche (nicht mehr unbedingt: 
gemeinnützige) Arbeit leisten“ (Butterwegge 2006, S. 198), sonst büßen sie 
zunächst 30 %, später vollständig ihre Unterstützung ein. Bei den unter 25-
Jährigen werden die Leistungen sofort gestrichen. 

Die Eingliederung der erwerbsfähigen SozialhilfeempfängerInnen in die Zu-
ständigkeit der Arbeitsagenturen machte auch eine Sozialhilfereform not-
wendig. Das Bundessozialhilfegesetz wurde in das SGB XII überführt, 
gleichzeitig ein Moratorium der Anpassung der Hilfsleistungen (an die Lohn-
entwicklung) und relativ niedrige Pauschalierung früherer „wiederkehrender 
Einmalleistungen“ auf Antrag beschlossen (vgl. ebenda, S. 195). Ein Anrecht 
auf Sozialhilfe haben nur noch anerkannte Erwerbsunfähige. Mit der Einfüh-
rung von Alg II musste auch die Trägerstruktur zwischen den bundesfinan-
zierten Arbeitsagenturen und den kommunalen Sozialämtern neu geregelt 
werden. Geschaffen wurde mit dem „Gesetz zur optionalen Trägerschaft von 
Kommunen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)“ zunächst 
ein Provisorium, das bis zum 31. Dezember 2008 wissenschaftlich evaluiert 
werden sollte (vgl. Knuth 2007, S. 84). In der überwiegenden Mehrzahl der 
Landkreise und kreisfreien Städte wurden seit Anfang Januar 2005 „Arbeits-
gemeinschaften“ (Argen) zwischen Arbeitsagenturen und Sozialämtern 
gebildet, die arbeitsteilig die Betreuung der Alg II-EmpfängerInnen über-
nahmen (vgl. Knuth 2007, S. 84).22 Ende 2007 wurde diese Form der Misch-
verwaltung vom Bundesverfassungsgericht gekippt und eine Neuregelung bis 
2010 gefordert (vgl. Rath 2007). 

                                                                                                                             
dem schon Prototypen der Eingliederungsvereinbarungen, der Profiling-Methoden oder der 
Umsetzung des Grundsatzes „Fördern und Fordern“. 

22  69 Kommunen haben sich für alleinige Trägerschaft entschieden, in 19 Kommunen wird 
eine strikt getrennte Aufgabenwahrnehmung getestet (vgl. Knuth 2007, S. 84). 
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3.5 Auswirkungen der Hartz-Gesetze 

Bevor ich auf grundlegende Einschätzungen und Kritiken der Hartz-Gesetzen 
eingehe, werde ich zunächst die konkreten Auswirkungen der Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe darstellen und Entwicklungen wie die 
Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft, die Einschränkungen der Bürger-
rechte für Alg II-BezieherInnen und die Auswirkungen der Umstrukturierung 
der BA behandeln. Zudem werde ich auf den Zusammenhang der Hartz-Ge-
setze mit dem Ausbau des Niedriglohnsektors eingehen.  

„Zusammenlegung“ der Arbeitslosen- und Sozialhilfe:  

Ende 2004 bezogen 1,66 Mio. Personen im Erwerbsalter Sozialhilfe. 96 % 
von ihnen wurden im Zuge der Einführung des Alg II als erwerbsfähig oder 
als Angehörige von Erwerbstätigen eingestuft (vgl. Knuth 2007, S. 71). Diese 
vormals Sozialhilfe Beziehenden wurden nun den Arbeitsförder- und Ver-
mittlungsmaßnahmen der Arbeitsagenturen bzw. Argen zugeführt. Nicht aus-
zuschließen ist bei dieser hohen Zahl von als „erwerbsfähig“ kategorisierten 
„Hilfebedürftigen“ ein Eigeninteressen der Kommunen, die Sozialhil-
feempfängerInnen aus der kommunal finanzierten Sozialhilfe in die überwie-
gend aus Bundesmitteln finanzierte Alg II-Regelung „abzuschieben“. Insge-
samt bezogen bei Einführung 6,12 Mio. Personen in 3,33 Mio. Bedarfsge-
meinschaften Alg II (vgl. Graf/Rudolph 2009, S. 1). Nach einem Höchststand 
von 7,14 Mio. Personen in 4,13 Mio. Bedarfsgemeinschaften im Mai 2006 
(vgl. ebenda) lag die Zahl der Alg II-EmpfängerInnen im Februar 2009 bei 
6,65 Mio. Personen in 3,45 Mio. Bedarfsgemeinschaften (vgl. Bundesagentur 
für Arbeit 2009, S. 22). Die ehemaligen SozialhilfeempfängerInnen wurden 
finanziell auf den ersten Blick zum Teil besser gestellt – jedoch mit der Ein-
schränkung, dass zuvor regelmäßig wiederkehrende Einmalzahlungen nun 
pauschaliert auf die Regelsätze aufgeschlagen wurden, was z. B. innerfami-
liäre, patriarchale Hierarchien und Abhängigkeiten verfestigt. Auch die Kon-
struktion der Bedarfsgemeinschaften sowie die Verwehrung eigener Woh-
nungen für unter 25-jährige Alg II-BezieherInnen tragen zur Refamilialisie-
rung im Rahmen des Grundsicherungsregimes bei. Entsprechend kritisch 
bilanzieren Rudolph und Niekant:  

„Die Hartz IV-Gesetzgebung ist aus der Geschlechterperspektive als 
eine eher familialistische Arbeitsmarktpolitik einzuschätzen, die die 
familialen Abhängigkeitsverhältnisse stärkt und die berufliche Partizi-
pation und ökonomische Unabhängigkeit von Frauen hinten anstellt.“ 
(Rudolph/Niekant 2007, S. 14) 
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Der Regelsatz der Grundsicherung ist insgesamt so knapp bemessen, dass zur 
Realisierung des sozio-kulturellen Existenzminimums laut dem Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsverband eine Anhebung um 20% notwendig wäre 
(vgl. Bothfeld 2007, S. 37).23 

Im Vergleich mit der kommunalen „Hilfe zur Arbeit“ des alten Bundessozi-
alhilfegesetzes wurden die workfare-Instrumente des Alg II-Regimes ver-
schärft, Handlungsspielräume der Behörden (wie Ermessensentscheidungen) 
fielen zum Teil weg, so dass der Druck auf Alg II-EmpfängerInnen durch 
striktere Sperrzeiten-Regelungen erhöht wurde. Für (Langzeit)arbeitslose, die 
zuvor Arbeitslosenhilfe bezogen hatten, wurde der Zwang zur Erwerbsauf-
nahme durch niedrige Regelsätzen, Bedürftigkeitsprüfung und geforderten 
Gegenleistungen trotz hoher Arbeitslosigkeit verschärft, ohne dass sich ihre 
Aussichten auf Arbeitsplätze verbesserten: 

„Die teils ausgesprochen drastischen Leistungskürzungen sowie er-
neut verschärfte Zumutbarkeitsklauseln zwingen Langzeitarbeitslose, 
ihre Arbeitskraft zu Dumpingpreisen zu verkaufen.“ (Butterwegge 
2006, S. 195) 

Knuth sieht mit der Zusammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe ein 
qualitativ neues Sozialleistungsregime installiert. Indem die Arbeitslosenhilfe 
in das Alg II überführt wurde, wurde das primäre Prinzip der Sozialhilfe – die 
Bedürftigkeitsprüfung und Anspruchsberechtigung – übernommen. Hartz IV 
sei damit die Überführung von Arbeitsmarkt- in Armutspolitik (vgl. Knuth 
2007, S. 67). In dieser Verallgemeinerung von Fürsorgeprinzipien als neues 
Grundsicherungsregime wird die historisch im Diskurs über Arbeitslosigkeit 
angelegte und bei der Konstruktion der Figur des „Arbeitslosen“ zentrale 
Trennung zwischen unverschuldet Arbeitsunfähigen und arbeitsfähigen Ar-
men befestigt. Das Konstrukt des selbstverschuldet in staatliche Abhängig-
keit geratenen Hilfsbedürftigen wird zur Legitimationsfolie der Etablierung 
von workfare-Strukturen nach dem Prinzip des „Förderns und Forderns“. 
                                                           
23  Die Rede vom „sozio-kulturellen Existenzminimum“ und dessen Messung in monetären 

Größen ist aus mehreren Gründen problematisch. Zum einen wird beispielsweise in der Ex-
klusionsdebatte argumentiert, dass für gesellschaftliche Teilhabe in einer kapitalistisch or-
ganisierten Gesellschaft Interdependenz und Partizipation, sinnvolle soziale Nahbeziehun-
gen und Integration in den kapitalistischen Arbeitsmarkt nicht zu trennen sind (vgl. Kro-
nauer 2002). Gleichzeitig verweist das auf die Problematik einer Emanzipation der Er-
werbslosen innerhalb des bestehenden Arbeitsmarktregimes – so dass Forderungen nach 
Erhöhung der Leistungen grundsätzlich zu kurz greifen, wenn es um die Verhinderung so-
zio-politischer Exklusion geht. 
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Was während des fordistischen Arbeitsmarktregimes aus sozialpolitischen 
Gründen nicht hinnehmbar war – dass Menschen längere Zeit arbeitslos blie-
ben – ist jetzt aus ordnungspolitischen Gründen nicht akzeptabel, weil Men-
schen dann Leistungen ohne Gegenleistungen empfangen würden:  

„Beschäftigung wird nun nicht in erster Linie im Interesse der Ar-
beitslosen organisiert, sondern im Interesse der hart Arbeitenden, die 
den Unterhalt der Arbeitslosen finanzieren und von denen man an-
nimmt, dass ihnen der Gedanke unerträglich sei, dass andere nicht ar-
beiten und doch essen, wenn auch nur auf ‚Grundsicherungsniveau’.“ 
(Knuth 2007, S. 80) 

So verspricht die KundInnen-Orientierung der Arbeitsagenturen bzw. Argen 
eine Individualisierung der Arbeitsvermittlung. Allerdings findet zunächst 
eine Zuordnung jedes Einzelfalls zu einem KundInnensegment statt, aus dem 
sich dann der Unterstützungsbedarf – Information, Beratung, Betreuung – 
„ergibt“ (vgl. Hartz-Kommission 2002, S. 100, S. 79f.). Zudem geht mit die-
ser Kategorisierung der Erwerbslosen nicht nur eine Bedarfs-, sondern auch 
eine „Risikogruppenklassifizierung“ (Ziegler 2005, S. 178) einher, aus der 
sich entsprechende Forderungen nach Eigenleistungen und entsprechende 
Sanktionspraktiken bei Verstößen ableiten (vgl. ebenda). 

Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft:  

Der Druck zur Arbeitsaufnahme zu jeder Bedingung ist unübersehbar und als 
Verlängerung des Zwangscharakters des kapitalistischen Arbeitsmarktes in 
das Grundsicherungsregime hinein beschreibbar. Hinter der Reform der Ar-
beitslosenversicherung, so Bothfeld, verberge sich eine „Spaltung zwischen 
marktnahen Kurzzeit- und (vermeintlich) marktfernen Langzeitarbeitslosen, 
die sich in der Trennung der gesetzlichen Vorschriften (‚Regelkreise’) nie-
derschlägt“ (Bothfeld 2007, S. 36f.). Die von Castel schon 2001 beschriebene 
„Wiederkehr des Marktes“ als Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft, mate-
rialisiert sich somit in den Hartz-Gesetzen. Dabei weist Dörre auf den kon-
stitutiven Zusammenhang dieser verschärften Marktsteuerung der Erwerbsar-
beit (und Erwerbslosigkeit) mit einem gegenwärtig neuen (postfordistischen) 
Modus der Kapitalverwertung hin, der eine größere Flexibilität und Variabi-
lität der Arbeitskraft erzwinge (vgl. Dörre 2007, S. 26). Er beschreibt die Re-
Kommodifizierung auch als Teil einer neuen „Landnahme“ des Finanzmarkt-
Kapitalismus, der sowohl Subjektivitäten und Lebensweisen der Warenform 
unterwerfe, als auch „kollektives Sozialeigentum“ wie tarifliche Normen, 
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Mitbestimmungsrechte, Sozialleistungen und öffentliche Güter zur Disposi-
tion (durch den Markt) stelle (vgl. Dörre 2007, S. 28): 

„Flexibilisierungen in- und außerhalb der Unternehmen vollziehen 
sich zunehmend synchron. Auf dem Feld der Arbeitsmarkt- und Sozi-
alpolitik wird in gewisser Weise nachgeahmt, was der Finanzmarkt-
kapitalismus den Unternehmen abverlangt.“ (Dörre 2007, S. 30) 

Die zunehmende Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft, der Zwang, selbst-
ständig aktiv an der eigenen Beschäftigungsfähigkeit zu arbeiten, reicht somit 
in die Lebensführung und Selbstwahrnehmung der Subjekte hinein. Die 
arbeitslose Person wird als homo oeconomicus definiert, „der durch sinkende 
Anspruchslöhne und strenge Zumutbarkeitsregeln dazu ‚motiviert’ wird, der 
Arbeitslosigkeit jede reguläre Arbeit vorzuziehen“, und muss de facto zur 
Unternehmerin ihrer eigenen Arbeitskraft werden (vgl. Dörre 2007, S. 30). 

Einschränkung der Bürgerrechte für Alg II-BezieherInnen:  

Schon bei der Beantragung von bzw. bei der Prüfung der Anspruchsberechti-
gung auf Alg II durch die zuständigen SachbearbeiterInnen müssen die An-
tragstellerInnen die Einschränkung von Bürgerrechten in Kauf nehmen, was 
sich mit den in der Eingliederungsvereinbarungen festgelegten Maßnahmen 
fortsetzen kann. Seit Beginn der Umsetzung von Hartz IV kommen 16-seitige 
Antragsformulare zum Einsatz, in denen über Wohn-, Einkommens-, Vermö-
gens- und Lebensverhältnisse ausgesagt werden muss Diese wurden nach 
Kritik an fehlenden Datenrechtsstandards nachgebessert, wobei die Aus-
kunftspflichten bestehen blieben. Grundsätzlich sind die Arbeitsagenturen 
also auf die Angaben der „Arbeitssuchenden“ angewiesen, aus einem gene-
rellen Misstrauen gegenüber Betrugsversuchen jedoch wurden Instrumente 
eingeführt, die eine verschärfte Kontrolle der Alg II-BezieherInnen ermögli-
chen: Die Kontrolle der Einkommens- und Vermögenssituation durch den 
automatisierten Datenabgleich zwischen Behörden, die Umkehr der Beweis-
last bei zusammenlebenden Paaren, der Einsatz von „Außendiensten“ der Ar-
gen zur Überprüfung der Richtigkeit der Angaben zu Bedarfsgemeinschaften, 
Lebens- und Arbeitsverhältnissen. Butterwegge bilanziert diesbezüglich, dass 
Hartz IV „weniger Sozial-, gleichzeitig jedoch mehr Überwachungsstaat“ 
(Butterwegge 2006, S. 201) bedeute.24 Den unter 25-jährigen wurde zudem 
                                                           
24  „Bislang geltende Standards des Datenschutzes entfielen für Langzeitarbeitslose ersatzlos. 

Maßnahmen zur effektiveren Kontrolle der Bankguthaben und Zinseinnahmen von Ar-
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generell das Recht auf Freizügigkeit verwehrt – sie müssen in der Wohnung 
ihrer Eltern unterkommen. Hier materialisiert sich ein Diskurs, der allgemein 
Bürgerrechte mit bestimmten Pflichten gegenüber der Gemeinschaft korre-
liert (vgl. Sonnenfeld 2001, S. 79f.). Die Beweislastumkehr und die Tatsache, 
dass der Widerspruch gegen die im Sozialrecht verankerte Verhängung von 
Sperrzeiten keine aufschiebende Wirkung hat (vgl. Bothfeld 2007, S. 40), 
macht diese Verschiebung umso deutlicher. 

Umstrukturierung der BA und Einführung marktwirtschaftlicher Steuerungs-
instrumente:  

Mit der Umstrukturierung der Bundesanstalt in die Bundesagentur für Arbeit 
ging eine Dezentralisierung der Arbeitsmarktpolitik einher. Die verschiede-
nen Trägermodelle für das Alg II-Grundsicherungsregime zwischen Bund 
und Kommunen fördert eine unterschiedliche und damit Ungleichbehand-
lung, weitere Entsicherungen und Entrechtungen der Betroffenen (vgl. But-
terwegge 2006, S. 197). Die Einbeziehung der Kommunen lässt die Arbeits-
vermittlung zudem zu einem Fürsorge- und Finanzproblem degenerieren. 
Aber auch die Implementierung monetärer Steuerungsinstrumente in der Be-
ziehung zwischen Bund und der BA erweist sich als problematisch. Für 
jede(n) Arbeitslose(n), der/die aus dem beitragsfinanzierten Alg I in das steu-
erfinanzierte Alg II wechselt, muss die BA 10.000 Euro an den Bund ent-
richten. Dadurch entstehen nicht nur „Fehlanreize“, dies führt zudem zu einer 
Konzentration der Vermittlungstätigkeiten der BA auf leicht vermittelbare 
Erwerbslose, „während die ohnehin schwierige Vermittlung von Langzeitar-
beitslosen auch finanziell weniger ‚lohnend’ erscheint“ (ebenda, S. 199). Die 
hier implementierte ökonomische Rationalität läuft zudem darauf hinaus, die 
arbeitsuchend Gemeldeten zur Verbesserung der Bilanzen mit allen Mitteln 
aus dem Bezug von Alg II herauszudrängen – wenn dies aufgrund der 
„Marktlage“ nicht durch die Vermittlung regulärer Arbeit geschehen kann, so 
eben durch Maßnahmen wie Ein-Euro-Jobs oder Sperrzeiten. Hier steht dann 

                                                                                                                             
beitslosengeld-II-/Sozialgeld-Bezieher(inne)n, die u.a. das am 1. April 2005 in Kraft getre-
tene Gesetz zur Förderung der Steuerehelichkeit ermöglicht, schränken Werner Rügemers 
Ansicht nach nicht nur Grundrechte der unmittelbar davon Betroffenen, sondern aller Be-
wohner/innen der Bundesrepublik ein. ‚Durch Zentralisierung, einheitliche Identifikations-
nummern und gegenseitige Amtshilfeverpflichtung entsteht ein tief gestaffeltes Schnüffel- 
und Meldesystem, das einen ‚gläsernen Bürger’ Wirklichkeit werden lässt, wie es ihn in 
Deutschland bisher zu keiner Zeit gab – auch nicht im Nationalsozialismus’“ (Butterwegge 
2006, S. 201). 
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nicht mehr die genuine Aufgabe der BA, die individuelle Arbeitsvermittlung, 
im Vordergrund. Die „Beseitigung“ der Erwerbslosigkeit wird zum Selbst-
zweck. Die Rede von den Erwerbslosen als „Kunden“ erweist sich offen-
sichtlich als Euphemismus. 

Auswirkungen auf Beschäftigungsverhältnisse und Armut trotz Erwerbsarbeit:  

Die Hartz-Gesetze sind aber nur zu einem Teil Arbeitslosenpolitik – zum an-
deren Teil sind sie Wirtschaftspolitik mit dem Arbeitsrecht: Die Einführung 
von Mini- und Midijobs sowie Leiharbeit führten zur festen Etablierung eines 
(staatlich subventionierten) Niedriglohnsektors, was Substitutions- und Ver-
drängungsprozesse auf Kosten unbefristeter, tariflich- bzw. ortsüblich ent-
lohnter „Normalarbeitsverhältnisse“ verstärkte (vgl. Bothfeld 2007, S. 34ff.). 
Ihre angedachte Funktion als „Brücke“ zu sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnissen erfüllen sie dabei nicht (vgl. Deutscher Bundestag 
2006, S. 11). Durch die Verschärfung der Zumutbarkeitsregeln müssen Lang-
zeitarbeitslose auch weder tarifgerecht noch ortsüblich bezahlte Stellen an-
nehmen – nur noch das Verbot der „Sittenwidrigkeit“ von Löhnen kann als 
Sperre geltend gemacht werden. Zwischen Januar 2005 und Juni 2006 stieg 
die Zahl der zugleich erwerbstätigen Alg II-BezieherInnen von 660.000 auf 
1,1 Mio. Davon waren 410.000 geringfügig beschäftigt, der Rest musste, um 
den Lebensunterhalt bestreiten zu können, trotz Vollzeitarbeit das Einkom-
men mit Alg II aufstocken (vgl. Knuth 2007, S. 81). Weiter wirken die Neu-
definition der Zumutbarkeit und die Ein-Euro-Jobs als Druck auf die Arbeits-
bedingungen und das Lohngefüge auch auf dem ersten Arbeitsmarkt (vgl. 
Bothfeld 2007, S. 34f.). So haben sich durch die Hartz-Gesetze nicht nur für 
Erwerbslose die Existenzbedingungen verschärft – sie haben bedeutende 
Auswirkungen auf Lohn- und Arbeitsverhältnisse insgesamt. Maßnahmen 
wie erweiterte Befristungsmöglichkeiten, Lockerung des Kündigungsschut-
zes und Förderung der Leiharbeit hätten, so Bothfeld, keine Beschäftigung 
steigernde Wirkung entfaltet, sondern zur Zunahme prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse geführt. Die Neuregelung der Minijobs hat zur deutlichen Zu-
nahme geringfügig entlohnter Beschäftigungen geführt, die nicht ausreichend 
sozialversichert sind. Durch den Wegfall der Begrenzung der Minijobs auf 15 
Stunden Wochenarbeitszeit wird Druck auf die übrigen Löhne ausgeübt. We-
gen des Kombi-Lohn-Modells des ALG-II, das ergänzende Sozialleistungen 
zu einem sehr niedrigen Lohn vorsieht, wird die faktische „Mindestlohn-
funktion“ der Sozialhilfe ausgehebelt (vgl. Butterwegge 2006, S. 196). 
„Working poor“ wird so in weiteren Teilen der Bevölkerung zur Normalität: 
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„Armut, in der Bundesrepublik lange Zeit eher ein Rand(gruppen)- 
phänomen, drang durch Hartz IV zur gesellschaftlichen Mitte vor, 
weil dieses Gesetz mit dem Prinzip der Lebensstandardsicherung 
brach, das den deutschen Sozial(versicherungs)staat bis dahin ausge-
zeichnet hatte.“ (ebenda, S. 195) 

An der beschäftigungsfördernden Eigenschaft von Niedriglohnjobs lässt sich 
zweifeln, weil diese, so Butterwegge, auch in hohem Maße von StudentIn-
nen, „Hausfrauen“, SchülerInnen und RentnerInnen angenommen würden 
und so für Arbeitslose sogar weniger Beschäftigungsmöglichkeiten bedeuten 
könnten, wenn es zu Verdrängungs-, Substitutions- und Mitnahmeeffekten 
komme (vgl. ebenda S. 191f.). 

Trotz Differenzen in der Bewertung ist sich die Literatur weitestgehend einig, 
dass die Rot-Grünen Arbeitsmarktreformen zu grundlegenden Veränderun-
gen im sozialstaatlichen Gefüge der Bundesrepublik geführt haben, gleich-
zeitig jedoch weniger die Ursachen der Massenarbeitslosigkeit als deren 
Symptome bekämpfen, und somit zu keiner nennenswerten Verbesserung der 
Krise am Arbeitsmarkt beigetragen haben (vgl. Butterwegge 2006, S. 187). 
Festhalten lässt sich: Die angebliche „Förderung“ des aktivierenden Staates 
erweist sich als leeres Versprechen: Einer Studie des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) zufolge waren 40 % derjenigen, die im 
Januar 2005 erstmals Alg II bezogen, auch in den folgenden drei Jahren bis 
Ende 2007 durchgehend erwerbslos – und von denjenigen, die Ende 2007 
Alg II bezogen, waren 78 % schon länger als ein Jahr ohne Arbeit (vgl. Graf/ 
Rudolph 2009, S. 1). 

Bothfeld erkennt in den aktuellen Transformationen im Bereich der Arbeits-
marktpolitik wenn schon keinen sozialstaatlichen Modellwechsel, so doch 
eine „tiefgreifende Veränderung der Interpretationsmuster arbeitsmarktpoliti-
scher Probleme“ und ein neues steuerungspolitisches Leitbild. Dadurch 
werde die „Rollenverteilung“ zwischen Staat und BürgerInnen verändert und 
es komme zu einer „folgenreichen Verschiebungen im Selbstverständnis der 
BürgerInnen als SozialbürgerInnen“ (Bothfeld 2007, S. 26). Die Verschie-
bung der Beziehung zwischen BürgerInnen, Staat und Gesellschaft wird am 
deutlichsten, betrachtet man das sich in den Arbeitsmarktreformen nieder-
schlagende Aktivierungsparadigma (vgl. Lessenich 2008, S. 87ff.). Der Er-
werbslose ist als „Arbeitssuchender“ gegenüber dem Staat in Gestalt der 
Arge zur Eigeninitiative und zur Selbstaktivierung und -optimierung seiner 
Beschäftigungsfähigkeit verpflichtet, um Leistungen in Anspruch nehmen zu 
können. Er muss seinen Arbeitswillen zudem regelmäßig unter Beweis stel-
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len. Hier realisiert sich das zentrale Paradigma des „aktivierenden Staates“. 
In der Sprache der Versicherungsgesellschaft ausgedrückt, wird ein „proakti-
ves Verhalten aller Versicherten im Interesse einer Vermeidung des versiche-
rungswirtschaftlichen und fiskalpolitischen Schadenfalls (sprich des Eintritts 
des Arbeitslosenereignisses)“ (ebenda, S. 90) verlangt. Die Redefinition von 
Rechtsansprüchen der BürgerInnen als Koppelung an die Einhaltung beson-
derer Pflichten macht zudem offenbar, dass die gesellschaftlichen, ökonomi-
schen und politischen Zwecke, die mit dem neuen Grundsicherungsregime 
verknüpft sind, über die Zwecke dieser öffentlichen Unterstützungsleistungen 
für die BürgerInnen selbst gestellt werden (vgl. Lessenich 2008, S. 93). Les-
senich erkennt hier in Anschluss an Simmel eine „Herrschaft des sozialen 
Gesichtspunktes“: Das Verhältnis zwischen Anrecht auf und Verpflichtung 
zur Hilfeleistung wird sozialen und auch ökonomischen Nützlichkeitskrite-
rien unterworfen und (permanent) angepasst. Die sozialen Rechte der Bürger-
Innen werden sozial konditioniert und gelten nur noch unter Vorbehalt – dies 
drückt sich im politischen und sozialwissenschaftlichen Diskurs auch durch 
Formeln aus, die mehr Eigenverantwortung und dadurch gleichzeitig mehr 
Gemeinwohl einfordern: 

„Förderung des ‚Gemeinwohls’ durch Aktivierung, d. h. durch Reso-
zialisierung der unterstützten Erwerbsfähigen in eine ‚eigenverant-
wortliche’ Lebensführung, so lautet die explizite Zweckbestimmung 
arbeitsmarktpolitischen ‚Förderns und Forderns’.“ (ebenda, S. 93) 

Dabei diene, so Lessenich, die eindimensionale Verwendung des Gemein-
wohlbegriffs zu Verbreitung von Ressentiments und Diskriminierung, deren 
Fluchtpunkt die „regulative Diskriminierung und normative Diskreditierung 
von Nicht-Erwerbstätigen“ (ebenda, S. 94) sei.  

Lessenich insistiert nun darauf, dass von dieser Transformation der pro-
grammatischen Grundlage, der praktischen Ausrichtung des Sozialstaates und 
der damit verbundenen Redefinition von sozialen Rechten und Pflichten nicht 
bloß die Erwerbslosen, sondern die gesamte Gesellschaft betroffen sei. So 
werde die Gesellschaft zum Bezugspunkt des Sozialen, „und die Subjekte am 
Grad ihrer Gesellschaftlichkeit“ (ebenda, S. 95) gemessen:  

„Untersozialisierte, d. h.: arbeitsunwillige, risikopräventionsverwei-
gernde, aktivierungsresistente Subjekte erscheinen in diesem Kontext 
als eine Bedrohung des Sozialen – ökonomisch, als Investitionsruinen, 
wie politisch und moralisch, als Normabweichler und Solidaritätsge-
winnler.“ (ebenda) 
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Diesen Wandel zum aktivierenden Sozialstaat versucht Lessenich nun als 
eine „Neuerfindung“ des Sozialen zu fassen. Dabei wird das als sozial defi-
niert, was im Interesse des Kollektivs, der „imaginären Gemeinschaft“, die 
immer noch national verortet wird, liegt – nicht mehr das Wohlergehen des 
Einzelnen:  

„’Sozial’ ist der bzw. die Einzelne, wenn, soweit und solange er/sie 
Eigenverantwortlichkeit, Selbstsorge und pro-aktives Verhalten 
zeigt – im Sinne und Dienste ‚der Gesellschaft’. Die gesellschaftliche 
Neuerfindung des Sozialen im flexiblen Kapitalismus lässt die sub-
jektiven Wertbezüge sozialen Handelns – Aktivität und Mobilität, 
Produktivität und Autonomie – zu politischen Steuerungsformeln des 
individuellen Selbstzwangs in sozialer Absicht verkommen.“ (ebenda) 

Die neue Norm aktivierender Arbeitsmarktpolitik, die universalisierte Be-
schäftigungsfähigkeit, geht dabei mit staatlich-autoritären Interventionen ein-
her – indirekt durch eine neue Standardisierung von Lebensläufen und 
-weisen, direkt durch Zwang, der sich bei mangelnder Kooperations- und Ko-
Produktionsbereitschaft notwendig einstellt, wenn diese als Pflichten für die 
Inanspruchnahme von Leistungen vorausgesetzt werden (vgl. Dingeldey 
2008, S. 322ff.). Da zudem faktisch nicht alle zu aktivierenden Erwerbslosen 
in den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln sind, müsse der Staat selbst auf-
grund seines universalisierenden Anspruchs als „employer of last resort“ 
auftreten – was eine Zunahme von „Ausfallbürgschaften“ oder staatlicher 
Nachfragepolitik und damit eine Kostensteigerung nach sich ziehe. Dingel-
dey argumentiert, dass zur Abwendung eines autoritären workfare-Staates die 
Pflicht zu arbeiten durch ein Recht auf temporäre Arbeitsmarktabstinenz er-
gänzt werden müsse. Gegenwärtig wird jedoch nicht einmal das staatliche 
Versprechen des „Förderns“ eingehalten: 

„Der ‚aktivierende Sozialstaat’ bietet Hilfebedürftigen von sich aus 
keine aktive Unterstützung mehr, wie dies der überkommene Sozial-
staat tat, und bleibt hinter den gewohnten Leistungsstandards zurück, 
während sich sein Kontrollanspruch und sein Disziplinierungsinstru-
mentarium erweitern. [...] ‚Aktivierend’ entlarvt sich als Euphemis-
mus, der ‚nicht alimentierend’ meint.“ (Butterwegge 2006, S. 245) 

In dem Prinzip des „Förderns und Forderns“ erkennt Butterwegge eine Per-
version des Solidaritäts- wie des Subsidiaritätsprinzips und eine zunehmende 
Spaltung der Bevölkerung in produktive und unproduktive Segmente (vgl. 
ebenda, S. 243, 246). 
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3.6 Offene Fragen: Strategie Hartz IV?  

In der Literatur wird vielfach auf die fehlende Eignung der Hartz-Gesetze 
hingewiesen, Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Arbeitslosigkeit könne 
nicht durch den Mangel an Erwerbsanreizen, sondern müsse strukturell er-
klärt werden (vgl. z. B. Bothfeld 2007, S. 38). Es wird damit nahegelegt, dass 
die Hartz-Gesetze auf einer fehlerhaften Analyse der wirklichen Ursachen 
von Arbeitslosigkeit aufbauten. So vertritt beispielsweise Butterwegge die 
These, 

„[...] dass der Sozialstaat seit Mitte der 1970er-Jahre restrukturiert und 
demontiert wird, obwohl er weder Verursacher der damaligen Welt-
wirtschafts- und der im Grunde bis heute anhaltenden Beschäfti-
gungskrise war, noch aus seinem Um- bzw. Abbau irgendein Nutzen 
für die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Entwicklung des Landes 
erwächst.“ (Butterwegge 2006, S. 9) 

Nun kann jedoch erstens bezweifelt werden, dass den für die Arbeitsmarktre-
formen Verantwortlichen bzw. ihren Beratungsteams und administrativen 
ZuarbeiterInnen ein Bewusstsein für den strukturellen Charakter der Krise 
am Arbeitsmarkt fehlt.25 Zweitens steht infrage, ob mit den Hartz-Gesetzen 
seitens der Bundesregierung überhaupt eine tatsächliche Vollbeschäftigung 
angestrebt wird. Drittens ist weder davon auszugehen, dass es sich bei Peter 
Hartz und seinen MitstreiterInnen um verkappte Misanthropen handelt, noch, 
dass das gesamte Hartz-Programm mit dem Ziel der Haushaltskonsolidierung 
durch Abbau- und Einsparmaßnahmen erklärt werden kann. 

Das macht die Frage nach der Strategie und den Zielen der Arbeitsmarktre-
formen virulent. Butterwegge selbst hat die entscheidende Bedeutung von 
Sozialpolitik für den Transformations- bzw. Modernisierungsprozess moder-
ner kapitalistischer Gesellschaften betont (vgl. Butterwegge 2006, S. 13) und 
Robert Castel hat schon 2001 auf die Zentralität der Zunahme „atypischer“ 
bzw. prekärer Beschäftigungsverhältnisse in diesem Prozess hingewiesen. 
Nahe liegt also, dass die gegenwärtigen Arbeitsmarktreformen insgesamt 
weniger auf die Beseitigung der Arbeitslosigkeit als auf den Ausbau einer 
„Zone der Prekarität“ zielen (vgl. Castel 2001, S. 16). Geht es also nur teil-
weise um den mit Einsparungen verbundenen Umbau der Staatsapparate, vor 
allem jedoch um die Schaffung der Voraussetzungen für eine neue Produkti-

                                                           
25  Ich habe keine offizielle Verlautbarung gefunden, die den über 4 Millionen Erwerbslose al-

lein die „Schuld“ an der Arbeitsmarktkrise zuschreibt. 
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ons- und Lebensweise? Muss dann die Hartz-Kommission und die politische 
Umsetzung ihrer Vorschläge nicht als viel weitreichender, wie Frigga Haug 
in Anlehnung an Antonio Gramscis Analysen des Fordismus den Einsatz Pe-
ter Hartz’ interpretiert, auf die Schaffung eines „neuen Arbeiter- und Men-
schentypus“ zielend, verstanden werden?  

„Es geht Hartz zweifellos darum, dem Fordismus/Taylorismus wirk-
lich zu entwachsen mit allen Voraussetzungen, insbesondere den sub-
jektiven, also mit den Persönlichkeiten der Arbeitenden. Die Hoch-
technologie hat die Arbeitsweise radikal verändert, nun muss auch die 
Lebensweise folgen, mit allen Haltungen, Werten, Gewohnheiten.“ 
(Haug 2003, S. 609) 

Die Arbeitsmarktreformen und das neue Grundsicherungsregime, so kann die 
These dieser Arbeit geschärft werden, zielen auf die Produktion von einer 
postfordistischen ökonomischen Rationalität entsprechenden Subjekten, die 
als „aktivierte“ selbst an ihrer Produktion mitwirken – und dies entsprechend 
einer flexiblen, hochtechnologisierten, globalen, netzwerk- und projektförmi-
gen Produktionsweise. Was aber geschieht mit den offensichtlich „überflüs-
sigen“ Arbeitskräften? Wie kommt es, dass auch sie einem Regime unterwor-
fen werden, dass sie produktiv machen soll – auch wenn es „objektiv“ keine 
Verwendung für sie gibt? Wie passt der zunehmende bürokratische Aufwand, 
der aufwändige Einsatz von Außendienstmitarbeitern zwecks Kontrolle und 
Sanktionierung der „Überflüssigen“, in diese Strategie? Was sich hier an-
deutet, ist eine doppelte Strategie der Arbeitsmarktreformen, die sich auch in 
der strikten behördlichen Trennung von Alg I- und Alg II-BezieherInnen ma-
nifestiert: Es geht es um die Re-Integration der marktnahen Erwerbslosen, 
aber auch um den Ausschluss marktferner Dauer- und Langzeitarbeitsloser 
vom Arbeitsmarkt und von gesellschaftlicher Teilhabe – und um die Legiti-
mation dieses Ausschlusses. Gleichzeitig wird auf rechtlicher und Subjekt-
ebene ein Terrain für die Durchsetzung und Stabilisierung einer postfordisti-
schen Gesellschaftsformation geschaffen. Diese Einschätzungen und Fragen 
werde ich in der Analyse wieder aufgreifen und in Beziehung zu struktur-
ähnlichen Entwicklungen auf dem Feld der Kriminalpolitik setzen. 
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4 Kriminalpolitische Tendenzen: Punitivität und 
rationales Kriminalitätsmanagement 

4.1 Kriminalpolitik: Begründungen und Strukturen 

Kriminalpolitik und Kriminalität sind als Gegenstandsbereiche bzw. Begriffe 
der Politikwissenschaft weitgehend unterbestimmt. Sie tauchen nicht in poli-
tikwissenschaftlichen Lexika oder Handwörterbüchern auf, auch im Bereich 
der Politikfeldanalyse ist die Literatur zum kriminalpolitischen Feld rar. In 
aktuellen sicherheitspolitischen Debatten wird vor allem an einem Alltags-
verständnis von Kriminalität angeknüpft, das weitestgehend formalistisch 
Verstöße gegen „Recht und Ordnung“ als „kriminell“ versteht. Für eine wis-
senschaftliche Annäherung an Kriminalität scheint es daher sinnvoll, sich auf 
die Disziplin zu beziehen, die sich genuin mit ihr beschäftigt: die Kriminolo-
gie.1 Auch hier ist die Bestimmung dessen, was unter Kriminalität zu verste-
hen sei, sowohl theoretisch wie politisch umstritten (vgl. Kunz 2008, S. 7ff.). 
Entsprechende Ansätze lassen sich grob in eher ätiologische und eher kon-
struktivistische (exemplarisch der sog. labeling approach) differenzieren. 
Fragen die einen nach Ursachen von Kriminalität oder nach „kriminogenen“ 
Faktoren und Strukturen, geht es den anderen gerade um die historischen, 
politischen und gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen spezifische 
Handlungen als „kriminell“ definiert werden, also um Akte der Kriminalisie-
rung.2 In der (in Deutschland in den 1960er Jahren entstehenden) „kritischen 
Kriminologie“ wird eine solche konstruktivistische Perspektive vertreten.3 

                                                           
1 Kriminologie wird als Wissenschaft erst mit der historischen Verschiebung vom „Verbre-

chen“ zur „Kriminalität“ und „Delinquenz“ im 19. Jahrhundert möglich (vgl. Foucault 
1976, S. 327), d. h. sie ist ko-konstitutiv für ihren Gegenstand. Kunz bringt die damit ein-
hergehenden politischen Konsequenzen auf den Punkt: „Die Verbindung des wissenschaft-
lich auf die Kriminalitätsursachen gerichteten ätiologischen mit dem auf staatliche Krimi-
nalitätsbekämpfung gerichteten gouvernementalen Anliegen erschafft die Kriminologie 
als Wissenschaft der Kriminalitätsursachenergründung im Dienste der staatlichen Krimina-
litätskontrolle“ (Kunz 2008, S. 38, Hervorhebungen im Original). 

2  Zur erkenntnistheoretischen Differenz in den Koordinaten positivistisch – nicht-positivis-
tisch vgl. ebenda, S. 10ff. 

3 Vgl. Kunz 2008, S. 5f.; Steinert/Cremer-Schäfer 1998. Mittlerweile ist diese Perspektive 
schon in offiziellen Regierungsverlautbarungen wie dem Ersten Periodischen Sicherheits-
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Diese Perspektive kann mit einer einfachen Feststellung plausibel gemacht 
werden: Damit Handlungen als „Kriminalität“ bezeichnet werden können, 
müssen sie gerichtlich als Verstöße gegen staatliche, gesetzlich geregelte und 
mit Strafandrohung verbundene Normen festgestellt werden. Staatliche Poli-
tik bringt somit „Kriminalität“ erst hervor, indem sie bestimmte Handlungen 
als „kriminell“ etikettiert und damit kriminalisiert.4 Diese Kriminalisierungs-
praxis bezieht sich dabei, so die Annahme, keinesfalls auf überhistorische, 
universell gültige Normen, sondern ist historisch bedingt – selbst ein schein-
bar „natürliches Verbrechen“ wie das, eine andere Person umzubringen, kann 
rechtlich legitimierte, gar staatliche Praxis sein (vgl. auch Aden 2008, 
S. 123). Aus dieser historisch-konstruktivistischen Perspektive wird auch die 
Frage nach den „Ursachen“ von Kriminalität problematisch, die in ätiologi-
schen Ansätzen zentraler Ansatzpunkt ist. Wenn Kriminalität das Ergebnis 
staatlicher Kriminalisierung ist, sind es gerade die staatlichen Institutionen, 
die Kriminalität produzieren. Die Kritische Kriminologie fragt daher vor al-
lem nach den Mechanismen der Kriminalisierung, nach der Legitimation und 
dem Wandel staatlicher Strafpolitik, nach den gesellschaftlichen Ursachen 
von Strafbedürfnissen und Kriminalitätsfurcht sowie nach den staatlichen 
Strategien des Regieren mittels „Kriminalität“. In dieser Perspektive kann 
Kriminalpolitik umfassend verstanden werden als Herstellung der Bedingun-
gen für sowie Transformation der Praktiken der Kriminalisierung. Staatliche 
Kriminalisierung wird dadurch legitimiert, dass bestimmte Handlungen als 
deviant und gefährlich für das politische Gemeinwesen oder einzelne seiner 
Mitglieder erklärt werden – als rechtlich kodifizierte Normen verletzend, als 

                                                                                                                             
bericht des Bundesinnenministeriums von 2001 angekommen, was Krasmann zu dem 
Schluss kommen lässt, dass die „Definitionsperspektive [...] nicht mehr mit einer kritischen 
Perspektive gleichzusetzen“ (Krasmann 2005, S. 95) sei, da sie zum „Allgemeinwissen“ 
geworden sei. So bestimmt auch Kunz die Analyse der „gesellschaftlichen Konstruktion 
von Kriminalität“ als einen zentralen Themenbereich der Kriminologie insgesamt (Kunz 
2008, S. 18). Gleichzeitig ist die strafrechtskritische Perspektive der Kritischen Kriminolo-
gie in den 1990er Jahren zunehmend in eine Krise geraten (vgl. ebenda, S. 6). 

4 Im Rahmen dieser Arbeit beschränke ich mich in gewisser Weise auf die formal-juristisch 
begründete staatliche Kriminalisierungspraxis – Kriminelle Zuschreibungen sind darüber 
hinaus zentral gesellschaftlich produziert. Diese Argumentation bringt Kunz aus soziologi-
scher Perspektive auf den Punkt: „Die Gesellschaft ist die Aushandlungsinstanz von Krimi-
nalität. Als Kriminalität gilt, was von ihr jeweils mit punitiven Reaktionen assoziiert wird“ 
(Kunz 2008, S. 9). Dies legt nahe, dass gesellschaftliche Diskurse eine Grundlage für staat-
liche Kriminalisierung sind, „der Staat“ also nicht alleiniger Akteur ist. 
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„sozialschädlich“.5 Gleichzeitig erscheint Kriminalpolitik in einer grund-
sätzlichen Aporie gefangen: Sie bringt die von ihr bekämpften Phänomene 
notwendigerweise immer wieder selbst hervor, sie produziert „Kriminalität“, 
um diese dann zu verhindern oder zu bestrafen. „Kriminalität“ kann also als 
ein Konzept zur Bearbeitung politischer und gesellschaftlicher Konflikte und 
Problemlagen verstanden werden – als Politik des Sozialen. Dieser Zusam-
menhang ist mit ein Grund dafür, dass Kriminalpolitik in hohem Grade als 
symbolische Politik bezeichnet werden kann. Aber auch jenseits jener grund-
sätzlichen Aporie wird die konkrete Kriminalpolitik nicht „fertig“ mit ihrem 
Gegenstand: 

„Unter dem Aspekt, dass die staatliche Strafandrohung nur dann einen 
Sinn hat, wenn sie sich auf ein Verhalten bezieht, das trotz der Straf-
androhung weiterhin in gewissem Umfang vorkommt, ist letztendlich 
das gesamte materielle Strafrecht symbolisch. Denn es ist von vorn-
herein klar, dass sich das missbilligte Verhalten durch die Strafan-
drohung nicht vollständig verhindern lässt.“ (Aden 2008, S. 127) 

Diese Bestimmungen schärfen den Blick auf die üblichen Definitionen von 
Kriminalpolitik. Kunz macht einen weiteren wichtigen Einwand geltend, 
wenn er den Begriff „Kriminalpolitik“ selbst als deren wesentliche Funktio-
nen verdeckend beschreibt:  

„Der Begriff ‚Kriminalpolitik’ verdeckt, dass der politische Gestal-
tungsbereich nicht die Kriminalität, sondern deren Kontrolle und Prä-
vention ist. Kriminalpolitik ist im Wesentlichen Kontrollpolitik und 
im Übrigen Präventionspolitik, die über das Ob und das Wie des Ein-
satzes von Strafrecht und nichtstrafrechtlicher Prävention entschei-
det.“ (Kunz 2008, S. 247, Hervorhebungen im Original) 

                                                           
5 Die Begründungen für staatliches Strafen sind dabei durchaus unterschiedlich. Prittwitz 

skizziert verschiedene Legitimationsweisen von Strafe (vgl. Prittwitz 2005, S. 219f.): Die 
absolute Straftheorie sehe Strafe dann als gerechtfertigt an, wenn sie demjenigen ein Übel 
zufügt, der selbst eine Straftat begangen hat. Die relative Straftheorie dagegen sehe Strafe 
deshalb bzw. dann als legitim an, wenn bzw. weil dadurch Straftaten verhindert werden –
General- (auf die Allgemeinheit) und Spezialprävention (auf den konkreten „Täter“ ge-
richtet) sind hier die Stichworte. Ob das Strafrecht aber diese gewünschte Funktion und Ef-
fektivität überhaupt habe, sei empirisch nicht überprüft, sondern vor allem vorausgesetzt 
worden. Der Autor selbst sieht als Aufgabe des Strafrechts vor allem den Schutz der Bür-
gerInnen und ihrer Rechte (vgl. ebenda, S. 221). Gegenwärtig sind durchaus Tendenzen be-
obachtbar, die Strafen dann als gerechtfertigt ansehen, wen die betroffenen Personen „Risi-
koträgerInnen“ oder gar „Feinde“ des politischen Gemeinwesens (im Unterschied zu dessen 
„Bürgern“) seien (vgl. Kapitel 4.3). 
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In der politikwissenschaftlichen Literatur, hier vor allem im Rahmen der De-
batten zur „Inneren Sicherheit“ (vgl. Frevel 2008, S. 103),6 lässt sich nun ein 
Verständnis von Kriminalpolitik als kriminalrechtlich verankerter Schutz von 
Gesellschaft und BürgerInnen durch den Staat sowie die „Grundlegung zur 
Umsetzung des staatscharakterbegründenden Gewaltmonopols“ (ebenda, 
S. 118) herausarbeiten. Die Sicherheitsgarantien des Staates verlangen die 
Bekämpfung oder Verhütung von Kriminalität durch Gesetzgebung, Strafver-
folgung und (präventive) Kontrollinstrumente sowie die Sanktionierungs- 
und Strafvollzugspraxis. Hier wird die Tendenz des „Ausfransens“ von Kri-
minalpolitik sichtbar – sie wird als umfassendes Schutzversprechen zu einem 
Teil auf gesamtgesellschaftliche Prozesse zielender Politikstrategien, zumal 
dann, wenn der Fokus auf die Prävention von Straftaten gelegt wird (vgl. 
ebenda, S. 106). In dieser Bestimmung der grundlegenden Dimensionen von 
Kriminalpolitik bleibt die Auseinandersetzung mit der begrifflichen Konzep-
tion von Kriminalität auffallend ausgespart. Exemplarisch kann hier Frevels 
Definition von Kriminalität angeführt werden: Er bezeichnet „Verstöße ge-
gen staatliche, gesetzlich kodifizierte, mit Strafandrohung verbundene Nor-
men“ (ebenda, S. 104) als kriminelle Taten. Hinter der vordergründig ein-
leuchtenden Definition steckt jedoch eine positivistische Argumentation – 
was auch an der Rede von „kriminogenen Strukturen“ (ebenda, S. 106) zum 
Ausdruck kommt. Frevel verkennt, dass weder die Handlung an sich krimi-
nell ist, noch der Verstoß gegen ein Gesetz allein ausreicht: Als kriminell 
kann die Handlung legitimerweise erst dann bezeichnet werden, wenn eine 
solche Definition staatlicherseits vorgenommen wurde, wenn also der oder 
die einer kriminellen Handlung durch Staatsanwälte bzw. Polizei Beschul-
digte rechtskräftig verurteilt wurde.7 Immerhin betont Frevel die Geschicht-
lichkeit von Kriminalitätsdefinitionen und benennt damit als zentrale Aufga-
ben staatlicher Kriminalpolitik die Kriminalisierung und Entkriminalisierung, 

                                                           
6 Deutlich wird das auch an der Tatsache, dass der einzige in jüngster Zeit erschienene Band 

zu Kriminalpolitik in der von Hans-Jürgen Lange herausgegebenen Reihe „Studien zur In-
neren Sicherheit“ erschienen ist (vgl. Lange 2008). Hier wird erstmals systematisch ver-
sucht, das Feld der Kriminalpolitik sowohl historisch als auch in seinen institutionellen 
Strukturen, Gegenständen und gegenwärtigen Paradigmen zu erschließen. Dabei wechseln 
sich formalistische und konstruktivistische Perspektiven auf „Kriminalität“ je nach AutorIn 
ab. 

7 Aden stellt heraus, dass auch nichtkriminelle Handlungen mitunter in den Bereich der 
Kriminalpolitik fallen können, deren Gegenstand nicht nur Straftaten seien, sondern auch 
als Ordnungswidrigkeiten definierte Formen abweichenden Verhaltens (vgl. Aden 2008, 
S. 121) – so genannte „incivilities“. 
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also „Entscheidungen darüber zu treffen, welche Sachverhalte, Tatbestände 
oder Verhaltensweisen normiert, vom Staat gesetzlich kodifiziert und mit 
Strafandrohung abgesichert werden sollen“ (ebenda, S. 104). 

Mit der Produktion von Kriminalität produziert der Staat gleichzeitig die 
„Kriminellen“ – und das nicht nur mittels rechtlicher Normierung, staatsan-
waltlich-polizeilicher Kontroll- und Verfolgungspolitik und justizieller Ver-
urteilung, sondern mittels der Institutionen des Strafvollzugs. Das Gefängnis 
als zentraler Ort des „Justizvollzugs“, dessen konstitutives Paradigma ein be-
ständiges Scheitern an seinen Aufgaben und eine permanente Reformierung 
ist (vgl. Foucault 1976, S. 340ff., 349f.), führt als „totale Institution“ zur 
Stigmatisierung und Desintegration der Inhaftierten und gleichzeitig zur Pro-
duktion eines „Delinquentenmilieus“ (ebenda, S. 350). 

Kriminalpolitik im engeren Sinne wird vor allem mit der staatlichen Garantie 
von „innerer Sicherheit“ in Verbindung gebracht. Der Schutz vor Gefährdung 
und Destabilisierung des politischen, sozialen und ökonomischen Systems 
wird zu ihrer zentralen Aufgabe. Dabei ist diese Gewährleistung von Sicher-
heit von entscheidender Bedeutung für die Legitimation des Staates (vgl. 
Reichenbach 2008, S. 308f.). Konkret befasst sich staatliche Kriminalpolitik 
mit der Erneuerung des Strafrechts, den Definitionen von Kriminalität und 
der Kontrolle der staatlichen Strafverfolgung (vgl. Aden 2008, S. 121). In der 
Bundesrepublik unterliegt Kriminalpolitik einer Binnendifferenzierung ent-
lang der Gewaltenteilung zwischen Legislative, Exekutive und Judikative. 
Als weitere institutionelle Bedingungen wirken die ressortspezifische Diffe-
renzierung zwischen Innen- und Justizministerien8 und die föderale Auf-
gabenverteilung zwischen der Bundes- und Landesebene strukturierend (vgl. 
Frevel 2008, S. 107ff.). Zu beobachten ist jedoch die Dominanz der Exekuti-
vorgane – allen voran der Polizei – sowie der Staatsanwaltschaften in der 
konkreten Realisierung kriminalpolitischer Entscheidungen (vgl. Aden 2008, 
S. 124). Sack weist diesbezüglich auf die problematische Arbeitsteilung 
zwischen den drei Gewalten hin. Die Polizei, so Sack,  

„[...] ist einerseits in ihrer repressiven Funktion ‚Hilfsorgan’ der zwi-
schen zweiter und dritter Gewalt angesiedelten Zwitterinstitution 
‚Staatsanwaltschaft’. Andererseits ist sie die mehr oder weniger auto-

                                                           
8 Der erstmalige Versuch, ein gemeinsames Innen- und Justizministerium zu schaffen – von 

der nordrhein-westfälischen Landesregierung – scheiterte 1999 vor dem zuständigen Lan-
desverfassungsgericht (vgl. Frevel 2008, S. 110). 
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nome präventive Institution zur Gefahrenabwehr. In der ersten Funk-
tion ist die Polizei bundesrechtlichen, in der zweiten landesrechtlichen 
Regeln und Zuständigkeiten unterworfen.“ (Sack 2002, S. 32) 

Zudem lasse sich an ihr der Grad staatlicher Repression auch aufgrund ihrer 
Funktion als Durchsetzerin und Verwalterin des Gewaltmonopols ablesen. 
Von zentraler Bedeutung sei nun die „systemspezifische Antinomie“ zwi-
schen Polizei und Justiz. Polizei arbeite mit der Kategorie Effizienz, Justiz 
dagegen mit der Kategorie Rechtsförmigkeit in Bezug auf Kriminalitätskon-
trolle – damit seien zwei sich widersprechende Kontrollformen geschaffen 
(vgl. ebenda, S. 33). So setze die Justiz den strafprozessualen und polizei-
rechtlichen Möglichkeiten Grenzen, die mit der Wahrung der Bürgerrechte 
der Angeklagten oder der potentiellen TäterInnen, begründet werden – worin 
die Polizei grundsätzlich eine Behinderung ihrer Arbeit sehe – wie z. B. der 
Slogan „Datenschutz ist Tatenschutz“ verdeutliche. Die verfassungsmäßig 
verankerten bürgerlichen Grundrechte seien als grundsätzliche, bewusst in 
Kauf genommene Beschränkungen des staatlichen Zugriffs konzipiert. In der 
gegenwärtigen Tendenz der Ausweitung polizeilicher Befugnisse und Inter-
ventionsmöglichkeiten – von Fahndungsmethoden und Eingriffsrechten bis 
zum Abbau struktureller Hürden der Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Geheimdiensten – sieht Sack eine partielle Rückkehr zur Allmacht der abso-
lutistischen „Policey“ (vgl. ebenda, S. 34). Singelnstein und Stolle weisen 
darauf hin, dass die Ordnungsfunktion der Polizei nicht primär auf den 
Schutz des Einzelnen, sondern der ökonomisch-politischen (Rechts)ordnung 
ziele:  

„Während die Bearbeitung der alltäglichen Kleinkriminalität, die vor-
nehmlich das private Eigentum und Vermögen betrifft, zunehmend 
privatisiert, dem Einzelnen übertragen und polizeilich lediglich noch 
verwaltet wird, kommt der Bearbeitung von unmittelbaren Bedroh-
ungen der sozialen Ordnung in der polizeilichen Arbeit eine größere 
Bedeutung zu, wie etwa der Bekämpfung der Migration, des illegali-
sierten Drogenhandels und der ‚Organisierten Kriminalität’.“ (Sin-
gelnstein/Stolle 2007, S. 107) 

Lange, Schenck und Heinrich stellen die maßgebliche Beteiligung der Exe-
kutive bei der Politikformulierung heraus. Trotz der formalisierten Gesetzge-
bungsverfahren in den Organen der Legislative werde der Inhalt der dort ge-
troffenen Entscheidungen „in einem informellen Austausch- und Verhand-
lungsprozess festgelegt, bei dem Ministerialverwaltung und Interessengrup-
pen eine bedeutende Rolle spielen“ (Lange/Schenck/Heinrich 2008, S. 142). 
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Eine zentrale Position in diesem kriminalpolitischen Agendasetting- und Ent-
scheidungsprozess nehmen die Innenministerien, gerade auch als Diensther-
ren der Polizei, ein (vgl. Frevel 2008, S. 108). Nicht zu unterschätzen ist je-
doch auch der übergreifende Einfluss des Bundeskriminalamtes als zentralem 
Think-Tank, von dem maßgebliche Impulse für den kriminalpolitischen Dis-
kurs ausgehen (vgl. Frevel 2008, S. 111), sei es über die programmatische 
Formulierung neuer Kontrollstrategien oder sicherheitstechnologische Inno-
vationen. Die Dominanz der Exekutive wird auch an der generellen Proble-
matik des Einflusses der Ministerialbürokratie nicht nur auf die Umsetzung 
politischer Entscheidungen und Leitlinien (vgl. Aden 2008, S. 129), sondern 
schon auf die in die Parlamente eingebrachten Gesetzesentwürfe (vgl. 
Lange/Schenck/Heinrich 2008, S. 139, 143) sichtbar.  

Kriminalpolitik, das wird deutlich, hat grundsätzlich eine herrschaftssichern-
de Dimension. Darauf weist auch Frevel hin, wenn er schreibt, dass mit Kri-
minalitätsbekämpfung trefflich Politik gemacht werde,  

„[...] die nicht ausschließlich auf die Kriminalität selbst gerichtet ist, 
sondern auch nach außen verdeutlichen soll, dass der Staat handlungs-
fähig ist, dass er auf sein Gewaltmonopol pocht und dass er bürger-
schaftliche Interessen ernst nimmt. Eine wichtige Funktion der Krimi-
nalpolitik ist demnach auch die Gewinnung und Zuführung von politi-
scher Legitimität.“ (Frevel, S. 118) 

Belina differenziert bei diesem governing through crime eine direkte und 
eine indirekte Strategie. Neben dem direkten staatlichen Zugriff mittels des 
Strafrechts, exekutiert z. B. durch Polizeikontrollen und Strafvollzug, würden 
auf der diskursiven bzw. ideologischen Ebene des Strafrechts Bedrohungs-
szenarien erzeugt und ausgebeutet, um Kontrollpraxen zu legitimieren und 
eine „systemkonforme Verhaltensanpassung der Kontrollierten im Sinne ei-
ner Selbstregulierung allein auf Grund der vermeintlichen Bedrohung“ (Be-
lina 2006, S. 23) zu erzeugen. Das eigentliche Regieren mittels Kriminalität 
baue nun gerade auf diesen beiden Strategien auf:  

„Das Umdefinieren anderer Politiken in Kriminalpolitik, sei es nur 
diskursiv oder durch tatsächlichen Gebrauch des Strafrechts. Diese 
Ausweitung des Bereichs des governing through crime bedeutet in der 
Praxis den Versuch z. B. Jugend-, Arbeitsmarkt-, Armuts-, Einwande-
rungs- oder Erziehungspolitik als Kriminalpolitik zu verkaufen 
und/oder zu betreiben, d. h. diese Politikfelder danach zu bewerten, ob 
sie einen Beitrag zur ‚Sicherheit’ leisten oder nicht“. (ebenda) 
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Es hat sich schon angedeutet, dass die Unterdrückung von Verhaltensweisen 
nur eine Funktion der Kriminalitätskontrolle ist. Eine andere ist es, positiv 
auf die Integration der Gesellschaft und die Erhaltung des Bestehenden hin-
zuwirken, „indem sie die normtreuen Teile der Gesellschaft bestätigt und in-
tegriert, sowie den Inhalt und die Geltung sozialer Normen verdeutlicht [...]“ 
(Singelnstein/Stolle 2007, S. 106). 

Nach dieser Skizze der formalen (strukturellen und institutionellen) sowie der 
sich daraus ergebenden konkreten Bedingungen für Kriminalpolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland soll nun auf die Konstitution und Transforma-
tion kriminalpolitischer Strategien eingegangen werden. 

4.2 Entwicklungstendenzen seit den 1950er Jahren 

Über die Entstehung und Entwicklung einer wohlfahrtsstaatlichen Kriminal-
politik in der Bundesrepublik Deutschland liegt bisher kein systematisches 
Werk vor. Cremer-Schäfer und Steinert machen verschiedene kriminalpoliti-
sche Phasen der Liberalisierung und Kriminalisierung aus, in denen durchaus 
zielgruppen- und deliktspezifische Unterschiede aufträten und „keine ables-
bare Ordnung von Liberalitäts- und Repressionsschwankungen“ (Cremer-
Schäfer/Steinert 1986, S. 106) zu finden sei. Die 1950er Jahre seien geprägt 
gewesen von einer Verstärkung justizieller Kriminalisierung, ab Mitte der 
1960er Jahre habe eine verstärkte Strafrechtskritik zu Reformen und Liberali-
sierung beigetragen, die sich bis Mitte der 1970er Jahre beispielsweise in der 
Entkriminalisierung von Bagatelldelikten und im Sexualstrafrecht, der Zu-
rückdrängung von Freiheitsstrafen und der Konstituierung eines relativ libe-
ralen Jugendstrafvollzuges niederschlugen (vgl. ebenda, S. 106f.). Insgesamt 
lässt sich für die Kriminalpolitik ab den späten 1950ern bis Anfang der 
1980er Jahre eine weitgehende Orientierung an den Prinzipien der Resoziali-
sierung, Rehabilitation und Reintegration ausmachen. Eine Grundannahme 
war, dass dem Sozialstaat die Aufgabe zukomme, auch die gesellschaftlichen 
Ursachen von Kriminalität zu bearbeiten. Der so entstehende „penal welfa-
rism“ orientierte auf Sozialintegration statt auf Bestrafung und Ausschluss 
(vgl. ebenda, S. 164ff.).9 Die liberale Vorstellung von Bürgerrechten als 

                                                           
9 Hier soll jedoch nicht das Missverständnis aufkommen, wohlfahrtsstaatliche Kriminalpoli-

tik, als Politik des Sozialen, sei auf umfassende Emanzipation gerichtet. Ziegler fasst deren 
grundsätzliche Zielsetzung zusammen, die für das konstitutive Zusammenwirken von 
Sozialer Arbeit und Kriminalpolitik, den „Straf-Wohlfahrtskomplex“ signifikant sind: „Es 
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Schutzrechte vor staatlicher Willkür schlug sich in der Prämisse nieder, „rati-
onal“ – also nicht emotional bzw. moralisch motiviert – auf Rechtsbrüche zu 
reagieren. Voraussetzung dafür war ein umfangreiches kriminologisches 
Wissen, das über die Ursachen von Kriminalität und die Wirkungen von Stra-
fen aufklären sollte. Entscheidend für diese wohlfahrtsstaatliche Kriminalpo-
litik waren nicht zuletzt die sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen – der 
fordistische „Klassenkompromiss“, relative Vollbeschäftigung, neue Formen 
der Arbeitsorganisation (vgl. Cremer-Schäfer/Steinert 1986, S. 109).  

Mit der „Krise des Sozialstaats“ ab Mitte der 1970er, dem (postulierten) 
„Ende der Arbeitsgesellschaft“ und der Transformation sozialstaatlicher Ar-
rangements geriet auch der penal welfarism in eine (Legitimations-)Krise 
(vgl. ebenda, S. 108; vgl. Garland 2004, S. 6). Der Wandel innerhalb der 
Produktionsweise (Niedergang der Industriearbeit in den „westlichen Metro-
polen“, Wachstum des Dienstleistungssektors), eine neue soziale Polarisie-
rung bei schwindenden Mittelschichten, Wandel in der Arbeitsmarktpolitik 
und den sozialen Sicherungssystemen sowie mit all diesen Entwicklungen 
verbunden die Erosion traditioneller Milieus (diskutiert als Pluralisierung der 
Lebensstile, Individualisierung, Bedeutungsverlust der Familie) führten zu 
neuen, umfassenden sozialen Verunsicherungen und der Abnahme informel-
ler sozialer Kontrolle (vgl. Garland 2004, S. 4, Garland 2007, S. 236f.). 
Gleichzeitig setzen Privatisierungsschübe öffentlicher Infrastrukturen ein – es 
beginnt ein (auch mediales) Geschäft mit dieser Verunsicherung. „Sicher-
heit“, zuvor ein kollektiv gewährtes öffentliches Gut, bekommt nun einen 
warenförmigen Charakter (vgl. Garland 2004, S. 8). Gleichzeitig ist in den 
USA und Großbritannien eine deutliche Zunahme der polizeilich und krimi-
nalstatistisch registrierten Straftaten zu beobachten. So wird das Feld für eine 
neue Kriminalpolitik bereitet, die zugleich neoliberale und neokonservative 
Züge trägt.  

David Garland hat in seiner Untersuchung über „Verbrechensbekämpfung 
und soziale Ordnung in der Gegenwart“ (Garland 2008) zwei unterschiedli-
che Strategien der Bevölkerung und der Politik im Umgang mit Kriminalität 
herausgearbeitet, die beide eine Abkehr von wohlfahrtsstaatlicher Kriminal-
politik bedeuteten. Ausgangspunkt für deren Erklärung ist seine Feststellung, 

                                                                                                                             
gilt Fremde zu assimilieren, Verrückte und Drogenabhängige zu heilen, Jugendliche einzu-
passen, dysfunktionale Familien mit dem Ziel der Normalität zu beraten, Deviante zu bes-
sern und Kriminelle zu resozialisieren“ (Ziegler 2005, S. 167). 
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in den 1970er Jahren seien neben einer ökonomischen Krise auch quantitativ 
und qualitativ neue, zunehmend alltäglich präsente Konfrontationen gerade 
der Mittelschichten mit Kriminalität dominant geworden (vgl. Garland 2008, 
S. 269ff.). Zumindest die USA und Großbritannien, in der Tendenz aber alle 
westlich-„spätmodernen“ Gesellschaften könnten als „high crime societies“ 
bezeichnet werden (vgl. ebenda, S.35; Garland 2007, S. 235). Wohlfahrts-
staatliche Politik sei bei ihrer Hauptträgerin, der Mittelschicht, angesichts zu-
nehmenden ökonomischen Drucks und eines offensichtlichen Versagens des 
penal welfarism bei der Verbrechensbekämpfung in Misskredit geraten: Stei-
gende Kriminalitätsraten würden als Misserfolg des penal welfarism gedeu-
tet, die Kriminalitätsfurcht in den erodierenden Mittelschichten nehme zu, 
das Alltagsleben werde zunehmend durch den Kriminalitätsdiskurs struktu-
riert. Die Aufkündigung der wohlfahrtsstaatlichen Solidarbeziehungen habe 
zudem eine Polarisierung hegemonial werden lassen, die zwischen den hart 
arbeitenden, anständigen Menschen und einer arbeitsscheuen und kriminellen 
underclass unterschied (vgl. Hess 2007, S. 10). Als Reaktionen auf die neuen 
Kriminalitätserfahrungen seien auf gesellschaftlicher und politischer Ebene 
einerseits Strategien stoischer Anpassung und Routinemaßnahmen zum 
Schutz vor Kriminalität, andererseits ein frustriertes „Ausagieren“ von auf 
Kriminalitätsfurcht und Unsicherheitsgefühl folgenden Aggressionen zu beo-
bachten. 

Den ersten Typus nennt Garland „adaptive strategy“ oder „strategy of pre-
ventive partnership“. Nicht mehr an den Ursachen von Straftaten, sondern an 
den unmittelbaren Situationen, in denen sie begangen werden, solle angesetzt 
werden. Diese situative Kriminalprävention und die Betrachtung von Krimi-
nalität als normales Geschehen innerhalb von Gelegenheitsstrukturen, der 
TäterInnen als rational kalkulierend Handelnde, stellen dabei neue Anforde-
rungen an BürgerInnen und Staat. BürgerInnen und Unternehmen werden ei-
genständig präventiv tätig, indem sie ihr Handeln und ihre Umwelt so gesta-
lten, dass die Chancen, Straftaten zu begehen bzw. das Risiko, deren Opfer 
zu werden, verringert wird. Entsprechende bauliche Veränderungen und tech-
nopräventive Instrumente werden dabei von einer privaten Sicherheitsindus-
trie kommerziell angeboten. Diese Verwandlung von Sicherheit vom öffent-
lich Gut zur Ware wird durch staatliche Strategien flankiert, die zum einen 
bestimmte Deliktstypen, vor allem Kleinkriminalität, entkriminalisieren und 
damit entdramatisieren, zum andern Responsibilisierungsstrategien – bei-
spielsweise durch öffentlich-private „Sicherheitspartnerschaften“ oder die 
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Aktivierung der BürgerInnen zwecks „Selbstschutz“ – verfolgen (vgl. Hess 
2007, S. 11): 

”In effect, there is a movement away from the idea of the criminal 
justice state having a monopoly over crime control. Instead the state 
increasingly engages in building alliances against crime.“ (Garland 
2007, S. 240f.) 

Diese adaptiven, entdramatisierenden, einer ökonomischen Rationalität ver-
pflichteten Strategien eines Kriminalitätsmanagements versteht Garland als 
Teil des hegemonial werdenden Neoliberalismus.  

Nun sei auf der eher polizeilichen Ebene eine weniger „rationale“ Antwort 
auf die „high crime society“ gegeben worden: In einer Reaktion des „denial 
and acting out“, einer Leugnung der neuen Situation, die eine Stärkung des 
souveränen Staates trotz dessen erwiesener Kontrollunfähigkeit fordert (vgl. 
ebenda, S. 241). Garland nennt die daraus folgenden Strategien solche der 
„punitiven Segregation“. Einer neo-konservativen Politik und Ideologie ent-
sprechend werden die TäterInnen hier als abnormal, unverbesserlich, „psy-
chisch, kulturell, rassisch andersartig“ (Hess 2007, S. 12) identifiziert, denen 
durch Abschreckung – wie öffentlicher Stigmatisierung von Sexualstraftätern 
oder der Todesstrafe –, notfalls aber durch radikalen Ausschluss begegnet 
werden müsste. Kriminalität wird hier dramatisiert, auf die Gefühle der Opfer 
hingewiesen, Vergeltung und Rache gefordert. 

In USA und UK konstatiert Garland eine „schizoid combination“ beider 
Strategien – ebenso beobachtet er „an erratic oscillation between a ‚crimino-
logy of the self’ and a ‚criminology of the other’“ (Garland 2007, S. 242) und 
spricht damit die Reflexion bzw. Artikulation dieser Entwicklungen im kri-
minalsoziologischen, aber auch alltäglichen Diskurs über Kriminalität an. Die 
criminology of the other arbeitet mit punitiver Segregation – Ausschluss und 
im Extremfall sogar der Tod der TäterInnen sind für sie der sicherste und ef-
fektivste Weg zur Herstellung von Sicherheit. Politiken der „zero tolerance“ 
und eine Perspektive auf die TäterInnen als reine GefahrenträgerInnen kenn-
zeichnen dieses Paradigma, das den Abbau rechtsstaatlicher Garantien für 
TäterInnen ebenso wie die Verschärfung von Gefängnisstrafen postuliert 
(vgl. Böhm, 2007, S. 169). So wird zwischen „Normalbürgern“ und deren 
„Feinden“ differenziert. Die criminology of the self betrachtet kriminelles 
Verhalten dagegen als eine von Kosten-Nutzen-Kalkülen motivierte Hand-
lungsweise, als eine Risikokalkulation, nicht als eine moralisch verwerfliche 
Tat: „Verbrechen und Verbrecher sind ‚normal’. Deshalb müssen die Sub-
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jekte selbst mit diesen vergleichsweise ‚unproblematischen’ Angelegenheiten 
umgehen können“ (Böhm 2007, S. 169). Kriminalitätskontrolle wird als Re-
gulierung konzipiert und operiert durch lokale, vereinzelte und private Prak-
tiken, die alle gesellschaftlichen Bereiche betreffen. Beide Rationalitäten und 
die darin implizierten Menschenbilder zielen auf eine Abkehr vom Rehabili-
tations- und Reintegrationsgedanken und eine Hinwendung zu Gefahrenab-
wehr und Kontrolle (vgl. Hess 2007, S. 10). Dass es sich dabei um schroff 
gegensätzliche Paradigmen handelt, wie Garland letztlich nahelegt, wird von 
anderen AutorInnen bezweifelt, die eher auf ein komplementäres Zusammen-
wirken hinweisen (vgl. Böhm 2007, S. 181; Wacquant 2009, S. 303f., 307ff.). 

Garlands Arbeiten beziehen sich ausschließlich auf den US-amerikanischen 
und englischen Kontext – inwieweit seine Analysen auch für die Bundesre-
publik Gültigkeit beanspruchen können, darüber wird durchaus kontrovers 
diskutiert (vgl. Hess/Ostermeier/Paul 2007). Während eine zunehmende Pu-
nitivität innerhalb der kritischen Kriminologie selten bestritten wird, herrscht 
Uneinigkeit über die Bedeutung der ökonomisch-rationalen, adaptiven Stra-
tegien hierzulande (vgl. bspw. Peters 2005). Ebenso umstritten ist, ob Gar-
lands Konzeption der „high crime society“ überhaupt für Deutschland zutref-
fend sei. Er bezieht sich darin explizit auf eine Zunahme polizeilich regis-
trierter Straftaten – steigende Kriminalität seit den 1960er Jahren sei eine un-
anfechtbare soziale Tatsache (vgl. Garland 2008, S. 176). In der deutschen 
Debatte ist diese Einschätzung – weniger die einer steigenden Kriminalitäts- 
als Unsicherheitserfahrung – vielfach kritisiert worden (vgl. Peters 2005, 
S. 182f., Köllisch 2007, Singelnstein/Stolle 2007, S. 107; Lehne/Schlepper 
2007, S. 133; kritisch Hess 2007, S. 9, 13). Aus einer historisch-konstrukti-
vistischen Perspektive bleibt zu konstatieren: Polizeistatistische Erhebungen 
über Kriminalität bilden nicht die kriminelle Wirklichkeit ab, sondern liefern 
Rechenschaft über staatliche Kriminalitätskontrolle: 

„Sie [die Kriminalstatistiken, M.R.] sind der zahlenmäßige Nieder-
schlag der Aktivitäten der Instanzen strafrechtlicher Sozialkontrolle 
einerseits und der (Anzeigen-)Aktivitäten der Mitglieder der Gesell-
schaft andererseits. Sie sind Ausdruck der Kriminalpolitik. Sie sind 
Ausdruck der ‚kriminellen Reizbarkeit’ der Bevölkerung, der Anzei-
gebereitschaft und der Straflust.“ (Sack 2002, S. 51) 

Die Wirklichkeit der Kriminalität ist nie eine objektive oder objektiv mess-
bare, von steigender Kriminalität kann nur im Sinne einer steigenden Krimi-
nalisierung gesprochen werden. Zur „Verbrechensrealität“, der die absolute 
Anzahl kriminalisierbarer Fälle entspräche, bleibt der wissenschaftliche Zu-
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gang notwendig versperrt. Darüber hinaus sind die Daten der Polizeilichen 
Kriminalstatistik (PKS) in vielfacher Hinsicht problematisch.10 Sie haben, so 
Belina, nichts zu tun mit dem, was alltäglich unter „Kriminalität“ oder „Ge-
fährlichkeit“ verstanden wird und sind auch kein Abbild der Verbrechensrea-
lität (vgl. Belina 2006, S. 85).11 

Im Folgenden werde ich mich beiden Interpretationsschemata gegenwärtiger 
Kontrollpolitiken zunächst begrifflich nähern und sie auf die gegenwärtige 
bundesdeutsche Kriminalpolitik anwenden. Abschließend soll eine mögliche 
Komplementarität der so herausgearbeiteten Tendenzen fokussiert werden. 

4.3 Gegenwärtige Tendenzen I: Punitivität 

„Was die Behandlung von Sexualstraftätern 
betrifft, komme ich mehr und mehr zu der Auf-
fassung, dass erwachsene Männer, die sich 
an kleinen Mädchen vergehen, nicht thera-
pierbar sind. Deswegen kann es nur eine 
Lösung geben: wegschließen – und zwar für 
immer. (Gerhard Schröder)12 

Nähert man sich „Punitivität“ vom wörtlichen Bedeutungsgehalt her, so wird 
deutlich, dass damit zunächst eine allgemeine sozialwissenschaftliche Kate-
gorie noch jenseits konkreter rechtsstaatlicher Rahmungen gegeben ist: 

                                                           
10 Damit eine soziale Praxis Eingang in die PKS erhält, muss sie zunächst verschiedene „Fil-

ter“ durchlaufen (vgl. Belina 2006, S. 88 bzw. Sack 2002, S. 50): Sie muss „objektiv krimi-
nell“ sein, also gegen ein Gesetz verstoßen, „subjektiv kriminell“ als Gesetzesverstoß wahr-
genommen werden – dies gilt auch bei Kontrolldelikten –, dann ggf. als kriminell an-
gezeigt, von der Polizei als kriminell klassifiziert und schließlich statistisch als kriminell 
gezählt werden. Auf allen Ebenen kann strategisch in die Produktion der PKS eingegriffen 
werden (vgl. Belina 2006, S. 89ff.). Gleichzeitig wirken zahlreiche soziokulturelle „Verzer-
rungen“ wie beispielsweise rassistische Kontrollpraktiken oder ein rassistisches Anzeige-
verhalten der Bevölkerung: Die Anzeigebereitschaft sowohl bei Opfern und ZeugInnen er-
höht sich, wenn es sich um „sichtbare nicht-deutsche Täter/innen handelt“ (ebenda, S. 89). 

11 Kreissl und Ostermeier weisen dagegen darauf hin, dass Kriminalstatistiken als in lokale 
Kontexte eingebundene Mittel und Produkte politischer Steuerung begriffen werden müss-
ten und es daher die Möglichkeit der sinnvollen Interpretation der PKS unter der Bedin-
gung gäbe, dass die jeweiligen lokalen Bedingungen und Kontrollpraktiken mit einbezogen 
würden (vgl. Kreissl/Ostermeier 2007, S. 140 bzw. 142). 

12  „Bild am Sonntag“ vom 8. Juli 2001, zitiert nach Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 120. 
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„’Punitivität’ ist die verallgemeinerte Haltung oder Tendenz, mit be-
lastenden Sanktionen auf wahrgenommene Normabweichungen zu re-
agieren.“ (Lautmann/Klimke 2004, S. 9) 

So verwandt hat „Punitivität“ zunächst nur deskriptiven Charakter und kann 
äquivalent zu „Pönalisierung“ gebraucht werden. Als vor allem in der Krimi-
nologie geläufiger Begriff erfährt Punitivität vielfältige und konkurrierende 
Verwendungen, wird aber vor allem spezieller als Vorziehung vergeltender, 
abschreckender, also repressiver gegenüber versöhnenden Sanktionen gefasst 
(vgl. ebenda, S. 9f.).13 Jenseits dessen hat sich bisher keine einheitliche 
wissenschaftliche Definition durchsetzen können (vgl. Kury/Obergfell-Fuchs 
2006, S. 121), so dass eher soziologische, auf eine bestimmte gesellschaftli-
che „Strafmentalität“ abzielende Bestimmungen neben eher an strafrechtli-
chen Rahmenbedingungen und kriminalpolitischen Sanktionspraktiken orien-
tierten Verwendungen stehen. Wenn es in einem Einführungswerk der Krimi-
nologie heißt, Punitivität beziehe sich „auf eine bestimmte Befindlichkeit der 
Gesellschaft und nicht etwa auf eine bestimmte von den förmlichen Instanzen 
der Kriminalitätskontrolle betriebene Sanktionspraxis“ (Kunz 2008, S. 298), 
so schließen andere AutorInnen neben individuellen Einstellungen und ge-
samtgesellschaftlichen Diskursen zu Kriminalität und Strafe die justizielle, 
exekutive und legislative Punitivität explizit mit ein (vgl. bspw. Kury/Kania/ 
Obergfell-Fuchs 2004, S. 52, 54). (Wissenschafts-)politisch dient „Punitivi-
tät“ auch als Kampfbegriff zur Kritik der „Renaissance des repressiven Straf-
rechts“ (Sack 2004, S. 36) bzw. des im angloamerikanischen Raum diskutier-
ten punitive turn (Garland 2007, S. 233; Kunz 2008, S. 298; Lautmann/ 
Klimke 2004, S. 20; Sack 2004, S. 32). Zunehmende Punitivität wird als 
Indikator für eine Abkehr von wohlfahrtsstaatlicher Kriminalpolitik interpre-
tiert: 

„Als punitiv müssen vor allem Entwicklungen der Verfolgungs- und 
Sanktionspraxis sowie der Strafforderungen und -theorien angesehen 
werden, mit denen zuvor erreichte Niveaus der Humanisierung, Reso-
zialisierung und Liberalisierung aufgegeben werden, um zu härteren 
Antworten zurückzukehren.“ (Lautmann/Klimke 2004, S. 14) 

                                                           
13 In Abgrenzung dazu wäre „Pönologie“ dann der übergeordnete Begriff, der für die Gesamt-

heit politischer und gesellschaftlicher Strafpraxis stehen würde, die sich beispielsweise in 
verschiedene, punitive oder resozialisierende Sanktionsorientierungen oder politische Stra-
tegien differenzieren ließe. 
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Gegen diese normative Bestimmung lassen sich aus staatstheoretischer Per-
spektive grundsätzliche Einwände erheben. Der liberale Rechtsstaat ist im-
mer (auch) ein strafender, er konstituiert sich erst über das Gewaltmonopol, 
das er zur Aufrechterhaltung und Verteidigung der ökonomischen, sozialen 
und politischen Ordnung einsetzt (vgl. Reichenbach 2008, S. 308). Die in der 
kriminologischen Debatte vorherrschende inhaltlich-normative Begriffsbe-
stimmung ist daher problematisch: Staatliche Strafsysteme zu befragen, ob 
sie punitiv sind, wirkt letztlich tautologisch. Es muss darum gehen, wie diese 
ausgestaltet sind, auf welche Weise staatliche Institutionen mit „belastenden 
Sanktionen auf wahrgenommene Normabweichungen“ reagieren.14 Der per 
se repressive Charakter staatlicher Strafsysteme (vgl. Kunz 2008, S. 253) 
macht eine Differenzierung nach der Qualität und Quantität staatlicher Sank-
tionspraxis und damit von je spezifischen Ausprägungen von Punitivität not-
wendig. Von einer „punitiven Wende“ zu sprechen ist somit irreführend, ja 
sogar theoriepolitisch gefährlich, denn darin ist implizit die Norm einer „hu-
manen“ Strafverfolgung und -justiz bzw. „alternativer Sanktionspraktiken“ 
gesetzt, staatliches Strafen also immer schon bejaht – eine (nicht nur) aus der 
Perspektive einer kritischen Gesellschaftswissenschaft nicht mitzutragende 
Grundannahme (vgl. Cremer-Schäfer/Steinert 1998; Foucault 1976).15 Nicht 
der punitive turn, sondern die „Wende in der Punitivität“ muss daher unter-
sucht werden.  

Vor dem Hintergrund dieser Differenzierung kann der innerhalb der krimi-
nologischen Debatte als Verschärfung der Artikulationspraktiken der indivi-
duellen, gesellschaftlich hegemonialen und kriminalpolitisch-staatlichen 
„Strafbereitschaft“ (Krasmann 2003a, S. 260) bestimmte Begriff als Be-
standteil einer „archaic penology“ (Garland 2007, S. 233) verstanden werden. 
Durch eine deskriptive und komparative Herangehensweise wird zudem auch 
                                                           
14 Hier macht die von Lautmann und Klimke vorgeschlagene Differenzierung zwischen den 

Polen punitiv und permissiv meines Erachtens keinen Sinn (vgl. Lautmann/Klimke 2004, 
S. 10). Für die innere Differenzierung staatlichen Strafens in resozialisierende, vergeltende 
oder abschreckende Maßnahmen taugt der Begriff deshalb nicht, weil auch auf gesell-
schaftliche Integration gerichtete strafrechtliche Maßnahmen punitiv bleiben. Eher passend 
erscheint die von Lautmann und Klimke angesprochene Unterscheidung zwischen auf Ver-
geltung oder Ausgleich gerichtetem Strafen.  

15 Eine radikal ablehnende Haltung gegen staatliches Strafe wurde bzw. wird im Abolitionis-
mus vertreten – seit Ende der 1980er Jahre spielt diese Debatte jedoch selbst in der kriti-
schen Kriminologie der Bundesrepublik kaum noch eine Rolle (vgl. Feest/Paul 2008, S. 6). 
Die offensichtliche Nicht-Denkbarkeit einer Gesellschaft ohne Strafen kann selbst schon als 
Indikator zunehmender Punitivität verstanden werden. 
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das Verhältnis staatlichen Strafens zu anderen staatlichen Politiken be-
schreibbar. Nur in diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, von einer Zunahme 
der Punitivität selbst zu sprechen. Zunehmende Punitivität bedeutet dann ei-
nen verstärkt strafrechtlichen – statt beispielsweise sozialpolitisch orientier-
ten – staatlichen Umgang mit Normverstößen und abweichendem Verhalten 
oder anders ausgedrückt: Die verstärkte strafrechtliche und kriminalpolitische 
Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme und Krisen, die sich in der Strategie 
des governing through crime äußert.16 

Der punitive turn würde dann die Hegemonie einer Position bedeuten, die ge-
sellschaftliche Konflikte vorrangig mittels Strafe zu bearbeiten vorsieht. 
Grundlage dessen ist eine staatliche Praxis, die durch Kriminalisierung im-
mer weitere Handlungs- bzw. Verhaltensweisen entweder der strafrechtlichen 
Bearbeitung zugänglich macht oder den substrafrechtlichen Bereich kriminal-
politisch behandelt. Die Tendenz zur zunehmenden Verschärfung des Straf-
rechts, die ein Ende der zuvor stets fortschreitenden Entkriminalisierung bzw. 
Liberalisierung des Strafrechts und der Sanktionspraktiken bedeutet (vgl. 
Sack 2002, S. 25), lässt sich als Transformation der staatlichen Punitivität in 
den Bereichen des Strafrechts, der Strafverfolgung und der Strafjustiz nach-
zeichnen. 

4.3.1 Punitivität im Strafrecht 

Zwischen 1992 und 2006 wurden 42 Vorschriften im deutschen Strafgesetz-
buch verschärft. Sowohl auf Bundes- wie auf Landesebene sind Tendenzen 
zur Priorisierung der „Inneren Sicherheit“, vor allem in der Reform des Ju-
gendstrafrechts, zu beobachten (vgl. Walter 2008, S. 23; Kury/Obergfell-
Fuchs 2006, S. 139f.). Bei Gesetzesänderungen im strafrechtlichen Bereich 
lassen sich Sanktionsverschärfungen feststellen, die als Indikator für eine 
Abkehr vom Resozialisierungsgedanken gedeutet werden können (vgl. 
Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 138). Vielfach wird für diese Entwicklung 
das Sexualstrafrecht als paradigmatisch angeführt. Nach einer langen Phase 
der Liberalisierung wurde es ab Anfang der 1990er Jahre sukzessive ver-
schärft.  

„Die Verschärfungen beziehen sich auf die Erhöhung des Strafrah-
mens, die Erweiterung der materiellen Tatbestände, die Abschaffung 

                                                           
16 „Governing through crime ist die machttheoretische Manifestation bzw. Grammatik des 

punitive turn in der Gesellschaft“ (Sack 2004, S. 32). 
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der Bewährungsentlassung für Sexualstraftäter, die Absenkung der 
Schwelle zur Verhängung und die Anhebung der Schwelle zur Aufhe-
bung der Sicherheitsverwahrung, die Instrumentalisierung der Thera-
pie, die Offenbarungspflicht des Anstaltstherapeuten über seine 
Klienten im Sicherheitsinteresse.“ (Sack 2004, S. 39) 

1998 wurden mit dem „Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und an-
deren schweren Straftaten“ die Regelungen der Sicherungsverwahrung ver-
schärft, 2004 deren Verhängung noch nach dem Strafprozess ermöglicht.17 
Die Sicherungsverwahrung ist keine Strafe im eigentlichen Sinne, sondern 
„eine Maßnahme der Sicherung, um einen potenziell gefährlichen Straftäter 
von der Öffentlichkeit fern zu halten und so einen möglichen Rückfall zu 
verhindern“ (Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 142), die nach dem Verbüßen 
der Freiheitsstrafe eingesetzt wird. Nach einem Rückgang der verhängten Si-
cherungsverwahrungen ab Ende der 1980er Jahre ist seit der Jahrtausend-
wende wieder ein Anstieg zu verzeichnen (vgl. ebenda, S. 143). Legitimiert 
wird die (nachträgliche) Sicherungsverwahrung für „gefährliche“ Straftäter-
Innen, die deren faktische soziale Desintegration als absolut festschreibt, mit 
der Definition des/der Kriminellen als defizitäre Persönlichkeit unter biolo-
gisch-genetischer, psychologischer oder psychiatrischer Perspektive (vgl. 
Rzepka 2004, S. 142) – im Sinne der criminology of the other wird in ihm 
das unverbesserliche, radikal Böse, die „Bestie“ oder „tickende Zeitbombe“ 
identifiziert.18 So wirkt sich die Verschärfung des Sexualstrafrechts auf das 
Sanktionsrecht allgemein aus, das nun möglichst umfassend „Sicherheit“ der 
Bevölkerung vor StraftäterInnen gewährleisten soll. Deutlich wird diese Prio-
risierung des öffentlichen Sicherheitsinteresses auch an einer 2007 gestarte-
ten Gesetzesinitiative zur Einführung der Sicherungsverwahrung für Jugend-
liche (vgl. Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 139). Das Jugendstrafrecht, das 
einst als „avantgardistisches Anti-Strafrecht“ (Sack 2004, S. 38) mit fast aus-
schließlicher Heilungs- und Resozialisierungsorientierung galt, wird zuneh-
                                                           
17 Jenseits der Skandalisierung von Sexualstraftätern als Bestien, die es für immer wegzusper-

ren gelte, und der strafrechtlichen Reaktionen, die einen radikalen gesellschaftlichen Aus-
schluss ermöglichen, macht ein Blick auf die entsprechende Vollzugspraxis strukturelle und 
finanzielle Defizite gerade des sozialtherapeutischen, an Resozialisation orientierten Voll-
zugs deutlich (vgl. Kury/Obergfell-Fuchs, S. 139). Das von neokonservativer Seite postu-
lierte Scheitern des Resozialisierungsparadigmas erscheint geradezu als politischer Wille. 

18 Gerade in den Bereichen der Sexual- und Gewaltdelikte ist eine abschreckende Wirkung 
härterer Strafen, wie sie immer wieder in punitiven Argumentationen bemüht wird, kaum 
anzunehmen (vgl. Jasch 2007, S. 208). Damit wird TäterInnen vor allem „affektbezogener“ 
Delikte eine rational kalkulierende Handlungsweise unterstellt – ein Widerspruch in sich.  
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mend von rivalisierenden Zielen der Vergeltung und Sicherheit bedrängt. So 
mehren sich Stimmen, die das zentrale Erziehungsziel abschaffen wollen und 
geschlossene Jugendheime wieder einführen wollen (vgl. ebenda; Sack 2002, 
S. 30f.). 

Neben der Strafrechtsverschärfung ist auch eine Redefinition und Auswei-
tung des Gegenstands staatlicher Kriminalitätsbekämpfung zu beobachten. In 
der Strafrechtswissenschaft wird Kritik vor allem an der Gesetzgebung und 
Rechtsanwendung geübt, die die Rechte der Angeklagten einschränken und 
konkret zu schützende Güter durch „wolkig formulierte Universalrechtsgü-
ter“ (Hassemer, zitiert nach Lautmann/Klimke 2004, S. 15) ersetzen. Das 
Strafrecht wird so mehr und mehr übergeordneten Zielen unterstellt: 

„An die Stelle präziser Konditionalprogramme treten offen gehaltene 
Zweckprogramme (berüchtigster Vorläufer: die nationalsozialistische 
Umprogrammierung des Strafrechts). Einige neuere Strafandrohungen 
im Pornographiebereich schützen nicht unmittelbar die Kinder, son-
dern vor unterstellten bzw. eventuell kommenden Übergriffen; auch 
wird gestraft, um volkspädagogisch aufzuklären und wachzurütteln.“ 
(ebenda, S. 15f) 

So etabliert sich ein „Risikostrafrecht“19, das einen Raum für zunehmende 
Punitivität durch Ausweitung der Kriminalisierung von Verhaltensweisen 
schafft. Die gleichzeitige Orientierung auf das Vorfeld möglicher Straftaten 
hat zur Folge, dass  

„[...] nicht mehr nur die Verletzung des Rechtsguts oder der Versuch 
der Verletzung, auch schon der Versuch der Beteiligung, etwa durch 
eine Verbrechensabrede, die konkrete oder gar nur abstrakte Gefähr-
dung des Rechtsguts, die potentielle Gefahr und abstrakte Risiken für 
die sog. ‚innere Sicherheit’ [...] heutzutage bereits hinreichender 
Grund für eine Bestrafung“ sind. (Rzepka 2004, S. 141, Hervorhebun-
gen im Original) 

Konkret bedeutet die Risikoorientierung eine Zunahme von Gefährdungs- 
gegenüber Verletzungstatbeständen, mit denen jegliches polizeiliches Vorge-
hen gerechtfertigt werden kann: Relativ unbestimmte Risiken oder Gefahren-

                                                           
19 Am Risikostrafrecht wird die Komplementarität der criminology of the self und der 

criminology of the other, der repressiven und der ökonomisch-rationalen Strategien deut-
lich. Die Zentralität der Kategorie des Risikos für letztere wird im nächsten Kapitel deutlich 
werden (vgl. Kapitel 4.4). 
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potentiale werden zu Anlässen staatlicher Interventionen, die selbst nur unbe-
stimmt gesetzlich normiert werden. So werden flexible und damit unbere-
chenbare Handlungsanweisungen an die staatlichen Kontrollorgane formu-
liert – „losgelöst vom Begriff des Tatverdächtigen oder Störers“ (ebenda).20 
Das Risikostrafrechts sei, so Prittwitz, nicht mehr durch die Kriminalisierung 
von als inadäquat vorgefundenem Verhalten charakterisiert – statt dessen 
würden Verhaltensweisen kriminalisiert, damit diese als sozial inadäquat an-
gesehen werden. So werde das Strafrecht als „sittenbildende Kraft“ bemüht 
und rutsche ins Symbolische ab (vgl. Prittwitz 2005, S. 223). Die Ausrich-
tung an „Sicherheit“ durch Kontrolle von „Risiken“ verdrängt so die Orien-
tierung an einer konkreten Tat bzw. deren TäterInnen – was wiederum auf 
die Behandlung der Tatverdächtigen bzw. Verurteilten zurückschlägt.  

Dies äußert sich auch in Debatten zur Veränderung des § 2 des Strafvoll-
zugsgesetzes, der als primäres Ziel die Befähigung des Gefangenen zur zu-
künftigen straffreien Lebensführung, erst zweitens den Schutz der Allge-
meinheit nennt. Vorreiter ist hier einmal mehr der Jugendstrafvollzug. Seit 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Neuordnung der gesetzlichen 
Grundlage des Jugendstrafvollzugs haben das Bundesjustizministerium und 
zahlreiche Bundesländer entsprechende Gesetzesentwürfe vorgelegt. Im ent-
sprechenden Papier aus Baden-Württemberg wird als zentrale kriminalprä-
ventive Aufgabe der Schutz der BürgerInnen vor Straftaten genannt (vgl. 
Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 139). Weiter heißt es: „Der Jugendstrafvoll-
zug leistet einen Beitrag für die innere Sicherheit in Baden-Württemberg, für 
den Rechtsfrieden im Land und für die Eingliederung junger Menschen in 
Staat und Gesellschaft“ (zitiert nach ebenda, S. 139f) – womit die Resoziali-
sierung nurmehr als letztes Vollzugsziel genannt wird. 

Die extremste Entwicklung dieses Paradigmenwechsels wird in den Diskus-
sionen zum sogenannten „Feindstrafrecht“ offenbar. Populär geworden ist 
dieses Konzept durch den Rechtswissenschaftler Günter Jacobs, der es vom 
rechtsstaatlich fundierten „Bürgerstrafrecht“ unterscheidet. StraftäterInnen 
avancieren zu Feinden, die bekämpft werden müssen:  

                                                           
20 Beim Risikostrafrecht, so Prittwitz, gehe es um „die Aufnahme neuer Kandidaten in den 

Kreis der Rechtsgüter (wie der Umwelt, der Volksgesundheit, des Kapitalmarktes oder der 
Finanzplatzförderung), um die Vorverlagerung der Grenze zwischen strafbaren und straflo-
sen Verhalten [...] und schließlich drittens um die Absenkung der Anforderungen an die 
Vorwerfbarkeit, die sich im Paradigmenwechsel von der Rechtsgutfeindlichkeit zur 
Rechtsgutgefährlichkeit als Zentrum des Vorwurfs ausdrückt“ (Prittwitz 2005, S. 223).  
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„Für einen bestimmten Täterkreis – alle, die sich von der Sanktion 
nicht beeindrucken lassen (wollen) – ist die ‚rechtsstaatlich bestimmte 
Strafe [...] zu wenig’. Anders als im ‚Bürgerstrafrecht’ hilft hier nur 
die Exklusion [...].“ (Lautmann/Klimke 2004, S. 15) 

Jacobs selbst hat seine 1985 noch kritische Analyse gegenwärtig in ein Plä-
doyer für die Anerkennung der Entwicklung, dass große Teile des Strafrechts 
heute Feindstrafrecht seien und auch sein sollten, verwandelt. Wer sich als 
Feind aufführe, d. h. „keine hinreichende kognitive Sicherheit personalen 
Verhaltens“ leiste (Jacobs 2004, S. 93), dürfe vom Staat nicht als Person, 
sondern müsse als Feind behandelt werden.21 Der Staat würde ansonsten das 
Recht auf Sicherheit anderer Personen verletzen. Prittwitz argumentiert nun, 
dass das Feindstrafrecht in Zusammenhang mit bzw. als Konsequenz des Ri-
sikostrafrechts in seiner Tragweite verstehbar werde (vgl. Prittwitz 2005, S. 
218). Es passe genau auf die Beschreibung der Fehlentwicklungen des Risi-
kostrafrechts: 

„’Feindstrafrecht’, das ist ein Strafrecht, mit dem der Staat nicht seine 
Bürger, sondern seine Feinde konfrontiert. Woran zeigt sich das? Zu-
nächst konkret am Gesetz – dem Strafgesetzbuch und der Strafpro-
zessordnung – orientiert, zeigt es sich daran, dass, wo es um die Be-
strafung von Feinden geht, mehr, früher und härter bestraft wird; ma-
teriellrechtlich wird also die freie Sphäre des Bürgers von Handeln 
(und zum Teil) Denken [sic!] eingeengt; gleichzeitig werden dem 
Feind auch prozessuale Rechte genommen.“ (ebenda, S. 225) 

4.3.2 Der Wandel exekutiver Punitivität in Polizeirecht und -praxis 

Gravierende Veränderungen lassen sich auch im Polizeirecht feststellen. 
Nicht mehr auf klassische Gefahrenabwehr, sondern auf Vorfeldaktivitäten 
ausgerichtet soll die Verhütung von Straftaten durch umfassende Kriminal-

                                                           
21 Jacobs fasst seine mit natur- und vertragsrechtlichen Ideen von Rousseau bis Kant gespeiste 

Auffassung folgendermaßen zusammen: „Der prinzipiell Abweichende bietet keine Garan-
tie personalen Verhaltens; deshalb kann er nicht als Bürger behandelt, sondern muß als 
Feind bekriegt werden. Dieser Krieg erfolgt mit einem legitimen Recht der Bürger und 
zwar mit ihrem Recht auf Sicherheit; er ist aber, anders als Strafe, nicht auch Recht am Be-
straften, vielmehr ist der Feind exkludiert“ (Jacobs 2004, S. 95). Wen Jacobs vor allem da-
mit meint, wird klar, wenn er die konsequente Unterwerfung von „Terroristen“ als Staats-
feinde unter das Feindstrafrecht fordert – auch, um das Bürgerstrafrecht vor einer Durchset-
zung mit jenem zu schützen. 
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prävention gewährleistet werden (vgl. Rzepka 2004, S. 141).22 So kann von 
einer „Verpolizeilichung des Rechts“ (ebenda, S. 145) und dessen Umset-
zung gesprochen werden. Vorverlagerungen der Strafbarkeit im materiellen 
Recht – zum Beispiel durch § § 129, 129a, 129b StGB – und die Ausweitung 
von Aufgabenbereich und Kompetenzen der Polizei haben weitreichende 
Konsequenzen, da neue Zwangs- und Fahndungsmethoden der Strafprozess-
ordnung – also Rasterfahndungen, verdeckte Ermittlungen und Observatio-
nen, Vorbeugehaft, speziell isolierende Haftbedingungen etc. – sowohl Ver-
dächtige, Beschuldigte als auch Unbeteiligte treffen (vgl. ebenda, S. 146). 
Diese präventionsorientierte Zunahme exekutiver Kompetenzen führt zur 
Priorisierung polizeilicher Effizienz in der Kriminalitätskontrolle auf Kosten 
rechtsstaatlicher Garantien der Kontrollierten (vgl. Sack 2004, S. 37). Auch 
in der Strafprozessordnung schlägt diese Tendenz durch, z. B. im § 112 a 
StPO, wo eine „Wiederholungsgefahr“ als Haftgrund festgeschriebenen wird, 
was dem Paragraphen einen eindeutig präventiven Charakter verleiht (vgl. 
Rzepka 2004, S. 146).23 Diese Neustrukturierung der Strafverfolgungsprakti-
ken produziert eine neue Selektivität staatlicher Kriminalitätskontrolle. Zu-
nehmend rückt die (in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) gesondert 
aufgeführte) „Straßenkriminalität“ in den Fokus polizeilicher Arbeit (vgl. 
Sack 2002, S. 38). Dabei ist diese Form der Kriminalität geradezu prädesti-
niert für ein proaktives Vorgehen der Polizei. Sind über 90 % aller regis-
trierten Straftaten in der PKS sogenannte Anzeigedelikte, deren Verfolgung 
auf Beobachtungen und Informationen aus der Bevölkerung zurückgehen, so 
sind es gerade die in der Öffentlichkeit stattfindenden kriminalisierbaren 
Verhaltensweisen, die als „Kontrolldelikte“ registriert werden. Dabei kom-
men überproportional jene Bevölkerungsteile in den Fokus polizeilicher 

                                                           
22 Die kriminalpräventive Umstrukturierung der staatlichen Organe der Kriminalitätsbe-

kämpfung ist – ebenso wie das „Risikostrafrecht“ – nicht ausschließlich dem Feld zuneh-
mender Punitivität zuzuordnen, sondern ist gerade in rational-managerialen Strategien zent-
rales Moment. Gleichzeitig sind dies zentrale Elemente des immer schon punitiven gover-
ning through crime. 

23 Rzepka stellt heraus, dass diese „Verpolizeilichung“ nicht Halt vor anderen Rechtsgebieten 
mache, was „besonders deutlich z. B. im Ausländerrecht durch seine Umgestaltung zur Ge-
fahrenabwehr (Bender 2003) und den Vollzug von Abschiebehaft in Gefängnissen“ werde 
(Rzepka 2004, S. 146). Ein weiteres Beispiel ist die Vorbeugehaft, mittels deren beispiels-
weise vor politischen Großereignissen, bei denen Proteste sozialer Bewegungen erwartet 
werden, Personen, von denen die Polizei annimmt, dass diese als „Störer“ auftreten werden, 
in präventiven Arrest genommen werden. Es handelt sich bei dieser Haftform um eine poli-
zeiliche Maßnahme, die richterlich angeordnet wird. 
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Kontrollpraktiken, denen private, und damit für die Polizei nicht unmittelbar 
einsehbare Rückzugsräume tendenziell fehlen – vor allem Jugendliche und 
Obdachlose. Verstärkt wird diese selektive Kontrollpraxis durch die größere 
Aufmerksamkeit der Polizei gegenüber von Normen oder einer vermeintli-
chen „Normalität“ abweichenden Verhaltensweisen oder zugeschriebenen 
Identitäten. Die TäterInnen der unter „Straßenkriminalität“ subsumierten De-
likte lassen sich dabei vor allem den „unteren sozialen Schichten, die deshalb 
im neunzehnten Jahrhundert als die ‚dangerous classes’, ‚les classes dange-
reuses’ bezeichnet wurden“ (Sack 2002, S. 51), zuordnen.24 Wird das Kon-
strukt der „Straßenkriminalität“ vor allem klassenspezifisch aufgeladen, 
nimmt die Kontrolle von „Drogenkriminalität“ zum Teil offen rassistische 
Formen an. 

Die zunehmende Zentrierung polizeilicher Praxis um das Ziel „Sicherheit“ ist 
auch mit einer Ausweitung der Kontrollpraktiken in den substrafrechtlichen 
Bereich verbunden. Die Orientierung an populären Erklärungen für Krimina-
lität wie der „Broken-windows-theory“ von Wilson und Kelling (Wilson/ 
Kelling [1982] 1996)25 hat dabei eine Verknüpfung von Sicherheit mit 
öffentlicher Sauberkeit und Ordnung zur Folge, die eine Null-Toleranz-Poli-
tik zunehmend auch gegen sogenannte „incivilities“ bedeutet:  

„Es ist eine Vorverlagerung staatlicher Kontrollpolitik in den Bereich 
der Ordnungswidrigkeiten und ‚substrafrechtlicher’ Verhaltensweisen, 
letztlich in den Bereich unterschiedlicher Lebensstile.“ (Sack 2002, 
S. 39 f.) 

Die mit polizeilichen Kontrollpraktiken verbundenen Sanktionen – z. B. die 
Erteilung von Platzverweisen oder die Durchsetzung von Haus- und Betre-
tungsverboten – hat die Vertreibung bestimmter Bevölkerungsgruppen aus 
öffentlichen, zunehmend auch semi-öffentlichen, vor allem städtischen Räu-
men zur Folge. Paradoxerweise zeigt sich also die Punitivität staatlicher 
Strafverfolgung und Kriminalitätskontrolle am deutlichsten im substrafrecht-
lichen Bereich – auch hier haben wir es mit einer Ausweitung des Gegens-
tands staatlicher Kriminalpolitik zu tun. 
                                                           
24 Sack geht so weit, dass er in der „Strafjustiz weitgehend das staatliche Kontrollsystem der 

unteren Schichten“ ausmacht (Sack 2002, S. 51). 
25 Vorstellungen der „Broken-Windows“-These folgend, die Verschmutzungen, Zerstörungen, 

jegliche Störung der öffentlichen Ordnung als Vorstufe und Auslöser von „Kriminalität“ 
betrachten, lassen aus Kampagnen für saubere Stadtteile kriminalpräventive Aktionen wer-
den (vgl. Kapitel 4.4). 
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4.3.3 Justizielle Punitivität: Strafvollzug und Strafzumessungspolitik 

Rechtsprechung und Justizvollzug sind im institutionellen System grundsätz-
lich an den Entwicklungen der (Straf)rechtspolitik und der Kontrollpraxis der 
Exekutivorgane orientiert. Gesetzesänderungen auf der einen, die konkrete 
Praxis der Zuführung von „Fällen“ durch Staatsanwaltschaft bzw. Polizei auf 
der anderen strukturieren das Handlungsfeld der Judikative. Gleichzeitig 
steht die Strafzumessungspolitik der Gerichte in Beziehung zu „Strafmenta-
litäten“ der Bevölkerung, zur medialen Berichterstattung sowie zu Parteipo-
litik und Wahlkämpfen, die oftmals Druck auf die Rechtsprechung ausüben 
(vgl. Kury/Kania/Obergfell-Fuchs 2004, S. 66f.):  

„Ein typisches Beispiel hierfür ist das 1998 in Kraft getretene ‚Gesetz 
zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen schweren Strafta-
ten’. Wenn zusätzlich prominente Politiker fordern, Sexualstraftäter 
wegzusperren – ‚und zwar für immer’ –, so kann dies im Zusammen-
hang mit entsprechenden Medienberichten und öffentlichen Forderun-
gen die Justiz auch unter politischen Druck setzen.“ (ebenda, S. 67) 

Trotz verschärfter legislativer Strafpolitik und exekutiver Kontrollpraktiken 
sprechen einschlägige Untersuchungsergebnisse über den Zeitraum der letz-
ten zehn Jahre nicht eindeutig für eine allgemeine Verschärfung der Sankti-
onspraxis (vgl. Kury/Obergfell-Fuchs, 2006 S. 140). Die Bewertung der 
Strafzumessungspolitik ist jedoch mit einigen Schwierigkeiten, die mit der 
grundsätzlichen Problematik der statistischen Erfassung von „Kriminalität“ 
zu tun haben, verbunden. Aus der absoluten Zunahme der verhängten Frei-
heitsstrafen und deren Qualität lässt sich nicht zwangsläufig eine gesteigerte 
Härte richterlicher Praxis ableiten – zumal der Faktor der „Tatschwere“ we-
nig bis gar nicht berücksichtigt werden kann (vgl. Kury/Kania/Obergfell-
Fuchs 2004, S. 30). Dennoch lassen sich bei den verhängten Sanktionen ei-
nige Trends feststellen. Zwischen 1998 und 2006 haben die mittel- und lang-
fristigen Freiheitsstrafen, vor allem bei Gewaltdelikten, zugenommen (vgl. 
Kury/Obergfell-Fuch 2006, S. 141), was gleichzeitig eine Zunahme der In-
haftiertenzahlen bedeutet. Im Zweiten Periodischen Sicherheitsbericht (2. 
PSB) des Bundesinnenministeriums von 2006 heißt es in diesem Zusammen-
hang: „Zusammen mit Veränderungen in der Zusammensetzung der Gefang-
enenpopulation führt dies zu einer gravierenden Verschärfung der Probleme 
des Strafvollzugs“ (zitiert nach ebenda, S. 140). 

In den letzten zwei Jahrzehnten haben freiheitsentziehende Maßregeln der 
Besserung und Sicherung deutlich zugenommen. Forschungen zur relativen 
Entwicklung der verhängten Freiheitsstrafen in Deutschland belegen einen 
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Rückgang der kürzeren Haftstrafen bei einer Zunahme aller Haftstrafen von 
einem Jahr und länger, was auf eine Tendenz der Gerichte zur Verhängung 
härterer Strafen hindeutet (vgl. ebenda, S. 142; Kury/Kania/Obergfell-Fuchs 
2004, S. 69 ff.).26 Steigende Punitivität der Strafgerichte lässt sich auch am 
steigenden Anteil der Geldstrafen nachweisen. Gleichzeitig ist jedoch auch 
ein leichter Anstieg der zur Bewährung ausgesetzten bzw. aussetzbaren Frei-
heitsstrafen unterhalb von zwei Jahren (von 65,7 % 1980 auf 69,5 % 2004) 
festzustellen, was auf eine „paradoxe“, sektoral steigende oder sinkende Pu-
nitivität und einen „allgemeinen Trend, den Vollzug kurzer Freiheitsstrafen 
möglichst zu vermeiden“ (Kury/Kania/ Obergfell-Fuchs, S. 74), hinweist. Im 
Bereich der Sicherungsverwahrungen kam es zwischen 1970 und 1984 zu ei-
nem starken Rückgang, danach zu einem kurzen Anstieg und einem erneuten 
Absinken bis 1999. Seitdem steigen die Zahlen – wiederum im Zusammen-
hang mit einer Reihe schwerer Sexualmorde an Kindern (vgl. Kury/ 
Obergfell-Fuchs 2006, S. 144). Zu bemerken ist auch ein Rückgang der vor-
zeitigen Entlassungen. Viele der genannten Entwicklungen verschärfen sich 
seit Mitte der 1980er Jahre und führen zu einem Anstieg der Gefängnis-
population (vgl. Lautmann/Klimke 2004, S. 21), die in Deutschland allein 
zwischen 1992 und 2002 um 38,8 % angewachsen ist (vgl. Sack 2004, S. 37). 
Seitdem bleiben die Zahlen relativ konstant, im November 2008 befanden 
sich 79.713 Personen im geschlossenen und offenen Vollzug (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2009, S. 5). Gleichzeitig zeigt sich hier eine sektorale Pu-
nitivität gegenüber „ausgewählten Randgruppen“ und spezifischen Täterka-
tegorien: Während Gewalt- und vor allem Sexualdelikte mit zunehmender 
Härte bestraft würden, setzt sich gegenüber anderen Kriminalitätsformen eine 
gewisse Gelassenheit und eine Tendenz zur eher bürokratischen Verwaltung 
durch (vgl. Lautmann/Klimke 2004, S. 22). 

Kann nach der Schilderung dieser Entwicklungen insgesamt von einer zu-
nehmenden Punitivität in Deutschland gesprochen werden? Es wird vielfach 

                                                           
26 So weist die Sanktionierung des Straftatsbestand der gefährlichen Körperverletzung eine 

rapide Abnahme kurzer Freiheitsstrafen auf (vgl. Kury/Kania/Obergfell-Fuchs 2004, S. 71). 
Ebenso lässt sich bei den Freiheitsstrafen in Bezug auf Sexualdelikte feststellen, dass auch 
hier innerhalb der zur Bewährung ausgesetzten Strafen die Sanktionshärte zunimmt. 
Gleichzeitig nehmen auch die Freiheitsstrafen zwischen drei und fünf sowie ab fünf Jahren 
gegenüber den sinkenden von zwei bis drei Jahren zu. Wichtig ist nun die Feststellung, dass 
diese zunehmende Punitivität schon ab Mitte der 1980er zu beobachten ist, was einen di-
rekten Zusammenhang zu den gesellschaftlichen und medialen Diskursen der späten 1990er 
Jahren ausschließt. 
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darauf hingewiesen, ein globales Urteil über die Punitivität in Deutschland zu 
fällen sei problematisch (vgl. Kury/Kania/Obergfell-Fuchs 2004, S. 84; 
Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 147). Gleichzeitig wird davor gewarnt, die in 
Deutschland noch weniger deutlich als in den USA und Großbritannien auf 
eine Zunahme der Punitivität hindeutenden Tendenzen zu unterschätzen, da 
die sozialstrukturellen Gemeinsamkeiten dieser Staaten eher auf eine zeitli-
che Verzögerung hinweisen würden (vgl. Lautmann/Klimke 2004, S. 21). 
Die vorliegenden Indizien sprechen für eine sektorale Zunahme von Puniti-
vität, vor allem im Strafrecht, aber auch in der Strafzumessungspolitik, wobei 
sich die fiskalischen Auswirkungen zunehmender Belegungszahlen und 
Haftzeiten – neben einer relativ großen Unabhängigkeit der Richter – hier si-
cher dämpfend auf die Politik auswirken und die Weisungsgebundenheit der 
Staatsanwaltschaften für die entsprechende Kommunikation zwischen den 
betroffenen Institutionen sorgen dürfte (vgl. Kury/Obergfell-Fuchs 2006, 
S. 148). Begreift man Punitivität als zentrales Element der Strategie des go-
verning through crime, die Polizei und Kriminalitätskontrollorgane als deren 
wichtigsten Akteurinnen, so ist auch eine Zunahme exekutiver Punitivität zu 
verzeichnen.  

4.4 Gegenwärtige Tendenzen II: Rationales 
Kriminalitätsmanagement 

Eine „new penology“, gekennzeichnet von „actuarial justice“ und „adaptive 
responses“ – diese Begriffe aus der angloamerikanischen kriminalpolitischen 
und -soziologischen Debatte bezeichnen gesellschaftliche und politische 
Tendenzen des Umgangs mit Kriminalität in „high crime societies“, die auf 
ein rationales, in der Tendenz amoralisches Management von Kriminalität 
bzw. Kriminalitätsrisken hinweisen (vgl. Feeley/Simon 1992; Garland 2004, 
2007, 2008). Zentral für diese „neue“ Form der Kriminalitätskontrolle ist, 
dass das Individuum als Analyseeinheit verschwindet zugunsten der Untersu-
chung und Behandlung des Aggregats „Bevölkerung“. 

“[...] the new penology is markedly less concerned with responsibility, 
fault, moral sensibility, diagnosis or intervention and treatment of the 
individual offender. Rather, it is concerned with techniques to iden-
tify, classify, and manage groupings sorted by dangerousness. The 
task is managerial, not transformative [...]. It seeks to regulate levels 
of deviance, not intervene or respond to individual deviants or social 
malformations.“ (Feeley/Simon 1992, S. 452) 
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Individuelle Diagnosen und individualisierte Konsequenzen werden durch 
auf Kollektive gerichtete Klassifikationssysteme ersetzt, die auf Überwa-
chung, Einhegung und Kontrolle zielen. Zentrale Zielsetzung ist nicht mehr 
die Beseitigung von Verbrechen, sondern die Steigerung der Rationalität und 
Effizienz der Strafjustizsysteme. Es geht darum, Kriminalitätsprobleme zu 
managen, nicht, sie zu lösen (vgl. Krasmann 2000, S. 195). Die new peno-
logy, so Feeley und Simon, sei dabei weniger Theorie als Problembearbei-
tungsstrategie und Formation von Wissen und Macht, die den „Systemmana-
gern“ Wahrnehmungsfolien, Sichtweisen und entsprechende Lösungen an-
böten (vgl. Feeley/Simon 1992, S. 452). Diese entdramatisierende Krimino-
logie (criminology of the self) begreift Verbrechen als alltägliches, normales 
Phänomen, konzipiert die TäterInnen als ökonomisch rational handelnde In-
dividuen und ermittelt deren „Gefährlichkeit“ über ihre Zuordnung zu spezi-
fischen „Risiko-Segmenten“ der Bevölkerung. Sie korrespondiert mit ent-
sprechenden kriminalpolitischen Strategien wie raumbezogenen Kontrollpo-
litiken, situativer Kriminalprävention, Opferorientierung und Responsibilisie-
rung. Letztere ist zentrales Moment in der Restrukturierung des Verhältnisses 
von Staat und Gesellschaft in Bezug auf die Bekämpfung und Prävention von 
Kriminalität. Responsibilisierung äußert sich als Rückgabe der Verantwor-
tung für Sicherheit vom Staat an die BürgerInnen zugleich als Re-Privatisie-
rung und Anleitung zur risikominimierenden Lebensführung (vgl. Hess 2007, 
S. 11). Damit ordnet sich dieses auf rationales Kriminalitätsmanagement 
zielende Paradigma in die Transformation staatlicher Politiken im Zuge der 
Ökonomisierung des Sozialen ein ebenso wie in die Transformation vom 
Fordismus zum Postfordismus. Ein weiteres zentrales Element ist eine um-
fassende Risiko- und Präventionsorientierung, die vor allem auf Generalprä-
vention im „Vorfeld“ von Straftaten abzielt und dabei unter anderem mit si-
tuationsbezogenen Strategien arbeitet. Auf das Verhalten der als homines oe-
conomici konstruierten StraftäterInnen kann, so die zentrale Annahme, durch 
Veränderungen der Anreizstruktur spezifischer Situationen bzw. Räume Ein-
fluss genommen werden (vgl. Sack 2002, S. 37).  

Um hier Missverständnissen vorzubeugen: Auch wenn diese Sichtweise auf 
Kriminalität und deren Bekämpfung Kriminalität entdramatisiert, sich für 
ökonomisch rationale statt in erster Linie repressive Strategien ausspricht, 
bedeutet das nicht, dass sie im Ergebnis nicht ebenso repressiv und exkludie-
rend wirken kann wie eine auf Kontroll- und Strafverschärfung zielende Pu-
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nitivität.27 Ebenso ist die häufige Bezeichnung managerialer Kriminalpolitik 
als „amoralisch“ problematisch und irreführend, da sie suggeriert, jene ent-
halte sich quasi einer Normativität. Vielmehr ist von einer hinter ökonomi-
schen Argumentationsformen verborgenen impliziten Moralität und Norma-
tivität auszugehen, die sich unter anderem auf die Normen und die notwen-
dige „Normalität“ einer kapitalistischen Vergesellschaftungsform bezieht. 

Es liegt gewissermaßen in der Sache selbst, dass das rationale Kriminalitäts-
management nicht auf die Praxis staatlicher Institutionen zu beschränken ist. 
Im Gegensatz zur Beschreibung der punitiven Tendenzen, die – mit Aus-
nahme der hier ausgeklammerten „Straflust“ der Bevölkerung und der Rolle 
der Medien – in den Politiken der staatlichen Gewalten aufgezeigt werden 
konnten, ist hier ein weitaus komplexeres Phänomen zu bearbeiten, das durch 
eine permanente Verschiebung der Grenzen zwischen Staat und Gesellschaft, 
das Ineinanderwirken staatlicher Interventionen, kommunalpolitischer, ge-
sellschaftlicher wie privater AkteurInnen und individueller Strategien der 
BürgerInnen gekennzeichnet ist. Zudem weist Garland in seiner Skizze dieses 
Ansatzes darauf hin, dass sich adaptiv-rationale ebenso wie punitive Strate-
gien sowohl auf der politischen Ebene als auch und gerade auf der kulturellen 
Ebene artikulieren und sich in den Alltagspraktiken der Individuen verfes-
tigten (vgl. Garland 2007, S. 242). Dies stellt eine politikwissenschaftliche 
Arbeitsweise vor einige Probleme. Um nicht den Zugang zum Gegenstand 
der Untersuchung zu versperren, soll hier ein anderer Weg gegangen werden 
als der einer Beschreibung der Netzwerke von Institutionen und AkteurInnen, 
der föderalen Strukturen sowie von Gesetzesnovellen, Exekutiv- und Justiz-
praktiken und deren Auswirkungen, wie dies im Bereich der Punitivität nahe 
lag: Weniger deskriptiv, dafür stärker an den (theoriebasierten) Ergebnissen 
einschlägiger Literatur orientiert. Notwendig wird zudem eine noch stärkere 
Selektivität, eine Fokussierung ausgewählter paradigmatischer Entwicklung-
en sein. Zudem werde ich – auch aus Kapazitätsgründen – auf eine Trennung 
von Beschreibung und Bewertung des Gegenstandes verzichten. 

Als drei zentrale, ineinandergreifende Strategien lassen sich dem rationalen 
Kriminalitätsmanagement raum- und situationsbezogene Kriminalprävention, 
                                                           
27 Krasmann weist darauf hin, dass die Entmoralisierung und Risikoorientierung der neuen 

Pönologie gerade nicht die Abschaffung disziplinärer Kriminalitätskontrolle bedeute. Eben-
sowenig handele es sich bei deren Praktiken um genuin „neue“ – neu sei nur die strategi-
sche Konstellation, in der Diskurse und Praktiken zu neuen Regierungstechnologien ver-
bunden würden (vgl. Krasmann 2003a, S. 237f.; Feeley/Simon 1992, S. 459). 
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Responsibilisierung und Community Policing bzw. Kommunale Kriminal-
prävention zuordnen (vgl. Lehne/Schlepper 2007, S. 121). Die Orientierung 
an rationalem Kriminalitätsmanagement spielt aber auch auf der organisato-
risch-institutionellen Ebene eine Rolle – dort vor allem im Rahmen der am 
New Public Management bzw. den „Neuen Steuerungsmodellen“ orientierten 
Verwaltungs- und Polizeireformen. 

4.4.1 Situative Kriminalprävention 

Allgemein lassen sich unter „situative Kriminalprävention“ Maßnahmen fas-
sen, die auf Verhinderung kriminalisierbarer Verhaltensweisen durch Verrin-
gerung der Chancen und Erhöhung der Risiken für das erfolgreiche Begehen 
einer Straftat gerichtet sind – und zwar durch die Veränderung der „Anreize“ 
für das Begehen kriminalisierbarer Handlungen in spezifischen Situationen. 
Dabei richten sich diese Maßnahmen entweder auf die Erhöhung des Auf-
wands für eine kriminalisierbare Handlung, auf die Erhöhung des Entde-
ckungsrisikos oder auf die Verminderung des möglichen Nutzens dieser 
Handlung (vgl. Eifler 2005, S. 203). Ziel ist dabei die Verhinderung krimina-
lisierbaren oder abweichenden Verhaltens im Vorfeld, wodurch gleichzeitig 
erwünschte Verhaltensweisen begünstigt werden (vgl. Singelnstein/Stolle 
2007, S. 112). Die Allgemeinheit dieser Bestimmung lässt nicht verwundern, 
dass dem situationsbezogenen Präventionsansatz in der Literatur eine Viel-
zahl unterschiedlicher Elemente zugeordnet werden (vgl. Lehne/Schlepper 
2007, S. 121; Feltes 2008, S. 253). Als eine Strategie unter anderen soll hier 
zunächst auf kriminalpräventive Maßnahmen und Arrangements eingegangen 
werden, die auf die Herstellung von Ordnungen des – vor allem städtischen – 
Raums bezogen sind.28 Zweitens werden situationsbezogene Ansätze behan-
delt, die subjektive Verhaltensweisen potentieller Opfer beeinflussen sollen 
und damit Strategien der Responsibilisierung zuzuordnen sind. 

Unter „raumbezogene Kriminalprävention“ können öffentliche oder private 
Vorkehrungen zur Manipulation der räumlichen (und zeitlichen) Bedingung-
en für die Möglichkeit des Auftretens kriminalisierbarer oder – in der Ten-
denz – auch nur bestimmter devianter Verhaltensweisen subsumiert werden. 
Hergestellt werden sollen Raumordnungen, die so weit wie möglich Krimi-
nalität verhindern und Sicherheit versprechen. Raumbezogene Strategien der 

                                                           
28 Zu räumlichen Strategien und Praktiken der Kriminalpolitik vgl. das Überblickswerk von 

Belina 2006. 
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Kriminalprävention lassen sich in ihrer räumlich-zeitlichen Struktur be-
schreiben und in technologische und baulich-architektonische differenzieren. 
Technische Instrumente wie Kameraüberwachung oder Alarmanlagen, bauli-
che Veränderungen und Raumgestaltungen, die die Einsehbarkeit bestimmter 
Orte – z. B. durch Beleuchtungstechniken – erhöhen oder auch Grenzen zwi-
schen öffentlichem und privatem Raum markieren,29 werden zur materiellen 
und symbolischen Produktion raum-zeitlicher Ordnungen eingesetzt, die – so 
jedenfalls die Annahme – abweichendes und/oder kriminalisierbares Verhal-
ten durch ihre spezifischen Anreizstrukturen unterbinden sollen (vgl. Kras-
mann 2000, S. 197). Die Wirkungen materieller Installationen sind dabei 
nicht von ihrem symbolischen Gehalt zu trennen: Kameraüberwachung bei-
spielsweise funktioniert nur innerhalb einer symbolisch-materiellen Ordnung, 
denn die Technik selbst determiniert keineswegs Verhaltensweisen, übt keine 
Kontrolle aus und bringt allein keine Raumordnungen hervor (vgl. Wehrheim 
2003, S. 194). Diese zu implementieren setzt voraus, 

"[...] Verfügungsgewalt über Raum zu haben, sprich die Definitions-
macht zu haben, wann, von wem und wofür Raum genutzt werden 
darf. Videoüberwachung soll dabei als ein technisches Instrument zur 
Durchsetzung dieser Macht dienen." (ebenda) 

Kriminalitätsbekämpfung durch raumbezogene Präventionsstrategien dient 
nicht einfach der Durchsetzung der (abstrakt-allgemeinen) Rechtsordnung, 
sondern der Produktion von Raumordnungen mit je spezifischen Zugangsbe-
dingungen, Verhaltensnormierungen und Nutzungsbestimmungen, die vor 
allen mit den jeweiligen Eigentümerinteressen korrespondieren. Personen, 
die von den so gesetzten Normen abweichen und damit als potentielle Störer 
oder gar Kriminelle identifiziert werden, werden folgerichtig (auch gewalt-
förmig) ausgeschlossen. Diese Strategien arbeiten mit verstärkter Kriminali-
tätskontrolle durch den Einsatz von Polizeistreifen, privatem Sicherheitsper-
sonal oder Wachdiensten im Rahmen öffentlich-privater Sicherheitspartner-
schaften ebenso wie mit einer Zonierung des Raums nach Nutzungsprofilen – 
                                                           
29 Zu Architektur und Raumgestaltung als kriminalpräventive Strategien vgl. Wehrheim 2006, 

S. 102ff. Es geht dabei nicht nur um die Verhinderung bestimmter Verhaltensweisen, son-
dern auch die gezielte Förderung erwünschten Verhaltens. Besonders sei hier der Raumty-
pus der Shopping Mall erwähnt, in dem die symbolische und materielle Produktion des Öf-
fentlichen und des Privaten unter kommerziellen, aber auch sicherheitstechnologischen 
Vorzeichen eine paradigmatische Entwicklung kennzeichnen: Die „Kommerzialisierung der 
Soziabilität“ bzw. „Kommodifizierung der öffentlichen Sphäre innerhalb der Konfiguration 
Mall“ (Wehrheim 2006, S. 139, vgl. ebenda, S. 125ff.). 
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eine autoritär hergestellte funktionelle Segregation beispielsweise in den In-
nenstädten, die zu Räumen des Konsums werden, aus denen alle anderen 
Nutzungsformen ausgeschlossen werden sollen. So wird ehemals öffentli-
cher, potenziell frei zugänglicher Raum kommerziell funktionalisiert und 
damit rechtlich abgesichert exklusiv.30 

Die Produktion bestimmter Raumordnungen vollzieht sich auch durch die 
diskursive Konstruktion von Räumen entlang der Koordinaten „sicher“ – 
„unsicher“ und mittels der Verbindung von Un/Sicherheit mit Un/Ordnung 
(vgl. Mattissek 2005, S. 121ff.), wodurch auch im substrafrechtlichen Be-
reich angesiedelte Verhaltensweisen zu Störungen der (öffentlichen) Ord-
nung werden können.31 So verwischen die Grenzen zwischen den Konzepten 
innerer Sicherheit und öffentlicher Ordnung: 

„Sauberkeit und öffentliche Ordnung erscheinen nicht nur als Vorstu-
fen, sondern auch als Voraussetzungen der öffentlichen Sicherheit; ihr 
angenommener Einfluss auf das subjektive Sicherheitsgefühl der Bür-
ger und deren Lebensqualität wird deutlich hervorgehoben.“ (Groll/ 
Reinke/Schierz 2008, S. 344) 

Dabei sind Parallelen oder auch direkte Bezugnahmen dieses auf Ordnung 
zielenden Sicherheitsdiskurses auf die „Broken-Windows“-Idee zu beobach-
ten: 

„Die Wiederherstellung von Ordnung, verstanden als die Beseitigung 
von so genannten Incivilities (‚allgemeine’ Verschmutzung, Graffiti, 
Vandalismus) und die Verdrängung derer, die solche verursachen 

                                                           
30 Dass freilich gerade die Zugänglichkeit des öffentlichen Raumes für „Alle“ als ein zentrales 

Argument für den Ausschluss derjenigen angeführt wird, die diese Zugänglichkeit durch 
ihre vermeintlich abschreckende Wirkung verhindern, darauf weist Belina treffend hin (vgl. 
Belina 2006, S. 205). Exakt dieses Argumentationsmuster findet sich in der (nach Veröf-
fentlichung breite Kritik und politische Dementi nach sich ziehenden) neuen polizeilichen 
Handlungsanweisung für die Hamburger Innenstadt (vgl. von Appen 2009). 

31 In ihrer Analyse des Lokalteils der Frankfurter Rundschau in den Jahren 2001 bis 2003 
arbeitet Mattissek heraus, dass das Konzept bzw. der Begriff „Sicherheit“ als leerer Signifi-
kant im Sinne von Laclau/Mouffe verstanden werden kann: „Der Begriff der Sicherheit ist 
Teil einer Äquivalenzkette, die nicht allein Begriffe und Assoziationen einschließt, die sich 
auf die Sicherheit der Bevölkerung im engeren Sinne beschränken, sondern auch weitere 
Bedeutungsebenen integrieren, die in dem durch ‚Sauberkeit, Ordnung, Müll und Schmutz’ 
umrissenen semantischen Feld liegen“ (Mattissek 2005, S. 124f.). „Sicherheit“ wird zu ei-
nem hegemonialen Knotenpunkt differierender Begriffe und Diskurse und ermöglicht so 
die Durchsetzung spezifischer Partikularinteressen, die jedoch als allgemeine – eben gegen 
(die ebenso „leere“) „Unsicherheit“ gerichtete – erscheinen. 



 

111 

(vornehmlich männliche Jugendliche) oder gar selbst darstellen (Pros-
tituierte des Straßenstrichs, in der Öffentlichkeit alkoholisierte Perso-
nen, um Almosen bittende Obdachlose etc.), aus Teilen des öffentli-
chen Raumes, firmiert nun als Akt der Kriminalitätsbekämpfung.“ 
(ebenda, S. 345) 

Hier wird ebenso wie bei der Kameraüberwachung deutlich: Die Herstellung 
kriminalpräventiver raum-zeitlicher Ordnungen ist auf mit hoheitlichen 
Rechten ausgestattete Kontrollorgane als Teil der „Anreizstruktur“ angewie-
sen, die im Zweifelsfall – wenn sich die TäterInnen verkalkuliert haben – die 
bestehende Rechtsordnung (oder die spezifische Raumordnung, die sich auf 
Recht und Ordnung bezieht, wobei evtl. Grundrechte von BürgerInnen be-
wusst eingeschränkt werden) durchsetzen. Die Präsenz dieser Kontrollakteur-
Innen hängt zudem eng mit der Konstruktion von „kriminellen Räumen“ zu-
sammen. „No-Go-Areas“ oder „Angsträume“, beispielsweise Stadtviertel mit 
besonders hoher „Kriminalitätsbelastung“ oder hohem „Ausländeranteil“, 
werden medial, aber auch polizeilich markiert. So wird eine „Kriminalisie-
rung von Raumausschnitten“ (Belina 2005, S. 122) vorgenommen – Ver-
räumlichung ist damit konstitutives Merkmal sowohl von situativen Kon-
trolltechniken wie von Kriminalitätsdiskursen und Kriminalitätsfurcht. „Kri-
minogene“ Situationen bzw. Gelegenheiten werden verortet und gleichzeitig 
eine Zonierung in kriminelle und weniger kriminelle Räume vorgenommen. 
Darin drückt sich eine Fetischisierung bzw. Essentialisierung aus, die soziale 
Verhältnisse (analog zu „Verdinglichung“) ver-räumlichen. Raum wird dann 
als ursächlich für Soziales angenommen. Belina spricht daher von „Raumfe-
tischismus“ bzw. von „Raumideologien“ (vgl. ebenda, S. 28; S. 50), die aber 
höchst materielle Auswirkungen haben:  

„Wenn eine Gegend von den Instanzen staatlicher Kontrolle als ‚ge-
fährlich’ eingeschätzt und entsprechend behandelt wird, sind damit 
alle, die sich dort herumtreiben oder gar dort leben, einem General-
verdacht qua Lokalisierung ausgesetzt. Ob es sich dabei um ‚Verbre-
cher/innen’ oder Angehörige ‚gefährlicher Gruppen’ handelt, ist dann 
nicht mehr entscheidend, sondern allein ihr Aufenthaltsort.“ (ebenda, 
S. 122f.) 

Durch die beschriebenen Strategien und Maßnahmen sollen Räume geschaf-
fen werden, in denen sich Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder bestimmte 
ökonomisch und sozial unerwünschte Verhaltensweisen subjektiv „nicht loh-
nen“, weil die zu kalkulierenden Entdeckungs- und Sanktionsrisiken die be-
stehenden Anreize überwiegen. So sollen „Gelegenheiten, die zu Kriminalität 
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führen“ (Feltes 2008, S. 253) minimiert werden. Aus dieser Definition von 
Feltes – die übrigens nur das verbreitete Sprichwort „Gelegenheit macht 
Diebe“ reformuliert (vgl. Eifler 2005, S. 204) – spricht eine sozialtechnolo-
gische Logik, der die Vorstellung der Programmierbarkeit individueller Ver-
haltensweisen durch ihre Anrufung als rational kalkulierende Subjekte, die 
ihre Chancen und Risiken als TäterInnen wie Opfer situativ abschätzen und 
dementsprechend agieren, inhärent ist.32 

Maßnahmen raumbezogener Kriminalprävention kommen politisch vor allem 
auf kommunaler Ebene zur Anwendung. Kriminalpräventive Aspekte werden 
dabei in Planungsprozessen der Stadtraumgestaltung berücksichtigt. Die 
Gestaltung von öffentlichen und semi-öffentlichen Räumen – von Gebäuden, 
Plätzen, Straßenzügen oder ganzen Stadtvierteln –, die gesetzlichen Regelun-
gen privater Räume wie auch die Zuordnung von Alltagspraktiken wie Woh-
nen, Einkaufen, Arbeiten zu bestimmten Stadträumen durch kommunalpoliti-
sche AkteurInnen orientiert sich auch an Sicherheitsaspekten. Die Produktion 
entsprechender Raumordnungen vollzieht sich dabei im Zusammenspiel mit 
privaten AkteurInnen, die den (öffentlichen, semi-öffentlichen und privaten) 
Stadtraum kommerziell nutzen – vor allem mit Einzelhandelsunternehmen, 
großen Konsumgüterketten und Betreibern von Einkaufszentren – aber auch 
mit halbstaatlichen, Privatrecht unterliegenden Unternehmen wie der Deut-
schen Bahn, die partnerschaftlich mit staatlichen Kontrollorganen agiert und 
so die Haus-Ordnung von Bahnhöfen exekutiert.  

Während Lehne und Schlepper bezweifeln, dass die im öffentlichen Diskurs 
einen großen Stellenwert besitzenden raumbezogenen Sicherheitskonzepte in 
der kriminalpolitischen Praxis eine entsprechende Rolle spielten (vgl. 
Lehne/Schlepper 2007, S. 123) – sie machen dies an der in Deutschland bis-
her im internationalen Vergleich nur geringen Ausprägung der Kameraüber-
wachung fest – insistieren Singelnstein und Stolle darauf, dass situative 
Kontrolltechniken zwar als Instrument von Kriminalprävention behauptet 
werden, oft aber gar nicht auf kriminelle Handlungen sondern eher auf devi-
ante Verhaltensweisen im vorstrafrechtlichen Bereich zielten (vgl. Singeln-
stein/Stolle 2007, S. 113). Nimmt man dieses Argument ernst, erweist sich 
die Ordnungsfunktion von situationsbezogenen Präventionsstrategien als weit 
über den kriminalpolitischen Kontext hinausgehend. 

                                                           
32 Zur Kritik situationsbezogener Ansätze in der Kriminologie vgl. Sack 2002, S. 38; Kras-

mann 2003a, S. 292ff.; Eifler 2005. 



 

113 

Als zweite situationsbezogene Präventionsstrategie lässt sich eine „situative 
Responsibilisierung“ beschreiben. Responsibilisierung kann allgemein als 
„Mobilisierung und Einbindung der Zivilgesellschaft in die Präventionsar-
beit“ (Lehne/Schlepper 2007, S. 121) bestimmt werden: 

„Aufgrund der Annahme, dass bestimmte Eigenschaften und Verhal-
tensweisen das Viktimisierungsrisiko erhöhen, werden potentielle Op-
fer von Straftaten dazu angehalten, dieses Risiko zu minimieren, in-
dem sie bestimmte Verhaltensweisen unterlassen, ‚gefährliche’ Orte 
meiden und Maßnahmen ergreifen, um sich selbst und ihr Eigentum 
zu schützen.“ (ebenda) 

Persönliche Sicherheit soll durch Maßnahmen, die die eigene Wehrhaftigkeit 
erhöhen (wie das Mitführen von Tränengas, das Erlernen von Selbstverteidi-
gungstechniken) oder das Privateigentum vor illegalem Zugriff sichern (wie 
Sicherheitssysteme für Wohnungen, Fahrzeuge, Erlernen von Schutzmaß-
nahmen vor Online-Kriminalität), aber auch durch Vermeideverhalten (vom 
Meiden bestimmter Orte bis zum adäquaten Verhalten in Gefahrensituatio-
nen) eigenverantwortlich gewährleistet werden. So werden die BürgerInnen 
selbst zu kriminalpolitischen AkteurInnen, die in Strukturen der Kriminali-
tätskontrolle eingebunden und gleichzeitig als für ihre eigene Sicherheit ver-
antwortliche Subjekte angerufen werden:  

„Das potentielle Opfer wird zum ‚prudential subject’ (O’Malley 1996: 
203), das ebenso wie der Täter als rationaler, Kosten und Nutzen 
abwägender Akteur angesehen wird und sich darüber hinaus moralisch 
dazu verpflichtet fühlt, und es als in seinem eigenen Interesse liegend 
betrachtet, Sicherheitsvorsorge zu betreiben.“ (ebenda) 

Als situative Strategie ist Responsibilisierung dann zu bezeichnen, wenn sie 
auf das Vermeiden von Situationen abzielt, die Anreize für das Begehen kri-
minalisierbarer Handlungen bieten. Zentral für die Um- bzw. Durchsetzung 
solcher Strategien ist eine entsprechende staatliche Informationspolitik, aber 
auch private, kommerziell motivierte Werbekampagnen z. B. der Sicherheits-
branche. Schulische, polizeiliche oder mediale Informations- und Aufklä-
rungskampagnen, Hinweisschilder an Parkplätzen oder Stadtteilforen stellen 
ein spezifisches Wissen bereit über „gefährliche Orte“, alltägliche Risiken 
der BürgerInnen, Opfer von Straftaten zu werden, und Möglichkeiten, dieses 
zu vermeiden. Die Produktion von Wissen über Kriminalität, „kriminelle 
Gruppen“ und „kriminelle Räume“ bringt jedoch Probleme mit sich, die dem 
polizeilichen Ziel, „Sicherheit“ zu erzeugen, entgegenwirken. Erzeugt wer-
den Bedrohungsszenarien, Unsicherheitsgefühle und Kriminalitätsfurcht, die 
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mit „realen“ Bedrohungen nicht übereinstimmen, vor allem aber Stereotype 
und diskriminierende Vorurteile ansprechen oder bestärken: 

„Die Menschen fühlen sich offensichtlich dort unwohl, wo es dunkel 
oder schmutzig ist und wo sich ‚Fremde’ aufhalten. In den von uns 
durchgeführten Befragungen waren als Furchtgründe regelmäßig ge-
nannt worden: Ausländer, ‚zweifelhafte Gestalten’, Jugendliche sowie 
einsame und dunkle Gegenden.“ (Feltes 2008, S. 259f.) 

Befragungen zu Kriminalitätsfurcht haben ergeben, dass nur ein Bruchteil der 
Befragten angab, an von ihnen mit Angst besetzten Orten Opfer von Strafta-
ten geworden zu sein. Hier zeigt sich die Brisanz von „Sicherheits“politik: 
Sie geht notwendig mit der Produktion von Unsicherheit einher: 

„Für präventive Aktivitäten bedeutet dies, dass auch dort, wo keine 
‚objektive’ Gefahr besteht, Maßnahmen ergriffen werden müssen: dies 
kann aber dort unangemessen oder sogar rechtswidrig sein, wo ei-
gentlich nicht rechtswidrig handelnde Personen (z. B. ‚gemeinlästige’ 
Personen wie Drogenabhäng[ig]e, Alkoholkonsumenten u.a.) aus öf-
fentlichen Räumen ausgeschlossen werden.“ (ebenda, S. 260f.) 

Auch hier wird die Verschiebung von „Kriminalität“ zum Unsicherheitsfak-
tor „Unordnung“ deutlich – und gleichzeitig die Korrespondenz mit punitiven 
bzw. repressiven Interventionsformen (vgl. Groll/Reinke/Schierz 2008, S. 343). 

4.4.2 Responsibilisierung als Bürgermobilisierung 

Neben dem schon genannten individuellen Vermeideverhalten werden aber 
auch kollektive Maßnahmen initiiert. Nach dem Vorbild von Mobilisierungs-
kampagnen wie „Neighbourhood Watch“ startete die Polizei erstmals 1996, 
zuletzt 2004 die Aktion „Wachsamer Nachbar“ gegen Wohnungseinbrüche: 

„Die Bevölkerung soll zum einen motiviert werden, technische 
Schutzvorkehrungen zu ergreifen und längere Abwesendheiten von 
der Wohnung zu verbergen (z. B. durch eine Zeitschaltuhr für Licht 
und Rollladen). Zum anderen sollen die Bürger dafür sensibilisiert 
werden, auf ungewöhnliche Ereignisse und fremde Personen in der 
Nachbarschaft zu achten und ‚verdächtige Beobachtungen’ der Polizei 
zu melden.“ (Lehne/Schlepper 2007, S. 123) 

Damit wird ein zweites Moment von Responsibilisierung sichtbar: Die Moti-
vierung und Aktivierung der BürgerInnen, Verantwortung beispielsweise für 
„Sicherheit und Ordnung“ in „ihrem“ Stadtviertel und damit selbst quasi-po-
lizeiliche Kontrollfunktionen zu übernehmen. In entweder selbst oder von 
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den örtlichen Polizeien organisierten „Bürgerwehren“ bzw. „Sicherheits-
wachten“ – bisher in Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Sachsen 
und Hessen – werden BürgerInnen „auf Streife“ geschickt. In Brandenburg 
kam dabei die Initiative zur Gründung von „Sicherheitspartnerschaften“ von 
den BürgerInnen selbst, in Bayern und Sachsen wurden „Sicherheitswachten“ 
von den Behörden initiiert (vgl. Groll/Reinke/Schierz 2008, S. 349). Wäh-
rend in Brandenburg keine Sonderrechte an die BürgerInnen vergeben wer-
den und diese sich selbst organisieren sollen, werden die Sicherheitswachten 
in Bayern und Sachsen von der Polizei angeleitet und ihnen wurden partiell 
hoheitliche Rechte übertragen. Über die Jedermannsrechte hinaus sind sie 
beispielsweise befugt, Platzverweise auszustellen (vgl. ebenda, S. 350).33 Die 
Sicherheitswachten bzw. -partnerschaften zielen ebenfalls darauf ab, die Sub-
jektivität der BürgerInnen zu beeinflussen, um „Einstellungen und Verhal-
tensweisen zu mobilisieren, die funktional für die Bekämpfung von Si-
cherheits- und Ordnungsproblemen sind“ (ebenda). So soll das Verantwor-
tungsbewusstsein und Engagement gestärkt und die „(Un-)Kultur des Weg-
sehens“ (so die bayrische Staatsregierung) bekämpft werden. In eine ähnliche 
Richtung gehen Responsibilisierungskampagnen, die auf „Zivilcourage“, 
„Gemeinschaftssinn“ oder „bürgerschaftliches Engagement“ abzielen und da-
bei oftmals die Eingriffs- und Anzeigebereitschaft der BürgerInnen bei beo-
bachteten Straftaten erhöhen sollen oder Sauberkeit und Ordnung des öffent-
lichen Raumes mit Sicherheit verknüpfen (vgl. ebenda, S. 351).34 Insgesamt 

                                                           
33 Insgesamt handelt es sich bei der Mehrzahl solcher Organe eher um staatlich initiierte 

Hilfsdienste der Polizei als um die Selbstorganisation aufgebrachter BürgerInnen (vgl. 
Lehne/Schlepper 2007, S. 124). Zwar weisen Lehne und Schlepper darauf hin, dass über 
Selbstschutz hinausgehende Responsibilisierung in Deutschland „bis heute eher ein Fremd-
körper als ein neuer Modus der Kontrolle“ (ebenda) sei, die Sicherheitswachten bzw. Bür-
gerwehren markieren jedoch als bisher weitest reichende Verantwortungsübergabe staatli-
cher Kompetenzen an die BürgerInnen eine qualitative Grenze gegenwärtiger Kontrollpoli-
tiken. 

34 Groll, Reinke und Schierz untersuchten entsprechende Kampagnen der Stadt Köln („Kölner 
lassen keinen allein?“ sowie „Köln putzt munter...“): „Dichotome Leitmotive charakterisie-
ren derartige Kampagnen: Angreifer und Opfer, Mut zur Hilfe und Wegsehen, Entschlos-
senheit und Gleichgültigkeit, Tat und Strafe. Die Bemühungen um eine Aktivierung des 
Bürgers setzt dabei an bedrohlichen Situationen an; Hintergründe werden weder in Bezug 
auf den Täter noch die Tat thematisiert. Die Darstellung erfolgt ursachenfern, Konflikte 
finden einfach statt. Dementsprechend stellt die Veränderung konkreter kriminogener Le-
bensverhältnisse und Gegebenheiten kein Ziel solcher Aktionen dar. Versucht wird ledig-
lich, ihr Eintreten zu regulieren“ (2008, S. 353). Sie stellen heraus, dass solche Formen der 
Responsibilisierung der Bürgerschaft für Sicherheit und Ordnung bundesweit zu beobach-
ten seien. 
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können alle diese Initiativen und Kampagnen als „Responsibilisierung von 
Gefährdungsgemeinschaften“ (ebenda, S. 350) verstanden werden, die diese 
erst hervorbringen. Konstruiert werden eine rechtschaffene BürgerInnen-
schaft und ein gefährdendes Außen, das ein mögliches Risiko des eigenen 
Betroffenwerdens von nicht zu billigendem Verhalten darstellt. Gleichzeitig 
werden Normen auf- und dargestellt, die erwünschte und unerwünschte Ein-
stellungen und Verhaltensweisen beschreiben. Die Erweiterung des Kreises 
kriminalpolitischer AkteurInnen vollzieht sich also erstens durch die Einbin-
dung von aktiv(iert)en BürgerInnen, zweitens und allgemeiner durch den 
Versuch der Anrufung der BürgerInnen als potentielle Opfer, die individuelle 
und kollektive Präventionsmaßnahmen vornehmen müssen. Die Verschie-
bung der Beziehung zwischen BürgerInnen und Staat, die zunehmende An-
forderung, selbst Vorkehrungen zur Senkung des Viktimisierungsrisikos zu 
treffen,35 bedeutet aber auch eine Tendenz zur Privatisierung von Sicherheit 
durch die Einbindung von kommerziellen privaten AkteurInnen. Beide For-
men der Verlagerung staatlicher Kontrollfunktionen auf Private haben Aus-
wirkung auf die rechtliche Verankerung von Kontrollpraktiken: 

„Kennzeichnend für diese Entwicklungen hin zum vermeintlich Pri-
vaten ist die Ausweitung sozialer Kontrolle durch zusätzliche Kon-
trollorgane, statt Bindung an die Grundrechte Rückgriff auf die aus 
den Jedermannsrechten resultierenden Befugnisse sowie auf die Vor-
gaben des Zivilrechts unter der Herrschaft der Vertragsfreiheit als 
Ausdruck von Bürgerfreiheit in einem neoliberalen Sinn.“ (Rzepka 
2004, S. 146f.) 

Der Kreis der Kriminalitäts-KontrolleurInnen und Sicherheits-(Ko-)Produ-
zentInnen weitet sich unter managerialen Vorzeichen aus. Diese Entwicklung 
ist in die Transformation der Governance-Strukturen von intervenierenden zu 
kooperativ-aktivierenden einzuordnen (vgl. Brink/Kaiser 2007, S. 5) und 
lässt sich exemplarisch im kommunalen Bereich nachvollziehen. Weil das 
Kooperationsprinzip zur „neuen Leitlinie kommunalen Verwaltungshandeln 
avanciert“ (ebenda, S. 9) sei, komme der Stadtverwaltung zunehmend die 

                                                           
35 Dass sich dabei die Rationalität einer „versicherungsmathematischen Gerechtigkeit“ durch-

setzt, die eine risikopräventive (Alltags)praxis der BürgerInnen zur Bedingung für den Er-
halt von (Versicherungs)Leistungen macht, verweist auf die Korrespondenz mit anderen 
sozialstaatlichen Politiken der Ökonomisierung des Sozialen (vgl. Schmidt-Semisch 2002, 
S. 78ff.). So bildet sich eine neue Kategorie der „Präventionsdevianz“ (ebenda, S. 83). 
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Aufgabe der Delegation und Steuerung der Verflechtung von AkteurInnen 
und gleichzeitig der Vermittlung zwischen BürgerInnen und Staat zu. 

Neuartige Kooperationen zwischen staatlichen Institutionen, privaten Akteur-
Innen und BürgerInnen führen zu neuen Verantwortungsaufteilungen – und 
dies vor allem auch auf kommunaler Ebene. Die Strategie der Responsibili-
sierung, die auf die Produktion von eigenverantwortlichen AktivbürgerInnen 
und deren Einbindung in lokale Sicherheitskonzepte abzielt, macht sich dabei 
diffuse Phänomene wie „Unsicherheitsgefühle“ oder „Kriminalitätsfurcht“ zu 
nutze und bietet den BürgerInnen Partizipationsmöglichkeiten an (vgl. Mar-
kantonatou 2004, S. 172). Um diesen Prozess als Strategie polizeilichen 
Handelns verstehen zu können, ist es notwendig, die Reformierung des Poli-
zeiapparates näher zu beleuchten, die unter den Vorzeichen des New Public 
Managements vollzogen wurde. 

4.4.3 Kriminalitätsmanagement in staatlichen Strafverfolgungsorganen 

Die Umsetzung des New Public Managements bzw. des Neuen Steuerungs-
modells im Bereich der Kriminalpolitik ist in die Strategien des rationalen 
Managements einzuordnen. Zentral dabei ist die ökonomische Rationalisie-
rung der Kriminalität, des Kriminellen und der Kriminalitätsbekämpfung 
(vgl. Markantonatou 2004, S. 168ff.). Organisatorisch bedeuten NPM und 
NSM Aufgabenkritik und Subsidiaritätsprinzip, Dezentralisierung und Re-
sponsibilisierung – aufgrund der Zentralität staatlichen Schutzversprechens 
für die Legitimität und Begründung des Staates an sich nimmt, so kann ange-
nommen werden, die Entwicklung kooperativer und netzwerkförmiger Si-
cherheitspartnerschaften zwischen staatlichen, halbstaatlichen und privaten 
AkteurInnen eine andere Qualität an als auf anderen Politikfeldern (vgl. 
Brink/Kaiser 2007, S. 4f.). Die Begründungsmuster sind zwar identisch, doch 
erweist sich Kriminalpolitik gegenüber Kriterien wie Effektivität, Kalkulier-
barkeit oder „Value for Money“ sperriger als andere Bereiche (vgl. Markan-
tonatou 2004, S. 165). 

NPM/NSM-Konzepte haben sich vor allem auf polizeilicher Ebene durchge-
setzt. Die Aufgaben der Polizei als zentrale Akteurin Innerer Sicherheit wer-
den reformuliert und durch Konzepte umfassender Kriminalprävention und 
der Bearbeitung des „Sicherheitsgefühls“ bei einer gleichzeitig zunehmenden 
Dienstleistungsorientierung erweitert. Dezentralisierungstendenzen machen 
sich unter anderem mit der Verlagerung von Entscheidungskompetenzen auf 
untere Dienst- und Verwaltungseinheiten bemerkbar (vgl. Brink/Kaiser 2007, 
S. 7f.). Lange, Schenck und Heinrich stellen heraus, dass die für die kommu-
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nale Leistungsverwaltung entwickelten Steuerungsmodelle in der Anwen-
dung auf die Polizeiarbeit durchaus Probleme mit sich brächten – vor allem 
weil keine schlüssigen, „die Rolle der Polizeien im Verhältnis zur Umwelt“ 
berücksichtigenden Konzepte vorlägen (vgl. Lange/Schenck/Heinrich 2008, 
S. 141). Die generelle Voraussetzung dieser Steuerungsmodelle sei die Plan-
barkeit und Messbarkeit der Polizeiarbeit – die Frage der Wirkung von Poli-
zeiarbeit sei jedoch bisher nicht schlüssig beantwortbar. Als Grundzug habe 
sich, neben Instrumenten wie Budgetierung, dezentraler Ressourcenverant-
wortung oder Zielvereinbarungen die Annahme durchgesetzt,  

„[...] dass die Arbeit der Polizei verbessert werden kann durch eine 
größere Eigenverantwortung der Beamten. Dieses soll erreicht werden 
durch Hierarchieabbau und Dezentralisierung von Aufgaben und 
Kompetenzen.“ (ebenda) 

Das von Lange, Schenck und Heinrich gewählte Beispiel der Polizeireform in 
Nordrhein-Westfalen macht die Auswirkungen von NPM/NSM auf die Poli-
zeiarbeit deutlich. Dort wurde das Prinzip der zentralen Zielvereinbarung und 
der Delegierung der konkreten Umsetzung auf unteren Ebenen umgesetzt, 
was zur Folge hatte, dass 

„[...] die Umsetzung dieses kriminalpolitischen Programms hinsicht-
lich der zu ergreifenden Maßnahmen zwischen den einzelnen Behör-
den stark variierte. Ein uneinheitliches polizeiliches Vorgehen in die-
sen Problembereichen war die Folge und ist grundsätzlich für jede 
Aufgabenstellung, die auf diese Weise angegangen wird, anzuneh-
men.“ (ebenda) 

Sie weisen dann auch auf drei Grundprobleme der Umsetzung von NPM/ 
NSM-Modellen in der Polizeiarbeit hin, und zwar hinsichtlich der Programm-
konkretisierung, der Ressourcenverteilung und zunehmender Einzelfallent-
scheidungen. Als Gesetze erlassene Programme bedürfen generell notwendi-
gerweise einer Konkretisierung zur Umsetzung innerhalb der Verwaltungen. 
Dies geschah bisher meist in Form von Erlassen durch die Verwaltungsspitze 
im Innenministerium, wird nun aber dezentralisiert und auf untere Einheiten 
oder zwischen Behörden verteilt. So kann es zwischen einzelnen Einheiten zu 
Verschiebe-Effekten oder Konkurrenzen kommen – beispielsweise zwischen 
liberalen und repressiven Ansätzen in der Drogenpolitik. Die Dezentralisie-
rung vollzieht sich auch in den neu eingesetzten Budgetierungsmethoden und 
Ressourcenverteilungen. Die Verlagerung der Verantwortung auf die unterste 
Ebene bedeute aber in Zeiten knapper Kassen vor allem eigenverantwort-
liches Einsparen, da für neue Programme in den seltensten Fällen zusätzliche 
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Mittel bereitgestellt würden (vgl. ebenda, S. 147). Politisch kann nicht kon-
trolliert werden, wo in den Behörden eingespart wird, was zu nicht inten-
dierten Folgen führen kann. Die Dezentralisierung von Entscheidungsbefug-
nissen führt schließlich dazu, dass nunmehr den einzelnen BeamtInnen die 
Befugnis erteilt wird, aktiv zu werden oder nicht. Das hat sowohl Auswir-
kungen auf die vorherrschende „Kontrollkultur“ als auch auf die Umsetzung 
von beschlossenen Programmen. Abhängig sind solche Entscheidungen auch 
von den zur Verfügung stehenden Mitteln. Entscheidungen, die erhebliche 
Kosten nach sich ziehen, werden, so ist anzunehmen, weniger häufig ge-
troffen. 

Hier wird deutlich, dass der Einfluss der demokratisch legitimierten Politik 
gegenüber der Exekutive bzw. der Verwaltung weiter marginalisiert wird. 
Die Legislative hat in diesem Politikprozess nur noch die Aufgabe, allge-
meine Richtungen und Zielsetzungen zu formulieren, deren Umsetzung auf 
die administrativen Systeme verlagert werden (vgl. ebenda, S. 152f.). Gleich-
zeitig werden willkürliche, situative Entscheidungen von PolizeibeamtInnen 
gerade auf den unteren Ebenen geradezu nahegelegt. Im Sinne von 
Benchmarking-Prozessen und best-practice-Evaluationen werden ex post 
dann die „erfolgreichsten“ Umsetzungen der Zielvereinbarungen handlungs-
anleitend, nur um selbst im nächsten Fall wieder „optimiert“ zu werden.36 
Die verbreitete Selbstevaluation der Verwaltung erschöpft sich zudem wei-
testgehend in der Generierung nicht aussagekräftiger Controlling-Kennzahlen 
(vgl. ebenda, S. 151). So bilanzieren die Autoren: 

„Die Frage nach der Wirkung politischer Programme wird ersetzt 
durch die Frage nach den Kosten politischer Programme und der Effi-
zienz des Verwaltungshandelns.“ (ebenda, S. 153) 

Untersucht man nun jedoch konkrete Umsetzungen von Controlling-Verfah-
ren, finden sich auch „erfolgreiche“ Beispiele. Kreissl und Ostermeier haben 
die Münchner Controllingpraxis untersucht, die zunächst „normale“ Krimi-
nalitätsraten definierbar und Abweichungen auf den Ebenen der einzelnen 

                                                           
36 Lange, Schenck und Heinrich zeigen, dass Evaluationsergebnisse oftmals von der politi-

schen Konjunktur bzw. Position der Evaluierenden abhängen (Lange/Schenck/Heinrich 
2008, S. 149). Die Regierungen versuchen, entgegen dem Zielvereinigungsparadigma des 
NSM, keine genauen, im Nachhinein konkret zu überprüfenden Ziele ihrer Politiken zu 
formulieren. Zudem sind einer wissenschaftlichen Evaluation polizeilichen Handelns Gren-
zen gesetzt durch dessen fehlende Zugänglichkeit für unabhängige ForscherInnen und einer 
fehlenden Unabhängigkeit der vom Staat Beauftragten (vgl. ebenda, S. 150). 
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Reviere beobachtbar macht, um dann bei steigenden Raten Gegenmaßnah-
men einzuleiten und wiederum deren Erfolg beobachten zu können (vgl. 
Kreissl/Ostermeier 2007, S. 147). Sie weisen auf die steigende Bedeutung der 
registrierten Kriminalität als „Instrument zur Kontrolle und Beherrschung 
von Bevölkerungen“ (ebenda, S. 149) im Rahmen dieser neuen Polizeiprakti-
ken hin. Nachdem das Münchner Controlling-System auch in Hamburg ein-
geführt wurde, kam es dort zu sinkenden Kriminalitätsraten – eine direkte 
Auswirkung ist aber aufgrund der den PKS eigenen Verzerrungen nicht 
nachzuweisen. Dennoch gehen Kreissl und Ostermeier davon aus,  

„[...] dass dieses System eine Rolle dabei spielt, die Münchner Zahlen 
konstant und niedrig zu halten. So können bestimmte Verhaltenswei-
sen der Beamten in den Revieren stimuliert werden, etwa eine Intensi-
vierung oder Lockerung der Kontrolltätigkeit im öffentlichen Raum. 
Die Relevanz der Erfahrung von Kriminalität liegt daher seitens der 
Polizei darin, polizeiliche Maßnahmen maßgeschneidert an lokale Be-
dingungen anzupassen, statt an globale Entwicklungen.“ (ebenda, 
S. 147) 

4.4.4 Aktionsfeld Kommunale Kriminalprävention 

Die der Reorganisation polizeilicher Praxis eigene Tendenz zur Dezentrali-
sierung wirkt sich auch als Kommunalisierung aus. So betont das Konzept 
der „kommunalen Kriminalprävention“, das an das in den USA und in Groß-
britannien diskutierte „Community Policing“ anknüpft, die Bedeutung ge-
meindebezogener Polizeiarbeit (vgl. Lehne/Schlepper 2007, S. 122). Getra-
gen von der Einsicht, Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung 
seien nur in Kooperation mit der Bevölkerung möglich, und „dass mit mono-
lithischen oder zentralistischen Ansätzen und einem quasi militärischen Ver-
ständnis von innerer Sicherheit die vor allem in den Städten auftretenden 
Kriminalitätsprobleme nicht zu bewältigen“ (Feltes 2008, S. 256) seien, sol-
len nun die Kommunen selbst einen Teil zur öffentlichen Sicherheit beitra-
gen, die folgerichtig als gesamtgesellschaftliche Aufgabe gefasst wird. 

„Über die Reduktion von Tatgelegenheiten auf der einen und die Be-
einflussung der Ursachen von Kriminalität auf der anderen Seite, ha-
ben sich die Programme der Kommunalen Kriminalprävention eine 
Verringerung der Kriminalität ebenso wie eine Erhöhung der subjekti-
ven Sicherheit zum Ziel gesetzt. Durch mehr Bürgernähe der Polizei, 
eine ressortübergreifende Arbeitsweise sowie das Zusammenwirken 
staatlicher und nicht-staatlicher Akteure sollen kriminalpräventive 
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Maßnahmen eine höchstmögliche Effektivität erreichen.“ (Lehne/ 
Schlepper 2007, S. 122) 

Kommunale AkteurInnen hätten, so Feltes, erkannt, dass subjektive Krimi-
nalitätsfurcht nicht mit objektiver Kriminalitätslage übereinstimmte und 
folglich ein „subjektives Sicherheitsgefühl“ entscheidend für die Lebensqua-
lität der BürgerInnen sei. 

„Entsprechend wurden als vorrangige Ziele neu ins Leben gerufener 
Präventionsvorhaben definiert: das Einwirken auf die Entwicklung der 
Kriminalität, der Abbau kriminalitätsfördernder Strukturen, die Stei-
gerung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung, die Steigerung der 
Wohnqualität einer Gemeinde im Sinne einer ‚Sicheren Stadt’ sowie 
die Beeinflussung potenzieller Opfer und die Reduzierung der Tatge-
legenheitsstrukturen.“ (Feltes 2008, S. 258) 

Seit den 1990er Jahren ist die Entstehung kriminalpräventiver Räte, Stadtteil-
foren und Sicherheitspartnerschaften auf kommunaler Ebene zu beobachten. 
2002 existierten mehr als zweitausend kriminalpräventive Räte und eine 
Vielzahl weiterer Projekte kommunaler Kriminalprävention (vgl. ebenda, 
S. 257). Gelten eine lokale Orientierung, Bürgerbeteiligung sowie die Ver-
netzung politischer, administrativer und gesellschaftlicher Institutionen und 
AkteurInnen als Hauptelemente kommunaler Kriminalprävention (vgl. 
Lehne/Schlepper 2007, S. 124), so unterscheidet sich deren konkrete Ausprä-
gung deutlich von diesem Anspruch. Bei kommunalen Präventionsgremien 
lässt sich empirisch nur eine geringe Beteiligung von BürgerInnen, vor allem 
aber eine selektive Einladungspraxis der Initiatoren feststellen. So geht die 
Gründung solcher Gremien in erster Linie auf Polizei und Verwaltung, in den 
seltensten Fällen auf eigenverantwortlich handelnde, aktive BürgerInnen zu-
rück. 2007 existierten in neun Bundesländern Empfehlungen aus den Innen-
ministerien zur Einrichtung kommunaler kriminalpräventiver Gremien (vgl. 
Lehne/Schlepper 2007, S. 125). Der „Bürger“ tritt somit einerseits als einzel-
ner Repräsentant im Rahmen bürgerschaftlicher Partizipation auf, anderer-
seits dient er vor allem als „legitimatorischer Bezugspunkt kriminalpoliti-
scher Maßnahmen“ (Groll/Reinke/Schierz 2008, S. 349). Tatsächlich steht 
aber weniger BürgerInnenpartizipation, sondern vor allem Vernetzung im 
Vordergrund – der größte Anteil der TeilnehmerInnen kommt aus Verwal-
tung, Polizei oder anderen professionellen Einrichtungen. Die gremienför-
mige Vernetzung dient dazu, zahlreiche Institutionen, deren originäre Auf-
gabe nicht die Kontrolle von Kriminalität ist, unter „kriminalpräventiven 
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Vorzeichen“ einzubinden und somit die Kriminalitätsbekämpfung zu rekom-
munalisieren: 

 „Teile der Stadtverwaltung, darunter das Ordnungsamt, Teile der städti-
schen Sozialverwaltungen sowie die Ausländerbehörde, aber auch das 
Arbeitsamt wirken als semiprofessionelle Akteure der Kriminalitäts-
verhütung im lokalen Raum. In verschiedenen Städten markiert die 
Institutionalisierung von uniformierten Außenkräften der Ordnungs-
ämter besonders signifikant, dass die Ausweitung dieses Akteurskrei-
ses zugleich quantitative und qualitative Aspekte beinhaltet.“ (ebenda, 
S. 348) 

So entstehen auch zahlreiche Vernetzungen verschiedener staatlicher Behör-
den und Institutionen, als Sicherheits- oder Ordnungspartnerschaften zwi-
schen Polizei und Ordnungsämtern, die „sich gegenseitig über Vorfälle in-
formieren, ihre Maßnahmen abstimmen und gemeinsame Aktionen planen 
und durchführen“ (Brink/Kaiser 2007, S. 9).  

Die Orientierung der kommunalen kriminalpräventiven Gremien an konkre-
ten lokalen Problemen ist dabei weniger häufig der Fall, als man annehmen 
könnte. Eine von Narr u.a. 2004 veröffentlichte Studie ergab, dass über die 
Hälfte der untersuchten Gremien ohne konkreten Anlass gegründet wurden. 
Nur etwa ein Fünftel gab Sicherheits- und Kriminalitätsprobleme als Grund 
der Konstitution an (vgl. Lehne/Schlepper 2007, S. 125). Inhaltlich machen 
verhaltensorientierte Maßnahmen (Aufklärungskampagnen, Fortbildungen, 
Projekttage zu Verhaltenstraining) und in etwas geringerem Umfang Maß-
nahmen zur sozialen Umfeldgestaltung (Sport- und Freizeitgestaltung, Frei-
zeiteinrichtungen, Jugendhilfe, soziale Hilfe) das Gros der Aktivitäten aus. 
Nur 6 % der Gremien verfolgen dagegen repressive Kontrollstrategien wie 
Razzien, Doppelstreifen oder „mobile Wachen“, nur 4% führen Maßnahmen 
zur Gestaltung des städtischen Umfelds (kleinräumliche Sicherheitsmaßnah-
men, technische Prävention, Sauberkeits- und Ordnungsmaßnahmen, Stadt-
planung) durch (vgl. ebenda, S. 126). Die Ausrichtung kommunaler Präven-
tionsgremien folgt vielfach einer Risikogruppen konstruierenden Rationalität. 
So sind vor allem Jugendliche die Adressaten von Verhaltenstrainings, aber 
auch von Aktionen, die zu ihrer Beaufsichtigung dienen (vgl. ebenda, 
S. 127). Deutlich wird, dass bei der Vielfalt unterschiedlicher Gremientypen 
und Maßnahmen keine einheitliche und kohärente Strategie auszumachen ist. 
Dennoch zeigt sich, dass vor allem individuelle, auf die Verminderung des 
eigenen Viktimisierungsrisikos gerichtete Responsibilisierung, weniger aber 
raumbezogene Kriminalprävention oder die Übernahme genuin polizeilicher 
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Aufgaben angestrebt wird. Lehne und Schlepper stellen fest, dass zwar viele 
der initiierten Programme auf die Prävention eben jener „crime of everyday 
life“ im Kontext adaptiver Strategien zielten – auf der Ebene der tatsächli-
chen Praktiken werde dieses Bild aber weniger eindeutig (vgl. ebenda).  

Es ist jedoch noch eine weitere Zielrichtung der kommunalen Kriminalprä-
vention zu beobachten: Die Rekommunalisierung geht zugleich mit Repriva-
tisierungstendenzen einher. Da Ordnung und Sicherheit als Standortfaktoren 
für Investoren von zentraler Bedeutung sind, erscheint es nur folgerichtig, 
diese in deren Herstellung einzubinden.37 In der Herstellung von für Investi-
tionen und Konsum optimierten Stadträumen spielen kriminalpräventive 
Strategien eine zentrale Rolle: 

„Zugangs- und Aufenthaltskontrolle werden so zu einem wichtigen 
Stützpunkt in der Umformung der Städte hin zu einer postfordisti-
schen Ökonomie. Sie sollen den Bedürfnissen der Konsumenten, In-
vestoren und Touristen entsprechen, eine übersichtliche und klein-
städtische Idylle vermitteln.“ (Groll/Reinke/Schierz 2008, S. 348) 

Insgesamt ist festzuhalten: Mit Konzepten kommunaler Kriminalprävention 
werden Strukturen geschaffen, die situative, responsibilisierende und aktivie-
rende Strategien zum Einsatz bringen oder ihnen zumindest einen Raum er-
öffnen. Ihre repressive Seite entfaltet die kommunale Kriminalprävention ge-
rade durch die Koppelung von Sicherheit und Ordnung als Herstellung und 
Sicherung einer stadträumlichen Ordnung vorrangig mittels der Bekämpfung 
von „Ordnungswidrigkeiten“ oder anderen, kriminalisierbaren Handlungen 
und Verhaltensweisen: 

„Erst dadurch, dass Innere Sicherheit neben der ‚klassischen’ Krimi-
nalitätsbekämpfung nun auch die raumgebundene Bekämpfung von 
Ordnungsstörungen und Ordnungsstörern meint, konnte sich das Poli-
tikfeld für eine Vielzahl auch nicht staatlicher Akteure öffnen, ohne 

                                                           
37 Paradigmatisch für dieses Public-Private-Partnership sind „Business Improvement Districts“ 

(BID), in denen Grundstückseigentümer bzw. Geschäftsinhaber zusätzliche Steuern zahlen 
müssen, die in die Finanzierung von Infrastruktur, Sicherheitsdiensten etc. zusätzlich zu 
kommunalen Dienstleistungen fließen (vgl. Wehrheim 2006, S. 152ff.). „Mit BIDs wird die 
Kommerzialisierung von Stadtzentren weiter intensiviert und diese Intensivierung zeichnet 
sich dadurch aus, dass Kontroll- und Regulationsmöglichkeiten weitreichender werden und 
der Einfluss der ansässigen Unternehmen aufgrund verstärkt privatrechtlicher Organisation 
deutlich zunimmt“ (ebenda, S. 162). 
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damit das staatliche Monopol physischer Gewaltsamkeit in Frage zu 
stellen.“ (ebenda, S. 346)38 

So lassen sich Indizien für eine „Vergesellschaftung“ von Überwachung und 
Kontrolle feststellen. Markantonatou argumentiert, dass die Bedeutungszu-
nahme von privaten AkteurInnen und lokalen Gemeinschaften für die Krimi-
nalitätskontrolle ein Signal für die Entwicklung vom Überwachungsstaat zur 
Überwachungsgesellschaft sei, die wiederum durch einen organisierten und 
regulierenden Staat zusammengehalten werde (vgl. Markantonatou 2004, 
S. 173). Die so konstituierte Staatlichkeit kann, analog zu Entwicklungen in 
der Sozialpolitik, als „aktivierender Staat“ beschrieben werden. 

4.4.5 Manageriale Strafgesetzgebungs- und Strafzumessungspolitiken 

Nun wäre die Frage zu stellen, ob sich auch in der Praxis der Legislative und 
der Justiz ein „rationales Kriminalitätsmanagement“ beobachten lässt. In der 
Literatur wird darauf weniger häufig eingegangen, so dass die Überlegungen 
hier eher spekulativen Charakter haben. Im Strafvollzug könnte beispiels-
weise gerade die von punitiven Tendenzen zurückgedrängte Resozialisierung 
nun unter amoralisch und rational motivierten Vorzeichen reformiert wer-
den – Feeley und Simon haben auf die einer new penology entsprechenden 
Variante dieser kostensparenden, weil teure Gefängnishaft vermeidenden 
Sanktionsformen hingewiesen (Feeley/Simon 1992, S. 456).39 Auf dieser 
Ebene sind auch die Tendenzen zur Informalisierung des Strafverfahrens und 
der Strafzumessung durch die Möglichkeiten zur Einstellung von Verfahren 
gegen entsprechende Auflagen und Sanktionen schon auf staatsanwaltschaft-
licher Ebene anzusiedeln. Diese, die Gerichte entlastende Praxis, die zahlrei-
che Fälle ohne ordentliches Hauptverfahren bearbeitbar macht, führt dabei zu 
einer Vermischung der exekutiven und judikativen Kompetenzen im Amt der 
StaatsanwältInnen, die zu „Richtern vor dem Richter“ (Heinz, zitiert nach 

                                                           
38 Hier haben wir es mit einem politischen Rollback zu tun. Im Kontext der Strafrechtsreform 

der 1970er Jahre wurden Bestimmungen zur Bewahrung der öffentlichen Ordnung, die 
Nichtsesshaftigkeit, Bettelei, Benutzung öffentlicher Flächen als längeren Aufenthaltsort 
kriminalisiert hatten, in einigen Landesgesetzen gestrichen (vgl. Groll/Reinke/Schierz 
2008, S. 346). 

39 Wobei Rzepka darauf insistiert, dass die auf Resozialisierung gerichteten Strafarten nach 
wie vor eine Disziplinierung bedeuteten: „[...] soziales Training (einschließlich Anti-Ag-
gressivitäts-Training), Täter-Opfer-Ausgleich, Arbeitsweisung usw. – werden als Instru-
mente der Disziplinierung nicht nur eingesetzt, um künftig legal korrektes Verhalten, son-
dern darüber hinaus eine innere Umkehr zu bewirken“ (Rzepka 2004, S. 143f.). 



 

125 

Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 122) werden. So entsteht eine Art exekutivi-
sches Recht, da die StaatsanwältInnen als LandesbeamtInnen weisungsge-
bunden sind und die Entlastung der Gerichte als (finanz)politisches Pro-
gramm interpretiert werden kann (vgl. ebenda, S. 122f.).40 

Diese Informalisierung als Flexibilisierung des Rechts ist als manageriale 
Strategie lesbar, die auf den möglichst rationalen Umgang mit Gefahren oder 
auch der Konstruktion von „Bagatellen“ zielt und eine ökonomisch-fiskalisch 
Orientierung der Kriminalpolitik anstrebt: Die Ansätze zur Informalisierung 
wie Diversion, Absprachen im Strafprozess, Täter-Opfer-Ausgleich etc. be-
wirken keine materiell-rechtliche Entkriminalisierung, sondern ermöglichen 
die Einstellung des Strafverfahrens bei gleichzeitiger Verhängung von Sank-
tionen. Das Strafrecht wird so bloß handhabbarer und administrativ rationaler 
gestaltet, gleichzeitig hängt die praktische Inanspruchnahme maßgeblich von 
der Entscheidung der Exekutive ab (vgl. Rzepka 2004, S. 144; Reichenbach 
2003, S. 315). Der Preis für diese Informalität ist jedoch hoch: 

„Relativierung der Unschuldsvermutung, ungleiche Rechtsanwen-
dung, fehlende Bindung durch ein unbestimmt formuliertes Gesetz 
und dadurch Ausgeliefertsein an Regelungswerke, die nicht der Ge-
setzgeber, sondern Staatsanwaltschaft und Gericht festlegen usw.“ 
(Rzepka 2004, S. 144f.) 

Ziegler weist auch auf die fiskalpolitische Dimension der Diversion hin, die 
auf die Reduktion des „wohlfahrtsexpertokratischen Interventionismus“, auf 
Kostensenkung und Effizienzsteigerung abzielt und somit einen ökonomisch 
rationaleren Umgang mit Kriminalität verspricht als die wohlfahrtsstaaliche 
Kriminalpolitik (vgl. Ziegler 2005, S. 173). 

                                                           
40 Diese Entwicklung bestätigt auch der 2. PSB: Im Jugendstrafrecht entfallen auf informelle 

Sanktionen 69 %, im allgemeinen Strafrecht 52 %. Bei den gerichtlichen Urteilen würden 
in 94 % der Fälle Geldstrafen (81 %) oder auf Bewährung ausgesetzte Freiheitsstrafen 
(14 %) vergeben (Sanktionen „ambulanter Art“) im Jugendstrafrecht liegt der Anteil der 
ambulanten Sanktionen bei 75 % (vgl. Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 123). Einige Konse-
quenzen von Gesetzesverschärfungen und der Einführung zahlreicher neuer Straftatbe-
stände – wie zuletzt das „Stalking“ – konnten durch diese „Ausfilterungsprozesse“, die eine 
Flexibilisierung des Rechts und der Strafzumessungspolitik bedeuten, abgemildert werden 
(vgl. Kury/Obergfell-Fuchs 2006, S. 123). 
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4.5 Offene Fragen: Komplementarität von punitiver 
Kriminalitätsverfolgung und rationalem 
Kriminalitätsmanagement? 

Die Erschließung gegenwärtiger Entwicklungen im Bereich der Kriminalpo-
litik unterliegt einem grundsätzlichen wissenschaftlichen Problem: Die klare 
Unterscheidung und Zuordnung der beschriebenen kriminalpolitischen Ten-
denzen als punitive und ökonomisch-rationale – entsprechend den innerhalb 
der kritischen Kriminologie diskutierten Metatendenzen – erweist sich als 
nicht durchzuhalten. Die ko-produktive Einbindung aktivierter BürgerInnen 
in kommunale Sicherheitspolitiken, die ich den rationalen, tendenziell amo-
ralischen Kriminalpolitiken zugeordnet habe, weist beispielsweise – wie an 
Sicherheitswachten und Präventionsräten deutlich geworden ist – durchaus 
moralische, auf Kontroll- und Strafverschärfung zielende Ausprägungen auf. 
Ebenso kann das „Risikostrafrecht“ entsprechend einer ökonomisch rationa-
len, managerialen Rationalität interpretiert werden, die zentral auf der Kate-
gorie des Risikos basiert, oder auch das Instrument der Sicherungsverwah-
rung weniger als Behandlung von „Bestien“ sondern als sicherster Umgang 
mit „RisikoträgerInnen“ verstanden werden. 

An dieser Stelle wäre nun ein systematisches Zusammendenken der beiden 
geschilderten Tendenzen zu erwarten – und zwar auf zwei Ebenen: Zum ei-
nen könnte die Komplementarität punitiver und managerialer Rationalitäten 
herausgearbeitet werden, andererseits wäre die empirische Überschneidung 
von Strafverschärfungspolitiken und „rationalen“ Interventionsformen zu fo-
kussieren. Diese Bilanzierung werde ich jedoch nicht eigens behandeln, son-
dern in die abschließende Analyse einfließen lassen, da erst mit dem im fol-
genden Kapitel zu entwickelnden machtanalytischen Instrumentarium eine 
solche strategische Komplementarität systematisch herausgearbeitet werden 
kann. Zudem ist zur Gewichtung punitiver und managerialer Strategien ge-
genwärtiger Kriminalpolitik innerhalb der Forschung wenig Konkretes zu 
finden – Ergebnisse entsprechender Debatten der Kriminologie stehen noch 
aus. Deshalb möchte ich mit einer knappen Zusammenfassung enden: Es ist 
anzunehmen, dass für die geschilderten kriminalpolitischen Veränderungen 
weniger steigende Kriminalität oder die veränderten Wahrnehmungen und 
Erfahrungen der Bevölkerung entscheidend sind, als vielmehr eine allge-
meine gesellschaftliche Transformation, die durch neue Formen der Krimi-
nalitätskontrolle abgesichert werden muss (vgl. Singelnstein/Stolle 2007, 
S. 107). Singelnstein und Stolle sehen in diesem Prozess eine Veränderung 
der sozialen Kontrolle durch Kriminalpolitik, die vor allem durch soziale 
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Verunsicherung ausgelöst wird. Daher sprechen die Autoren auch von „high 
control societies“ anstelle von „high crime societies“ – sie stellen so den 
Kontrollaspekt in den Vordergrund, nicht die Phänomene, auf die diese Kon-
trolle „reagiert“.41 Die Komplementarität von repressiver Punitivität und 
rational-managerialen Strategien lesen sie auch als eine verschiedener Macht-
formen und -strategien: Diejenigen, die aus den neoliberalen Leitbildern der 
Responsibilisierung herausfielen, würden im Sinne neokonservativer puniti-
ver Strategien kontrolliert und exkludiert. Die gegenwärtigen Veränderungen 
ließen auf die Transformation hin zu einer Sicherheitsgesellschaft schließen, 
in der responsibilisierende „Selbstführungstechniken“ mit Kontroll- und Aus-
schlussmechanismen einhergingen (vgl. ebenda, S. 111) – ohne dass die 
wohlfahrtsstaatliche Kriminalpolitik gänzlich verschwunden sei. Nun stellen 
die Autoren heraus, dass die Selbstführungstechniken sich vor allem an die 
integrierten Teile der Bevölkerung richteten, während die verschiedenen 
Kontrolltechniken zwar auch auf konformes Verhalten der Individuen zielten, 
jedoch eher als „Fremdführung“ – durch situative Manipulationen – wirkten 
(vgl. ebenda, S. 115). Würden dennoch Normverstöße auftreten, würden 
diese bei als resozialisierungsfähig eingestuften DelinquentInnen mit Strate-
gien der Disziplinierung gebessert. Jene jedoch, die den ökonomischen An-
forderungen bzw. den Anforderungen der sozialen Ordnung nicht gerecht 
werden könnten, würden zu Risikogruppen erklärt und durch Ausschluss von 
den (noch) Integrierten separiert werden: 

„Zusammenfassend lässt sich daher skizzieren, dass Selbstführungs- 
und Kontrolltechniken die gesamte Bevölkerung betreffen, während 
die fortbestehenden Disziplinierungsstrategien vorrangig auf die an-
gepasste und anpassungsbereite Mittelschicht und Techniken des Aus-
schlusses auf die Gruppe der ‚gefährlichen Überflüssigen’ abzielen.“ 
(ebenda, S. 115f.) 

Singelnstein und Stolle orientieren sich hier machtanalytisch augenscheinlich 
am Gouvernementalitätsparadigma, das in Bezug auf „Kriminalität“ im 
deutschsprachigen Raum vor allem von Susanne Krasmann vertreten wird 
(vgl. Krasmann 2003a). Im folgenden Kapitel werde ich eine Ausarbeitung 
dieser Perspektive unter Rückgriff auf Foucault selbst vornehmen, um ein 

                                                           
41 Hier wäre infrage zu stellen, ob Kriminalpolitik überhaupt als Reaktion auf „Kriminalität“ 

verstanden werden kann: Wenn Kriminalpolitik „Kriminalität“ als Paradigma einer gesell-
schaftsregulativen Politik erst produziert – was sind dann die „Phänomene“, auf die krimi-
nalpolitische Transformationen verweisen?  
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Analyseinstrumentarium zu entwickeln, das den hier aufgeworfenen Fragen, 
aber auch der Beziehung zwischen Kriminal- und Arbeitsmarktpolitik gerecht 
werden kann. 



Teil III 

Machtkonstellationen gegenwärtiger 
Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 
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5 Foucaults Analytik der Macht und die strategische 
Konstellation von Gouvernementalität, Disziplin und 
Souveränität 

Die gegenwärtigen arbeitsmarkt- und kriminalpolitischen Transformationen 
müssen als Elemente der Herausbildung einer postfordistischen Produktions- 
und Lebensweise begriffen werden. Zugleich nehme ich jedoch an, dass 
„Postfordismus“ und „Neoliberalismus“ als Erklärungsmodelle für gegen-
wärtige arbeitsmarkt- und kriminalpolitische Strategien nicht ausreichen bzw. 
sich deren „Logik“ nie in Reinform realisiert und das Bestehende vollständig 
umwälzt. Zunächst liegt die Annahme nahe, dass das Zusammenwirken von 
Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik bei der Integration und Stabilisierung ka-
pitalistisch organisierter Gesellschaftsformationen, das in den Politiken der 
Arbeitsmoral und der „gefährlichen Klassen“ aufscheint, auch in gegenwärti-
gen Veränderungsprozessen konstitutiv ist. Da hier jedoch nicht bloß Trans-
formationen konstatiert, sondern strategische Politiken rekonstruiert werden 
sollen, müssen Begrifflichkeiten entwickelt werden, die detailliert auf diese 
konkreten Strategien fokussieren. Cremer-Schäfer und Steinert (bzw. Rusche 
und Kirchheimer) können hier nur eine Grundlage bieten – ihre Ansätze blei-
ben gewissermaßen zu global, um strategische Verschiebungen innerhalb des 
„Straf-Wohlfahrts-Komplexes“ angemessen analysieren zu können. Eine 
zentrale Schwäche ihrer Konzeption ist gerade die Trennung von materieller 
und ideologischer Herstellung von Arbeitsmoral und deren jeweiliger Ver-
ankerung in Sozial- bzw. Kriminalpolitik – denn dadurch werden zum einen 
die Bedeutung von Politiken der (Un-)Sicherheit und des Kriminellen für die 
Konstitution der Arbeitsmarktsubjekte, zum anderen aber die ideologischen 
Elemente gegenwärtiger Arbeitslosenpolitik tendenziell vernachlässigt.  

Um die strategische Komplementarität von aktivierenden und strafenden, 
responsibilisierenden und ausschließenden Politiken in gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Transformationsprozessen herausarbeiten zu können, werde ich 
eine Konzeption entwerfen, die an Michel Foucaults Analytik der Macht ori-
entiert ist. Foucaults Dezentrierung der Macht und des Subjekts verspricht 
zunächst eine Auflösung des schlichten Gegensatzes von materiellen und 
ideologischen Politiken. Dass sein diskursanalytisches Instrumentarium dabei 
neue Problematiken produziert und vor allem eine einseitig am Gouverne-
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mentalitätsparadigma orientierte Foucault-Rezeption den Blick auf repressive 
und ausschließende staatliche Politiken verstellt, soll explizit in der folgenden 
Untersuchung reflektiert werden. Es geht an dieser Stelle jedoch in erster Li-
nie darum, eine Begrifflichkeit zu erarbeiten, die das Zusammenspiel ver-
schiedener Machtformen und -beziehungen in gegenwärtigen arbeitsmarkt- 
und kriminalpolitischen Strategien verstehbar macht.1 Ausgehend vom Gou-
vernementalitätskonzept orientiert sich die folgende Untersuchung daher 
maßgeblich an den Konstellationen regierungsspezifischer, disziplinarischer 
sowie juridisch-souveräner Macht und den darin angelegten Implikationen 
für integrierende und ausschließende Politiken des Sozialen. 

5.1 Gouvernementalität und Staat 

Das wissenschaftliche Projekt, das Michel Foucault in seinen Vorlesungen 
am Collège de France 1977 bis 1979 verfolgte, bezeichnete er selbst als „Ge-
schichte der ‚Gouvernementalität’“ (STB, S. 162). Darin eingebettet ist eine 
„Genealogie des modernen Staates“ (ebenda, S. 508). Im Mittelpunkt der 
Vorlesungsreihe „Sicherheit, Territorium, Bevölkerung“ von 1977/78 stehen 
die Begriffe Regierung und Gouvernementalität. Sie beschreiben die Ratio-
nalität und Praxis von (staatlicher) Führung, deren spezifische Wissensform 
die politische Ökonomie ist und die mittels Sicherheitstechnologien auf die 
„Naturalität“ der Bevölkerung einwirkt (vgl. ebenda, S. 162). Dieses Regie-
ren ist weniger eine Rationalität und Praxis des Staates selbst, es bedient sich 
vielmehr taktisch und strategisch staatlicher Institutionen und setzt diese als 
seine Instrumente ein. Als zentralen Einsatzpunkt des mit der Regierung als 
Bio-Politik eng verknüpften Machttypus der Bio-Macht bezeichnet Foucault 
die Emergenz des Phänomens der Bevölkerung (vgl. ebenda, S. 42). Ver-
spricht der Titel der zweiten Vorlesungsreihe von 1978/79, „Die Geburt der 
Biopolitik“, nun eine dezidierte Auseinandersetzung mit diesem Machttypus, 
so weicht Foucault vom angegebenen Programm ab und analysiert vor allem 
Spielarten des Liberalismus: den „deutschen“ Neoliberalismus, den Ordolibe-
ralismus der 1930er Jahre, sowie den „amerikanischen“ Neoliberalismus der 
1960er/70er Jahre. Dabei entwickelt er weniger die theoretische Konzeption 
des Vorjahres weiter als dass er (neo)liberale Regierungsrationalitäten unter-

                                                           
1 Die Auseinandersetzung mit Foucaults Machtanalytik soll daher keinesfalls als theorie-

immanente Begriffsexegese um ihrer Selbst Willen missverstanden werden. Sie liefert erst 
die Voraussetzung für die nachfolgende Analyse. 
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sucht, die die kapitalistische Ökonomie und den Markt als Analyseraster und 
Organisationsprinzip aller gesellschaftlichen Beziehungen einsetzen (vgl. 
GBP, S. 336). Dass das gesellschaftliche Prinzip „Markt“ dabei zum „Prinzip 
politischer Rationalität“ (ebenda, S. 208) wird, verweist auf eine Verschie-
bung in der Struktur Staat – Gesellschaft. Wenn es nun um die Rekonstruk-
tion von Foucaults theoretischer Konzeption „Gouvernementalität“ gehen 
soll, konzentriert sich dieses Vorgehen naheliegenderweise auf die erste 
Vorlesungsreihe. Da Foucault einen staatstheoretischen Anspruch explizit zu-
rückweist, soll hier keine Rekonstruktion einer konsistenten „Foucaultschen 
Theorie“ angestrebt werden. Stattdessen werde ich seine Arbeitshypothesen 
auf theoretischer Ebene herausarbeiten und in Einzelfällen auf die historische 
Ebene eingehen, anhand der er seine theoretischen Konzeptionen erarbeitet 
und überprüft.2 

5.1.1 Das „Machtsystem“ der Gouvernementalität 

Der Neologismus „Gouvernementalität“ ist nicht nur etymologisch ein zu-
sammengesetzter und schillernder Begriff.3 Im Verlauf der Vorlesungen 
ebenso wie in späteren Aufsätzen verwendet ihn Foucault durchaus auf unter-
schiedliche Weise (vgl. Sennelart 2004, S. 564).4 Nach Foucault leben wir 
heute, d. h. in den späten 1970er Jahren, noch immer im Zeitalter der im 18. 
Jahrhundert „entdeckten“ Gouvernementalität (vgl. STB, S. 164). Beschreibt 
                                                           
2 Foucaults Auseinandersetzung mit Pastorat, Staatsräson und „Policey“ als Vor- bzw. 

Frühformen der Gouvernementalität und des (Neo-)Liberalismus des 20. Jahrhunderts sol-
len nur herangezogen werden, wenn sie zur begrifflichen Bestimmung notwendig erschei-
nen. 

3 Er wurde auch nicht von Foucault eingeführt, sondern findet sich bsp. schon in Roland Bar-
thes’ „Mythen des Alltags“ (vgl. Lemke 2008, S. 260). Sennelart weist darauf hin, dass eine 
etymologische Herleitung von „gouvernement“ und „mentalité“, die eine Übersetzung mit 
„Regierungsmentalität“ nahelege, falsch sei. Stattdessen handele es sich um eine Nominali-
sierung von „gouvernemental“ (vgl. GBP, S. 482). Die korrekte Übersetzung würde also 
„Regierungsmäßigkeit“ lauten. 

4 Die Bedeutungsverschiebungen des Begriffs, vor allem ab 1979 und auch in späteren 
Veröffentlichungen, lassen, so Sennelart, Gouvernementalität zu einer allgemeinen Erklä-
rung von Machtverhältnissen „verblassen“. Damit verschwimmt er zusehends mit dem 
Begriff der Regierung (vgl. Sennelart 2004, S. 565). Gouvernementalität wird so zu einer 
allen Machtbeziehungen immanenten Rationalität (vgl. ebenda, S. 566, Foucault 1982, 
S. 286f.). Bei der Arbeit an Foucaults Begriffen wird somit deutlich, dass die posthum ver-
öffentlichten Vorlesungen einen Arbeitsprozess darstellen, der im Gegensatz zu anderen 
seiner Vorlesungen ohne entsprechende Monographie geblieben ist. Es handelt sich also 
mehr als bei anderen seiner Schriften um vorläufige Überlegungen, die nicht abschließen-
den Charakter haben. 
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er zunächst auf einer historischen Ebene die Entwicklungen, die in dieser 
spezifischen Konstellation kulminieren, fasst er auf einer analytischen Ebene 
das Gouvernementalität genannte Ensemble folgendermaßen zusammen: 

„Ich verstehe unter ‚Gouvernementalität’ die aus den Institutionen, 
den Vorgängen, Analysen und Reflexionen, den Berechnungen und 
den Taktiken gebildete Gesamtheit, welche es erlauben, diese recht 
spezifische, wenn auch sehr komplexe Form der Macht auszuüben, die 
als Hauptzielscheibe die Bevölkerung, als wichtigste Wissensform die 
politische Ökonomie und als wesentliches technisches Instrument die 
Sicherheitsdispositive hat.“ (ebenda, S. 162) 

Als „zusammengesetzt“ lässt sich der Begriff also deshalb beschreiben, weil 
er nicht substanziell bestimmt wird, sondern ein „Machtsystem“ (Sennelart 
2004, S. 564) als ein Ensemble aus Strategien, Wissensformen und Techno-
logien kennzeichnen soll, das die Bedingungen für die Ausübung einer spezi-
fischen Macht auf die Bevölkerung darstellt. Gouvernementalität kennzeich-
net weiter die geschichtliche Tendenz einer Vorrangstellung des „Machttypus 
Regierung“ und dessen spezifischer Regierungsapparate gegenüber Souverä-
nität und Disziplin, die zugleich die Herausbildung des modernen Staates be-
deute (vgl. STB, S. 162f.). Es handelt sich also um eine historisch spezifische 
Gesamtheit aus politischer Rationalität und politischen Technologien, die um 
Regierung als zentralen Handlungsmodus bzw. Form der Machtausübung 
(vgl. Foucault 1982, S. 286f.) gruppiert ist.5 Dies verweist zumindest auf fünf 
notwendige Begriffsklärungen: Auf die Ausübung der regierungsspezifischen 
Macht, also auf das Regieren der Bevölkerung mit Hilfe der politischen Öko-
nomie durch die Sicherheitsdispositive. 

Regierung 

Gouvernementalität macht Regierung in ihrer politischen Form erst möglich.6 
Regierung, so kann mit Foucaults eigenen Worten zusammengefasst werden, 
ist „die Aktivität, die darin besteht, das Verhalten der Menschen innerhalb 
eines staatlichen Rahmens und mit staatlichen Instrumenten zu regieren“ 
(GBP, S. 436). Regierung wird hier nicht als Institution, sondern als (staatli-
                                                           
5 Wenn Foucault von einer Ausübung der Gouvernementalität (vgl. GBP, S. 437) spricht, 

verschwimmen die Begriffe (vgl. vorherige Anmerkung). 
6 Wie Foucault in den Vorlesungen, so werde auch ich den Begriff der Regierung hier immer 

für „Regierung in ihrer politischen Form“ verwenden und andere Regierungsformen unbe-
rücksichtigt lassen. 
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che) Praxis gefasst, die sich auf die Bevölkerung durch das Einwirken auf de-
ren Verhalten bezieht. Gleichzeitig ist die gouvernementale Regierung nur 
eine, und zwar die politische Form des Regierens. Zur Bestimmung eines an-
gemessenen Begriffs von Regierung rekurriert Foucault zunächst auf Autoren 
des 16. bis 18. Jahrhunderts, die sich explizit oder implizit von Niccolò Ma-
chiavellis „Il Principe“, und damit vom Denken der Souveränität, abgegrenzt 
haben. Von Guillaume de La Perrière entlehnt er einen Begriff der Regie-
rung, der vielfältige Führungsverhältnisse zwischen Individuen beschreibt, 
von denen das Führen eines Staates nur eines neben dem der Familie oder der 
Ökonomie ist (vgl. STB, S. 141). Regiert werde innerhalb der Gesellschaft 
und des Staates, nicht von „oben“ bzw. außen, wie in Machiavellis Souverä-
nitäts-Modell. In ihrer politischen Form sei Regierung dennoch an den Staat 
bzw. den Souverän gebunden, wobei sich die mit ihm verbundene Machtaus-
übung verschiebe. Das Ziel des Regierens sei nicht, wie in der Zirkularität ei-
ner auf sich selbst verweisenden Souveränität, die Vervollkommnung des 
Staates, dessen territoriale Ausbreitung und die Zunahme seines Vermögens, 
sondern liege in den zu regierenden Dingen selbst, die dem ihnen immanen-
ten Zweck zuzuführen seien (vgl. ebenda, S. 145f., 149). Dementsprechend 
gebe es nicht mehr das eine Ziel des Staates, sondern eine „Vielheit spezifi-
scher Ziele“ des Regierens (vgl. ebenda, S. 149). Die Regierungskunst des 
Souveräns übe nicht wesentlich das souveräne Recht zu töten aus, sondern 
ordne in Kenntnis ihrer Beschaffenheit die Dinge an, als stünde der Souverän 
im Dienste derer, die regiert werden (vgl. ebenda, S. 151). Der regierende 
Souverän ist also ein anderer als der befehlend herrschende, d. h.: er wendet 
eine andere Form von Macht an. In seinem Aufsatz „Subjekt und Macht“ 
geht Foucault sogar so weit, Macht generell im Bereich der Regierung (in der 
weiten Bestimmung des Begriffs) zu verorten. Zunächst führt er den Begriff 
der „Führung“ ein, um die Besonderheiten der Machtbeziehungen herauszu-
stellen: „Führung“ ist doppelt bestimmt als Lenkung von Personen ebenso 
wie als die „gute Führung“ des Lebens der Individuen innerhalb eines Hand-
lungsfelds. Beide Momente sind in den Machtbeziehungen verknüpft: 
„Machtausübung besteht darin, ‚Führung zu lenken’, also Einfluss auf die 
Wahrscheinlichkeit von Verhalten zu nehmen“ (Foucault 1982, S. 286). Re-
gieren heiße, das mögliche Handlungsfeld anderer zu strukturieren (ebenda, 
S. 287).7 Der Modus dieser Machtausübung ist also Regierung als „Führen 
                                                           
7 Indem er „Regierung“ hier aus der Engführung auf legitime Formen innerhalb politischer 

Institutionen herauslöst, kann er sie als zentrale Weise der Machtausübung, als „einzigarti-
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der Führungen“ (Lemke 1997, S. 302). Foucaults Erweiterung des Begriffs 
der Regierung muss daher im Kontext seiner Machtanalytik verstanden wer-
den, ja ist geradezu zentral für diese (vgl. ebenda, S. 30).  

Macht 

Der regierungsspezifische Machttypus, um dessen Analyse es Foucault in den 
Vorlesungen geht, ist der Bio-Macht zugehörig (vgl. STB, S. 13).8 Um ein 
angemessenes Verständnis von dieser entwickeln zu können, ist es notwen-
dig, auf einige allgemeine Elemente von Foucaults Machtanalytik hinzuwei-
sen. Wie Lemke herausgearbeitet hat, kommt es bei Foucault ab der zweiten 
Hälfte der 1970er Jahre, nach dem Abschluss der Arbeit an „Überwachen und 
Strafen“, zu Verschiebungen innerhalb seiner Machtanalytik (vgl. Lemke 
1997, S. 126-151). Seine Kritik an der Repressionshypothese sei auch als 
Selbstkritik an seinem Verständnis von Macht als Unterwerfung/Unterdrü-
ckung zu verstehen, ebenso wie seine Ablehnung des Denkens der Macht in 
Begriffen des Krieges. Von zentraler Bedeutung für diese Verschiebungen 
seien, so Lemke, die Begriffe der Bio-Macht und der Regierung. Die Be-
stimmung dieser neuen Machttechnologie mache gleichsam eine Redefinition 
und Relativierung von Souveränitäts- und Disziplinarmacht möglich (vgl. 
ebenda, S. 134). Letztere wird nun als Funktionsweise von Bio-Macht 
beschrieben. Das Besondere, Produktive der Bio-Macht ist eine Umkehrung 
des Souveränitätsprinzips: Sie lasse nun sterben und mache leben (vgl. Fou-
cault 1977, S. 134). Im Schlusskapitel von „Der Wille zum Wissen“ geht 
Foucault auf diese entscheidenden Veränderungen im Übergang von der sou-
veränen Macht zu den neuen Machttechniken ein. Die auf Zugriffsrechte auf 
das Leben bezogene souveräne Macht werde abgelöst von einer selbst das 
Leben produzierenden Macht, die nur noch als ein Element unter vielen die 
physische Auslöschung vollziehe (vgl. ebenda, S. 131). Die Disziplinierung 
des Körpers und die Regulierung bzw. Bio-Politik der Bevölkerung sind die 
beiden Pole, um die herum sich diese „Macht zum Leben“ organisiert. Darum 
herum werden Institutionen der wissenschaftlich-rationalen Verwaltung auf-
gebaut sowie politische (Beobachtungs-) Praktiken entwickelt, Techniken zur 

                                                                                                                             
gen [...] Handlungsmodus“ (Foucault 1982, S. 287) innerhalb jeglicher Machtbeziehung 
einsetzen.  

8 Obwohl er sie zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen macht, scheint er auf sie in den 
Vorlesungen zunächst nicht weiter einzugehen. Wiederaufgenommen wird die Bio-Macht 
jedoch im Zusammenhang mit der Kunst, eine Bevölkerung zu regieren.  
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Kontrolle der Bevölkerung und Unterwerfung der Körper. Diese Techniken 
„eröffnen die Ära einer ‚Bio-Macht’“ (ebenda, S. 135), deren wichtigstes 
Dispositiv das der Sexualität werde. Dessen auf allen Ebenen des Gesell-
schaftskörpers ansetzenden Machttechniken wirkten – zusammen mit den 
Machtinstitutionen, den Staatsapparaten – als Sicherung der Hegemonie, der 
Herrschaftsbeziehungen und der Kapitalakkumulation durch „Menschenak-
kumulation“, durch die Verbesserung und Rationalisierung der Lebensfüh-
rung, der Reproduktion (vgl. ebenda, S. 136). In den Koordinaten der Bio-
Macht „reflektiert sich das Biologische im Politischen“ (ebenda, S. 138). 
Zugleich agiert diese „Macht zum Leben“ über zwei Modi – die Disziplinar- 
und die Regierungsmacht – die sie klar von der Souveränitätsmacht abgren-
zen. 

Da auf Foucaults Analytik der Macht hier nicht detailliert eingegangen wer-
den kann, bietet sich auch hier ein Rekurs auf den Aufsatz „Subjekt und 
Macht“ an, in dem er den Regierungsbegriff in seine Machtanalytik einfügt. 
Gegen die Annahme einer singulären und globalen, zentrierten und einseitig 
angewandten Macht insistiert Foucault darauf, dass Macht nur als vielfältige 
Handlungen innerhalb eines weiten Möglichkeitsfeldes gesellschaftlicher Be-
ziehungen, das sich auf dauerhafte Strukturen stützte, existiere (vgl. Foucault 
1982, S. 285). Machtbeziehungen wirkten nicht direkt und unmittelbar wie 
Gewaltbeziehungen auf Körper oder Dinge ein. Macht sei immer auf ein An-
deres bezogen, dem als handelndes Subjekt eine gewisse Freiheit eigen sein 
müsse, mehr noch: Freiheit sei Voraussetzung und dauerhafte Bedingung von 
Macht (vgl. ebenda, S. 285f.). In Foucaults eigenen Worten: 

„Macht ist ein Ensemble aus Handlungen, die sich auf mögliches 
Handeln richten, und operiert in einem Feld von Möglichkeiten für 
das Verhalten handelnder Subjekte. Sie bietet Anreize, verleitet, ver-
führt, erleichtert oder erschwert, sie erweitert Handlungsmöglichkei-
ten oder schränkt sie ein, sie erhöht oder senkt die Wahrscheinlichkeit 
von Handlungen, und im Grenzfall erzwingt oder verhindert sie 
Handlungen, aber stets richtet sie sich auf handelnde Subjekte, inso-
fern sie handeln oder handeln können. Sie ist auf Handelnde gerichte-
tes Handeln.“ (ebenda, S. 286) 

Machtbeziehungen sind dabei nicht ohne Widerstandspraktiken zu denken. 
Foucault legt nahe, dass erst Widerstand Machtbeziehungen sichtbar macht 
(vgl. ebenda, S. 273). Ausgangspunkte sollten gegenwärtig virulente Wider-
standspraktiken gegen die Macht selbst sein, die – als gewissermaßen anar-
chistische Kämpfe – den Status der Individuen infrage stellten (vgl. ebenda, 
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S. 274): Für das Recht auf Anderssein, gegen identitäre Vereinzelung und 
„Lenkung durch Individualisierung“ (ebenda), gegen Privilegien des Wissens 
und Mystifikationen durch Wissensregime sowie der Frage nach der Identität 
eines „Wir“ nachgehend. So seien die Kämpfe nicht in erster Linie gegen 
Machtgruppen, sondern gegen Machttechniken wie Kategorisierung, Indivi-
dualisierung, Identifizierung oder die Unterordnung unter eine Wahrheit ge-
richtet, die Individuen in Subjekte verwandelten (vgl. ebenda, S. 275). 

Macht ist analytisch nicht zu trennen von den Rationalitäten und Technolo-
gien, die innerhalb intersubjektiver Beziehungen wirken: 

„Der Begriff der Macht selbst hat keine andere Funktion, als einen 
[Bereich] von Beziehungen zu bezeichnen, die alle analysiert werden 
sollen, und was ich vorgeschlagen habe, die Gouvernementalität zu 
nennen, d. h. die Art und Weise, mit der man das Verhalten der Men-
schen steuert, ist nichts anderes als der Vorschlag eines Analyserasters 
für diese Machtverhältnisse.“ (GBP, S. 261) 

Hier macht Foucault also die analytische Beziehung zwischen Macht und 
Gouvernementalität bzw. Regierung als deren Ausübung deutlich. Gleichzei-
tig nähert sich die allgemeine Bestimmung der Macht hier dem Modell der 
Bio-Macht im Modus der Regierung an. Hier wird eine generelle Problematik 
deutlich: Spricht Foucault zwar davon, dass es die Macht nicht gebe, sondern 
nur eine Pluralität von Machtbeziehungen, so widerspricht er dieser Begriffs-
fassung vielfach selbst (vgl. Demirović 2008, S. 26). Dies soll jedoch nicht 
davon abhalten, mit der Bio-Macht eine spezifische Form von Macht zu be-
nennen, der die Gouvernementalität zuzuordnen ist, und nicht diese regie-
rungsspezifische Macht als nunmehr allgemeine Form jeder Macht zu behan-
deln – auch wenn manche Aussagen Foucaults letzteres nahelegen. 

Es geht Foucault bei der Behandlung der Machtbeziehungen unter der Per-
spektive der Regierung letztlich auch um den Versuch, die von ihm entwi-
ckelte Analyse der Mikromächte „als eine Methode der Entzifferung“, die 
„für die ganze Größenskala angemessen sein kann“ (GBP, S. 261), anzuwen-
den. Auch hier finden wir eine relationale Bestimmung, in der Macht ein 
Verhältnis zwischen Regierenden und Regierten kennzeichnet. Als entschei-
dender Einsatzpunkt von Macht tritt nun die Bevölkerung auf, die Ziel und 
Instrument der Regierung in ihrer politischen Form ist (vgl. STB, S. 158). 
Die Wissenschaft der politischen Ökonomie dient dabei zur Produktion von 
Regierungs- und Bevölkerungswissen, zur Erfassung des „vielfältigen Ge-
flechts zwischen Bevölkerung, Territorium, Reichtum“ (ebenda, S. 159). 
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Bevölkerung  

Das Aufkommen der Bevölkerung als politische Kategorie, die Entstehung 
des modernen Verwaltungsstaates und die Rationalität der gouvernementalen 
Regierung stehen in einem wechselseitigen Verhältnis zueinander. So ist das 
Phänomen der Bevölkerung in ihrer Naturalität ein Produkt der Gouverne-
mentalität und zugleich die „Relevanzebene für das Handeln einer Regie-
rung“ (STB, S. 102). Foucault spricht von Bevölkerung als „politischer Fi-
gur“, die im 18. Jahrhundert im politischen Denken aufgetreten sei (vgl. 
ebenda, S. 103). Ausgangspunkt dieses Auftritts sei die physiokratische Kri-
tik am Merkantilismus und Kameralismus gewesen. Während die Merkanti-
listen die Bevölkerung als Basis der Machtsicherung des Souveräns und des 
Reichtums des Staats (vgl. ebenda, S. 105), und dabei noch als eine Menge 
von Rechtssubjekten fassten, auf die in der Achse Souverän-Untertan einge-
wirkt werden könne, betrachteten die Physiokraten (und allgemein die Natio-
nalökonomen des 18. Jahrhunderts) die Bevölkerung in ihrer Natürlichkeit 
bzw. „Naturalität“ als „technisch-politisches Objekt einer Verwaltung oder 
einer Regierung“ (ebenda, S. 108). Diese Naturalität der Bevölkerung um-
fasst die ihr eigenen Phänomene wie Geburten- und Sterberaten, Krankheiten 
und Epidemien, ihre Produktivität und Prozesse der Migration und verändert 
sich in Abhängigkeit von einer Reihe von Variablen (vgl. ebenda, S. 108ff.). 
Gleichzeitig wird die Bevölkerung als Objekt der Beobachtung, als statisti-
scher Körper hervorgebracht (vgl. ebenda, S. 113). Die Bevölkerungstheore-
tiker des 18. Jahrhunderts hätten, so Foucault, nun als zentralen Handlungs-
antrieb der Bevölkerung die „Begierden“ der sie bildenden Individuen be-
stimmt – in Anlehnung an Quesnay als Streben des Individuum nach Vortei-
len (vgl. ebenda, S. 111). Diese Begierden seien zugleich Ansatzpunkte der 
Regierung, welche durch ihr Einwirken auf das somit „spontane und gere-
gelte Spiel der Begierde“ (ebenda, S. 112, Hervorhebung M.R.) auf die Her-
stellung eines „Kollektivinteresses“ abziele. 

So lässt sich die Reflexion der Emergenz der Bevölkerung im 18. Jahrhundert 
folgendermaßen zusammenfassen: 

„Die Bevölkerung ist die Gesamtheit von Elementen, in deren Inne-
rem man das Universelle der Begierde orten kann, die regelmäßig den 
Nutzen aller hervorbringt und für die man eine gewisse Anzahl von 
Variablen ausweisen kann, von denen sie abhängt und die geeignet 
sind, sie zu modifizieren.“ (ebenda, S. 114) 
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Foucault kennzeichnet diese Modifikation, das Regieren im Inneren der Be-
völkerung als „Eintritt in das Feld der Machttechniken einer Natur“ (ebenda). 
Die Naturalität der Bevölkerung sei dabei keine Naturgegebenheit, sondern 
hänge von Variablen ab, durch deren Beeinflussung und Veränderung die 
Regierung auf die Bevölkerung einwirken könne. Der Souverän kann die Be-
völkerung in ihrer Naturalität also nur mit Hilfe dieser Natur selbst regieren. 
„Bevölkerung“ wird somit Ziel und Instrument der Regierung: 

„[...] als Instrument, das sich die Regierung gibt, um diese Ziele, die 
dem Feld der Bevölkerung gewissermaßen immanent sind, zu errei-
chen, fungiert im wesentlichen die Bevölkerung, die sie direkt durch 
Kampagnen oder wieder indirekt durch Techniken beeinflußt, die es, 
ohne daß die Leute es allzusehr bemerken, beispielsweise erlauben, 
die Geburtenrate oder die Bevölkerungsströme zu stimulieren, indem 
sie sie in diese oder jene Region oder zu irgendeiner bestimmten Tä-
tigkeit lenken.“ (ebenda, S. 158) 

Regiert wird so nicht hinter dem Rücken der Bevölkerung, sondern durch die 
Gesamtheit der Körper ihrer Bestandteile hindurch – jedoch aus einer gewis-
sen Distanz (vgl. ebenda, S. 110): durch die Anreizung bestimmter Bedürf-
nisse, als Einwirkung auf ein „historisch-natürliches Milieu“, das zur Ziel-
scheibe der Machtausübung wird (vgl. ebenda, S. 41f.). Dabei äußert sich ein 
spezifisches Verhältnis zwischen der Bevölkerung als Gesamtheit und dem 
einzelnen Individuum: 

„Die Bevölkerung ist als Zielobjekt relevant, und die Individuen, die 
Serien von Individuen, die Gruppen von Individuen, die Multiplizität 
von Individuen, sie ist als Zielobjekt nicht relevant. Sie ist lediglich 
als Instrument relevant, als Relais oder Bedingung, um etwas auf der 
Ebene der Bevölkerung durchzusetzen.“ (ebenda, S. 70)9 

Ein solches Relais sei beispielsweise die Familie, deren Regierung zur Regu-
lierung der Bevölkerungszahlen, der Geburten- und Sterberaten von zentraler 
Bedeutung sei. 

Da die Bevölkerung „für das Handeln des Souveräns nicht transparent“ 
(ebenda, S. 109) sei, könne dieser nicht voluntaristisch befehlen, Gehorsam 
verlangen und so seine Ziele erreichen. Seien die Grenzen der Souveränität 
die Verweigerung der Untertanen gewesen, lägen die Grenzen der Regierung 
                                                           
9 Foucault analysiert als Vorform dieser Beziehung das Pastorat mit einer spezifischen 

Machtbeziehung zwischen dem Hirten und der Herde (vgl. STB, S. 187ff.). 
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dagegen im Wissen von der Bevölkerung. Die Naturalität der Bevölkerung 
müsse permanent analysiert werden, um mittels Regierungstechniken auf ihre 
Variablen einzuwirken zu können (vgl. ebenda, S. 110). Es gehe darum, „auf 
die der Bevölkerung offensichtlich entfernten Dinge Einfluß [zu] nehmen, 
von denen man aber durch das Kalkül, die Analyse und die Reflexion weiß, 
daß sie effektiv auf die Bevölkerung einwirken können“ (ebenda, S. 111). 

Die Bevölkerung ist nicht zu trennen vom Bevölkerungswissen – sie wird 
erst durch statistische Erhebungen, aus denen ihre Eigenschaften und Regel-
mäßigkeiten hervorgehen, als Phänomen produziert. Während die Souverä-
nität nur Rechtssubjekte kenne, die Disziplin nur delinquente Individuen, 
entdecke die gouvernementale Rationalität so den Menschen, der als eine Fi-
gur der Bevölkerung durch die Humanwissensschaften des 19. Jahrhunderts 
hervorgebracht werde (vgl. ebenda, S. 120)10 – der jedoch gleichzeitig nur als 
homo oeconomicus intelligibel wird.  

Es lässt sich festhalten: Mittels der Naturalität der Bevölkerung zu regieren 
heißt, diese selbst zum Subjekt und Objekt der Regierung zu machen: 

„[Die Bevölkerung erscheint als] Subjekt von Bedürfnissen und Be-
strebungen, jedoch auch als Objekt in den Händen der Regierung. Ge-
genüber der Regierung ist sich die Bevölkerung bewußt, was sie will, 
und zugleich weiß sie nichts von dem, was man sie tun läßt.“ (ebenda, 
S. 158, Klammer im Original). 

So wird das Individuum zum Subjekt seiner eigenen Regierung. In dieser 
Subjekt-Objekt-Struktur ist ein komplexes Verhältnis von Selbst- und Fremd-
führung im Handlungsmodus der Regierung als Machttechnologie angespro-
chen. Das Paradoxe daran scheint nun zu sein: Die Subjekte der Gouverne-
mentalität werden gar nicht im Wortsinne regiert, sie führen sich selbst, unter 
der Anleitung einer Führung, der Regierung. Die Fremdführung realisiert 
sich und funktioniert nur über Selbstführung. Es existiert kein direkter 
Zugriff auf die Individuen spezifischer Bevölkerungsgruppen, diese werden 
aus der Distanz regiert. Fremdführung bedeutet, das Feld ihrer Lebensfüh-
                                                           
10 Deutlich wird hier, dass nicht in der politischen Ökonomie allein, sondern in einer „ganze 

Serie von Wissensarten“ das Problem der Bevölkerung auftaucht – Humanwissenschaften, 
die die biologischen und naturwissenschaftlichen Eigenschaften der Menschen und ihres 
Lebensraumes bestimmen (vgl. STB, S. 118f.). Von entscheidender Bedeutung sei dabei 
die Bestimmung der Menschen nicht mehr als Gattung sondern als Art, was die Menschen 
als Bevölkerung in einem Realitätsfeld zwischen ihrer biologischen Verwurzelung und der 
Öffentlichkeit auftreten lasse (vgl. ebenda, S. 115). 
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rung bevölkerungspolitischen Zielen entsprechend mit einer ökonomischen 
Anreizstruktur zu gestalten, mithin, das Individuum als homo oeconomicus 
zu regieren. 

Sicherheitsdispositive 

Das Regieren der Bevölkerung vollzieht sich nun durch Sicherheitsdisposi-
tive. Als Dispositiv fasst Foucault zunächst grundsätzlich ein Netz von dis-
kursiven und nicht-diskursiven Elementen. Es sei „ein entschieden heteroge-
nes Ensemble, das Diskurse, Institutionen, architekturale Einrichtungen, reg-
lementierende Entscheidungen, Gesetze, administrative Maßnahmen, wissen-
schaftliche Aussagen, philosophische, moralische oder philanthropische Lehr-
sätze, kurz: Gesagtes ebensowohl wie Ungesagtes“ (Foucault 1978, S. 118f.) 
umfasse. Das Dispositiv sei nun das diese Elemente verbindende Netz, in 
dem diese einem „Spiel von Posititonswechseln und Funktionsveränderun-
gen“ unterworfen seien (ebenda, S. 120). Foucault betont dabei die strategi-
sche Funktion eines Dispositivs, dessen Formation in einer historischen Situ-
ation auf einen Notstand reagiere. Genese und Struktur eines Dispositivs sei 
eine „funktionelle Überdeterminierung“ (ebenda, S. 121) eigen, in der die 
intendierten Wirkungen verschiedener Elemente miteinander interferierten, 
beständige Neujustierungen und Verlagerungen notwendig machten, ebenso 
eine „strategische Wiederauffüllung“, die veränderte oder neue Elemente in 
das Dispositiv einführe:  

„Das Dispositiv ist also immer in ein Spiel der Macht eingeschrieben, 
immer aber auch an eine Begrenzung oder besser gesagt: an Grenzen 
des Wissens gebunden, die daraus hervorgehen, es gleichwohl aber 
auch bedingen. Eben das ist das Dispositiv: Strategien von Kräftever-
hältnissen, die Typen von Wissen stützen und von diesen gestützt 
werden.“ (ebenda, S. 123) 

Die Sicherheitsdispositive arbeiteten nun auf der Ebene der natürlichen Be-
schaffenheit des „aus den Menschen und den Dingen gebildete[n] Kom-
plex[es]“ (STB, S. 146), gewissermaßen also auf der Ebene der „Gesell-
schaft“. Sie wirkten strategisch durch die Naturalität der Bevölkerung. Zent-
ral sei dabei eine spezifische Normalisierungsstrategie, die sich von der Be-
handlung der Norm unter der Disziplin grundlegend unterscheide.11 Durch 

                                                           
11 Die Disziplin, so Foucault, vollziehe eine Bestimmung des Normalen und Anormalen von 

einer bestehenden Norm ausgehend – daher spricht Foucault nicht von Normalisierung, 
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die Sicherheitsdispositive vollziehe sich eine Ausrichtung am statistisch fest-
gestellten Normalen der Bevölkerung – eine Normalisierung (vgl. ebenda, 
S. 98). Die ermittelte Normalität der Bevölkerung werde gegliedert und hie-
rarchisiert, es würden Abstufungen als Differential-Normalitäten vorgenom-
men, so dass manche Phänomene und Verhaltensweisen als normaler gelten 
könnten als andere:  

„Die Norm ist ein Spiel im Inneren der Differential-Normalitäten. Das 
Normale kommt als erstes, und die Norm leitet sich daraus ab, oder 
die Norm setzt sich ausgehend von dieser Untersuchung der Normali-
täten fest.“ (ebenda) 

Die Normalisierung bestehe dann darin, „diese verschiedenen Normalitäts-
aufteilungen wechselseitig in Gang zu setzen und auf diese Weise zu bewir-
ken, daß die ungünstigsten auf die günstigsten zurückgeführt werden“ (ebenda). 

Wenn Foucault nun die zentralen Kategorien zur Analyse der Rationalität der 
Sicherheitsdispositive herausarbeitet, wird die Bedeutung der Normalisierung 
deutlich. Foucault differenziert dabei vier Momente: Erstens lassen die Me-
chanismen der Sicherheitsdispositive, die auf das Ganze der Bevölkerung 
wirken, die Einzelnen zu Fällen eines kollektiven Phänomens, einer Diffe-
renzialität der Bevölkerung werden (vgl. ebenda, S. 93). Die Einzelnen wer-
den als Teile von Kollektiven deren spezifischer Normalität angepasst und 
damit gewissermaßen rückwirkend individualisiert. Die Analyse der Fallver-
teilung macht zweitens die Berechnung des Risikos (krank zu werden, sich 
anzustecken, zu sterben, kriminell zu werden) für Individuen als Angehörige 
spezifischer Gruppen möglich, und damit auch die Unterscheidung von Dif-
ferential-Risiken nach Geschlecht, Wohnort, Alter, Stadt, Beruf etc. Auf-
grund der Differenzierung verschiedenartiger Risikogruppen – Zonen mit ho-
hem oder niedrigem Risiko – wird drittens die potentielle Gefährdung und 
Gefährlichkeit jedes Individuums bestimmbar (vgl. ebenda, S. 95). Phäno-
mene der regelmäßigen Überlastungen, die Räumen zuzuordnen sind, werden 
als zu verhindernde oder zu bekämpfende Krisen gedeutet (vgl. ebenda, 
S. 96). Fall, Risiko, Gefahr und Krise kennzeichnen so Rationalität und In-
terventionsformen der Sicherheitsdispositive. Sie wirken totalisierend, indem 
die Einzelnen zu bloßen Bestandteilen eines Ganzen der Bevölkerung wer-

                                                                                                                             
sondern, um die Bewegung von der anfänglich vorschreibenden Norm zur Spaltung in 
normal/anormal deutlich zu machen, von „Normation“ (STB, S. 90).  
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den, und individualisierend zugleich, indem sie auf die Einzelnen eine grup-
penspezifische Differential-Normalität anwenden (vgl. ebenda, S. 103). 

Wissensform: Politische Ökonomie 

Die Regierungspraxis der Normalisierung kommt ohne ein Wissen von der 
Bevölkerung nicht aus. Als wichtigste Wissensform der Gouvernementalität 
bezeichnet Foucault die politische Ökonomie (vgl. ebenda, S. 162). Gleich-
zeitig weist er auf die Notwendigkeit von Human- und Naturwissenschaften 
zur Produktion eines Wissens von der Bevölkerung hin. Wichtig ist nun, dass 
es sich bei der Konstitution dieser Wissensformen nicht um einen einmaligen 
Akt, sondern um permanente Auseinandersetzungen um politische Rationa-
litäten handelt. Es lassen sich somit verschiedene Gouvernementalitäten dif-
ferenzieren, die durch je spezifische Regierungsrationalitäten und -praxen 
sowie damit verbundene Konstruktionen des „Menschen“ gekennzeichnet 
sind. Deutlich wird das in der skizzierten Kritik der Physiokraten am Mer-
kantilismus, aber auch auf dem Feld der „politischen Ökonomie“ finden sich 
bei „Klassikern“ wie Smith und Ricardo (vgl. GBP, S. 382), bei Keynes, den 
deutschen Ordoliberalen und den amerikanischen Neoliberalen spezifische 
Konstruktionen des Menschen und konträre Konzeptionen von Regierung 
sowie des Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft.12 An dieser Stelle 
soll nun die Rationalität der neoliberalen Gouvernementalität als, so kann an-
genommen werden, gegenwärtig hegemoniale herausgestellt werden. 

In den Vorlesungen zur „Geburt der Biopolitik“ rekonstruiert Foucault den 
Ordoliberalismus und den amerikanischen Neoliberalismus in Hinblick auf 
ihre Konzeption staatlichen Handelns, der spezifische Definitionen des öko-
nomischen Subjekts und des Marktprinzips zugrunde liegen. Das von Ordoli-
beralen wie Walter Eucken aufgestellte Prinzip des anordnenden und regulie-
renden, aber konformen Regierungshandelns laute, dass die gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen für die Entstehung und Prozessierung der inneren 
Struktur und Logik des Marktes – Wettbewerb, freie Preisbildung – durch 
Interventionen geschaffen werden müssten (vgl. GBP, S. 200). Das Regie-

                                                           
12 Wenn Foucault, in gewissem Gegensatz zu den eben angeführten Differenzierungen und 

Auseinandersetzungen um spezifische politische Rationalitäten an anderer Stelle davon 
spricht, dass zur Analyse der Regierung der Bevölkerung, der Biopolitik, das Verständnis 
der „allgemeine[n] Funktionsweise der gouvernementalen Vernunft“ notwendig (GBP, 
S. 43) sei, und sich dabei auf den Liberalismus als Regierungsrationalität und -praxis be-
zieht, dann zeigt dies, welche Bedeutung er diesem und seinen Spielarten zugesteht. 
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rungshandeln ist hier also weniger wirtschafts- als gesellschaftspolitisch re-
gulativ: Es geht dann darum, die gesellschaftlichen Bedingungen für ein 
Funktionieren des Marktes zu gewährleisten. Dies schließt auch ein, den 
„‚kalten’ Mechanismus des Wettbewerbs“ (ebenda, S. 334) „warme“ kultu-
relle und moralische Werte durch eine „Vitalpolitik“ (Rüstow) entgegenzu-
setzen. Hier hat sich (staatliche) Regierungspolitik an den Bedingungen des 
Marktes zu orientieren – was jedoch nicht bedeutet, dass die Marktprinzipien 
selbst den Staat strukturieren. Dieses Übergreifen des Marktprinzips auf 
staatliche Politik findet Foucault im amerikanischen Neoliberalismus, der 
eine Art von ständigem ökonomischem Tribunal gegen die Regierung im 
Namen der Marktgesetze veranstaltet (vgl. ebenda S. 342): Den amerikani-
schen Neoliberalen geht es darum, 

„[...] jede Handlung der öffentlichen Gewalt in Begriffen des Spiels 
von Angebot und Nachfrage, in Begriffen der Wirksamkeit bezüglich 
der Vorgaben dieses Spiels, in Begriffen der Kosten, die ein be-
stimmter Eingriff der öffentlichen Gewalt in das Gebiet des Marktes 
impliziert, zu überprüfen.“ (ebenda, S. 341) 

Grundlage dafür ist das Prinzip, jegliche gesellschaftliche Beziehungen als 
ökonomische zu analysieren (vgl. ebenda, S. 331). Die auf die Gesellschaft 
zielende Regierung solle so handeln, dass „Markt“ ermöglicht werde, und 
zwar als „allgemeiner Regulationsmechanismus und als Prinzip politischer 
Rationalität“ (ebenda, S. 208). Dabei gehe es, so Foucault, jedoch nicht um 
die disziplinierende „Handelsgesellschaft“, die der Warenform und damit der 
Herrschaft des Tauschwerts unterworfene Massengesellschaft, sondern um 
die Gewährleistung der Mechanismen des Wettbewerbs:  

„Was man also zu erreichen sucht, ist nicht eine Gesellschaft, die dem 
Wareneffekt unterliegt, sondern eine Gesellschaft, die der Dynamik 
des Wettbewerbs untersteht. [...] Der homo oeconomicus, den man 
wiederherstellen will, ist nicht der Mensch des Tauschs, nicht der 
Mensch des Konsums, sondern der Mensch des Unternehmens und der 
Produktion.“ (ebenda, S. 208) 

Anhand von Beckers Radikalismus zeigt Foucault nun die Verschiebungen 
im Verständnis des homo oeconomicus des 18. Jahrhunderts zur Gegenwart 
auf (vgl. ebenda, S. 371). War im 18. Jahrhundert der homo oeconomicus 
„das Subjekt und Objekt des Laissez-fair“ (ebenda), der Mensch, der seinen 
Interessen gehorcht, die spontan mit denen anderer Individuen konvergieren, 
und der daher vom Standpunkt der Regierung aus nicht anzurühren ist, so ist 
bei Becker der homo oeconomicus derjenige, der innerhalb von künstlichen 
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Umgebungsvariablen agiert, die es zu verändern gilt. Er erscheint als etwas 
Handhabbares, er ist der Mensch, „der in eminenter Weise regierbar ist“: 

„Von einem unberührbaren Partner des Laissez-fair ausgehend, er-
scheint der Homo oeconomicus nun als das Korrelat einer Gouverne-
mentalität, die auf die Umgebung Einfluß nehmen und systematisch 
die Variablen dieser Umgebung verändern wird.“ (ebenda, S. 372) 

So ist der homo oeconomicus „schon eine bestimmte Art von Subjekt, das 
eben einer Regierungskunst gestattete, Regelungen nach dem Prinzip der 
Ökonomie zu treffen“ (ebenda). Gleichzeitig verschiebt der Neoliberalismus 
den Gegenstandsbereich und Bezugsrahmen der ökonomischen Analyse. An-
stelle von Produktion, Distribution und Konsumtion, wie die klassische Öko-
nomie, wollen die Neoliberalen Natur und Folgen von „substituierbaren Ent-
scheidungen“ analysieren, es geht um die „Untersuchung und Analyse der 
Art und Weise, wie knappe Ressourcen auf konkurrierende Zwecke verteilt 
werden, d. h. auf alternative Zwecke, die einander nicht überlagern können“ 
(ebenda, S. 309f.). Es geht also der Wirtschaftsanalyse um die Analyse 
menschlichen Verhaltens: 

„Es handelt sich also nicht mehr um die Analyse der historischen Pro-
zeßlogik, sondern um die Analyse der internen Rationalität, der strate-
gischen Planung der Handlungen von Individuen.“ (ebenda, S. 310) 

Dabei konstruieren sie Arbeit als strategisches, d. h. rationalisiertes, berech-
netes ökonomisches Verhalten von Wirtschaftssubjekten. Unter Bezugnahme 
auf Irving Fischers Definition von Arbeit nicht als Ware, sondern als Kapital 
des Arbeiters, arbeitet Foucault die zentrale Konzeption des homo oeconomi-
cus heraus. Dieser werde so zum „Unternehmer seiner selbst [...], der für sich 
selbst sein eigenes Kapital ist, sein eigener Produzent, seine eigene Einkom-
mensquelle“ (ebenda, S. 314). 

Insgesamt wird deutlich, dass selbst im staatskritischen Neoliberalismus dem 
Staat grundlegende, gesellschaftsregulative Aufgaben zugeschrieben werden. 
So besteht ein konstitutiver Zusammenhang zwischen Gouvernementalität 
und moderner Staatlichkeit, der im Folgenden näher untersucht werden soll. 

5.1.2 Staat als Praxis, Effekt und Erkenntnisweise 

Foucault macht hinsichtlich seiner Analyse der Machtbeziehungen moderner 
Staatlichkeit bzw. der Bewegung der „Gouvernementalisierung des Staates“ 
(STB, S. 164) drei grundlegende Ansatzpunkte stark: Erstens gehe es darum, 
nach Technologien der Machtbeziehungen statt nach staatlichen Institutionen 
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zu fragen; zweitens eine funktionale Sichtweise durch eine an Strategien ori-
entierte zu ersetzen und drittens, die konstitutiven (Wissens)Praktiken und 
nicht die (materialisierten) Objekte zu analysieren (vgl. ebenda, S. 177). Da-
mit ist wiederum auf die Grundzüge der Gouvernementalität verwiesen. Dies 
macht deutlich, dass die „Genealogie des modernen Staates“, auf die ein-
gangs hingewiesen wurde, von Foucault eher en passant skizziert wird: Seine 
Äußerungen zum Staat fallen gewissermaßen als Nebenprodukt der Erarbei-
tung der Gouvernementalität als Regierungsrationalität und -technologie an. 
Dennoch weist Foucault dem Staat eine wichtige Bedeutung zu. Die Entste-
hung der Regierungskunst und des modernen Verwaltungsstaates, der durch 
einen Komplex von Institutionen Wissen produziere und damit Machtaus-
übung rationalisiere, stünden in direktem Zusammenhang:  

„Diese Regierungskunst ist nicht nur eine Idee der Philosophen oder 
der Ratgeber der Fürsten; sie wurde erst in dem Rahmen formuliert, 
wie der große Verwaltungsapparat der Monarchie und die diesem Ap-
parat korrelativen Wissensformen im Begriff waren, installiert zu 
werden.“ (ebenda, S. 152) 

Seine Perspektive auf den Staat jedoch will er deutlich von anderen Ansätzen 
unterschieden wissen. In den bekanntesten Passagen der Vorlesungen zur Ge-
schichte der Gouvernementalität, also jenen aus der unter dem Titel „Die 
Gouvernementalität“ (erstmals 1978, deutsch in: Bröckling u.a. 2000) veröf-
fentlichten Vorlesung vom 1. Februar 1978, formuliert Foucault seine Auf-
fassung vom Staat in scharfer Abgrenzung zu jenen Positionen, die in einer 
„Überbewertung des Staatsproblems“ den Staat entweder als „kaltes Unge-
heuer“ behandelten oder ihn auf eine ökonomische Funktion reduzierten (vgl. 
STB S. 163): 

„Alles in allem ist der Staat vielleicht nur eine bunt zusammengewür-
felte Wirklichkeit, eine mythifizierte Abstraktion, deren Bedeutung 
viel beschränkter ist, als man glaubt.“ (ebenda) 

Um „unsere Modernität“ zu analysieren, sei weniger die Verstaatlichung der 
Gesellschaft, sondern die Gouvernementalisierung des Staates in den Blick 
zu nehmen.  

Vorschnell könnte man annehmen, Foucault verabschiede die Relevanz des 
Staates gänzlich zugunsten der Frage nach der Gouvernementalität. Ähnliche 
Schlüsse könnten die Abschnitte aus der (ebenfalls in Auszügen 2000 in 
Bröckling u.a. veröffentlichten) Vorlesung vom 31. Januar 1979 nahe legen, 
in denen Foucault explizit erklärt, warum er auf eine Staatstheorie „verzich-
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ten will und muß, wie man auf eine schwer verdauliche Speise verzichten 
kann und muß“ (GBP, S. 114). Der Staat habe kein Wesen, das es zu analy-
sieren gebe, er sei keine Universalität und nicht die Quelle der Macht, son-
dern Wirkung ständiger Staatsbildungen, „nichts anderes als der bewegliche 
Effekt eines Systems von mehreren Gouvernementalitäten“ (ebenda, S. 115). 
Foucault hat also keine Staatstheorie und anstelle einer Ontologie eine 
Analytik des Effekts „Staat“ vorgelegt – doch bedeutet dies, dass er das 
Phänomen „Staat“ für sekundär oder zu vernachlässigen erklärt? Mitnichten, 
denn die Entstehung des modernen Staates und der Gouvernementalität sind 
weder historisch noch systematisch voneinander zu trennen.13 Den Staat als 
Praxis zu fassen (vgl. ebenda, S. 400) heißt somit, ihn auch als Erkenntnis-
weise und Verständnisprinzip dieser Praktiken sowie der Gesamtheit der so 
hervorgebrachten Institutionen zu fassen (vgl. ebenda, S. 416). Er ist ein 
„strategisches Schema“, das die Regierung zweckbezogen einsetzt: 

„Die gouvernementale Vernunft setzt also den Staat als Interpretati-
onsprinzip der Wirklichkeit und setzt ihn als Ziel und als Imperativ. 
Der Staat ist dasjenige, was die gouvernementale Vernunft steuert, 
d. h. dasjenige, was dafür verantwortlich ist, daß man rational regieren 
kann, indem man den Notwendigkeiten folgt.“ (ebenda, S. 417) 

Der moderne Staat ist die Etablierung der Gouvernementalität, beide sind 
gleichursprünglich. Die Gouvernementalität, so Foucault, sei dem Staat 
zugleich innerlich und äußerlich, „da es ja die Taktiken des Regierens sind, 
die in jedem Augenblick erlauben zu definieren, was in die Zuständigkeit des 
Staates fallen darf und was nicht, was öffentlich und was privat ist, was 
staatlich ist und was nicht staatlich ist“ (ebenda, S. 164). Hier ist eine wichti-
ges Moment des „Staatseffektes“ angesprochen: Die Produktion, Verschie-
bung und Neudefinition der Trennung zwischen Staat und Gesellschaft als 
Technologie des Regierens: 

„Die Idee der Gesellschaft ermöglicht es, eine Technologie der Regie-
rung zu entwickeln, die von dem Prinzip ausgeht, daß man sich stets 
fragen kann und muß, ob sie notwendig ist und wozu sie nützlich ist, 
wenn sie bereits ‚zuviel’ oder ‚übertrieben’ ist – oder sich zumindest 
als Supplement hinzugefügt hat, von dem man sich immer fragen kann 
und muß, ob es notwendig ist und wozu es dient.“ (GBP, S. 438) 

                                                           
13 „Der moderne Staat entsteht, [...] als die Gouvernementalität tatsächlich eine kalkulierte 

und überlegte politische Praxis geworden ist“ (STB, S. 242). 
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Foucault stellt hier aber auch „Staat“ den Techniken des Regierens einerseits, 
der Gesellschaft andererseits gegenüber. Darin scheint eine spezifische 
Konstellation von Souveränitäts- und Regierungsmacht auf und damit das 
gleiche, grundlegende Strukturproblem, das auch in der Trennung der Sphäre 
des Öffentlichen von der des Privaten und der Spaltung des Subjekts in 
Bourgeois und Citoyen erscheint – und zwar in der historischen Bewegung 
der Gouvernementalität, die auch als gleichursprünglich mit der Besonderung 
des modernen Staates von der bürgerlichen Gesellschaft gedacht werden 
muss (vgl. ebenda, S. 406).14 Der Zerfall des Individuums in homo juridicus 
und homo oeconomicus ist dabei das zentrale Problem der gouvernementalen 
Rationalität: 

„Die Regierungskunst soll in einem Raum der Souveränität ausgeübt 
werden – das besagt das Staatsrecht selbst –, aber das Ärgernis, das 
Mißgeschick oder das Problem ist nun, daß der Raum der Souveränität 
sich als von Wirtschaftssubjekten bewohnt und bevölkert erweist.“ 
(ebenda, S. 403) 

Die Rechtstheorie könne dieses Problem nicht lösen, weil sie nicht mit der 
Idee des homo oeconomicus übereinstimme. Die Regierbarkeit bzw. „Gou-
vernementabilität“ der als Rechtssubjekte den Raum der Souveränität bevöl-
kernden und zugleich auch ökonomischen Menschen sei nur durch einen 
neuen Bezugsrahmen behandelbar geworden, der eine neue komplexe Ganz-
heit des juridischen und ökonomischen Subjekts herstelle: die bürgerliche 
Gesellschaft, die juridische und ökonomische Elemente der Regierung in der 
Sphäre der Souveränität vereine (vgl. ebenda, S. 405).15 Somit sind sowohl 
der homo oeconomicus als auch die bürgerliche Gesellschaft der liberalen 
gouvernementalen Regierungstechnik zuzuordnen (vgl. ebenda, S. 406).16 

                                                           
14 Das bedeutet nicht, dass die bürgerliche Gesellschaft als alleiniges Produkt der Regierungs-

technik zu verstehen ist (vgl. GBP, S. 407). 
15 „Die bürgerliche Gesellschaft ist, glaube ich, ein Begriff der Regierungstechnik oder viel-

mehr das Korrelat einer Regierungstechnik, deren rationales Maß sich juristisch an einer 
Wirtschaft ausrichten soll, die als Produktions- und Tauschprozeß aufgefasst wird“ (GBP, 
S. 405). So ermögliche die bürgerliche Gesellschaft eine „Selbstbegrenzung“ der Regie-
rungskunst, „also eine Regierungstechnik [...], die weder die Gesetze der Wirtschaft noch 
die Rechtsprinzipien verletzt und die weder ihrer Forderung nach Allgemeinheit der Regie-
rung noch der Notwendigkeit einer Allgegenwart der Regierung zuwiderhandelt“ (ebenda). 

16 Die bürgerliche Gesellschaft als Prinzip liberaler Regierung bedeutet somit eine Re- und 
Dezentrierung der gouvernementalen Vernunft (vgl. GBP, S. 427f.): Die Verschiebung von 
der Regierung entsprechend der Rationalität des souveränen Einzelwillens – was als Prinzip 
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Diese steht, wie sich schon angedeutet hat, in einer komplexen Beziehung zu 
„Staat“: Die Regierung ist kein Instrument des Staates, sondern die konkrete 
Gestalt des Staates, d. h., welche Praktiken sich als Staat institutionalisieren, 
ist ein Effekt der Regierung, der Führungsverhältnisse. Zugleich ist der mo-
derne Verwaltungsstaat, als juridisch-souveräne Struktur, Rahmen und Be-
dingung des Regierens, denn die Verwaltung ist es ja gerade, die das Regie-
ren ermöglicht. Das Regieren in seiner politischen Form entfaltet bestimmte, 
zur Produktion von Bevölkerungswissen und für „Bevölkerungspolitik“ not-
wendige Praktiken, die sich in Verwaltungsinstitutionen – Ämtern, Statisti-
ken – materialisieren und somit Teile der Sicherheitsdispositive werden. 
Diese Konzeption fasst den Staat als eine Be-Deutungspraxis intersubjektiver 
(gesellschaftlicher) Beziehungen. 

Auf die gegenwärtige Bedeutung des Staates als Effekt, Ziel, Instrument und 
Bedingung der Gouvernementalität spricht Foucault abermals in „Subjekt 
und Macht“ an. Die regierungsspezifische Macht nehme eine zentrale Stel-
lung innerhalb der vielfältigen anderen, sich gegenseitig überkreuzenden und 
überlagernden Machtbeziehungen ein (vgl. Foucault 1982, S. 290f.). Alle 
diese Machtbeziehungen bezögen sich auf den Staat, jedoch nicht deshalb, 
weil sie von diesem abgeleitet seien, sondern weil es zu einer „stetigen Etati-
sierung der Machtbeziehungen“ gekommen sei (ebenda, S. 291): 

„Wenn man den Ausdruck ‚Gouvernement’ diesmal in seiner engeren 
Bedeutung von ‚Regierung’ nehmen will, könnte man sagen, die 
Machtbeziehungen sind zunehmend ‚gouvernementalisiert’, das heißt 
in der Form oder unter den Auspizien der staatlichen Institutionen ela-
boriert, rationalisiert und zentralisiert worden.“ (ebenda) 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Foucault konzipiert Staat bzw. staatlich 
institutionalisierte Praktiken sowohl als Effekte als auch als Bedingungen der 
durch die gouvernementale Rationalität gekennzeichneten Regierung. Das 
Terrain dieser Regierungspraktiken ist dabei durch das Spannungsverhältnis 
von bürgerlicher Gesellschaft und Staat gekennzeichnet. Zur Analyse der Re-
gierungspraktiken ist die ihnen innewohnende Rationalität, die Technologien, 
Strategien und Wissensformen produziert und einsetzt und in dieser Bewe-
gung auch den „Staatseffekt“ erzeugt, und damit eine spezifische Gouverne-
mentalität herauszuarbeiten. „Der“ Staat oder staatliche Institutionen sind 

                                                                                                                             
des Denkens der Staatsräson galt – hin zur Regierung entsprechend der Rationalität der Re-
gierten als Wirtschafts- bzw. Interessensubjekte.  
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also nicht autonome Akteure, sondern werden von der Regierung als Be-
standteil einer Gouvernementalität eingesetzt. 

5.1.3 Zusammenfassung: Die gouvernementale Rationalität 

„Zusammengesetzt“, aber mehr als die Summe ihrer einzelnen Bestandteile, 
entfaltet die Gouvernementalität eine eigenständige Wirkmächtigkeit. Sie ist 
Produkt des Ensembles aus Sicherheitstechnologien, Bevölkerungspolitik 
und natur- und humanwissenschaftlichem Wissen, das sie selbst permanent 
hervorbringt: Die spezifische Rationalität der Gouvernementalität, die sich in 
den Sicherheitsdispositiven manifestiert, ist eine der politischen Ökonomie 
und der Humanwissenschaften. Sie führt die Naturalität der Bevölkerung und 
der „Gesellschaft“, des Komplexes aus „Menschen und Dingen“, als grund-
sätzliche Kategorie ein und macht sie zum Prinzip ihrer Regierungsstrategien. 
Die Emergenz der Bevölkerung wird unter der Prämisse ihrer Naturalität re-
flektiert, die eine von ökonomisch agierenden Individuen – homines oeco-
nomici – ist. Um als Ziel und Strategie der Regierung eingesetzt werden zu 
können, bedarf es ihrer Hervorbringung durch die politische Ökonomie und 
die Humanwissenschaften.  

Regierung, so lässt sich zusammenfassen, ist Ausübung der (Bio-)Macht im 
Medium der Bevölkerung selbst, das Regieren ist die strategische Führung 
der Bevölkerung. Als politische wird diese zwar im Rahmen des souveränen 
Staates ausgeübt, verwendet dabei jedoch andere Machtmechanismen und 
folgt anderen Zielsetzungen als die juridisch-diskursive Macht des Souve-
räns. Die gouvernementale Regierung entwertet dabei das Individuum in ih-
rem Interesse an der Bevölkerung. Der Einzelne wird zum bloßen Element 
des Ganzen, zum Exemplar eines besonderen Bevölkerungssegments. Die 
Zuordnung mittels Bevölkerungswissen zu einer hierarchisierenden Diffe-
rential-Normalität wirkt entindividualisierend – es geht nicht um die Realität 
der Einzelperson – und reindividualisierend zugleich, indem die Potentialität 
des einer bestimmten Risikogruppe zugeschriebenen Einzelfalls berechnet 
wird. 
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5.2 Probleme und Irritationen: Gouvernementalität und 
governmentality studies 

Die Originalität des Konzepts der Gouvernementalität wird von der einschlä-
gigen Sekundärliteratur17 vor allem im Begriff der Regierung gesehen, der 
Selbst- und Herrschaftstechniken verknüpfe (vgl. Lemke 1997, S. 31; Beljan 
2008, S. 284ff.), sowie in einer nominalistischen Perspektive auf den Staat, 
welche die den „Staatseffekt“ produzierenden Praktiken zum Ausgangspunkt 
mache (vgl. Bröckling u.a. 2000a, S. 27). Darüber hinaus wird der für die 
Rationalität der Sicherheitsdispositive zentrale Begriff des Risikos (vgl. Sen-
nelart 2004, S. 570) als Analysekategorie bedeutsam, ebenso wie Foucaults 
Kritik des Neoliberalismus und seine Anregungen zum dortigen Verhältnis 
zwischen Freiheit und Sicherheit. Auch für die Analyse der Transformation 
des Sozialstaates glaubt Lessenich, in Anschluss an die Arbeit von Ewald 
zum „Vorsorgestaat“, den Ansatz fruchtbar machen zu können (vgl. Lesse-
nich 2008, S. 77-85). Schließlich erweist sich das Gouvernementalitätspara-
digma auch als fruchtbar zur Analyse aktueller kriminal- und sicherheitspoli-
tischer Entwicklungen (vgl. vor allem Krasmann 2003a, 2003b; Brun-
nett/Gräfe 2003; Singelnstein/Stolle 2007; Belina 2006). Es scheinen also 
zahlreiche Gründe dafür zu sprechen, das Konzept der Gouvernementalität 
für die hier interessierende Thematik fruchtbar machen zu können. 

Nun ist jedoch auffällig, dass sich die Studien gegenwärtiger Gouvernemen-
talität bisher selten in die Debatte um Exklusion, die Zunahme gesellschaftli-
chen Ausschlusses und die Emergenz des Phänomens der „Überflüssigen“ 
eingemischt haben. Die gegenwärtigen Transformationen der kapitalistischen 
Produktionsweise und das Feld sich transformierender Lebens- und Arbeits-
verhältnisse werden vor allem mit dem Fokus auf die veränderten Anforde-
rungen an „das“ Subjekt der Arbeitskraft analysiert – vor allem mit der 
Chiffre des „unternehmerischen Selbst“ (vgl. Bröckling 2008; Pühl 2003). 
Innerhalb dieses Modells ist jedoch naheliegenderweise kein Platz für die 
„Überflüssigen“, die von der zentralen Instanz der Vergesellschaftung und 
auch der Produktion des unternehmerischen Selbstes, dem Arbeitsmarkt, ra-
dikal ausgeschlossen sind. 
                                                           
17 Ich beziehe mich ausschließlich auf die politik- bzw. sozialwissenschaftlichen Diskurse in 

Deutschland. In Frankreich und den USA sieht die Literaturlage anders aus – ebenso diffe-
rieren aber auch die konkreten Ausformungen gegenwärtiger Gouvernementalitäten, so 
dass die einfache Übernahme von Ergebnissen der anglo-amerikanischen oder französi-
schen Debatte ohnehin problematisch ist. 
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Das „unternehmerische Selbst“ wird von Bröckling als Rationalitätsschema 
und Regierungsprogramm, explizit nicht als empirisch vorfindbares Subjekt 
konzipiert.18 Die Untersuchung der konkreten Wirkmächtigkeit und Reich-
weite dieses Konstrukts weist er zurück: „Die Frage lautet nicht, wie wirk-
mächtig das Postulat, unternehmerisch zu handeln, ist, sondern auf welche 
Weise es seine Wirkung entfaltet“ (Bröckling 2007, S. 10). Hier wird ein De-
fizit offenbar: Die Wirkung der gouvernementalen Rationalität allein auf der 
diskursiven Ebene von Regierungsprogrammen zu analysieren läuft Gefahr, 
eine „reine Rationalität“ und Quasi-Universalität der Regierung zu unterstel-
len (vgl. die Kritik von Prinz/Wuggenig 2007, S. 240f.). Gleichzeitig wird 
eine reine Performativität der Diskurse angenommen bzw., dass diese ten-
denziell reibungslos funktionierten. Die Brüche und Reibungspunkte inner-
halb der Regierungsrationalität selbst, deren Interferenzen mit anderen 
Machtformen, der Widerstand der Subjekte gegen das Regiert-werden, das 
Scheitern und das Herausfallen aus der gouvernementalen Rationalität wer-
den so ausgeblendet (vgl. auch die Kritik Lemkes 2007, S. 59).  

Foucault selbst legt dagegen nahe, die sich verändernden Regierungspro-
gramme in Korrespondenz mit veränderten ökonomischen Bedingungen, po-
litischen Strukturen und sozialen Kämpfen zu lesen. Im Rahmen der Gouver-
nementalitätsstudien führt die Konzentration auf den weiten Begriff der Re-
gierung dazu, dass staatliche Institutionen als Akteurinnen des Regierens in 
ihren spezifischen Funktionszusammenhängen und Strukturen, in denen sich 
verschiedene Machtformen überkreuzen und überlagern, miteinander konkur-
rieren, nicht angemessen thematisiert werden – als komme „dem Staat keine 

                                                           
18 „Das unternehmerische Selbst bezeichnet überhaupt keine empirisch beobachtbare Entität, 

sondern die Weise, in der Individuen als Personen adressiert werden, und zugleich die 
Richtung, in der sie verändert werden und sich verändern sollen. [...] In der Figur des un-
ternehmerischen Selbst verdichten sich sowohl normatives Menschenbild wie eine Vielzahl 
gegenwärtiger Selbst- und Sozialtechnologien, deren gemeinsamen Fluchtpunkt die Aus-
richtung der gesamten Lebensführung am Verhaltensmodell der Entrepreneurship bildet“ 
(Bröckling 2008, S. 46f.). Mit dem Zonen-Modell Castels gesprochen: Hier werden be-
stimmte Figuren der Zone der Integrität, in Teilen noch der Zone der Verunsicherung unter-
sucht. Die Abgekoppelten dagegen kommen so gar nicht in den Blick. Dies geschieht auch 
in der Arbeit von Opitz (2004), der die Subjekte des Postfordismus zwischen Fremd- und 
Selbstführung ausschließlich auf diskursiver Ebene beispielsweise von Managementlitera-
tur analysiert. Es liegen jedoch auch Aufsätze vor, die sich mit ausschließenden Effekten 
neuer Armutspolitik und Arbeitsmarktreformen auseinandersetzen (vgl. Pieper 2003) bzw. 
die der Rationalität der Regierung eigene Exklusionsmodi herausarbeiten (vgl. Kras-
mann/Opitz 2007). 



 

154 

eigene Realität und Wirkmächtigkeit“ zu (ebenda, S. 58).19 Erstaunlich ist 
auch, dass Foucaults Vorlesungen selbst kaum einer kritischen Analyse un-
terzogen und auf Widersprüche hin untersucht werden.20 Ein Grund für diese 
theoretischen und thematischen Defizite ist naheliegenderweise in einer Ge-
meinsamkeit der Gouvernementalitätsstudien zu suchen, die sich fast 
zwangsläufig aus der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Foucault 
ergibt: Sie systematisieren stärker als der Autor selbst dessen Thesen, um ein 
(mehr oder weniger) kohärentes Forschungsprogramm entwickeln zu können. 
Dass dabei zum einen widersprüchliche Äußerungen von Foucault selbst be-
seitigt werden, zum anderen mögliche Defizite auffallend selten behandelt 
werden, ist die Kehrseite dieser Auseinandersetzung. Wenn im Folgenden 
diesen Widersprüchen und Defiziten nachgegangen werden soll, dann nicht, 
um eine richtige Lesart Foucault zu postulieren, sondern um eine mögliche, 
für die Analyse gegenwärtiger Tendenzen in der bundesdeutschen Arbeits-
markt- und Kriminalpolitik fruchtbare Konzeption herausarbeiten zu können.  

So werde ich mit der kritischen Überprüfung des stärksten Arguments für das 
Gouvernementalitätskonzept beginnen: Die Behauptung, im Begriff der Re-
gierung sei eine Unterscheidung zwischen Macht und Herrschaft angelegt 
und, damit verbunden, das Zusammenspiel von Herrschafts- und Selbsttech-
nologien analysierbar (vgl. Bröckling u.a. 2000a, S. 8; ausführlich Lemke 
1997, S. 306-310). Meine zentrale Hypothese ist dagegen, dass das Konzept 
der Gouvernementalität, zumindest in der Form, die in den Gouvernementa-
litätsstudien gebräuchlich ist, die Thematisierung von Herrschaft begrifflich 
ausschließt und daher andere „Ökonomien“ der Macht herangezogen werden 
müssen, um die Beziehung von Selbst- und Herrschaftstechniken behandeln 
zu können. In einem zweiten Schritt werde ich die staatstheoretischen Defi-
zite der Gouvernementalitätsstudien auf Foucaults nominalistische Analytik 
des Staatseffektes beziehen und den darin enthaltenen Implikationen für eine 
Vernachlässigung der eigenständigen Wirkmächtigkeit bzw. „relativen Auto-
nomie“ institutionalisierter Staatlichkeit nachgehen. Schließlich werde ich die 
Frage nach dem Souverän der Regierungskunst wieder aufnehmen – auch 
wenn bzw. gerade weil Foucault den „Kopf des Königs“ forderte: Die Ent-
personalisierung von Herrschaft führt, einhergehend mit der Konzentration 
                                                           
19 Zum staatstheoretischen Defizit der Gouvernementalitätsstudien auch Lemke 2007, S. 58. 
20 Als Ausnahme sind hier vor allem die Arbeiten von Lemke (1997, 2007) hervorzuheben, 

wenngleich seine Kritik sich vor allem gegen die studies of governmentality selbst richtet 
(vgl. Lemke, 2007). 
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auf die ökonomische Regierung mittels der Handlungsfreiheit der Individuen, 
in der Tendenz zu einer Remythifizierung und Entdifferenzierung von Sub-
jektpositionen innerhalb bestehender Herrschaftsverhältnisse. 

5.2.1 Macht und Herrschaft in der Konstellation von Souveränität – 
Disziplin – Gouvernementalität 

Lemke stellt heraus, dass Regierung als Schlüsselbegriff eine „Scharnier-
funktion“ (Lemke 1997, S. 309) zwischen strategischen Machtbeziehungen 
und Herrschaftszuständen einnehme sowie die Verknüpfung von Herrschafts-
techniken und Techniken des Selbst ermögliche (vgl. ebenda, S. 31).21 Dabei 
bezieht er sich auf Foucault selbst, der Gouvernementalität als „Verbindung 
zwischen den Technologien der Beherrschung anderer und den Technologien 
des Selbst“ bestimmt (Foucault 1984b, S. 969, zur fehlerhaften Übersetzung 
vgl. Lemke 1997, S. 31). Regierung, als sowohl die Führung seiner selbst wie 
die Führung durch andere oder die Führung der Führung anderer, impliziere 
somit die Unterscheidung zwischen Macht und Herrschaft. In Zuständen von 
Herrschaft sei Freiheit als notwendiges Element von Machtbeziehungen 
suspendiert bzw. vereinseitigt (vgl. Lemke 1997, S. 308). Damit wird Macht 
als Freiheitspraxis Herrschaft als Zustand völliger Unfreiheit entgegenge-
stellt: 

„Wenn Macht sich durch ‚Führung’ auszeichnet und ‚Freiheit’ ein in-
tegraler Bestandteil von Machtstrategien ist, dann ist es erforderlich, 
zwischen ‚freien’ Formen der Macht und solchen zu differenzieren, 
die Möglichkeiten alternativer Handlungs- und Reaktionsformen ef-
fektiv ausschließen.“ (ebenda, S. 307) 

Abgesehen davon, dass sich Lemke in diesem Zitat selbst widerspricht – 
wenn Freiheit zentraler Bestandteil von Macht ist, kann es keine Machtfor-
men geben, die „Möglichkeiten alternativer Handlungs- und Reaktionsfor-
men effektiv ausschließen“ – ist jedoch zu bezweifeln, dass bei Foucault tat-
sächlich eine systematische Unterscheidung zwischen Macht und Herrschaft 

                                                           
21 Bezeichnenderweise bemüht sich m.E. nur Lemke um eine Diskussion und Begründung 

dieses Zusammenhangs – als Beispiel, dass seine Thesen in der Debatte weitgehend unhin-
terfragt übernommen werden, kann der Handbuch-Beitrag von Beljan (Beljan 2008) ange-
führt werden. So setzt sich eine Lesart durch, die beim späten Foucault eine Unterscheidung 
von Macht und Herrschaft behauptet, ohne sie argumentierend zu begründen. 
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ausgemacht werden kann.22 Vielmehr ist von fließenden und umkämpften 
Übergängen auszugehen. 

Um das Verhältnis von Macht und Herrschaft genauer herauszuarbeiten, 
scheint es hilfreich zu sein, Foucaults Aufsatz „Subjekt und Macht“, auf den 
sich Lemke zentral bezieht, zu untersuchen. Foucault fragt darin vor allem 
nach den Besonderheiten der Ausübung von Macht innerhalb von Machtbe-
ziehungen. Macht nähert er dabei immer mehr dem Modell der Regierung an, 
als „eine Form handelnder Einwirkung auf andere“ (Foucault 1982, S. 285) 
innerhalb eines strukturierten Möglichkeitsfeldes. Darin ist auch die Mög-
lichkeit einer asymmetrischen Machtbeziehung gegeben, in der Freiheiten 
ungleich verteilt sind. Macht werde nicht direkt auf Körper und Dinge ausge-
übt, wie beispielsweise Gewalt, die dem Gegenüber jede Handlungsmöglich-
keit nehme, Widerstand breche und Passivität erzeuge. Machtbeziehungen 
beruhten vielmehr fundamental auf der Anerkennung des Gegenübers als 
handelndes Subjekt. Sie eröffneten ein „Feld möglicher Antworten, Reaktio-
nen, Wirkungen und Erfindungen“ (ebenda). Damit wird die Freiheit zu han-
deln zur Voraussetzung von Macht (vgl. ebenda, S. 287). Wird das Moment 
der Freiheit beseitigt, verschwindet auch die Macht. 

„Da es keine Machtbeziehung ohne Widerspenstigkeit geben kann, 
auf die sie per definitionem keinen Einfluss hat, kann jede zur Bre-
chung dieser Widerspenstigkeit eingesetzte Intensivierung oder Er-
weiterung der Machtbeziehungen die Machtausübung nur an ihre 
Grenzen führen, und zwar entweder in einem Handlungstyp, der den 
anderen zu völliger Ohnmacht verdammt (aus der Machtausübung 
wird dann ein ‚Sieg’ über Gegner), oder in einer Umkehrung, die aus 
den Regierten Feinde macht.“ (ebenda, S. 292f.) 

Grundlegend ist dabei, dass jeder Machtbeziehung offensichtlich eine Dyna-
mik innewohnt, die auf eine Beseitigung der Widerständigkeit und damit 
auch der Freiheit zielt. Ein Erfolg würde zur völligen Ohnmacht des Gegen-
übers führen und damit zu einem Umschlagen in Gewalt, einem Sieg über 
                                                           
22 Zum einen verwendet Foucault beide Begriffe zum Teil synonym (vgl. Foucault 1984a, 

S. 901), zum anderen erscheint, zumindest in der Wiedergabe durch Lemke, Herrschaft als 
aus Machtbeziehungen heraus gewachsene und verfestigte Asymmetrie, als stabilisierte 
Form von Macht. Lemke selbst führt aus, Foucault habe Herrschaft als „eine auf Dauer ge-
stellte und mit ökonomischen, politischen und militärischen Mitteln institutionalisierte 
Ausübung von Macht“ bestimmt (Lemke 1997, S. 308). Herrschaft, so lässt sich folgern, ist 
bei Foucault selbst noch eine Form von Macht, die durch Widerstandspraktiken aufgelöst 
werden kann, die selbst wiederum ein gewisses Maß von Freiheit implizieren. 
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Gegner (vgl. ebenda, S. 292). Machtbeziehungen sind also immer Auseinan-
dersetzungen um Freiheit, die in Gegnerschaft und Unfreiheit umzukippen 
drohen. Gegnerschaft erscheint dabei als Ergebnis eines quantitativen Wachs-
tums von Macht bzw. Machtasymmetrien durch den strategischen Einsatz 
von Kampfmitteln.23 Mithin als das, was Lemke im angeführten Zitat als 
Herrschaftszustände bezeichnet hat. 

Wann ist nun mit Foucault von Herrschaft zu sprechen? Die Interpretation 
gesellschaftlicher Phänomene bzw. eines „geschichtlichen Gewebes“ als 
Herrschaftsphänomene resultiert nach Foucault aus der Interferenz zweier 
Lesarten: Ihrer Deutung als Machtbeziehungen und gleichzeitig als Konstel-
lationen von Gegnerschaft (vgl. ebenda, S. 293). Herrschaft ist sowohl eine 
„globale Machtstruktur“, die „bis in die kleinsten Verästelungen der Gesell-
schaft“ (ebenda, S. 293) hinein wirksam wird, als auch die relativ dauerhafte 
Etablierung einer strategischen Situation der Gegnerschaft, also von Kampf-
strategien. 

„[...] die Herrschaft einer Gruppe, Kaste oder Klasse und die dadurch 
ausgelösten Widerstände oder Revolten bilden deshalb ein zentrales 
Phänomen in der Geschichte der Gesellschaft, weil sich dort in massi-
ver und globaler Form auf der Ebene der Gesamtgesellschaft zeigt, 
wie Machtbeziehungen und strategische Beziehungen ineinander grei-
fen und aufeinander einwirken.“ (ebenda, S. 293f.) 

An dieser Stelle ist festzuhalten, dass Lemkes Argumentation problematisch 
und plausibel zugleich ist: Foucault unterscheidet Machtbeziehungen von 
Herrschaft, aber Regierung – als auf Handeln anderer bezogenes Handeln, als 
besonders freiheitliche Form von Macht – ist nicht das Scharnier zwischen 
beiden. Es ist die allgemeine Dynamik der Machtbeziehungen, die Tendenz, 
in Gegnerschaft umzukippen, die Macht und Herrschaft vermittelt.  

Es könnte nun angenommen werden, mit dieser Fassung habe man begrifflich 
sauber die Beziehung zwischen Macht und Herrschaft definiert. Jedoch erge-
ben sich an mehreren Stellen in „Subjekt und Macht“ Irritationen. Foucault 
führt immer wieder Elemente von Machtbeziehungen auf, die der Anerken-
nung des Gegenübers als Subjekt und dem zentralen Moment der Handlungs-
freiheit (ebenda, S. 285) widersprechen und damit eher der Beziehung zwi-

                                                           
23 Zur Bestimmung des Begriffs der Strategie siehe Foucault 1982, S. 291f. 



 

158 

schen Gegnern angehören, die auf Zwang, Gewalt, Beraubung der Hand-
lungsfreiheit beruht: 

„Machtbeziehungen schließen den Einsatz von Gewalt natürlich eben-
sowenig aus wie die Herstellung von Konsens. Die Ausübung von 
Macht kann auf keins von beiden verzichten, und manchmal benötigt 
sie beides zugleich. Doch Gewalt und Konsens sind Mittel oder Wir-
kung, nicht aber Prinzip oder Wesen der Machtausübung.“ (ebenda, 
S. 286) 

Weiter schreibt er, dass Macht Leichenberge produzieren könne, ohne selbst 
Gewalt zu sein, dass sie im Grenzfall Handlungen erzwinge oder verhindere, 
dabei aber immer auf handelnde Subjekte bezogen bleibe. Widerspricht sich 
Foucault hier nicht selbst? Sind Mittel der Gewaltanwendung und das Er-
zwingen von Handlungen nicht eher Teile der Kampfstrategien, die einen 
Übergang von Macht zur Gegnerschaft bedeuten? Oder liegt das Problem ge-
rade darin, dass Foucault hier ganz global von „Macht“ spricht, und seine ei-
gene Differenzierungen – in juridisch-diskursive Macht, Todesmacht der 
Souveränität, Bio-Macht im Modus der Disziplin und der Regierung der Be-
völkerung – außer Acht lässt? An diesen Irritationen wird eine grundlegende 
Problematik in Foucaults Argumentation offenbar: Wenn Foucault von „der“ 
Macht spricht, kann angenommen werden, dass er Machtbeziehungen im 
Allgemeinen meint, die immer schon eine je besondere Struktur aufweisen, 
d. h. in unterschiedliche Machttypen, „Ökonomien“ und Rationalitäten diffe-
renziert werden müssen. Soll also die spezifische Gewaltförmigkeit von 
Macht untersucht werden, so sind die verschiedenen Machttypen in Konstel-
lation zu bringen und in ihrer Beziehung zu „Freiheit“, „Gewalt“ und „Herr-
schaft“ zu bestimmen.24 Es könnte angenommen werden, dass nur die regie-
rungsspezifische Macht die Anerkennung des Gegenübers als Subjekt voll-
ständig beinhaltet, und zwar indem sie sich die Führung der Individuen als 
Subjekte ihrer eigenen Lebensführung zum Instrument und Ziel macht. Dem-
entsprechend fragwürdig ist auch die Konzeption von Regierung als Schar-
nier zwischen Herrschafts- und Selbsttechnologien. Die gouvernementale 

                                                           
24 Plausibel ist also meines Erachtens nach die Unterscheidung verschiedener Machttypen und 

nicht die Behauptung einer Transformation in Foucaults Begriff der Macht weg von der 
Disziplin hin zur Regierung, beide in kritischer Abgrenzung zur Souveränität diskutiert, 
wie dies auch Foucault selbst nahelegt. Die Annäherung von Macht an Regierung beim 
späten Foucault, und das beständige Sprechen von „der“ Macht fallen hinter zuvor vorge-
nommene Differenzierungen zurück. 
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Regierungspraxis beinhaltet zwar Elemente der Selbst- und Fremdführung. 
Diese sind jedoch Momente von Machtbeziehungen, genauer: von Bio-
Macht, nicht von Herrschaft. Die Subjekte der Gouvernementalität werden 
nicht von außen beherrscht, sie führen sich selbst, unter der Anleitung einer 
Führung, der Regierung aus der Distanz, „ohne daß die Leute es allzusehr 
bemerken“ (STB, S. 158; vgl. Kapitel 5.1).  

Unter der Voraussetzung, dass hier nicht einfach Foucaults Postulat der Gou-
vernementalität als Verbindung von Herrschafts- und Selbsttechniken ge-
folgt, sondern dass es gerade auf seine Konsistenz geprüft werden sollte, 
kann die These vertreten werden, dass Gouvernementalität Herrschaft durch 
eine dauerhafte Dynamisierung der Machtbeziehungen minimiert, ein Re-
gime der „Freiheit“ etabliert (vgl. Krasmann 2008, S. 10) bzw. ein so hohes 
Maß an „Freiheit“ verlangt, dass von Herrschaft nicht mehr sinnvoll gespro-
chen werden kann. Analog zu dem für die Rationalität kapitalistischer Öko-
nomien zentralen Marktprinzip ist auch im Begriff der Regierung Herrschaft, 
die nicht auf freie Entscheidungen von Warenbesitzern bzw. homines oeco-
nomici fundiert ist, suspendiert. Diese Analogie legt aber auch den Schluss 
nahe, dass die gouvernementale Regierung immer auf Herrschaftsverhältnisse 
bezogen bleibt – d. h. Bestandteil von Machtbeziehungen ist, die in Konstel-
lation zu Gegnerschaft und Kampfstrategien stehen. Regierung „vermittelt“ 
und stabilisiert zwar Herrschaft, kann diese jedoch nicht konstituieren und 
auch nicht (allein) aufrechterhalten. Die Disziplinarmacht dagegen ist we-
sentlich direkter auf Herrschaft bezogen – sie produziert und unterwirft die 
Individuen als Subjekte, die nach dem Schema normal/anormal zu analysie-
ren, hierarchisch zu kategorisieren und praktisch, auch gewaltvoll an der 
Norm auszurichten sind; die juridisch-diskursive Macht des Souveräns ba-
siert gerade auf dem Recht über das Leben, ist also Todesmacht, und damit 
explizit gewaltförmig bzw. permanent in Gegnerschaft umschlagend und 
diese exekutierend (vgl. zur ausführlichen Diskussion Kapitel 5.3).  

Wenn Foucault eine historische Einordnung dieser verschiedenen Rationali-
täten vornimmt (vgl. STB, S. 20) bzw. die Vorherrschaft der ökonomischen 
Rationalität der Sicherheitsdispositive ab einem bestimmten Zeitpunkt fest-
stellt (vgl. ebenda, S. 24), so weist er doch die Vorstellung einer linearen 
Ablösung zurück (vgl. auch Brunnett/Gräfe 2003, S. 53f.): 

„Sie haben keine Sicherheitsmechanismen, die den Platz der Diszipli-
narmechanismen einnehmen, wobei diese den Platz der juridisch-
rechtlichen Mechanismen eingenommen hätten. In Wirklichkeit haben 
Sie eine Serie komplexer Gefüge, in denen sich sicherlich die Techni-
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ken selbst, die sich vervollkommnen oder sich jedenfalls komplizie-
ren, ändern, doch was sich vor allem ändert, ist die Dominante oder 
genauer das Korrelationssystem zwischen den juridisch-rechtlichen 
Mechanismen, den Disziplinarmechanismen und den Sicherheitsme-
chanismen.“ (STB, S. 22f.) 

Hier lässt sich verdeutlichen, dass auch bei Dominanz der Regierungsmacht 
Herrschaft nicht ausgeschlossen ist. Vielmehr ist die Regierungspraxis immer 
auch bezogen auf eine juridische Struktur bzw. auf institutionalisierte Prakti-
ken der Sanktionierung und Disziplinierung, die Gesetz und Disziplin per-
formativ (re-)produzieren. Regierung ist also nicht, wie es im Rahmen der 
Gouvernementalitätsstudien oftmals erscheint, ein Regime der Freiheit, das 
auch unfreie Fremdführung beinhalten kann, sondern eine freiheitliche 
Machtform, die die Bedingungen für ihr Funktionieren selbst jedoch nur be-
dingt – mittels der Sicherheitsdispositive – herstellen kann. Wenn der Wider-
stand der Subjekte auf der Ebene der Lebensführung selbst zu groß wird, 
wenn sie sich nicht entsprechend einer ökonomischen Rationalität verhalten, 
muss die Regierungsmacht unweigerlich versagen. So weist Foucault auch 
darauf hin, dass das Prinzip der juridischen Souveränität und die Disziplin als 
Probleme gerade mit dem Aufkommen der Regierung nicht eliminiert, son-
dern akut wurden (vgl. ebenda, S. 160). Die Disziplin trat geradezu in den 
Dienst der Regierung, da man mit ihr versuchte, die Bevölkerung zu verwal-
ten (vgl. ebenda, S. 161). Dieses Zusammenspiel resultiert auch aus der 
grundsätzlichen Struktur der „Macht zum Leben“, der Bio-Macht25, die zen-
tral an der Produktion von Herrschaftsverhältnissen beteiligt ist: als  

„[...] unerläßliches Element bei der Entwicklung des Kapitalismus, der 
ohne kontrollierte Einschaltung der Körper in die Produktionsapparate 
und ohne Anpassung der Bevölkerungsphänomene an die ökonomi-
schen Prozesse nicht möglich gewesen wäre.“ (Foucault 1977, S. 136) 

So lässt sich festhalten: Regierungsmacht muss immer in Zusammenhang mit 
Disziplinarmacht sowie mit der juridischen Macht des Souveräns gedacht 
werden. Die Gouvernementalität kann ohne die anderen Machttypen histo-
risch und theoretisch nicht auskommen. 

                                                           
25 Vgl.: Kapitel 5.1.1. In „Der Wille zum Wissen“ bestimmt er Bio-Macht als um die Diszipli-

nen und die Regierung der Bevölkerung organisiert. Disziplinarmacht als Formung der 
„politischen Anatomie des menschlichen Körpers“ und Regierungsmacht als „Bio-Politik 
der Bevölkerung“ beziehen sich dabei auf unterschiedliche Ebenen der Bio-Macht (vgl. 
Foucault 1977, S. 135). 
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Nun birgt aber auch dieses Dreiecksverhältnis und vor allem die fehlende 
oder rein negative Bestimmung von Souveränität Probleme. Die skizzierte 
Konstellation legt nahe, dass Souveränität ein Machttyp neben anderen ist. 
Souveränität ist aber vielmehr politisches Prinzip, das sich verschiedener 
Machttypen bedient. Dies ist mit Foucault selbst zu plausibilisieren, wenn er 
von der Gouvernementalität als einer Veränderung der Machttechniken des 
Souveräns spricht:  

„Wir haben eine Bevölkerung, deren Natur so beschaffen ist, daß der 
Souverän im Inneren dieser Natur, mit Hilfe dieser Natur, wegen die-
ser Natur durchdachte Regierungsprozeduren aufbieten muß.“ (STB, 
S. 114) 

Foucault argumentiert also selbst ungenau: es ist anzunehmen, dass es ihm in 
dieser Dreieckskonstellation nicht um Souveränität als Legalitäts- und Legi-
timitätsprinzip von Herrschaft geht, sondern um den juridisch-diskursiven 
Machttypus des Rechts. Dies bedeutet auch, dass Souveränität selbst als sich 
historisch transformierende politische Form angenommen werden kann, die 
sich verschiedener Machttypen bedient, diese in Konstellation zu einander 
bringt, aber auch deren Rationalitäten entsprechend agieren, also der „relati-
ven Autonomien“ gerecht werden muss.26 

5.2.2 Staatsapparate innerhalb der gouvernementalen Strategie 

Auch wenn Foucault sich einer Theorie des Staates verweigert, verfügt er 
doch notwendigerweise über einen Begriff von Staat – sonst könnte er nicht 
vom Staatseffekt sprechen. In seiner nominalistischen Perspektive, die 
„Staat“ von den Praktiken der Verstaatlichung her denkt, kehrt er zwar die 
Perspektive um – d. h. „Staat“ ist das, was aus den Machtpraktiken entsteht 
und stets durch sie reproduziert wird (vgl. 5.1.2). Was jedoch das Spezifische 
ist, das sie als „Staat“ benennbar machen, bleibt relativ unbeleuchtet. Deut-
lich wird, dass der Staatseffekt ganz offensichtlich eine Verwaltungsstruktur 
und Staatsapparate produziert. Wie aber ist diese Struktur beschaffen? Nach 
welcher Rationalität funktioniert sie? Ist von einer „relativen Autonomie“ des 

                                                           
26 Zu bedenken ist aber auch: Die Disziplin und die Regierung werden auch außerhalb einer 

souveränen politischen Struktur wirksam, d. h. sie gehen über die im engeren Sinne politi-
sche Sphäre der Souveränität weit hinaus: Der Souverän herrscht über die Bürger als politi-
sche, die Disziplin und die Regierung erfasst den gesamten Menschen. 
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Staates gegenüber anderen Machtbeziehungen bzw. der Ökonomie oder dem 
Recht zu sprechen? 

Diese Fragen sind mit Foucault schwer zu beantworten, da seine Ablehnung 
einer Staatstheorie offensichtlich zur Folge hat, dass er im Rahmen der „Ge-
schichte der Gouvernementalität“ selten nach den Institutionen oder den 
Staatsapparaten, also dem Staat im engeren Sinne, fragt. Geschieht dies den-
noch, geht es ihm um die Praktiken der Staatsbildung bzw. die Staatswerdung 
von Praktiken. Als zentrale Funktion weist er ihnen die Produktion von Be-
völkerungswissen, die Ausarbeitung und Durchsetzung von Programmen zur 
Regierung der Bevölkerung sowie die Garantie der bürgerlichen Freiheiten 
bzw. die Ermöglichung des Marktprinzips zu – ohne genauer auszuführen, 
auf welche Weise dies geschieht. Befragt man nun eine seiner Analysen, bei-
spielsweise die der ökonomischen Staatsgründung der Bundesrepublik 
Deutschland als Prozess der Verstaatlichung des Prinzips der Wirtschaftsfrei-
heit, so offenbart sich jenseits der nominalistischen Perspektive ein recht tra-
ditionelles Verständnis staatlicher Strukturen (vgl. GBP, S. 118ff.). Foucault 
beschreibt die Staatswerdung (neo)liberaler Rationalität als Beziehung zwi-
schen (para-)staatlichen Behörden und Beratungsgremien aus Reihen der 
Unternehmen sowie neoliberalen Wirtschaftswissenschaftlern. Offensichtlich 
sind es hier die Institutionen der parlamentarischen Demokratie, die als 
„Staat“ entstehen. Im Rahmen der wiedergewonnenen politischen Souverä-
nität artikuliert sich die neoliberale Gouvernementalität, deren ökonomische 
Rationalität die Politik der BRD strukturierte. Die Neuorganisation West-
deutschlands als „Staat“ ist hier trotz allem noch ein Effekt souveräner 
Macht. Solange (relativ) souveräne nationalstaatliche Institutionen in West-
deutschland nicht bestanden, konnte die Regierung mit der ökonomischen 
Freiheit der Bevölkerung – als Programm der „sozialen Marktwirtschaft“ – 
nicht in Gang gesetzt werden. 

Grundsätzlich besteht jedoch ein theoriearchitektonisches Problem: Foucault 
weigert sich, die konkrete Tätigkeit der Staatsapparate zu analysieren und 
verharrt bei der Analyse der Diskurse, die staatliche Apparate erzeugen – 
damit fehlt die empirische Überprüfung der Beziehung zwischen Herrschafts- 
und Selbsttechniken sowie zwischen Selbst- und Fremdführung. Was die 
Untersuchung der konkreten staatlichen Institutionen im Verhältnis zu 
Machtbeziehungen angeht, bleibt Foucaults „Genealogie des modernen 
Staates“ also eher blass. In „Subjekt und Macht“ liefert er dafür eine Begrün-
dung. Zwar räumt er ein, dass eine solche Analyse durchaus sinnvoll sein 
könne, sie berge jedoch Gefahren. So würden leicht die innerinstitutionellen 
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Reproduktionsmechanismen der Macht überbewertet. Ebenfalls problema-
tisch sei es, dass die Institutionen leicht als Ursprung der Macht betrachtet 
und für deren Erklärung benutzt würden, wodurch Macht letztlich durch 
Macht erklärt würde (Foucault 1982, S. 288). Dem müsse begegnet werden, 
indem man die Institutionen von den Machtbeziehungen her analysiere, und 
nicht umgekehrt: „Die eigentliche Verankerung der Machtbeziehungen ist 
außerhalb der Institutionen zu suchen, auch wenn sie in einer Institution 
Gestalt annehmen“ (ebenda). 

Aber auch aus einer solchen Umkehrung der gewohnten Perspektive können 
Probleme resultieren: Die Materialisierung und Verfestigung von Machtbe-
ziehungen und -praktiken der Individuen als Staatsapparate bewirken selbst 
eine Stabilisierung, Einhegung und Steuerung der Praktiken – denn sie er-
möglichen diese erst. Dadurch nehmen sie auf die Produktion oder Transfor-
mation bestimmter Rationalitäten entscheidenden Einfluss. Die Art der In-
stitutionalisierung ist dabei als entscheidend für die Strukturierung des Hand-
lungsraums bzw. von Machtbeziehungen anzunehmen. Die Staatsapparate 
nur als strategisches Instrumentarium von Regierung zu fassen, könnte die 
sich im Zuge ihrer Herausbildung formierende relative Autonomie außer 
Acht lassen, die sich in der Form(alis)ierung bestimmter Handlungsweisen 
oder Staatspraktiken äußert und die relative Stabilität staatlicher Strukturen 
bedingt. So ist Brunnett/Gräfe zuzustimmen, wenn sie danach fragen wollen, 
„in welcher Weise der Staat als institutionell-rechtliche Struktur und als 
zugleich zentralisierendes und de-zentralisierendes Kräfteverhältnis zu den-
ken ist“ (Brunnett/Gräfe 2003, S. 56). Es müssten also die in bzw. aus den als 
„Staat“ gedeuteten gesellschaftlichen Beziehungen von Individuen sich kris-
tallisierenden Materialisationen – die Apparate – in ihrer relativen Autono-
mie als Organisationen von Praktiken, in ihrer spezifischen „Eigenlogik“ 
oder Verselbständigung gedacht werden. Es reicht nicht, nur die Praktiken – 
der Herrschaft oder der Unterwerfung – zu analysieren, es müssen ebenso die 
Dispositive und in diesen auch die Apparate analysiert werden.27 

Dabei behandelt Foucault in seiner Analyse der Genealogie des modernen 
Staates, als Gouvernementalisierung und Transformation bestehender souve-
räner staatlicher Strukturen, durchaus die Eigenlogik oder die relative Auto-
nomie dieser souveränen Staatlichkeit: Das Rechtssystem ist in seiner spezi-

                                                           
27 Zu den sich daraus ergebenden Problemen für die Analyse der gegenwärtigen Gouverne-

mentalität vgl. Rehmann 2007, S. 82ff. 
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fischen Struktur dem Machttypus der Souveränität zugehörig – und kann in 
seiner Verbots-Gehorsam-Struktur bezüglich der regierungsspezifischen, aber 
auch der Disziplinarmacht vor allem eine vermittelnde Rolle ausüben. Zwar 
versuchen die Regierungs- und die Disziplinarmacht, sich das Recht anzueig-
nen, bleiben dabei aber immer mit den Beschränkungen der diesem eigenen 
Struktur konfrontiert. Umgekehrt bedeutet dies auch, dass die Institutionen 
des Rechtssystems weder die Disziplinarmacht ausüben noch die Bevölke-
rung regieren, da sie ihrer Struktur nach dem Verbot-Gehorsam-Schema der 
Souveränität, d. h.: in ihrer Eigenlogik einem anderen Machttypus, zugehö-
ren. Dennoch kommt Foucault hier über einige Anhaltspunkte nicht hinaus 
und so bleibt diese Konzeption letztlich unbefriedigend – auch deshalb, weil 
Foucault zwar stets vom Staat als Effekt von (institutionalisierten) Praktiken 
spricht, diese jedoch nicht konkret untersucht. So kann in Bezug auf die 
Transformation staatlicher Apparate mit Foucault nur wenig Konkretes her-
ausgearbeitet werden. 

5.2.3 Mythifizierung durch Entpersonalisierung?  

Als weiteres staatstheoretisches Problem, das mit dem obigen in engem Zu-
sammenhang steht, muss die Abkehr von akteurs- oder interessenzentriertem 
Denken – das Foucault sowohl den Liberalen wie auch den Marxisten vor-
wirft, als Rede vom Leviathan wie vom Geschäftsausschuss der Bourgeoi-
sie – genannt werden, die selbst wiederum mythifizierend wirkt: „Die“ Re-
gierung bzw. „die Macht“ nehmen bei Foucault die Stelle von Akteurinnen 
ein – der Entpersonalisierung und Entinstitutionalisierung folgt eine Verding-
lichung, zumindest in der Sprache. Dies könnte ein Indikator für ein tiefer 
liegendes Problem sein. Zwar fasst Foucault Regierung und Macht gerade 
nicht als Objekte, sondern als Verhältnisse und Beziehungen zwischen Indi-
viduen als „Subjekt-Objekte“, als Einwirken von Handelnden auf das Han-
deln anderer. Die Bevölkerung als Subjekt-Objekt (vgl. STB, S. 72) der Gou-
vernementalität droht aber bei Foucault selbst auf ein von einer (oder im 
Rahmen einer) Regierung strategisch eingesetzten Medium der Gouverne-
mentalität reduziert zu werden. Foucault bezeichnet zwar die Regierung als 
mittels Selbstführung agierende Fremdführung, gibt aber ein Subjekt der Re-
gierung selbst nicht an. Die gouvernementale Rationalität, die mit ökonomi-
schem Wissen durch Sicherheitstechnologien auf Bevölkerung einwirkt, ist 
verselbständigt und reproduziert sich mittels der Subjekt-Objekte. Erwachsen 
aus der Staatsräson im Absolutismus, hat sich die Gouvernementalität von 
der Zentrierung auf den Souverän bzw. auf das Wohl des Staates gelöst, um 
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die Dinge selbst ihrem angemessenen Zweck zuzuführen – als Ziel der gou-
vernementalen Regierung kann nur ein Selbstzweck angegeben werden. Da-
mit befindet sich Foucault (unfreiwillig) in der Nähe der Argumentations-
formen des (Neo)liberalismus, die mit Sachzwängen, mit den Dingen bzw. 
Zusammenhängen immanenten Logiken argumentieren. Es käme jedoch ge-
rade darauf an, herauszuarbeiten, dass es keine immanente, quasi-objektive 
Rationalität gesellschaftlicher Beziehungen gibt, sondern dass es eine politi-
sche Frage ist, wer die Bevölkerung mit welchen Zielen und durch welche 
Mechanismen zu regieren gedenkt. Dies kann nur gelingen, wenn die Bevöl-
kerungspolitik nicht abstrakt, sondern innerhalb rechtsstaatlich verfasster ka-
pitalistischer Nationalökonomien (innerhalb einer komplexen internationalen 
Ordnung) fokussiert wird, denn: Die Bevölkerung als politische Figur ent-
steht erst im Rahmen der Souveränität bzw. im durch sie geschaffenen natio-
nalstaatlichen Raum. Auch wenn Foucault sich explizit gegen die „Staats-
phobie“ wendet (GBP, S. 113), sich vom Denken der Souveränität verab-
schieden will und sich damit gegen jeden Etatismus wendet (vgl. ebenda ff.) 
– es wäre ein Trugschluss zu glauben, damit bliebe der Ort der Souveränität 
unbesetzt. Der Nationalstaat als politische Form der kapitalistischen Gesell-
schaftsformation bedient sich weiterhin der Konstruktion der Souveränität, 
auch wenn der König durch die vom Parlament gewählte Regierung oder ei-
nen vom Volk gewählten Präsidenten abgelöst wird – freilich ohne dass 
Herrschaft und Macht damit im Souveränitätsprinzip aufgehen würden.  

Ohne dass an dieser Stelle auf die staatstheoretischen Implikationen dieser 
Problematik eingegangen werden kann, möchte ich darauf insistieren, dass 
„Bevölkerung“ im Foucaultschen Sinne immer schon als nationale produziert 
wird und damit auch einem spezifisch nationalökonomischen Zweck zuge-
führt werden soll. Die Konkurrenz verschiedener Nationalökonomien auf 
dem Weltmarkt, die internationale Wettbewerbsorientierung der National-
staaten äußert sich in einer Standortpolitik, die bestmöglichste Akkumulati-
onsbedingungen für Kapital schaffen soll – daran hat sich die Bevölkerungs-
politik im Großen und Ganzen auszurichten (in welchem Maß kann hier nicht 
Thema sein). Denn das Regieren der Bevölkerung unter den Prämissen der 
politischen Ökonomie will die Bevölkerung ihrem angemessenen Zweck zu-
führen, und das bedeutet zentral, die Reproduktion von Arbeitskräften für je 
spezifische kapitalistische Produktionsverhältnisse zu gewährleisten. Zwar 
verortet Foucault die moderne Gouvernementalität historisch eindeutig im 
Zusammenhang mit der Entstehung des modernen Verwaltungsstaates und 
des (Früh)kapitalismus, jedoch vollzieht er diese Beziehung theoretisch nur 
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auf der Ebene der Wissenspraktiken und Rationalitäten nach. Die relevanten 
Fragen der Strategien des Regierens werden von der Politischen Ökonomie 
aufgeworfen – wie diese mit den ökonomischen Ausbeutungsbeziehungen 
zusammenhängen, bleibt jedoch theoretisch ungeklärt.  

Die Entpersonalisierung von Herrschaft bei Foucault bewirkt in der Konse-
quenz eine Homogenisierung der Subjektpositionen. Die Unterscheidung von 
Führenden und Geführten, die Foucault ja selbst anspricht, kann so nicht er-
klärt werden. So bleibt das Subjekt zwar nicht das Unterworfene der Diszi-
plinargesellschaft (das ja auch schon über die Produktion von Wissen über 
sich selbst mit der Macht verbunden war), aber nur zu dem Preis, dass es nun 
selbst zum Akteur seiner eigenen Regierung wird. Und hier schließt sich der 
Kreis, denn es wird überdeutlich, dass auf der Ebene der Regierung Herr-
schaft offensichtlich ausgeschlossen ist, weil die Regierung von ihrer Struk-
tur her nur indirekten Zugriff auf die Subjekte haben kann. Regierung ist da-
mit nur eine Strategie der noch immer im Namen der Souveränität (auch) 
Herrschenden. 

5.3 Integration und Ausschluss in Konstellationen 
juridisch-diskursiver Macht, Disziplin und Regierung  

In den vorangegangenen Abschnitten habe ich gezeigt, dass Foucaults Begriff 
der Regierung innerhalb der Gouvernementalität allein nicht eine Differen-
zierung zwischen Herrschaft und Macht bzw. Herrschafts- und Selbsttechni-
ken ermöglicht. Deshalb schlage ich vor, das Dreieck juridische Macht – 
Disziplin – Gouvernementalität als Basis dieser Unterscheidung zu wählen. 
Dabei können die Sicherheitsdispositive als zentrale Mechanismen des Frei-
heitsregimes der Regierung angenommen werden, durch die gleichzeitig ein 
Bruch mit der Freiheit exekutiert wird – als permanentes Scheitern einer 
ökonomischen Regierung der Individuen oder selbst als einer Kosten-Nutzen- 
bzw. Risiko-Rationalität entsprechend. Die Sicherheitsdispositive verbinden 
die Regierung mit „unfreieren“ Formen der Macht. Es ist also nicht der Be-
griff der Regierung, sondern die Sicherheitsdispositive mit ihren zentralen 
Konzepten Fall, Risiko, Gefahr, Krise, die hier Bindeglieder zwischen Macht 
und Herrschaft sind und damit auf eine strategische Komplementarität der 
verschiedenen Machttypen verweisen. Diese Komplementarität soll im 
nächsten Kapitel in der konkreten Analyse der beschriebenen Entwicklungen 
auf arbeitsmarkt- und kriminalpolitischem Feld herausgearbeitet werden. In 
diesem Abschnitt ist zunächst das begriffliche Instrumentarium dafür zu er-
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weitern und zu schärfen,28 indem Foucaults Begriffe der juridisch-diskursi-
ven Macht und der Disziplinarmacht eingeführt werden. 

Petra Gehring stellt heraus, dass Foucault nirgendwo das Recht bzw. das „Ju-
ridische“, von dem er spreche, eingehend analysiert und bestimmt habe (vgl. 
Gehring 2007, S. 160): „[...] das Juridische ist vor allem Folie, vielleicht so-
gar Negativfolie. Als Gegenstand für sich lässt Foucault es unbearbeitet lie-
gen.“ (ebenda, S. 171). Ebenso fehlt eine dezidierte Analyse des Souveräni-
tätsprinzips.29 So lassen sich rechtstheoretische Bestimmungen bei Foucault 
in erster Linie nur ex negativo herausarbeiten. Seine Kritik am Souveräni-
tätsmodell und der „Repressionshypothese“ enthalten, so Gehring, eine sys-
tematische Skizze zu einer Rechtstheorie: 

„[...] Das Juridische wird zum einen mit der logischen Struktur des 
Verbots als Satz identifiziert, mit dem binären Schema, aber auch mit 
der diskursiven Struktur des Verbots. Zum anderen erscheint es als die 
bloße Rede des Souveräns, als Sprechakt, als eine Funktion der bloßen 
Repräsentation und dadurch – anders als die Mikrophysik der Macht-
techniken – in einem bestimmten Sinne ‚global’.“ (ebenda, S. 175). 

Foucault stellt einen grundsätzlichen Zusammenhang zwischen der abend-
ländischen Bestimmung des Rechts und dem Souverän heraus: Recht als 
Prinzip ist konstitutiv für die souveräne Macht, gleichzeitig ist das Recht 
strukturell an diese Machtform gebunden (vgl. Foucault [1976] 2001, 
S. 39f.). 

Bezogen auf seinen Machtbegriff stellt sich nun die Frage, ob diese juridisch-
diskursive Macht nun eine neben anderen Mächten oder eine irreführende 
und verschleiernde Vorstellung von Macht ist. An einigen Stellen sieht es tat-
sächlich so aus, als verabschiede er sie gänzlich zugunsten eines „Kriegsmo-
dells“ der Macht (vgl. (Foucault [1976] 2001, S. 37 ff.; Foucault 1981, 
S. 228) – vor allem auch, wenn er von der Theorie der Souveränität als der 
„großen Falle“ der Machtanalyse spricht (vgl. (Foucault [1976] 2001, S. 50). 
Dagegen geht er in den Vorlesungen zur Geschichte der Gouvernementalität 
                                                           
28 Auf die dringend gebotene, staatstheoretische Erweiterung muss ich an dieser Stelle aus 

Kapazitätsgründen verzichten. 
29 Diese Leerstellen in Foucaults Machtanalytik ergeben sich auch aus seiner oftmals rhetori-

schen Argumentationsweise selbst. Foucault umgeht vielfach eine direkte Konfrontation 
unterschiedlicher Auffassungen, indem er seine Argumentation als alternative Sichtweise 
neben andere, die er ablehnt, stellt. Eine vertiefte Diskussion der unterschiedlichen Kon-
zeptionen findet nicht statt (vgl. Schärer 2008, S. 229).  
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explizit von einem Dreieck der Souveränität – Disziplin – Gouvernementali-
tät aus. Diese uneindeutige Position lässt darauf schließen, dass beide Mo-
mente eine gewisse Plausibilität beanspruchen können. So kann einerseits 
angenommen werden, dass das Recht die bloße symbolische Repräsentation 
einer Macht ist, deren Praxis sich mit rechtlichen Kategorien nicht fassen 
lässt bzw. nicht in ihnen aufgeht (vgl. Demirović 2008, S. 19): „Das Juridi-
sche ist [...] mehr oder weniger durchgehend gerade nicht technisch, sondern 
symbolisch bestimmt. Vielleicht ist es sogar mit der Symbolisierung der 
Macht identisch“ (Gehring 2007, S. 170). Andererseits ist diese juridisch be-
gründete Souveränitätsmacht dennoch einer spezifischen historischen Epoche 
zuzuordnen, in der sie theoretisch und praktisch als Prinzip des Souveräns 
gelten kann (vgl. Foucault [1976] 2001, S. 51; Lemke 1999, S. 418). Und 
auch die Gouvernementalisierung des Staates vollzieht sich innerhalb des 
Souveränitätsschemas. 

Hier ergibt sich die Notwendigkeit einer theoretischen Spezifizierung: Der 
sich souverän denkende Herrscher bzw. das Prinzip der Souveränität ist von 
der – historisch in dessen Namen – praktisch ausgeübten Macht zu unter-
scheiden. Souveränität kann dann bestimmt werden als politische Konfigu-
ration innerhalb des Diskurses, den sich „die Macht“ gibt. Foucault rekon-
struiert diesen Diskurs der Souveränität als Herrschaft mittels der Rechtsthe-
orie eliminierend, d. h. eine gewisse Legitimität herstellend. Die Vertragsthe-
orien von Hobbes bis Rousseau definieren diese Legitimität der souveränen 
Macht, wenn auch auf unterschiedliche Weise. Hinter dem Diskurs der Sou-
veränität und dem eingesetzten Recht jedoch verbergen sich Herrschaftsver-
hältnisse (vgl. Foucault [1976] 2001, S. 41). Foucault scheint es also in seiner 
Kritik der Souveränität und des juridisch-diskursiven Machtverständnisses 
darum zu gehen, zu zeigen, dass das Recht Herrschaft nicht qua Legalität und 
Legitimität ausschließt, diese aber auch nicht im Befehl oder Verbot des 
Souveräns aufgeht. Vielmehr wird eine dem Recht vorgängige Macht mittels 
des Rechts ausgeübt, dessen sich die Macht (ebenso wie des Staates) als einer 
Technologie bedient: 

“[...] wenn ich Recht sage, denke ich nicht nur an das Gesetz, sondern 
an die Gesamtheit der Apparate, Institutionen und Verordnungen, die 
das Recht zur Anwendung bringen [...].“ (ebenda) 



 

169 

An dieser Stelle zeigt sich, dass (im Gegensatz zu Gehrings Annahme) Fou-
cault die Unzulänglichkeit eines rein symbolischen Verständnisses des 
Rechts selbst zu beheben versucht, indem er auf die dem Recht eigene Mate-
rialität hinweist: Recht wird hier zu einer Technologie der Macht.30 Die 
Macht des Souveräns geht nicht im Verbot auf, gleichzeitig wird das Recht 
zum strategischen Instrument einer Macht, die sich in Souveränität kleidet. 
Was mit der Abkehr von der reinen Souveränität als Machtmodell aufgebro-
chen wird, ist eine Statik der Machtverteilung, die die Konzentration und 
Zentralität der Macht im Souverän annimmt und theoretisch durch das Ge-
sellschaftsvertragsmodell rechtfertigt wird. Die Macht der monarchischen 
Souveränität war schrankenlos, persönlich, willkürlich und wurde diskonti-
nuierlich ausgeübt (vgl. Foucault 1976, S. 111). Dagegen hebt Foucault die 
Dezentralität, Vielfältigkeit und wechselseitige Verteilung von Macht inner-
halb von Beziehungen, die Herrschaft einschließen, hervor (vgl. Foucault 
[1976] 2001, S. 44). Dieses die Gesellschaft bis in die kleinsten Verästelun-
gen durchziehende Netz ist als „Mikrophysik der Macht“ beschrieben (Fou-
cault 1976, S. 38). Macht komme „von unten“, verdichte sich aber auch zu 
globalen Strategien und Technologien31 – vor allem ist sie nicht als bloß 
repressiv, sondern als produktiv zu beschreiben: 

„Man muß aufhören, die Wirkungen der Macht immer negativ zu be-
schreiben, als ob sie nur ‚ausschließen’, ‚unterdrücken’, ‚verdrängen’, 
‚zensieren’, ‚abstrahieren’, ‚maskieren’, ‚verschleiern’ würde. In 
Wirklichkeit ist Macht produktiv; und sie produziert Wirkliches. Sie 
produziert Gegenstandsbereiche und Wahrheitsrituale: das Individuum 
und seine Erkenntnis sind Ergebnisse dieser Produktion.“ (ebenda, 
S. 250) 

                                                           
30  Folglich kann argumentiert werden, dass auch bei Foucault eine Konzeption produktiver 

juridisch-diskursiver Macht existiert, und nicht erst mit Butlers Kritik an Foucault und ihrer 
Konzeption der Performativität juridischer Diskurse (vgl. Lorey 1996, S. 47ff.). Foucault 
entgeht jedoch dem Problem einer Enthistorisierung des juridischen Rahmens der Macht, 
wie Lorey dies an Butlers Gleichsetzung des „prädiskursiven Außen“ mit dem „vorgesetzli-
chen Zustand“, als essentialistische Erzählungen von einem vermeintlich vorgeschichtli-
chen Zustand, kritisiert (vgl. ebenda, S. 36). 

31 Die allgemeine Vertragstheorie ist dabei immer noch der Rahmen dieser neuen 
Machtökonomie: Der Bürger schließt den Vertrag, der seine eigene Bestrafung bei Ver-
tragsbruch einschließt – gleichzeitig gehört er noch zum strafenden Kollektiv, der Gesell-
schaft (vgl. Foucault 1976, S. 114). Ein Vertragsbruch ist ein Vergehen gegen die ganze 
Gesellschaft, ein Verrat – in der Bestrafung ist die ganze Gesellschaft anwesend: „Das 
Recht der Strafe hat sich von der Rache des Souveräns auf die Verteidigung der Gesell-
schaft verschoben“ (vgl. ebenda, S. 115). 
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Diese Argumentation zielt damit auf die Verabschiedung des abstrakten 
Rechtssubjekts zugunsten eines konkreten, durch Macht- und Wissensprakti-
ken als Effekt produzierten, d. h. hier vor allem: unterworfenen Subjekts. Das 
Subjekt ist der Macht nicht vorgängig und äußerlich unterworfen, sondern 
konstituiert sich erst im von den Mikromächten aufgespannten Diskurs-, Pra-
xis- bzw. Beziehungsnetzwerk: 

„[...] Anstatt die Machtanalyse auf das Rechtsgebäude der Souveräni-
tät, die Staatsapparate und die begleitenden Ideologien zu konzentrie-
ren, sollte man sie meines Erachtens auf die Herrschaft (und nicht die 
Souveränität), auf die materiellen Träger, die Formen der Unterwer-
fung, die Verbindungen und Verwendungen lokaler Systeme dieser 
Unterwerfung und schließlich auf die Wissensdispositive richten.“ 
(Foucault [1976] 2001, S. 49) 

Angesprochen ist damit der konstitutive Zusammenhang von Wissens-, 
Macht- und Subjektproduktion. Es gebe, so Foucault, keine Machtbeziehung 
„ohne daß sich ein entsprechendes Wissensfeld konstituiert, und kein Wissen, 
das nicht gleichzeitig Machtbeziehungen voraussetzt und konstituiert“ (Fou-
cault 1976, S. 39). Darin eingeschlossen sei auch das erkennende Subjekt, 
das ebenso wie „das zu erkennende Subjekt und die Erkenntnisweisen jeweils 
Effekte jener fundamentalen Macht/Wissen-Komplexe und ihrer historischen 
Transformation bilden“ (ebenda). Diese Machtmechanismen zielen auf die 
Körper und bringen Subjekte als gelehrige Körper hervor. „Gelehrigkeit“ ist 
die Verknüpfung zwischen dem manipulierbaren Körper (z.B der soldati-
schen Zurichtung) und dem analysierbaren Körper „im anatomisch-metaphy-
sischen Register“ (vgl. ebenda, S. 174/175).32 So entsteht eine Mensch-Ma-
schine, die Organismus und politische Puppe zugleich ist:  

„Der menschliche Körper geht in eine Machtmaschinerie ein, die ihn 
durchdringt, zergliedert und wieder zusammensetzt. Eine ‚politische 
Anatomie’, die auch eine ‚Mechanik der Macht’ ist, ist im Entstehen.“ 
(ebenda, S. 176) 

Dabei unterscheiden sich die Techniken der Besetzung des Körpers im 18. 
Jahrhundert vor allem in ihrer Maßstabebene bzw. Reichweite von früheren: 
Sie richten sich nicht gegen den Körper als undifferenzierte Einheit, sondern 
bearbeiten ihn im Detail (vgl. ebenda, S. 175). Sie behandeln nicht sein Ver-

                                                           
32 „Gelehrig ist ein Körper, der unterworfen werden kann, der ausgenutzt werden kann, der 

umgeformt und vervollkommnet werden kann“ (vgl. Foucault 1976, S. 175). 
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halten, sondern optimieren seine Bewegungsabläufe – ein auf die Kräfte, 
nicht die Zeichen zielender Zwang – und zwar in Übungen. Zudem ist die 
Zwangsausübung permanent und dauerhaft kontrollierend, sie überwacht 
Zeit, Raum, Gesten, Abläufe:  

„Diese Methoden, welche die peinliche Kontrolle der Körpertätigkei-
ten und die dauerhafte Unterwerfung ihrer Kräfte ermöglichen und sie 
gelehrig/nützlich machen, kann man die ‚Disziplinen’ nennen.“ 
(ebenda) 

Diese sind weder mit gesellschaftlichen Institutionen noch mit Staatsappara-
ten identisch, sondern konstituieren einen neuen Machttypus:  

„[...] eine Modalität der Ausübung von Gewalt; ein Komplex von In-
strumenten, Techniken, Prozeduren, Einsatzebenen, Zielscheiben; sie 
[die Disziplin, M.R.] ist eine ‚Physik’ oder eine ‚Anatomie’ der 
Macht, eine Technologie.“ (ebenda, S. 276f.) 

Dabei kann die Disziplin sowohl von spezialisierten Institutionen – Strafan-
stalten, Besserungshäusern – eingesetzt oder von anderen Institutionen zur 
Erreichung ihrer Ziele benutzt werden, oder aber die Machtbeziehungen in-
nerhalb bestehender Institutionen verändern. Der Panoptismus ist dabei der 
verallgemeinerungsfähige Mechanismus der Disziplinen, das zentrale Para-
digma der Produktion von Wissen und dessen Machteffekten in der Diszipli-
nargesellschaft:  

„Die Disziplinarinstitutionen haben eine Kontrollmaschinerie hervor-
gebracht, die als Mikroskop des Verhaltens funktioniert; ihre feinen 
analytischen Unterscheidungen haben um die Menschen einen Beo-
bachtungs-, Registrier- und Dressurapparat aufgebaut. [...] Der per-
fekte Disziplinarapparat wäre derjenige, der es einem einzigen Blick 
ermöglichte, dauernd alles zu sehen. Ein zentraler Punkt wäre 
zugleich die Lichtquelle, die alle Dinge erhellt, und der Konvergenz-
punkt für alles, was gewußt werden muß: ein vollkommenes Auge der 
Mitte, dem nichts entginge und auf das alle Blicke gerichtet wären.“ 
(vgl. Foucault 1976, S. 224) 

Die ökonomische Rationalität des Panopticons ergibt sich aus seiner Struktur, 
die den Ort des Überwachers uneinsehbar macht, der damit potentiell sogar 
personell unbesetzt bleiben kann, und dennoch eine permanente Anrufung 
der Gehorsamssubjekte erzeugt – eine Effizienzsteigerung der Macht,  

„[...] weil es die Möglichkeit schafft, daß von immer weniger Perso-
nen Macht über immer mehr ausgeübt wird; weil es Interventionen zu 
jedem Zeitpunkt erlaubt und weil der ständige Druck bereits vor der 
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Begehung von Fehlern, Irrtümern, Verbrechen wirkt; ja, weil unter 
diesen Umständen seine Stärke gerade darin besteht, niemals eingrei-
fen zu müssen, sich automatisch und geräuschlos durchzusetzen, einen 
Mechanismus von miteinander verketteten Effekten zu bilden; weil es 
außer einer Architektur und einer Geometrie kein physisches Instru-
ment braucht, um direkt auf die Individuen einzuwirken.“ (ebenda, 
S. 265) 

Dieses Panopticon müsse vom spezifischen Verwendungszweck abgelöst 
werden, als „Diagramm eines auf seine ideale Form reduzierten Mechanis-
mus“ (ebenda, S. 264) verstanden werden. Es ist als Gefängnis, aber auch als 
Fabrik, als Schule, als Psychiatrie, als Arbeitshaus etc. denkbar – überall dort 
wird es als politische Technologie wirksam.  

Die Disziplinarmacht wird von Foucault abermals historisch verortet: sie löse 
in der Entstehung der bürgerlichen Gesellschaft gewissermaßen die juridische 
Macht des Souveräns ab.33 Anstelle des Modells des Vertrages solle ihr das 
Modell einer „immerwährenden Schlacht“ zugrunde gelegt werden (vgl. 
Foucault 1976, S. 38). So nennt Foucault diesen Machttyp das genaue Ge-
genteil der von der Theorie der Souveränität beschriebenen Macht (vgl. Fou-
cault [1976] 2001, S. 52).34 Der zuvor vor allem rechtlich-politischen Unter-
drückung wird eine ökonomische Enteignungs- und Ausbeutungspraxis ent-
gegengestellt, die in doppelter Hinsicht subjektkonstitutiv und produktiv 

                                                           
33 „Dieser neue Machttyp dagegen, der keineswegs mehr in Begriffen der Souveränität erfaßt 

werden kann, ist, so glaube ich, eine der großen Erfindungen der bürgerlichen Gesellschaft. 
Er war eines der grundlegenden Instrumente bei der Errichtung des Industriekapitalismus 
und des zu ihm gehörenden Gesellschaftstyps“ (Foucault [1976] 2001, S. 52). Dennoch in-
sistiert Foucault darauf, Macht nicht als Privileg der „herrschenden Klasse“, als von der 
Bourgeoisie monopolisiert und einseitig ausgeübt anzunehmen. Die Disziplinarmacht ent-
ziehe sich in ihrer Materialität den juridischen Kategorien – sie sei weder Apparat noch In-
stitution, sondern eine Beziehung zwischen den Herrschenden und den Beherrschten (vgl. 
Foucault 1976, S. 38; Lemke 1999, S. 418). 

34 Lemke weist auf ein damit entstehendes Problem hin: Foucault ersetzte Recht und Vertrag 
durch Krieg und Kampf. Mit dem Strategie- bzw. Kriegsmodell der Macht und der Ableh-
nung der Analyse entsprechend rechtlicher Codes gebe Foucault tendenziell jeden Bezug zu 
Recht auf und löse Macht in Krieg auf: „Damit praktiziert Foucault aber genau jene Analy-
seform, die er zu Recht der juridischen Konzeption vorgeworfen hatte. Wie diese arbeitet er 
vor allem die Negativität und die Defizite rechtlicher Kategorien heraus: Indem das strate-
gische Modell ‚das genaue Gegenteil’ der juridischen Analyse unternimmt, bleibt er inner-
halb der von ihr definierten Problematik“ (Lemke 1999, S. 420). Diesem Problem stelle 
sich Foucault jedoch, in dem er die in „Der Wille zum Wissen“ formulierte Kritik der Re-
pressionshypothese, auch als Selbstkritik verstanden, in das Modell der Bio-Macht und v.a. 
der Regierung einfließen lasse (vgl. Kapitel 5.1). 
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wirkt: Sie steigert die Produktivität der Arbeitskraft-Subjekte und schwächt 
zugleich ihre Widerständigkeit, indem sie sie als Gehorsams-Subjekte produ-
ziert (vgl. Foucault 1976, S. 177, 281).  

In „Der Wille zum Wissen“ ordnet Foucault die Disziplinarmacht – wie-
derum in Abgrenzung zum juridisch-diskursiven Machtmodell – in den brei-
teren Kontext der Bio-Macht ein. Diese organisiert sich um die Disziplinen 
als Formung der „politischen Anatomie des menschlichen Körpers“ und die 
Regierungsmacht als „Bio-Politik der Bevölkerung“:  

„Die Installierung dieser großen doppelgesichtigen – anatomischen 
und biologischen, individualisierenden und spezifizierenden, auf Kör-
perleistungen und Lebensprozesse bezogenen – Technologie charakte-
risiert eine Macht, deren höchste Funktion nicht mehr das Töten, son-
dern die vollständige Durchsetzung des Lebens ist. Die alte Mächtig-
keit des Todes, in der sich die Souveränität symbolisierte, wird nun 
überdeckt durch die sorgfältige Verwaltung der Körper und die rech-
nerische Planung des Lebens.“ (Foucault 1977, S. 135) 

Wichtig ist nun, dass sich mit der Bio-Macht eine (zumindest inhaltliche) 
Transformation des Rechts vollzieht: Die Bedeutung der Norm gegenüber 
dem juridischen System des Gesetzes wächst (vgl. ebenda, S. 139). Das Ge-
setz basiere letztlich auf direkter Gewalt, die Macht zum Leben dagegen be-
dürfe fortlaufend regulierender und kontrollierender Mechanismen: „Statt die 
Grenzlinie zu ziehen, die die gehorsamen Untertanen von den Feinden des 
Souveräns scheidet, richtet sie die Subjekte an der Norm aus, indem sie sie 
um diese herum anordnet“ (ebenda). 

Dabei verschwinden nicht Gerichte und Justiz, sondern Gesetze nehmen 
selbst immer mehr die Form von Normen an – was Foucault als Entstehung 
einer „Normalisierungsgesellschaft“ beschreibt, die in enger Verwandtschaft 
zur Disziplinargesellschaft zu lesen ist (vgl. Link 2008, S. 242). Das Rechts-
system der Souveränität verschwindet somit in der Disziplinargesellschaft 
nicht. Stattdessen existiert die Theorie der Souveränität weiterhin als die Ge-
setzbücher prägende Ideologie des Rechts – erstens als Kritik gegen die Mo-
narchie zwecks Demokratisierung der Souveränität und zweitens als Ver-
schleierung der Herrschaft bzw. Disziplinierung durch die Garantie individu-
eller Rechte und Freiheiten. So verweist Foucault auf ein Zusammenwirken 
der Technologien des Rechts und der Disziplin in den modernen Gesell-
schaften seit dem 19. Jahrhundert: 
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„Die Macht verwirklicht sich in den modernen Gesellschaften durch, 
ausgehend und in dem heterogenen Spiel eines öffentlichen Rechts der 
Souveränität mit einem vielfältigen Mechanismus der Disziplin.“ 
(Foucault [1976] 2001, S. 54) 

Die sich mit der Herrschaft der Bourgeoisie durchsetzende formal-rechtliche 
Ordnung, ein parlamentarisches und repräsentatives Regime, haben somit die 
Disziplinen als „dunkle Kehrseite“:  

„Die allgemeine Rechtsform, die ein System prinzipiell gleicher 
Rechte garantierte, ruhte auf jenen unscheinbaren, alltäglichen und 
physischen Mechanismen auf, auf jenen wesenhaft ungleichen und 
asymmetrischen Systemen einer Mikromacht – den Disziplinen.“ 
(Foucault 1976, S. 285) 

Der Wille als souverän-juridisches Prinzip auf der einen, Körper und Kräfte 
als Unterbau, als durch die Disziplinen zu Unterwerfende, auf der anderen 
Seite, die zu einer Art „Gegenrecht“ werden – hier wird die Unterscheidung 
zwischen dem formalen Rechtssubjekt und dem realen Disziplinarsubjekt 
deutlich: 

„Die wirklichen und körperlichen Disziplinen bildeten die Basis und 
das Untergeschoß zu den formellen und rechtlichen Freiheiten. 
Mochte auch der Vertrag als ideale Grundlegung des Rechts und der 
politischen Macht erdacht werden: der Panoptismus stellte das allge-
mein verbreitete technische Zwangsverfahren dar.“ (ebenda) 

Dieses garantierte jenseits des rechtlichen Formalismus den „tatsächlichen 
Zusammenhalt dieses sozialen Körpers“ (Foucault [1976] 2001, S. 54). 

Wie ist nach dieser Rekonstruktion des Zusammenwirkens der juridisch-dis-
kursiven und der disziplinarischen Macht die Dreieckskonstellation mit gou-
vernementaler Führung zu denken? Gouvernementale Führung kann sich so-
wohl der Mechanismen und Apparate der Disziplin wie der Institutionen der 
Souveränität und des Rechts strategisch bedienen.35 So wird die Überdeter-
miniertheit von Machtbeziehungen deutlich: Sie sind nie ausschließlich durch 
eine Form der Macht strukturiert. Wenn Regierung als freiheitliche Macht-

                                                           
35 Foucault spricht dabei von einer Gouvernementalisierung des Rechts. Dies suggeriert je-

doch, dass die Struktur des Rechts dabei selbst transformiert wird – was zu bezweifeln ist 
und bei Foucault auch nicht nahegelegt wird. Die gouvernementale Rationalität nimmt viel 
eher die Rechtsform in ihren Dienst und transformiert zentrale Bestimmungen, damit das 
Recht die neuen Funktionen erfüllen kann. 



 

175 

form sich Mechanismen der Souveränität und der Disziplin strategisch be-
dient, können daraus Effekte der Unfreiheit resultieren. In Bezug auf den 
Staat als zentrale Instanz, um die sich die unterschiedlichen Mächte gruppie-
ren, formuliert: Wenn man tatsächlich von einer Regierung in ihrer poli-
tischen Form, also durch den „Staat“ im engeren Sinne ausgeht, dann ist zu 
beachten, dass der „Staat“ nicht nur regiert, sondern immer auch befiehlt, 
diszipliniert, kontrolliert.  

Um vor dem Hintergrund dieser Klärung nun Integration und Ausschluss 
durch staatliche Politik mit Foucaults Instrumentarium analysierbar zu ma-
chen, liegen zwei Wege nahe. Erstens könnte angenommen werden, dass im 
Zusammenspiel der drei Machtformen die einen integrativ, andere dagegen 
ausschließend wirken. Integration und Exklusion würden dann über eine 
komplexe Wechselwirkung von juridisch-diskursiver Macht, Disziplinar-
macht und regierungsspezifischer Macht hergestellt. So wäre ein eher stati-
sches Modell entworfen, das jedoch auch mit Foucaults Unterscheidung zwi-
schen der souveränen Todesmacht und der disziplinarischen und bio-politi-
schen (regierungsspezifischen) Lebensmacht begründet werden könnte. Es 
könnten aber auch die verschiedenen Machtformen in ihrem Inneren diffe-
renziert, also ihre je integrativen und ausschließenden Eigenschaften analy-
siert werden. Krasmann und Opitz unternehmen einen solchen Versuch, ex-
klusive Effekte nicht nur der von Foucault als genuin destruktiv und repressiv 
konstruierte Souveränitätsmacht („ungeheure Todesmacht“, Foucault 1977, 
S. 132) zuzuschreiben, sondern auch in den von Foucault als produktiv kon-
zipierten Formen der Disziplinar- und gouvernementalen Regierungsmacht 
herauszuarbeiten (vgl. Krasmann/Opitz 2007, S. 131ff.). Die Disziplinar-
macht könne allein schon aufgrund ihres inklusiven Charakters – der Festset-
zung von Subjekten in Gefängnissen, Schulen, Armeen etc. – als aus anderen 
gesellschaftlichen Bereichen ausschließend verstanden werden. Ebenso finde 
eine Transformation der Stellung der Disziplin in Bezug auf die von Deleuze 
benannten Kontrollformen mit freiheitlichem Aussehen statt, die der Diszi-
plin eine supplementarische Funktion der Einschließung zum Zwecke der 
Ausschließung zukommen lasse (vgl. ebenda, S. 132).36 Die Regierungs-

                                                           
36 Dass ich hier nicht weiter auf das Kontrollgesellschafts-Theorem von Deleuze eingehe, hat 

neben Kapazitätsgründen auch eine inhaltliche Begründung. Deleuze konstruiert sich histo-
risch ablösende Machttypen in Souveränitätsgesellschaften, Disziplinargesellschaften und 
Kontrollgesellschaften (vgl. de Marinis 2000, S. 40ff.). Dies steht dem von mir gewählten 
Ansatz einer integralen Machtanalytik diametral gegenüber. Zudem scheint es, als wären 
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macht dagegen wirke gerade in ihrer Unterscheidung in rationale und nicht-
rationale Interventionen, Reaktionsformen und Denkweisen auf einem gou-
vernementalen epistemischen Terrain ausschließend. Die Regierung setze als 
„Schwellenmechanismus“ so die Bedingungen, unter denen Inklusion mög-
lich sei. Das „radikale Außen“ der gouvernementalen Rationalität umschrei-
be, so Krasmann und Opitz in Anschluss an Butler, einen Bereich „verwor-
fener Wesen“, die als „nicht-intelligible Größen“ für das gouvernementale 
Kalkül unberechenbar bleiben (vgl. ebenda, S. 133f.). Diese „Eigengesetz-
lichkeit“ der Regierung werde nun von den Sicherheitsdispositiven abge-
sichert: 

„Deshalb können einzelne Personen einerseits durch die von der Re-
gierungsmacht in Szene gesetzten Mechanismen bis in ihre soziale 
und physische Existenz bedroht werden, so lange die auf dem Weg 
ökonomischer Kalkulationen bestimmten Grenzen des Akzeptablen 
nicht überschritten werden. Ein gewisses Aufkommen an personaler 
Exklusion und punktuelle Formen extremer Unfreiheit werden als Ef-
fekte des freien Waltens der selbst-regulativen Kräfte in Kauf ge-
nommen.“ (ebenda, S. 134) 

Hier wird deutlich, dass Regierung eher en passant ausschließt: Sie verfolgt 
eine Integration von „Bevölkerung“ nach Maßstäben einer polit-ökonomi-
schen Rationalität, wobei das Herstellen der Bedingungen für die Regierung 
der Freiheit bzw. das Zuführen der „Dinge“ zu ihrem angemessenen Zweck 
notwendiger Weise mit der Unfreiheit der von dieser Rationalität Abwei-
chenden einhergeht.37 Die Bestimmung der Zwecke, die als rein ökonomi-
sche erscheint, wird geradezu zur politischen Frage – die strikte Trennung der 
Politik von der Ökonomie wird zugunsten einer ökonomischen Regierung 
aufgehoben mit dem Ziel, die Regierung als Ökonomie der Bevölkerung zu 
installieren. Die gouvernementale Rationalität erkennt die Bevölkerung nur 
noch als aus erfolgreichen oder scheiternden homines oeconomici bestehend. 
In diesem Sinne produziert die Bevölkerungspolitik Ausschluss nicht als 

                                                                                                                             
die „Kontrollgesellschaften“ Ergebnis eines strategischen Zusammenwirkens von Disziplin 
und Gouvernementalität angesichts der Flexibilitätsanforderungen einer postfordistischen 
Produktionsweise. 

37 Als Beispiel führen Krasmann und Opitz Überlegungen im Bereich des Gesundheitswesens 
an, einen Menschen von bestimmten Dienstleistungen auszuschließen, wenn er nicht „be-
reits vor dem Ausbrechen einer Krankheit mit Blick auf seine Risikodisposition verant-
wortungsvoll“ sein Leben führt (Krasmann/Opitz 2007, S. 134; vgl. auch Kapitel 4.4 bzw. 
Schmidt-Semisch 2002, S. 78ff. ). 
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Führung der Individuen – solange Individuen mittels der Sicherheitsdisposi-
tive geführt werden können, können sie als integriert gelten –, sondern als 
Nicht-Führung: Sie werden sich selbst überlassen, ent-sichert.38 Hier wird die 
Komplementarität der verschiedenen Machtformen deutlich. Die so aus der 
gouvernementalen Rationalität herausfallenden, die nicht-regierbaren Sub-
jekte, fallen nicht aus der Gesellschaft heraus, sondern werden quasi diszipli-
narisch oder souverän-repressiv aufgefangen und behandelt. Erst aufgrund 
der exklusiven Effekte der Regierung werden die anderen Machtformen in 
Anwendung gebracht. D. h. auch: Wer die „Machtspiele“ der Regierung nicht 
mitspielen kann, wird disqualifiziert. Die Regeln sind das rationale Verhalten 
des homo oeconomicus, der die „Schnittstelle zwischen der Regierung und 
dem Individuum“ (GBP, S. 349) bildet.  

Als zweite Dimension kann Exklusion im Modus der Regierung an der kon-
stitutiven Beziehung von Freiheit und Sicherheit festgemacht werden. Frei-
heit als zentrales Prinzip der Regierung verlangt immer nach Begrenzung und 
impliziert immer das Prinzip „Sicherheit“: Wie viel bzw. wenig regiert wer-
den muss, das ist die Frage nach der Selbstbegrenzung der Regierung inner-
halb der liberalen Gouvernementalität, also eine Kosten-Nutzen-Rechnung, 
die mittels der Sicherheitsdispositive und zentral der Kategorie des Risikos 
beantwortet wird. So kann es rational sein, um die Freiheit der Bevölkerung 
zu sichern, Teile der Risikopopulation, die als potentiell gefährliche Indivi-
duen identifiziert wurden, besonders zu überwachen und im Extremfall radi-
kal auszuschließen.39 Die liberale gouvernementale Rationalität konzipiert 
„Freiheit“ als eine des Marktes, des Vertrages, der Diskussion etc., d. h. in 
dem Maße, wie diese Prinzipien ihrem Zweck dienen: 

„Die Freiheit ist niemals etwas anderes – aber das ist schon viel – als 
ein aktuelles Verhältnis zwischen Regierenden und Regierten, ein 
Verhältnis, bei dem das Maß des ‚zu wenig’ an bestehender Freiheit 
durch das ‚noch mehr’ an geforderter Freiheit bestimmt wird.“ (eben-
da, S. 97) 

Regierung soll dabei die Grundlagen der Möglichkeit zur Freiheit bereitstel-
len – auf „objektiver“ (d. h. ökonomischer, politischer, gesellschaftlicher) 

                                                           
38 Wie im Fall der verweigerten Gesundheitsdienstleistungen, siehe vorherige Anmerkung. 
39 Hier wird die Kontinuität der Rationalität pastoraler Führung innerhalb der Gouverne-

mentalität deutlich: Im Notfall muss der Hirte ein Schaf opfern, um die Herde zu retten 
(vgl. STB, S. 192). 
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Ebene wie in den Subjekten selbst. Dies bedeutet aber auch, dass gleichzeitig 
mit der Organisation der Möglichkeit der Freiheit auch die Einschränkung 
organisiert wird – Herstellung und Zerstörung der Freiheit sind untrennbar 
verbunden (vgl. ebenda, S. 98).40 Die Freiheit im Liberalismus ist so nichts 
vorgängig Gegebenes, sondern etwas, das permanent hergestellt werden 
muss.41 Die Kosten der Herstellung der Freiheit werden nach dem Prinzip 
der Sicherheit berechnet: Die liberale Regierungskunst muss zwischen indi-
viduellen und kollektiven Interessen abwägen und diese gegenseitig vorein-
ander schützen (vgl. ebenda, S. 100). So wird die Freiheit als Gefahr für die 
Freiheit anderer eingeschränkt, Sicherheit zur Bedingung der Freiheit. Die 
Sicherheitsstrategien sind somit Kehrseite und Bedingung des Liberalismus 
zugleich, „das Wechselspiel der Freiheit und Sicherheit [steht] im Zentrum 
jener neuen gouvernementalen Vernunft“ und kennzeichnet die zentrale 
Problematik einer liberalen Ökonomie der Macht (ebenda). 

Die Regierung, die mittels der Sicherheitsdispositive auf die Bevölkerung 
führend einwirkt, entwickelt also selbst eigene Formen dessen, was man so-
zialen Ausschluss oder eben Herrschaft nennen könnte: Die Rationalitäten 
und Interventionsformen der Sicherheitsdispositive machen die Individuen zu 
Fällen kollektiver Bevölkerungs-Phänomene, die mit spezifischen Differen-
zial-Normalitäten und damit Differenzial-Risiken ausgestattet sind. So wir-
ken sie totalisierend und individualisierenden zugleich. Diese Einteilung der 
Einzelnen in ein Risiko-Kollektiv kann die souveräne Macht in ihrer gewalt-
förmigsten Intervention auf den Plan rufen, wenn Einzelne als Sicherheitsri-
siko eingestuft und von der Gesellschaft isoliert werden sollen. Dieser Aus-
schluss, und damit auch Gewalt und Zwang, bewegt sich dabei immer inner-

                                                           
40 Foucault weist in diesem Zusammenhang auf die Zentralität von „Gefahr“ als Kategorie der 

liberalen Regierungskunst hin, die sich auf die Ebene der Selbst-Erkenntnis der Individuen 
als GefahrenträgerInnen (vgl. GBP, S. 101) ebenso beziehe wie auf die panoptische 
Überwachung und Disziplinierung, die Foucault hier als Modell der liberalen Regierung 
insgesamt bezeichnet. Zudem werde Kontrolle und Intervention nicht mehr zum Gegenge-
wicht, sondern zum treibenden Prinzip der Freiheit (vgl. ebenda, S. 103). Die Zentralität der 
„Gefahr“ für die Regierung offenbart „die Zweischneidigkeit aller Dispositive, die man 
‚freiheitserzeugend’ nennen könnte, aller Dispositive, die die Freiheit erzeugen sollen und 
die gegebenenfalls die Gefahr mit sich bringen, genau das Gegenteil hervorzubringen“ 
(ebenda, S. 104f.). 

41 Eine der Bedingungen von Freiheit ist ihre gleichzeitige Einschränkung, wie Foucault am 
Beispiel der Handelsfreiheit zeigt: Zur Aufrechterhaltung des Marktprinzips als Garant der 
Freiheit bedarf es einer antimonopolistischen, d. h. beschränkenden Gesetzgebung für den 
Binnenmarkt (vgl. GBP, S. 99). 
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halb der Rationalität der Regierung der Bevölkerung selbst (vgl. Brun-
nett/Gräfe 2003, S. 56). So kann Freiheit nur im Zusammenspiel mit juridisch 
legitimiertem und souverän-staatlich (und nicht selten disziplinarisch) exe-
kutiertem Ausschluss ermöglicht werden. 

Es liegt also nahe, die beiden beschriebenen Möglichkeiten, das Dreieck juri-
disch-diskursive Macht – Disziplin – Regierung auszudeuten, zu verbinden: 
Zum einen müssen die exklusiven und inklusiven Effekte jeder Machtform 
herausgearbeitet werden, zum anderen Exklusion und Inklusion im Verbund 
aller drei. Auch wenn das Ensemble der Gouvernementalität als gegenwärtig 
dominant eingeschätzt wird, so bedeutet das noch keinesfalls, dass Souverä-
nität und Disziplin die Eigenständigkeit ihrer Form verlieren müssen. Eine so 
konzipierte Analyse kann der Mehrdimensionalität, Überdeterminiertheit und 
auch Widersprüchlichkeit gegenwärtiger Machtbeziehungen wesentlich eher 
gerecht werden, als eine der „reinen“ Gouvernementalität der Gegenwart. 

5.4 Das Dreieck der Macht als Erweiterung des  
Gouvernementalitätskonzepts 

Bevor ich nun mit der Analyse der gegenwärtigen arbeitsmarkt- und krimi-
nalpolitischen Entwicklungen beginne, sollen kurz die analytisch relevanten, 
zentralen Ergebnisse der von mir vorgeschlagenen Erweiterung des Gouver-
nementalitätskonzepts resümiert werden. Das für Machtbeziehungen konsti-
tutive Dreieck kann folgendermaßen bestimmt werden: Während die Regie-
rung die Lebensführung der als segmentiertes Kollektiv von homines oeco-
nomici konstruierten Bevölkerung der Rationalität der – in unserem Falle 
postfordistischen – politischen Ökonomie entsprechenden anleitet, werden in 
disziplinarischen Machtbeziehungen sowohl „ökonomische Menschen“ als 
auch gescheiterte Individuen produziert, die entweder selbst wieder diszipli-
narisch integriert oder aber juridisch, bzw. in Zusammenspiel mit der Diszi-
plin, als „verworfenen Wesen“ behandelt werden. Die Sicherheitsdispositive 
machen die Bevölkerung regierbar, indem sie ein differenzielles Wissen über 
sie produzieren. Sie konstruieren die Individuen als Träger kollektiver Risi-
ken, die zu Gefahren für die Gesellschaft werden können, und deren Selbst-
führung demnach durch eine entsprechende Anreizstruktur – als Regierung 
aus der Distanz – positiv beeinflusst werden muss. Somit produzieren sie zu-
gleich Bevölkerungswissen und Strategien zur ökonomisch-rationalen Regie-
rung dieser Bevölkerung. Zentral für diese Sicherheitsstrategien ist es, auf 
das Risikopotential bestimmter Bevölkerungssegmente abgestimmte Anreiz-
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strukturen zu schaffen, um eine Gefährdung der Gesellschaft unwahrschein-
lich zu machen. Diese Sicherheitsstrategien können im äußersten Falle auch 
den Ausschluss von als potentiell besonders gefährlichen „RisikoträgerIn-
nen“ identifizierten Bevölkerungssegmenten beinhalten bzw. einzelne Indivi-
duen aufgrund einer Kumulation verschiedener Risikopotentiale ausschlie-
ßen.  

Regierung ist grundsätzlich auf die juridische und disziplinarische Herstel-
lung von regierbaren Subjekten – und zwar auf der Ebene der Individuen – 
angewiesen, denn sie kann die Bedingung ihres eigenen Funktionierens (den 
homo oeconomicus als formales Rechtssubjekt und „reales“ Disziplinarsub-
jekt) nicht selbst herstellen.42 Hier ist ein Hinweis auf die „Realität“ des 
homo oeconomicus notwendig: Im Rahmen der gouvernementalen Führung 
werden die Subjekte ausschließlich als ökonomische Menschen intelligibel. 
Der homo oeconomicus ist damit das analytische Konzept, an dem die Regie-
rung der Bevölkerung sich strategisch ausrichtet, ein Modell, das im Rahmen 
gouvernementaler Führung als subjektkonstitutiv vorausgesetzt wird und da-
mit zur Voraussetzung der Regierung wird. Die Annäherung der Individuen 
an dieses Modell kann niemals vollständig gelingen, jedoch sollen sie unter 
dem Einsatz disziplinarischer Machtformen – und auf der Grundlage des bür-
gerlichen Rechts – zumindest soweit „ökonomisiert“ werden, dass die Regie-
rung der Bevölkerung möglich wird. Der sich notwendig entziehende, wider-
ständige „Rest“ an Subjektivität muss für die gouvernementale Rationalität 
unsichtbar bleiben – er wird im Rahmen der Disziplinarmacht analysiert und 
sanktioniert, aber auch hier nie vollständig unterworfen.43 

So lässt sich festhalten: Das Regieren der Bevölkerung ist eine Strategie in-
nerhalb von Machtbeziehungen, die ohne andere, auch herrschaftsförmige 
Strategien nicht funktionieren kann und daher mit diesen gemeinsam die In-
tegration der kapitalistischen Gesellschaftsformation herzustellen versucht –
und dabei notwendig scheitert und sich deswegen permanent transformieren 
muss. Die direkt marktförmige, quasi reell kapitalistische Interventionsform 

                                                           
42 Der homo juridicus – nicht nur als diskursive Figur, sondern auch entsprechend der dem 

Recht eigenen Materialität – ist die notwendige Voraussetzung für die disziplinarische Pro-
duktion des homo oeconomicus. 

43 Eine völlige Unterwerfung würde bestehende Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die bei 
Foucault ja im Grunde immer agonistisch gedacht werden, in antagonistische Konstellatio-
nen der Gegnerschaft transformieren – und sich eruptiv-gewaltvoll, beispielsweise in einem 
Bürgerkrieg, manifestieren.  
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der Regierung ist also, will sie als „Manager der Freiheit“ (GBP, S. 97) agie-
ren, auf die „Herstellung“ des Marktes, auf die politische Ermöglichung der 
Marktfreiheit in Kooperation mit Disziplinen und Rechtsstaat angewiesen. 
Auch die Regierung produziert die Bedingungen, damit „Markt“ möglich 
wird, indem sie „ökonomisches Verhalten“ anreizt – da dies aber immer wie-
der scheitert, bedarf es der Wiederherstellung des ökonomischen Subjekts 
durch die anderen Machtformen, vornehmlich die Disziplin. Deutlich wird so 
auch der gemeinsame normative Horizont der innerhalb der gouvernementa-
len Strategie in Kooperation gebrachten Machtformen: Sowohl disziplinari-
sche Normen als auch die gouvernementale „Normalität“ sind Teil einer 
„ökonomischen“ Begründung bzw. Rationalität der Machtstrategie: Die dis-
ziplinär herzustellende Norm ist bezogen auf eine Produktionsweise, ebenso 
wie der „Zweck“ der Bevölkerung die Herstellung bzw. Wahrung einer öko-
nomischen Normalität ist. Hieran wird deutlich, dass der Gouvernementalität 
eine Normativität eigen ist, auch wenn sie sich als „Selbstzweck“ inszeniert. 
Letztlich zielt sie, mit anderen Strategien und einer grundsätzlich anderen 
Machtökonomie als die Disziplin und das Recht, auf die Installierung, Auf-
rechterhaltung und die Ermöglichung der Transformation der kapitalistischen 
Produktionsweise und Gesellschaftsformation. 
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6 Strategien und Effekte gegenwärtiger 
Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 

Mit der erweiterten Gouvernementalitätskonzeption werde ich nun die ge-
genwärtigen Entwicklungen in der Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik als 
strategische Machtkonstellation analysieren. Es kann hierbei nicht darum ge-
hen, die Gesamtheit der beschriebenen Tendenzen umfassend zu reinterpre-
tieren. Vielmehr werde ich Strategielinien nachzeichnen, die die Transforma-
tion des postfordistischen Sozial- und Strafverfolgungsstaates vorantreiben 
und strukturieren. So werde ich die an Rusche/Kirchheimer und Cremer-
Schäfer/Steinert angelehnte Fragestellung wieder aufnehmen, auf welche 
Weise Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik gesellschaftliche Integration gerade 
mittels Exklusion produzieren.  

6.1 Mechanismen und Dispositive der Inklusion und Exklusion 

Zuvor erscheint es mir jedoch notwendig, die begrifflichen Grundlagen 
weiter zu spezifizieren, konkret: Das abstrakt entwickelte machtanalytische 
Instrumentarium für die anstehende konkrete Analyse aufzubereiten. So 
beginne ich mit einer Systematisierung der juridischen, disziplinarischen und 
gouvernementalen Mechanismen von Inklusions und Exklusion und beziehe 
diese skizzenhaft auf Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik. Danach werde ich 
die Stellung (und möglicherweise Transformation) der Sicherheitsdispositive 
innerhalb dieser Konstellation der Machtformen untersuchen. 

6.1.1 Juridische, disziplinarische und regierungsspezifische 
Mechanismen der Inklusion und Exklusion 

Zentraler juridischer Mechanismus der Inklusion ist die Integration des 
Rechtssubjekts. Dieses wird als StaatsbürgerIn oder aber InhaberIn rechtlich 
differenzierter Aufenthaltsstatus hervorgebracht. Integration findet hier in ab-
gestufter Form statt. Die primäre Unterscheidung verläuft zwischen Deut-
schen und Nicht-Deutschen, die unterschiedliche bürgerliche, politische und 
soziale Rechte genießen. So wird umgekehrt Exklusion juridisch über die 
Verwährung dieser Rechte produziert, umfasst jedoch ebenso staatliche Kri-
minalisierung und gesetzlich geregelte Sanktionierung von kriminalisierten 
Handlungen mittels des staatlichen Gewaltmonopols (Kriminalitätskontrolle, 
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Strafverfolgung, Strafjustiz, Justizvollzug). Dabei bezieht sich juridische Ex-
klusion in beiden Formen auf das Nichtgewähren von politischen, Freiheits-, 
Schutz- und Leistungsrechten. Hergestellt wird so der homo juridicus, der die 
formale Voraussetzung für den homo oeconomicus bzw. homo criminalis ist. 
Da das Recht als Struktur die formale Legalität (und auch die Legitimität) 
staatlicher Politik garantiert, kommt ihm eine zentrale Stellung in der mate-
riellen wie ideologisch-diskursiven Durchsetzung staatlicher Politikstrategien 
zu. 

Arbeitsmarktintegration vollzieht sich juridisch als Schaffung der rechtlichen 
Voraussetzungen des Lohnarbeitssubjekts bzw. in abgestufter Form des/der 
SozialbürgerIn. Der Arbeitsmarkt und der Zugang zu ihm werden politisch-
rechtlich und gewaltvoll-exekutiv hergestellt. Mit der rechtlichen Regulation 
der (Re-)Produktion des Lohnarbeitssubjekts werden auch Prozesse der (Re-) 
Kommodifizierung vorangetrieben. Konkret vollzieht sich dies über das Ar-
beitsrecht und die Spaltung von Arbeitsmärkten, wodurch unterschiedliche 
rechtliche Zonen geschaffen werden1 – die neben differenzierten Rechtslagen 
und Regimen für Erwerbslose auch arbeitsmarktpolitische Exklusion beding-
en: Soziale und Arbeitsrechte werden selektiv und statusabhängig gewährt.2 
Ganz grundsätzlich wird juridischer Ausschluss von Arbeitsmärkten über die 
Kriminalisierung bzw. hier Illegalisierung von Menschen ohne gültigen Auf-
enthaltsstatus bzw. eine daran geknüpfte Arbeitserlaubnis souverän exeku-
tiert.3 Die kriminalpolitischen Grundelemente juridischer Inklusion und Ex-
klusion sind die Herstellung einer Rechtsordnung und der Grundlage ihrer 
Verteidigung durch den Staat als Inhaber des Gewaltmonopols. So wird die 
Schutzfunktion des Staates, aber auch der Schutz vor staatlicher Verletzung 
von Rechten auf dem „Rechtsweg“ einklagbar. Zentral ist dabei die Schaf-
fung unterschiedlicher rechtlicher Räume innerhalb des Rechtsstaats, die bei-
spielsweise über die Unterordnung von Nicht-Deutschen unter das Auslän-

                                                           
1 Diese Zonen sind z. B. durch graduell differenzierte Versicherungspflichtigkeit, Befris-

tungs- und Kündigungsregeln, tarifrechtliche Bestimmungen etc. strukturiert. 
2 Die Koordinaten sind hier – neben der zentralen Unterscheidung Deutsch/Nicht-Deutsch –

beispielsweise die Zuordnung zum Alg I- oder Alg II-Regime, zeitlich befristete oder un-
befristete Verträge sowie die Sozialversicherungspflichtigkeit von Arbeitsverhältnissen. 

3  Trotz bzw. wegen des offiziellen Ausschlusses vom regulären Arbeitsmarkt arbeiten viele 
Illegalisierte im „informellen Sektor“, in dem sie zu besonders schlechten Bedingungen 
ausgebeutet werden. Der formale Ausschluss von Arbeitsrechten äußert sich hier als fakti-
sche Ent-Rechtlichung der Verkaufsbedingungen der eigenen Arbeitskraft, nicht jedoch als 
reale Exklusion vom Arbeitsmarkt. 
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der- und/oder Asylgesetz, aber auch entlang kommerzieller Interessen priva-
ter Akteure stattfindet. 

Der disziplinarische Mechanismus der Inklusion setzt Technologien der Dis-
ziplinierung und Kontrolle in Gang, die normierend-standardisierend und da-
mit integrativ wirken – Prototyp ist der Panoptismus. Zentral ist die Einübung 
von und Ausrichtung an Normen, die jedoch erst über die (gefürchtete) 
Sanktionierung von Abweichungen ihre Wirkung entfalten. Disziplinarische 
Inklusion ist dabei zugleich die Bedingung für Exklusion: Mittels normie-
rend-disziplinarischer, auf Re-Integration zielender Behandlung in „Ein-
schließungsmilieus“ werden die Subjekte aus anderen gesellschaftlichen Be-
reichen ausgeschlossen.4 

Arbeitsmarktpolitisch wird Disziplinierung als faktische Realisierung des 
Lohnarbeitssubjekts integrativ wirksam. Die erwerbsfähigen Individuen wer-
den an den Erfordernissen der Produktionsweise ausgerichtet, indem die Re-
produktionsmodi ihrer Arbeitskraft innerhalb disziplinarischer Institutionen 
wie Familie, Schule bzw. des Ausbildungs- und Weiterbildungssektors struk-
turiert werden. Diese disziplinarische Arbeitsmarktintegration funktioniert 
zudem über die Re-Qualifizierung und Re-Integration von Erwerbslosen. 
Zentral ist die – klassenspezifische – Standardisierung von Erwerbsbiogra-
phien und Herstellung von „Normalarbeitsverhältnissen“. Abweichungen von 
den Anforderungen an das Lohnarbeitssubjekt werden dabei durch den ex-
kludierenden Einschluss in Regime der Armen- oder Arbeitslosenpolitik be-
handelt. Kriminalpolitisch funktioniert disziplinarische Inklusion zentral über 
das panoptische Prinzip staatlicher Kontrollpolitiken. So findet eine faktische 
Herstellung des/der geschützten StaatsbürgerIn auf materieller und ideolo-
gisch-diskursiver Ebene statt. Gleichzeitig werden „legalistische“, sich ohne 
direkten Zwang an die Rechtsordnung haltende Subjekte produziert. Exklu-
sion funktioniert gleichermaßen über den Einschluss in staatliche Diszipli-
nar-, Kontroll- und Strafinstitutionen. 

Die regierungsspezifischen Mechanismen der Inklusion greifen auf der Ebene 
der Regierung von Bevölkerungssegmenten. Als Subjekte und Objekte der 

                                                           
4 Dabei ist das Gefängnis der Prototyp der Einschließungs- und Kontrollmilieus, die gesell-

schaftliche Ausweitung disziplinarischer Kontrollprinzipien hat jedoch einen quasi-univer-
sellen analytischen Raum geschaffen, der auf der Ebene der Individuen permanent Abwei-
chungen feststellbar macht und entsprechende Sanktionen zuordnet, die auf die Wiederher-
stellung des Disziplinarsubjekts zielen. 



 

186 

Regierung tragen die Individuen selbst zentral zu ihrer gouvernementalen 
Integration bei. Die regierungsspezifischen Mechanismen der Exklusion las-
sen sich erstens als Kategorisierung von Individuen als „RisikoträgerInnen“, 
der dann zur Sicherung der Freiheit der „Gesellschaft“ Sanktionen folgen, be-
schreiben. Zweitens funktioniert gouvernementale Exklusion über die Nicht-
Intelligibilität nicht „ökonomisch“ handelnder und damit nicht-regierbarer 
Menschen. 

Gouvernementale Inklusion über Arbeitsmarktpolitik vollzieht sich als Her-
stellung der Bedingungen für die der Produktionsweise angemessene ökono-
misch-rationale Selbst-(Re-)Produktion einer segmentierten Bevölkerung. 
Zentraler Mechanismus dabei ist die Aktivierung, welche die Einzelnen in 
eine Beziehung zum Selbst und den Anforderungen der Gesellschaft stellt. So 
werden unterschiedliche Anreize zur (Re-)Kommodifizierung der Arbeits-
kraft der Individuen je nach ihrer Zuordnung zu spezifischen Bevölkerungs-
segmenten gesetzt.5 Die geschaffenen Anreizstrukturen funktionieren über 
Einkommen/Löhne, Arbeitsrechte und soziale Absicherung, letztlich aber 
über den schlichten Anreiz auf Arbeitsmarktintegration, die als dem Status 
der Erwerbslosigkeit rational vorzuziehend „angeboten“ wird. Damit ist die 
disziplinarisch-repressive Behandlung der Nicht-Integrierten ein zentrales 
Mittel der gouvernementalen Führung der Bevölkerung – und zeigen sich 
zugleich deren exklusive Effekte. Kriminalpolitisch vollzieht sich gouverne-
mentale Inklusion erstens über die Herstellung der Wahrnehmbarkeit von 
Anreizstrukturen, die die subjektive Reproduktion von Raumordnungen bzw. 
das diesen entsprechende rationale Verhalten strukturieren. Diese Form indi-
rekten Regierens funktioniert als Selbstintegration der Individuen in ihnen 
(von der „Regierung“) angemessene Ordnungen. Dabei wird der juridisch als 
universell unterstellte und hergestellte Rechts-Raum faktisch segmentiert, so 
dass unterschiedliche Bevölkerungssegmente sowohl unterschiedlichen 
Räumen zugeordnet werden als auch deren Aufenthaltsbedingungen je unter-
schiedlich definiert werden. So wird eine selektive Integration hergestellt, die 
zugleich den Modus der Exklusion bestimmter Bevölkerungssegmente bei-
                                                           
5 Die Segmentierung der Bevölkerung funktioniert hier über den rechtlichen Status, das 

zugeschriebene Geschlecht, „Rasse“, Bildung und Qualifikationsgrad sowie Alter und 
Erwerbsbiografie. Hier wird deutlich, dass die Anreizstrukturen als Raumordnungen des 
Marktes immer auf eine juridische Struktur zurückgreifen. Die juridische Produktion unter-
schiedlicher Rechtsräume auf dem Arbeitsmarkt wird Bestandteil einer postfordistischen 
gouvernementale Strategie, die die Segmentierung der Bevölkerung und damit eine neo-
sozial-neoliberale Bevölkerungspolitik ermöglicht. 
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spielsweise aus dem innerstädtischen Raum kennzeichnet. Integration wird in 
einer weiteren Form als Aktivierung der Einzelnen zu kriminalpolitischen 
AkteurInnen produziert, was einen positiven Bezug auf die Rechtsordnung, 
aber auch „Nachbarschaft“ oder „Stadtviertel“ ermöglicht und „Sicherheit“ 
als zentrales Integrationsmoment verspricht. Diese Responsibilisierungsstra-
tegie produziert „Gefährdungsgemeinschaften“, deren Gegenstück die „Risi-
koträgerInnen“ sind, die entsprechend einer gouvernementalen Rationalität 
mittels der Sicherheitsdispositive kategorisiert werden und ausschließenden 
Sicherheitspolitiken unterworfen werden. 

6.1.2 Gouvernementale Sicherheitsdispositive als Elemente 
des (Un-)Sicherheits-Dispositivs 

In Bezug auf die folgende Analyse kann nun schlussfolgernd argumentiert 
werden, dass das Recht die legale Struktur für Inklusion und Exklusion 
schafft, deren Materialität durch souveräne Staatsgewalt, Bio-Politik (in der 
doppelten Bestimmung disziplinarische und gouvernementale Macht umfas-
send) und deren Legitimität durch Souveränitäts-, Disziplinar- und regie-
rungsspezifische Diskurse hergestellt werden muss.6 Diese Struktur verweist 
auf die Komplementarität der verschiedenen Machtökonomien, deren Schnitt-
stelle die Sicherheitsdispositive sind, innerhalb derer und durch die sich gou-
vernementale Führung als Regierung der differenziellen Naturalität von Be-
völkerungssegmenten vollzieht. 

Die Sicherheitsdispositive entsprechen einer gouvernementalen Rationalität, 
indem sie Individuen zu Fällen kollektiver Risiken, zu GefahrenträgerInnen, 
machen und verweisen gleichzeitig auf disziplinarische und juridisch-souve-
räne Machtausübung. Jene Instanzen, die an der Wissensproduktion über Be-
völkerung, an Segmentierung und individualisierender Kategorisierung über 
Kriminalität und Erwerbslosigkeit beteiligt sind, aber auch die von ihnen ein-
gesetzten bevölkerungspolitischen Strategien und deren Effekte bilden ein 
„Netz diskursiver und nicht-diskursiver Elemente“. Sie produzieren „gefähr-
liche Orte“ und „sichere Stadtteile“, kriminogene und konsumfördernde 
Räume. Sie bringen „Kriminelle“ als „GefahrenträgerInnen“ und „Arbeits-
lose“ als „marktferne Erwerbslose“ oder „BetreuungskundInnen“ hervor, 

                                                           
6 Auf die dem Recht eigene Materialität geht Foucault kaum ein (vgl. Gehring 2007, 

S. 174ff.). Zur Materialität des Rechts als „sozialer Form“ und dessen relationaler Autono-
mie in Bezug auf Ökonomie und Politik vgl. Buckel 2008. 
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aber auch kreative, flexible und beschäftigungsfähige „Arbeitskraftunter-
nehmer“, „risikobewusste“ AnwohnerInnen, „wachsame NachbarInnen“ und 
präventionsorientierte „AktivbürgerInnen“. Sie produzieren ein Wissen der 
potentiellen Opfer von Kriminalität und Arbeitslosigkeit über sich selbst –
über ihr Gefährdungsrisiko oder ihren Marktwert. Als Dispositive der Si-
cherheit bilden sie sich um einen historischen „Notstand“: Die Krise des for-
distischen Kapitalismus, die als Resultat der Bedrohung der Marktfreiheit 
konzipiert wird, dabei aber in erster Linie eine Krise der Verwertungsbeding-
ungen des fordistischen Kapitalismus und des zugehörigen homo oeconomi-
cus ist. Deren Überwindung treiben die gouvernementalen Sicherheitsdispo-
sitive durch neue, responsibilisierende und individualisierende Ver-Un-Si-
cherungen voran, die als aktivierende Anreize auf die Überwindung der for-
distischen Naturalität der Bevölkerung zielen. 

Da das Einwirken auf die Naturalität der Bevölkerung jedoch immer aus der 
Distanz vollzogen werden muss und regelmäßig scheitert, muss eine kom-
plexere Verbindung der Politiken der „Arbeitslosigkeit“ und des „Kriminellen“ 
in bevölkerungs- und sicherheitspolitischer Absicht angenommen werden. 
Zudem weist Foucault auf die „funktionelle Überdeterminierung“ von Dispo-
sitiven hin (Foucault 1978, S. 121). Analog zur Überdeterminierung inner-
halb des „Dreiecks der Macht“ sind die gouvernementalen Sicherheitsdispo-
sitive daher als Elemente eines arbeitsmarkt- und kriminalpolitischen (Un-)Si-
cherheits-Dispositivs zu verstehen, das – auch juridisch-souveräne und diszi-
plinarische Machtbeziehungen umfassend – auf die Realisierung und Absi-
cherung der postfordistischen Transformationen der kapitalistischen Produk-
tionsweise zielt. In diesem (Un-)Sicherheits-Dispositiv sind Statistische Bun-
des- und Landesämter, juristische, kriminologische, wirtschafts-, sozial- und 
humanwissenschaftliche Institute und Forschungseinrichtungen, Bundesmi-
nisterien, Ministerialbürokratien und deren Think-Tanks, das Bundeskrimi-
nalamt, Staatsanwaltschaften und Gerichte, Gefängnisse, Arbeitgebervereini-
gungen, Gewerkschaften, kommunale Polizeien, Argen, Arbeits-, Sozial-, Fi-
nanz- und Jugendämter, Ausländerbehörden, Institutionen der Aus- und Wei-
terbildung, BürgerInnen-Initiativen, private Sicherheitsdienstleister und Job-
vermittlungs-Agenturen, sicherheits- und arbeitsmarktpolitische Informati-
ons- und Aufklärungskampagnen, außerschulische Betreuungs- und Förde-
rungsangebote, infrastrukturelle, techno-präventive und städtebauliche Pro-
gramme sowie kommunale Sicherheits- und Präventionskonzepte verbun-
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den.7 Am sichtbarsten wird dieses Dispositiv angesichts kommunaler Netz-
werke, die einen direkten Informationsaustausch in Präventionsgremien oder 
im Rahmen von Amtshilfeverfahren ermöglichen. Argen, Finanz- und Ord-
nungsämter, Schulen, Polizeien, Stadtteilforen und Präventionsräte sind un-
tereinander in unterschiedlichen Konstellationen vernetzt, um beispielsweise 
„Sozialbetrüger“ ausfindig zu machen oder Jugendkriminalität- und -arbeits-
losigkeit zu bekämpfen. Die Beziehungen der verschiedenen Elemente dieses 
(Un-)Sicherheits-Dispositivs sind jedoch weitaus komplexer – neben die di-
rekte Zusammenarbeit treten indirekte Verbindungen und Korrespondenzen 
von arbeitsmarkt- und kriminalpolitischen AkteurInnen, Strategien und 
Machteffekten. Gruppiert sind sie um das Ziel, die infrastrukturellen und 
subjektiven Bedingungen für die Durchsetzung der postfordistischen Pro-
duktionsweise zu schaffen. Dabei wird Integration und Ausschluss im Zu-
sammenspiel verschiedener Machtformen hergestellt. 

6.2 Juridische, disziplinarische und gouvernementale 
Machtformen in Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik 

Im Folgenden werde ich die Machtkonstellation herausarbeiten, die die 
Transformation von Staatlichkeit, gegenwärtige Arbeitsmarkt- sowie Krimi-
nalpolitik strukturiert. Im Anschluss daran untersuche ich deren strategisches 
Zusammenspiel. Die Skizze von dessen Grundstruktur (vgl. Kapitel 1) legt 
eine gewissermaßen „supplementarische“ Position der Kriminal- gegenüber 
der Arbeitsmarktpolitik nahe. Aus der Perspektive auf die Strategien staatli-
cher Politiken ergibt sich jedoch ein etwas anderes Bild, das diese Hierarchi-
sierung relativiert: Kriminalpolitik wie Arbeitsmarktpolitik sind Bestandteile 
von multidimensionalen staatlichen Interventionsformen zur Ermöglichung 
der Transformation der kapitalistischen Produktionsweise, zur Bearbeitung 
der aus dieser resultierenden Verwerfungen und zur Stabilisierung gesell-
schaftlicher Herrschaftsverhältnisse. Es handelt sich hier also zunächst um 
eine künstliche Trennung von stets strategisch aufeinander bezogenen staatli-
chen Interventionen im Rahmen einer Politik des Sozialen. 

                                                           
7 Die Aufzählung der das (Un-)Sicherheits-Dispositiv konstituierenden Elemente ließe sich 

fortsetzen – diese sind zudem einem „Spiel von Posititonswechseln und Funktionsverände-
rungen“ (Foucault 1978, S. 120), permanenten Neujustierungen und strategischen Wieder-
auffüllungen unterworfen. 
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6.2.1 Die Transformation von Staatlichkeit als Paradigma einer 
neoliberalen Gouvernementalität: Individualisierung und  
Kollektivierung 

Das Souveränitätsprinzip in der Form der Volkssouveränität ist ein zentrales 
Legitimationsmodell des liberal-demokratisch organisierten Staates der Ge-
genwart (vgl. Mouffe 2008, S. 19f.).8 Als demokratisches legitimiert es den 
Staat formal auch angesichts der gegenwärtigen Bedeutung gouvernementa-
ler Führungstechniken. Als Ort der Regierung in ihrer politischen Form ist 
der Staat jedoch zentrale Instanz von – gegenwärtig neoliberaler – Bevölke-
rungspolitik. Die liberalen Freiheits- und Sicherheitsversprechen werden 
durch das (Un-)Sicherheits-Dispositiv hindurch zugleich eingehalten und 
gebrochen: die juridisch-diskursive Macht formiert sich mit der Disziplinar- 
und der regierungsspezifischen Macht zu einer neuen Konstellation staatlich-
souveräner Macht- und Herrschaftsbeziehungen. In diesen wird auch der in-
dividualisierende und zugleich totalisierende Doppelcharakter des modernen 
Staates und der Sicherheitsdispositive als Effekt und Bedingung gouverne-
mentaler Bevölkerungspolitik offenbar (vgl. Kapitel 5.1; STB, S. 103; Fou-
cault 1982, S. 277). 

Von dieser Warte aus sind auch die gegenwärtigen Tendenzen der Transfor-
mation von Staatlichkeit „nur“ als Verschiebungen verschiedener Gouverne-
mentalitäten, beispielsweise von einer eher keynesianisch-sozialdemokrati-
schen (fordistischen) hin zu einer neoliberalen (postfordistischen) Rationali-
tät, zu interpretieren.9 Der aktivierende oder gewährleistende Staat wird als 
auf die „Selbststeuerungspotenziale“ der Gesellschaft zielender „Metaakteur“ 

                                                           
8  Mouffe betont die Differenzen zwischen liberalen und demokratischen Prinzipien. Moderne 

Demokratien seien politische Formen der Artikulation dieser unterschiedlichen Traditionen 
(2008, S. 20). Die liberale Tradition verbinde Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und in-
dividuelle Freiheitsrechte, während die Hauptidee der demokratischen Tradition Gleichheit, 
Volkssouveränität und die Identität von Regierenden und Regierten seien. Beide Traditio-
nen stünden real in einem kontingenten Artikulationsverhältnis. Die heute als quasi selbst-
verständlich angenommene Einheit sei Resultat langwieriger Kämpfe, wobei die grund-
sätzlich konfliktorische Beziehung beider Prinzipien von Mouffe als Quasi-Universalie in 
der Auseinandersetzung um die Ausgestaltung von Freiheit und Gleichheit (innerhalb eines 
agonalen Demokratiemodells) gesetzt wird. 

9 Offensichtlich bewege ich mich hier weitgehend auf der Programmebene – trotz meiner 
Kritik an dieser Vorgehensweise. Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit den kon-
kreten Transformationsprozessen, die auch eine kritische Überprüfung, ob und wie sich die 
Governance- und Aktivierungs-Diskurse materialisieren, beinhalten müsste, besteht in 
dieser Arbeit keine ausreichende empirische Grundlage. 



 

191 

konzipiert, der zwar die Regulierungshoheit behält, aber nur im Verbund mit 
kooperativ-verhandelnden Politikformen steuerungsfähig ist. In dieser Hin-
sicht unterscheidet der „aktivierende“ Staat sich nicht grundsätzlich von be-
stehenden, grundgesetzlich verankerten korporatistischen und subsidiären 
Strukturen. Gleichzeitig wird der aktivierende Staat aber auch als Entwick-
lungsagentur der Gesellschaft entworfen. Die beschriebenen Reformen staat-
licher Institutionen entsprechend dem NPM/NSM folgen einer ökonomischen 
Rationalität, die das Marktprinzip auf den Staat ausweitet und politische Ent-
scheidungen zunehmend in ökonomisch kalkulierte und sozialtechnologische 
verwandelt.10 

Mit dieser Durchsetzung neoliberaler gouvernementaler Führungsprinzipien 
innerhalb der staatlichen Institutionen wird deren Beziehung zu den als 
KundInnen definierten BürgerInnen restrukturiert. Diese werden nicht als 
politische BürgerInnen mit gesetzlich festgeschriebenen Rechten, sondern als 
ökonomische Menschen angerufen und behandelt. Voraussetzung und Re-
sultat dieser gouvernementalen Bevölkerungspolitik ist die Reformulierung 
von Regierungswissen, das nun als ökonomische Steuerungsgrößen und Indi-
katoren produziert wird. In dieser Neujustierung der Beziehung zwischen 
Staat und BürgerInnen verändert sich auch die Verteilung von Ansprüchen, 
Rechten und Pflichten. „Aufgabenkritik“ des Staates wird mit Responsibili-
sierung der BürgerInnen verbunden, was „Synergieeffekte“, Effizienzsteige-
rungen und Autonomiegewinne verspricht, dabei aber staatliche Regierung 
als Selbstführung der Individuen implementiert.11 Der „Gewährleistungs-

                                                           
10 Sichtbar wird das auch an der faktischen Kompetenzverschiebung von der Legislative zur 

Exekutive durch die Schaffung eines flexiblen „exekutivischen“ Rechts – was durchaus als 
Gouvernementalisierung des Rechts aufgefasst werden kann. Andererseits sollte man diese 
Tendenzen nicht als genuin neuartige missverstehen – sie sind ein generelles Charakteristi-
kum des bürgerlichen Rechts in der „fortgeschrittenen Industriegesellschaft“ (vgl. Maus 
1976, S. 10f.). Von dieser Warte aus könnte argumentiert werden, dass in der Rechtsform 
selbst der Zug zur Gouvernementalisierung angelegt ist – genau angesichts der strukturellen 
Immanenz der Dezision, des permanenten Ausnahmezustands im Recht selbst (vgl. Agam-
ben 2004), was eine vermeintliche Herrschaft des „Volkes“ oder des Gesetzes zur Ideologie 
macht und das Souveränitätsprinzip selbst wieder als produktives Verhältnis, nicht als Ver-
botssatz-Prinzip beschreibbar machen könnte. (Diesem Gedanken kann an dieser Stelle 
nicht weiter nachgegangen werden.) 

11 Dabei ordnet sich der aktivierende Staat durchaus in die Tradition ordo- bzw. neoliberaler 
Konzeptionen von Politik als Ermöglichung des Marktes ein. Das Übergreifen des Markt-
prinzips auf staatliche Politik, die Einführung marktförmiger Steuerungsinstrumente wurde 
von Foucault genuin als Element einer neoliberalen gouvernementalen Rationalität be-
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staat“ bietet nur noch den Rahmen und die Chancen auf soziale Absicherung 
sowie ökonomische und gesellschaftliche Partizipation. In dieser „Ermögli-
chungsstruktur“ sollen sich die BürgerInnen ihrem eigenen Nutzen entspre-
chend verhalten, der gleichzeitig derjenige der gesamten Gesellschaft bzw. 
des Staates ist.12 Die Gesellschaft wird dabei jedoch nicht dem Anarchismus 
der Märkte überlassen, vielmehr wird das Soziale einer umfassenden Trans-
formation unterworfen, in der die (Ko-)Produktion von (sozialer) Sicherheit 
reindividualisiert zur Aufgabe der eigenverantwortlich vorsorgenden Bürger-
Innen wird. Lessenich spricht deshalb zu Recht von einer neosozialen 
Gouvernementalität als Neuerfindung des Sozialen (vgl. Kapitel 3.5): Jedes 
Individuum muss aktiv einen „Beitrag“ für die „Gesellschaft“ leisten. Gleich-
zeitig wird auch das Scheitern eines ökonomisch rationalen Agierens inner-
halb der vorgegebenen Strukturen individualisiert und zunächst durch Nicht-
Integration sanktioniert. In der Folge davon greifen alternative staatliche 
Behandlungsmethoden: die disziplinarisch-autoritäre Verwaltung der heraus-
gefallenen „Kostenfaktoren“ und „Überflüssigen“ ebenso wie der zum 
„Sicherheitsrisiko“ gewordenen DelinquentInnen.  

Neben diese geschilderten individualisierenden Strategien neoliberaler Regie-
rung treten kollektivierende, die im Rahmen der Implementierung netzwerk-
förmiger, kooperativer Steuerungsstrukturen (als zweite signifikante Dimen-
sion der Transformation von Staatlichkeit im Postfordismus) wirksam wer-
den. Es geht dabei um die strategische (Neu-)Konstruktion von Kollektiven 
als Subjekte und Ansatzpunkte der Regierung. Als solche bevölkerungspoliti-
schen Relais lassen sich zivilgesellschaftliche AkteurInnen, Nachbarschaften, 
Stadtteile oder kommunale Gremien der Bürgerbeteiligung verstehen, die 
vermehrt in politische Prozesse eingebunden werden (sollen). Die Einbin-
dung der Bevölkerung in gouvernementale Strategien funktioniert hier aus 
der Distanz und zugleich durch sie hindurch. Auch hier wird die Abkehr von 
hierarchisch-souveräner staatlicher Steuerung postuliert und gleichzeitig eine 
Responsibilisierung von „Gefährdungsgemeinschaften“ unter staatlicher Ini-
tiative vorangetrieben. So vollziehen sich arbeitsmarkt- und kriminalpoliti-
sche Strategien der Integration, aber auch gesellschaftlicher Ausgrenzung 

                                                                                                                             
schrieben, der es weniger um die Regulierung der Ökonomie als um die ökonomische Re-
gierung des Sozialen geht (vgl. Kapitel 5.1.1). 

12 Deutlich wird dies auch daran, dass die Verfechter des aktivierenden Staates sich explizit 
am Rational-Choice-Ansatz orientieren und das Individuum als nutzenmaximierendes kon-
struieren (vgl. Kapitel 3.3). 
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und Ausschließung innerhalb des aktivierenden Staates, der individualisie-
rende und kollektivierende Responsibilisierung einsetzt und dessen Macht-
struktur immer schon auf den souverän sanktionierenden „strafenden Staat“ 
verweist. 

6.2.2 Die Machtstruktur gegenwärtiger Arbeitsmarktpolitik 

Das Ziel der kollektivierenden Bevölkerungspolitik als Anleitung einer akti-
vierenden Selbstführung ist nicht die „ökonomischen Optimierung“ der Be-
völkerung als Selbstzweck, sondern vorrangig die möglichst optimale Auf-
stellung des nationalen Wettbewerbsstaates im internationalen Produktions- 
und Akkumulationsprozess. Die gegenwärtige Arbeitsmarktpolitik ist somit 
als strategische Produktion einer segmentierten Bevölkerung zu analysieren, 
die die postfordistische Transformation der kapitalistischen Produktionsweise 
vorantreibt und ihr zugleich entspricht. Die Spaltung der Bevölkerung in bei-
spielsweise mittels Qualifizierung, sozial-rechtlicher Absicherung sowie 
Entlohnung segmentierte LohnarbeiterInnen und Lohnarbeitslose, die eben-
falls Spaltungen unterliegen (Alg I, Alg II, Sozialhilfe), dient dabei der 
Strukturierung des Arbeitskräftepotentials entsprechend der Spaltungslinien 
des „flexiblen“ Kapitalismus. Die fordistische De-Qualifizierung wird fortge-
setzt, gleichzeitig findet in einigen Kernsektoren eine Re-Qualifizierung statt, 
die mit einer neuen Qualität der Subsumtion der Arbeitskraft unter das Kapi-
talverhältnis einhergeht. Vorangetrieben wird diese Spaltung und der mit ihr 
verbundene Druck auf die mittleren und unteren Segmente der ArbeiterInnen 
und Angestellten durch die zunehmende Re-Kommodifizierung der Arbeits-
kraft (vgl. Kapitel 3 bzw. Hirsch 2002, S. 104f.; Dörre 2007, S. 28f.). Die 
Erwerbslosen werden wiederum entsprechend den ihnen zugeschriebenen 
Integrationschancen kategorisiert und unterschiedlichen Integrationsregimes 
unterworfen, von denen das Alg II-Regime sich vor allem als desintegrierend 
erweist (vgl. Kapitel 3.5).13 

                                                           
13 Die so erzeugten Bevölkerungssegmente werden unterschiedlichen Behandlungen unter-

worfen, die die auf diese Weise noch perpetuierten Differenzen sichtbar machen. Diese 
Strategie muss auch als Regime der Arbeitsteilung betrachtet werden. „Flexibilität“ ist eine 
Aktivierungs- und Mobilisierungsanforderung an Subjekte und zugleich (zumindest diskur-
siv) zentrales Paradigma postfordistischer Arbeitsorganisation. Hier bleiben jedoch neben 
Modellen, die eine zunehmend totale Produktiv-Machung von Subjektivität durch Kreativi-
täts-, Flexibilitäts- und permanente Requalifizierungsanforderungen beinhalten – beispiels-
weise die „indirekte Steuerung“ – auch Gruppenarbeit, neo- und „hypertayloristische“ Or-
ganisationsmodelle fortbestehen (vgl. Gruppe Blauer Montag 2002, S. 116ff., dies. 2008, 
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Analysiert man nun die zwei zentralen Dimensionen staatlicher Arbeits-
marktpolitik, erweist sich die rechtliche Absicherung und Regulierung des 
Marktes als genuin durch juridische Souveränitätsmacht konstituiert während 
die politische Steuerung von Angebot und Nachfrage vor allem mittels diszi-
plinarischer und gouvernementaler Bio-Macht durchgeführt wird.14 Neben 
der juristischen Re-Regulation des Arbeitsmarktes ist die Transformation der 
Subjektivität der LohnarbeiterInnen entscheidend. Sie wird durch die diszi-
plinierende Ausrichtung der Individuen an je spezifischen Normen des homo 
oeconomicus im Zusammenspiel mit der Regierung der Bevölkerung als rati-
onal handelnde Arbeitsmarktsubjekte vorangetrieben. Mit der selektiven Ge-
währung sozialer Rechte und der Legitimation staatlicher Interventionen wird 
das Juridische zum strategischen Instrument sowohl der Disziplinierung als 
auch der gouvernementalen Führung. Gleichzeitig ist die disziplinarische 
(Wieder-)Herstellung des homo oeconomicus ebenso wie die Sanktionierung 
von Abweichungen vom jeweiligen „Normal“arbeitsverhältnis und den zahl-
reichen sozialstaatlich erzeugten Standardisierungen (vgl. Kapitel 3.2) eine 
zentrale Voraussetzung für das Regieren der Bevölkerung. 

Diese vollzieht sich konkret durch die Schaffung segmentspezifischer An-
reizstrukturen, die als auf die unterschiedlichen „Risikopotentiale“ von Be-
völkerungssegmenten abgestimmt verstanden werden können – zentral ist 
dabei das Risiko „Erwerbslosigkeit“. Die Führung der Lebensführung der 
relativ stark abgesicherten mittel- und hochqualifizierten Arbeitskräfte kann 
dabei durchaus als Mobilisierung des „unternehmerischen Selbst“ beschrie-
ben werden. Vor allem durch und in Institutionen des Aus- und Weiterbil-
dungssektors soll so die nötige Flexibilität und Anpassungsfähigkeit qua 
Selbstführung hergestellt werden. In fließenden Übergängen zur Zone der 

                                                                                                                             
S. 180). „Flexibilität“ und permanente Requalifizierung als neue Normalität und damit auch 
als Norm von Arbeitsverhältnissen werden zwar zunehmend zur universalen Bedingung der 
Arbeitsmarktintegration, nehmen jedoch für die hochqualifizierten Arbeitskräfte eine deut-
lich „freiheitlichere“ Ausprägung an als beispielsweise für un- oder angelernte ArbeiterIn-
nen. Flexibilität wird hier zum Euphemismus für „hire-and-fire“-Politiken (vgl. Gruppe 
Blauer Montag 2002, S. 122). 

14 Dabei ist die Steuerung von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt selbst wiederum 
von der Schaffung entsprechender juridischer Bedingungen – zentral: dem Marktzugang –
abhängig. Für die Umsetzung der Aufgabe staatlicher Arbeitsmarktpolitik, die beständige 
Transformation der kapitalistischen Produktionsweise zu ermöglichen, ist innerhalb formal 
demokratisch und rechtsstaatlich verfasster kapitalistischer Nationalstaaten zunächst die 
Schaffung rechtlicher Grundlagen Voraussetzung. 
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Prekarität wirken aber auch hier schon die selektive Gewährung von Arbeits-
rechten und die Ablösung fordistischer „Normalarbeitsverhältnisse“ eher dis-
ziplinierend. Es steht deshalb infrage, ob überhaupt von einer „Zone“ gespro-
chen werden kann, die von akuter Prekarisierung betroffen ist, oder ob nicht 
angenommen werden muss, dass Prekarität „längst in der Mitte des Arbeits-
marktes angekommen“ ist und aus dessen Kernbereichen selbst hervorgeht 
(Hauer 2007, S. 157). Der im Fokus gegenwärtiger Arbeitsmarktpolitik ste-
hende akut prekarisierte oder gar schon „abgehängte“ Teil der Arbeitskräfte 
dagegen wird mit dem Alg II-Regime einer spezifischen Machtbeziehung 
unterworfen, auf die nun genauer eingegangen werden soll. Dabei finden sich 
durchaus diskursive Übereinstimmungen mit dem „unternehmerischen 
Selbst“ wieder, die aber im Kontext der „aktivierenden Arbeitsmarktpolitik“ 
einen neuen Bedeutungsgehalt gewinnen. 

Vordergründig könnte die Simulation von Marktbeziehungen zwischen den 
Argen und den Alg II-EmpfängerInnen, also die Kategorisierung der Er-
werbslosen als KundInnen und die Vertragsförmigkeit der Eingliederungs-
vereinbarungen, auf eine innere Ökonomisierung und damit auf eine gouver-
nementale Rationalität verweisen. Die KundInnen- und Dienstleistungsorien-
tierung erweist sich bei näherer Betrachtung jedoch als vor allem disziplinari-
sche Entwicklung: Erwerbslose haben aufgrund ihrer existenziellen Ange-
wiesenheit auf die „Grundsicherung für Arbeitssuchende“ tatsächlich kaum 
die Freiheit, die „Angebote“ der Argen – Fortbildungsmaßnahmen, Bewer-
bungstrainings, Ein-Euro-Jobs, Jobs im Niedriglohnsektor etc. –, also auch 
nicht die von ihnen verlangten Leistungen bzw. „Aktivitäten“ abzulehnen. 
Einmal dem Alg II-Regime unterworfen, wird zwischen den Arge-KundIn-
nen und ihren Fall-ManagerInnen ein analytischer Raum aufgespannt, in dem 
sich der disziplinarische Zusammenhang von Wissens-, Macht- und Subjekt-
produktion entfaltet. Die beschriebenen Einschränkungen der Bürgerrechte 
für Alg II-BezieherInnen sind Bedingungen der Schaffung dieses analyti-
schen Raumes – das Antragsformular verlangt Auskunft über die Lebensfüh-
rung der Gescheiterten, ihre Bedürftigkeit wird permanent kontrolliert, durch 
Außendiensteinsätze oder im Amtshilfeverfahren mit den Finanzbehörden. 
Die Übernahme klassischer Elemente der Armenpolitik in das Alg II-Regime, 
die Prüfung der individuellen Hilfsbedürftigkeit, eröffnet und gewährleistet 
dabei die dauerhafte Kontrolle und Überwachung individueller Lebensver-
hältnisse und -führung. Die strukturelle Machtasymmetrie zwischen Arge-
MitarbeiterInnen und deren KundInnen, die auch auf den dezentralisierten 
und erweiterten Kompetenzen der Fall-ManagerInnen in Bezug beispiels-
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weise auf die Verhängung von Sperrzeiten beruht, trägt dabei zunächst nicht 
unmittelbar panoptische Züge – der Ort der Macht ist einsehbar. Dennoch ist 
es für Alg II-BezieherInnen (oftmals) nicht ersichtlich, in welchem Maße die 
Argen über ihre Lebensführung Bescheid wissen, woher sie ihre Informatio-
nen beziehen und ob Sperrzeiten rechtmäßig verhängt wurden. So muss be-
fürchtet werden, dass potenziell jedes abweichende Verhalten erkannt und 
sanktioniert wird.15 Der Maßnahmen- und Sanktionskatalog des Alg II-Re-
gimes ist damit zentral für die Ausrichtung des erwerbslosen Individuums an 
den Normen der postfordistischen Arbeitsmoral. 

Als zentraler Bestandteil der Eingliederungsvereinbarung und als normativer 
Bezugspunkt nahezu der gesamten direkt auf die Erwerbslosen zielenden Re-
formmaßnahmen kristallisiert sich die (Re-)Produktion der individuellen 
„Beschäftigungsfähigkeit“ heraus. Auf diese beziehen sich Fördern und For-
dern des aktivierenden Staates. Aktivierende Arbeitsmarktpolitik zielt somit 
auf eine Transformation der Subjektivität der Erwerbslosen, und das weniger 
mittels indirekter Führung der Lebensführungen als durch eine direkte, diszi-
plinarische (Re-)Produktion des homo oeconomicus.16 Die Norm „Beschäfti-
gungsfähigkeit“ impliziert die absolute Zumutbarkeit jedes Arbeitsverhält-
nisses ebenso wie die permanente Selbst- und Fremdanalyse der individuel-
len Chancen am Arbeitsmarkt sowie deren Optimierung. Zentrale Übungen 
dabei sind das Training des „Bewerbens“ und dessen stetige Wiederholung, 
wodurch zugleich der individuelle Marktwert festgestellt wird. Die Arbeits-
bereitschaft soll dabei in wiederkehrenden Abständen durch Maßnahmen wie 
Ein-Euro-Jobs getestet werden. Als besonders disziplinierend erweist sich 
dabei die Umkehrung der Beweislast bei der Sanktionierung von Verstößen 
gegen die Auflagen der Eingliederungsvereinbarungen, wodurch Einsprüche 
gegen Leistungskürzungen keine aufschiebende Wirkung mehr haben. Geht 
                                                           
15 Auch um diesen disziplinarischen Mechanismen des Alg II-Regimes, die zentral auf Desin-

formation und Willkür bei der Sperrzeitenregelung beruhen, Widerstand entgegensetzen zu 
können, haben zahlreiche Selbsthilfegruppen Erwerbsloser kollektive Aktionen wie 
„AgenturSchluss“ bzw. „Zahltage“ veranstaltet, bei denen zum Teil sehr erfolgreich die in-
dividuellen Rechtsansprüche der Alg II-BezieherInnen durchgesetzt wurden (vgl. bspw. 
AgenturSchluss 2007; Nowak 2009). 

16 Programmatisch heißt es zum workfare-Grundsatz des „Förderns und Forderns“ schon im 
„Handbuch Beratung und Integration“, dieser impliziere ein „Grundhaltung des Beraters, 
nämlich den Menschen mit seinen Potenzialen und Problemen ernst zu nehmen. Dies be-
deutet nicht, jede Haltung des Rat Suchenden hinzunehmen, sondern im Gegenteil: die 
Haltung bzw. Einstellung zu hinterfragen und wenn notwendig an oder mit ihr zu arbeiten“ 
(Bertelsmann Stiftung u.a. 2002, S. 105). 
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man von der fehlenden „Freiheit“ der Alg II-EmpfängerInnen aus, die Forde-
rungen der Argen abzulehnen, so wird mit workfare-Elementen wie Ein-
Euro-Jobs faktisch ein Arbeitszwang eingeführt. Mit der disziplinarischen 
Herstellung des Lohnarbeitssubjekts werden zugleich neue Normalitäten von 
Arbeitsverhältnissen auf einem segmentierten Arbeitsmarkt implementiert 
und im Zusammenspiel mit dem Ausbau des Niedriglohnsektors Druck auf 
noch bestehende fordistische „Normalarbeitsverhältnisse“ und Löhne ausge-
übt. 

Das Alg II-Regime erweist sich also trotz seiner neoliberalen Rhetorik als 
disziplinarischer Mechanismus, mit dessen Hilfe die Arbeitsmarktsubjekte 
auf die Anforderungen eines neuen, flexiblen Kapitalismus bzw. einer post-
fordistischen Produktionsweise eingestellt werden sollen. Zugespitzt formu-
liert: Hier wird der rechtlich festgeschriebene und bevölkerungspolitisch an-
gerufene homo oeconomicus des Postfordismus faktisch (re-)produziert, ohne 
dass damit seine Erfolgschancen auf dem Arbeitsmarkt schon garantiert sind. 
Dies ist aber auch nicht die hauptsächliche strategische Funktion des Alg II-
Regimes. Vielmehr präsentiert es zugleich die Normen und (vermeintlichen) 
Bedingungen erfolgreicher Arbeitsmarktintegration und die Folgen der Ab-
weichung von diesen Normen. Die Alg II-EmpfängerInnen werden dabei zu-
nächst als nicht rational handelnde Subjekte angenommen, die mit disziplina-
rischen Mitteln erst zur Übernahme von Verantwortung für sich selbst be-
wegt werden müssen. 

Dennoch sind auch Tendenzen zu beobachten, die eher einer gouvernemen-
talen Rationalität zuzuordnen sind. Anstelle der versprochenen „Individuali-
sierung“ der Arge-KundInnen-Beziehung wird beispielsweise mit der Ein-
teilung in KundInnen-Kategorien und sogenannten „Profiling-Methoden“ 
verstärkt eine entindividualisierende Politik verfolgt. Diese Methoden unter-
scheiden sich wesentlich von der disziplinarischen Identifizierung und Unter-
suchung, da hier Aggregatdaten, Wahrscheinlichkeiten von Verhalten und 
„Chancen“ auf Individuen projiziert werden und diese entsprechend typologi-
siert werden. So setzten sich Elemente des rationalen Managements von Er-
werbslosigkeit durch, was auch an der Umstrukturierung der Arbeitsagentur 
deutlich wird. Zu beobachten ist eine Politik der Verdrängung Erwerbsloser 
aus der Arbeitslosenstatistik. Die ökonomische Rationalität in den Verwal-
tungsstrukturen lässt abstrakte Kennzahlen zum Ziel der Arbeitslosenpolitik 
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werden.17 Auch die Rekommodifizierung, die auf individueller Ebene dis-
ziplinierend wirkt, kann in globalem Maßstab als gouvernementale Führung 
gedeutet werden, d. h. als Anregung pro-aktiven Verhaltens, so dass die im-
mer als potentiell arbeitslos gedachte Person „de facto zur Unternehmerin ih-
rer eigenen Arbeitskraft werden“ muss (vgl. Dörre 2007, S. 30). Für den „Er-
folg“ dieser Responsibilisierung und Aktivierung bedürfen die Erwerbslosen 
jedoch ökonomischen und kulturellen Kapitals und finanzieller Ressourcen 
(vgl. ebenda). Ausschluss wird so schon dadurch produziert, dass einige sich 
nicht „ökonomisch rational“ verhalten und aktivierend selbst führen können. 
Dies wird dann als selbstverschuldet interpretierbar, was die von Lessenich 
herausgearbeitete Neosozialität auch zum Interpretationsschema auf indivi-
dueller Ebene werden lässt.18 Hier werden spezifisch gouvernementale Ex-
klusionsmechanismen sichtbar: Die nicht als ökonomische Menschen regier-
baren „Überflüssigen“ sind für die Regierung nicht intelligibel und werden so 
bevölkerungspolitisch geradezu zur Konkursmasse. Solange die „Überflüssi-
gen“ nicht den Ablauf der Kapitalakkumulation stören, also die „Freiheit“ der 
Regierten und damit auch deren kapitalistische Inwertsetzung beeinträchti-
gen, kann ihre Existenz hingenommen werden. Die gouvernementale Exklu-
sion als Nicht-Führung bedeutet dann zunächst, dass die „Überflüssigen“ sich 
selbst überlassen werden. Da sie trotz dieses Ausschlusses gesellschaftlich 
anwesend bleiben, werden sie jedoch als undeserving poor oder „Gefahren-
trägerInnen“ kategorisiert und infolgedessen durch die Disziplinarmechanis-
men des Alg II-Regimes und mittels juridisch-souveräner Intervention staat-
licher Kontrollorgane behandelt. Deutlich wird somit die Angewiesenheit der 
gouvernementalen Führung auf andere Machtformen auch in der auf Be-
schäftigungsfähigkeit fokussierten, workfare-orientierten Arbeitsmarktpoli-
tik. Dies äußerst sich auch in der – genuin dem disziplinarischen Diskurs zu-

                                                           
17 Die „Wahl“ ihrer KundInnen, vollständig in Armut und Obdachlosigkeit abzurutschen, ist 

dabei von Seiten der Argen durchaus nicht unerwünscht – fallen sie dann doch aus der Sta-
tistik heraus. Die Bearbeitung des Problems, dass diese gleichzeitig „Sozialfälle“ bleiben 
bzw. dadurch erst dazu gemacht werden, fällt dann nicht mehr in das Ressort der Arbeits-
agenturen und Argen.  

18 Auch Kronauer hat auf entsprechende Individualisierungstendenzen im eigenen Umgang 
bzw. der Rechtfertigung von Armut hingewiesen – für die „Überflüssigen“ werde ange-
sichts von Deindustrialisierungstendenzen und der Erosion traditioneller Arbeitermilieus 
Armut immer weniger als kollektives Klassenschicksal deutbar (vgl. Kronauer 2002, S. 15), 
und somit das eigene Scheitern, das „nicht-mithalten-Können“ individualisiert. 
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gehörigen – normativen und moralischen Diskreditierung von dauerhaft er-
werbslosen, aber als arbeitsfähig eingestuften Individuen.19 

So lassen sich die beschriebenen Arbeitsmarktreformen als Doppelfigur von 
Disziplinierung und gouvernementaler Führung beschreiben: Das disziplina-
rische Grundsicherungsregime dient einerseits zur Disziplinierung der direkt 
betroffenen, scheinbar „Überflüssigen“, gleichzeitig aber auch als Negativan-
reiz für die noch prekär Integrierten. Einer rationalen Kalkulation folgend 
sollen diese sich den arbeitsmarktpolitisch re-regulierten Bedingungen der 
Nachfrage am Arbeitsmarkt entsprechend verkaufen. Die disziplinarische Be-
handlung der Alg II-EmpfängerInnen wird somit zum strategischen Element 
der bevölkerungspolitischen Anreizstruktur für die noch prekär Integrierten. 
Hier wird zugleich der „Zynismus“ einer vielen sozialwissenschaftlichen Be-
obachtern als „sinnlos“ erscheinenden „Aktivierung“ von Langzeiterwerbslo-
sen zur zentralen Strategie der Gouvernementalität. Der Slogan, dass jede 
Arbeit besser als keine sei, gewinnt neue Brisanz und mutiert zum Leitspruch 
des postfordistischen Lohnarbeitssubjekts. So trägt die gleichzeitig aktivie-
rende und exkludierende Disziplinierung des Alg II-Regimes zentral zur Her-
stellung, aber auch zur Darstellung einer neuen „Job-Moral“ (Peter Hartz, zi-
tiert nach Haug 2003, S. 611) bei. Die Sanktionierungspraktiken gewinnen 
dabei Strukturähnlichkeiten mit Politiken des Kriminellen und vor allem der 
Delinquenz. Nicht zuletzt bringt auch das Alg II-Regime – man könnte ar-
gumentieren: wie das Gefängnis die DelinquentInnen – immer wieder die 
„Hartz IV-EmpfängerInnen“ hervor, indem es selbst Armut und Ausgrenzung 
produziert, die es wiederum sanktioniert.20 Insgesamt ist also eine anhaltende 
Bedeutung der Disziplinarmacht innerhalb gegenwärtiger Arbeitsmarktpoliti-
ken festzustellen, die sich wiederum in eine gouvernementale Strategie der 
prekären Integration fügt, ohne in dieser aufzugehen. Deutlich sichtbar wer-
                                                           
19 Das Alg II-Regime kann in dieser Hinsicht als Rückkehr (früh)bürgerlicher Armenpolitik 

beschrieben werden. Es behandelt die arbeitslosen Armen als „Arbeitsscheue“ mit arbeits-
marktferner Lebensweise, die mit Maßnahmen hin zu ökonomisch rationalem Verhalten 
zwecks Reproduktion der Beschäftigungsfähigkeit verändert werden müssen. 

20 Dabei weisen „Arbeitslosigkeit“ und „Delinquenz“ durchaus Strukturähnlichkeiten auf: 
Erstens wird auch Arbeitslosigkeit oftmals in einer psycho-pathologisierenden Koppelung 
von Krankheit und Abweichung analysiert; zweitens ist in einer Gesellschaft, in der Exis-
tenz und „Teilhabe“ über Lohnarbeit vermittelt sind, jedes Individuum potentiell verdäch-
tig, das seine Existenz bestreitet, ohne einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Die Aufhebung 
der Koppelung von Lohnarbeit, Privateigentum und Existenzsicherung erscheint sowohl bei 
den Erwerbslosen wie auch bei den „Kriminellen“ als illegitim bzw. wird als illegal bear-
beitet. 
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den Ausgrenzungs- und Ausschließungs-Effekte, die als arbeitsmarktliche 
Desintegration, Einschränkung sozialer Rechte und Absicherungen, und da-
mit als Exklusion von „gesellschaftlicher Teilhabe“ wirksam werden. 

6.2.3 Die Machtstruktur gegenwärtiger Kriminalpolitik 

Die juridische Grundlage und Begründung staatlicher Kriminalpolitik ist die 
Garantie der rechtsstaatlichen Ordnung. Vertragstheoretisch wird das Recht 
(und die Macht) des souveränen Staates gegenüber den BürgerInnen mit ei-
nem umfassenden Schutzversprechen begründet. Diese juridisch-souveräne 
Grundlage ist eine entscheidende Voraussetzung zur Legalisierung und Legi-
timierung gouvernementaler Bevölkerungspolitik und der daraus resultieren-
den Ein- und Ausschlüsse. Gleichzeitig findet eine Unter- und Einordnung 
des Juridischen in disziplinarische und gouvernementale Machtstrategien 
statt. Ein Indiz dafür ist die kriminalpolitische Dominanz der Exekutive 
gegenüber den anderen Gewalten: Erstens im Bereich risikopräventiver Kon-
trollpraktiken und zweitens auf der Ebene eines „exekutivischen“ Rechts.  

Die kriminalpolitischen Institutionen und AkteurInnen – Justiz- und Innen-
ministerien, Polizei, Staatsanwaltschaft, Geheimdienste und Bundeskriminal-
amt, Ordnungsämter, kommunale Präventionsgremien, private Sicherheits-
dienste – produzieren als genuiner Teil der gouvernementalen Sicherheits-
dispositive Wissen über das Risikopotential spezifischer Bevölkerungsseg-
mente, verorten Gefährlichkeiten und entwerfen strategisch präventive Inter-
ventionsformen, die sie im Verbund umsetzen. Das Wissen über die Diffe-
renzial-Risiken wird dabei mittels der Polizeilichen Kriminalstatistiken, Be-
völkerungsbefragungen, polizeilichen Vorfeldermittlungen und anderen Kon-
trollpolitiken, also auf der Ebene der exekutiven „Praktiker“ hergestellt, je-
doch auch in Zusammenarbeit mit Sozial- und Humanwissenschaften wie der 
Kriminologie, Kriminalistik oder der Psychologie. So werden beispielsweise 
mittels Profiling TäterInnentypologien entworfen, die für die polizeiliche 
Kontroll- und Ermittlungspraxis handlungsanleitend sind. Die Analyse des 
Risikopotentials von Individuen erfolgt vor allem durch Kategorisierungen, 
die zahlreiche unterschiedliche „Eigenschaften“ und Zuschreibungen wie Ge-
schlecht, Alter, Religionszugehörigkeit, Nationalität bzw. „Rasse“, Bildungs-
grad, auffällige Alltagspraktiken, politische Orientierung etc. kombinieren.21 

                                                           
21 Prominent ist die Methode der Rasterfahndung, die beispielsweise nach den Anschlägen 

des 11. Septembers in einigen Bundesländern zur Überprüfung von Studierenden auf mög-
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Dieses Wissen ist dabei auch Voraussetzung für präventives Verhalten der 
Bevölkerung. Es muss zum subjektiven, subjektkonstitutiven Wissen ge-
macht werden, damit „Unsicherheiten“ rechtzeitig erkannt werden können 
und präventiv agiert werden kann. So werden immer auch diffuse Ängste 
bzw. „Kriminalitätsfurcht“ der BürgerInnen geschürt, was wiederum aus gou-
vernementaler Perspektive als kontraproduktiv, weil „Freiheit“ einschrän-
kend, zu bewerten ist. Der gouvernementale Ansatz der Sicherheitsproduk-
tion produziert so zugleich Unsicherheiten, die von den Sicherheitsprodu-
zenten bearbeitet werden müssen. Die Verlagerungen polizeilicher Kontrol-
len auf den substrafrechtlichen Bereich sind ein Effekt dessen – es muss 
schon dort kontrolliert und interveniert werden, wo aus rechtlicher Sicht noch 
gar nichts vorgefallen ist (vgl. Feltes 2008, S. 260f.). 

Auf der rechtlichen Ebene ist die beschriebene Entwicklung hin zum „Risi-
kostrafrecht“ als genuin gouvernementale Strategie zu interpretieren. Das Ri-
sikostrafrecht bedeutet jedoch als Teil der Strategie des governing through 
crime auch eine Ausweitung repressiver Kontrollformen und Strafpraktiken. 
Es lässt sich, wie zahlreiche der als rational-managerial beschriebenen Inter-
ventionsformen, als Teil einer Sicherheitsstrategie verstehen, die die Freiheit 
der homines oeconomici sichern soll und für dieses Ziel den Ausschluss von 
Risiken vornimmt. Die bevölkerungspolitische Regulationsfunktion des exe-
kutivischen Rechts äußert sich in der strafrechtlichen Festschreibung von 
„Zielen“ anstelle klarer Definitionen von zu schützenden Rechtsgütern 
ebenso wie in der Zunahme von relativ abstrakten Gefährdungstatbeständen. 
Die Möglichkeit variabler Rechtsumsetzung macht eine permanente Neujus-
tierung möglich und dient so der Anpassung an variierende bevölkerungspo-
litische Ziele. Informalisierung und Flexibilisierung des Rechts sind auch im 
Bereich der Strafgesetzgebungs- und zumessungspolitik wirksam geworden 
(vgl. Kapitel 4.4). Das Recht wird so gouvernementalen Anforderungen ent-
sprechend strategisch zur Herstellung von „Sicherheit“ eingesetzt, was die 
Risikoorientierung und die daraus abgeleiteten Präventionspolitiken auf exe-
kutiver Ebene legalisiert. Ermöglicht wird so die gouvernementale Kollekti-
vierung als Ent-Individualisierung: Die von Rzepka herausgearbeitete Loslö-

                                                                                                                             
liche Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung“ angewandt wurde, nachträglich 
jedoch als verfassungswidrig erklärt wurde (vgl. Nowak 2006). Kategorien waren dabei das 
(männliche) Geschlecht, das Studium bestimmter technischer oder naturwissenschaftlicher 
Studiengänge sowie die Staatsanghörigkeit. 
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sung rechtlicher Handlungsanweisungen von konkreten Tatverdächtigen 
macht eine umfassend präventive Vorfeldintervention gegen bestimmten Ri-
sikogruppen zugeordnete Individuen möglich (vgl. Rzepka 2004, S. 141). 
Hier wird schon deutlich, dass die Entwicklung des so installierten exekutivi-
schen Risikostrafrechts zum Feindstrafrecht eine logische Konsequenz ist 
(vgl. Prittwitz 2005, S. 218). Die gouvernementalen Strategien rufen den au-
toritären Staat in seiner radikal exkludierenden Funktion auf den Plan und 
ordnen sich so ins (Un-)Sicherheits-Dispositiv ein. Dementsprechend lassen 
sich auch die Ausweitungen polizeilicher Ermittlungs- und Kontrollkompe-
tenzen auf das „Vorfeld“ potentieller Straftaten als gouvernementale Strate-
gie und gleichzeitig als Zunahme disziplinarischer, aber auch ganz klassisch 
repressiv-souveräner Interventionen verstehen. 

Wie aber lässt sich nun die konkrete kriminalpolitische Regierung der Bevöl-
kerung beschreiben? Wenn das Individuum im vom staatlichen Rechts- und 
Strafsystem geschaffenen Raum der Kriminalisierung als homo oeconomicus 
(in der Variante des homo criminalis) angerufen wird, der aufgrund seines 
Nutzenkalküls zwischen legalen und illegalen Handlungen wählen kann, 
dann ist Strafandrohung zentrales strukturbildendes Element.22 Das Risiko, 
bestraft zu werden, ist Teil der Anreizstruktur, die Strafe notwendige Konse-
quenz kriminalisierbaren Handelns. „Kriminelle“ handeln gerade nicht ver-
antwortungslos, sie übernehmen als autonom entscheidende AkteurInnen für 
sich selbst Verantwortung. „Kriminalität“ ist eine ihrer möglichen 
Handlungsoption und dementsprechend „normal“. Als Konsequenz dieser 
Rationalität wird nicht versucht die Individuen, sondern die Aktionsfelder der 
ökonomischen Menschen zu verändern. Sie müssen so strukturiert werden, 
dass sich „Kriminalität“ ökonomisch nicht lohnt und das bevölkerungspoli-
tisch gewünschte Verhalten angereizt wird – die Drohung mit Strafe wird zur 
nüchternen Ankündigung der Konsequenzen. Böhm benennt die Materialisie-
rung dieser gouvernementale Rationalität als „Freiheits-Kriminalpolitik“: 

                                                           
22 Hier ist eine Differenzierung zwischen Strafe und Strafandrohung als machtspezifischen 

Interventionsformen notwendig: Die gouvernementale Rationalität setzt auf die generalprä-
ventive Wirkung der Strafandrohung – weniger durch normierende Abschreckung als einer 
Kalkulation von Chancen und Risiken entsprechend. Die Strafe selbst jedoch kommt in 
gouvernementalen Strategien nicht als spezialpräventiv wirkendes Instrument zum Ein-
satz – dies würde eine disziplinäre „Verbesserung“ der „Kriminellen“ voraussetzen –, son-
dern nur unter dem Aspekt der Sicherheitsproduktion durch ins Gefängnissystem inkludie-
rende Exklusion – also durch juridisch-souveräne und disziplinarische Machtausübung. 
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„Der Freiheitsraum und die Freiheitsmöglichkeiten werden nur mittel-
bar regiert, es gibt keinen direkten ‚Kontakt’ mit dem Täter oder mut-
maßlichen Tätern. Nach einer räumlichen Disposition und gemäß ver-
sicherungsmathematischen Kalküls, werden Angelegenheiten in der 
‚Freiheits-Kriminalpolitik’ regiert und Freiheitssubjekte ‚finden’ hier 
ihre eigene Stelle, oder sollen diese zumindest finden.“ (Böhm 2007, 
S. 179) 

Die Techniken der raumbezogenen, situativen Kriminalprävention zielen in 
genau diesem Sinne auf die Regierung der Bevölkerung aus der Distanz, in-
dem sie die Handlungsbedingungen des nutzenmaximierenden Individuums 
derart strukturieren, dass dessen Handlungen sich in die Zwecksetzung der 
Regierung (hier: des Sicherheitsstaates) selbst einpassen. Fremd- und Selbst-
führung greifen hier ineinander. In Reinform scheint sich diese gouverne-
mentale Rationalität in der architektonischen Stadtgestaltung in kriminalprä-
ventiver Absicht zu materialisieren. Ohne dass sie es allzusehr bemerken, 
beispielsweise durch den Einsatz besonders edler Materialien in Fußgänger-
zonen oder durch Macht und Reichtum repräsentierende Kaufhauspassagen 
und Malls, sollen nicht kaufkräftige oder -freudige PassantInnen bzw. kon-
kret: die sichtbar armen städtischen Bevölkerungsteile derart geführt werden, 
dass sie selbständig entscheiden, diese Orte zu meiden. Auch in der raumbe-
zogenen Kriminalprävention zeigt sich die kollektivierend-totalisierende, 
aber ex post doch re-individualisierende Rationalität gouvernementaler Füh-
rung. In der Strategie der „Kriminalisierung von Raumausschnitten“ (Belina) 
wird „Raum“ zum zentralen Kontrollobjekt, aus dessen „kriminogenen 
Strukturen“ kontrollpolitische Handlungsanweisungen für den Umgang mit 
den Individuen, die sich in diesen Räumen als BewohnerInnen, Geschäfts-
leute, Passanten, Touristen etc. aufhalten, abgeleitet werden. Die verstärkte 
Präsenz souverän-hoheitlicher oder privater Kontrollakteure in städtischen 
Räumen soll schon vor dem direkten Zugriff als Anreiz dienen, sich entspre-
chend der Raumordnung zu verhalten.23 Gleichzeitig wird aber auch jedes 
Individuum als potentielles „Opfer“ angerufen: Die Strategie der situativen 
Responsibilisierung funktioniert über die Produktion und Bereitstellung von 
Wissen über Gefährdungspotentiale und mögliche präventive Strategien (vgl. 
Kapitel 4.4) und ist damit als Führung der Lebensführung zu verstehen. 

                                                           
23 Die so initiierten Kontrollpolitiken bringen genau jene „überdurchschnittliche Kriminalität“ 

erst hervor, die sie dann zur Legitimation weiterer Maßnahmen anführen (vgl. Kapitel 4.2). 
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Die machtanalytische Betrachtung des rationalen Kriminalitätsmanagements 
macht deutlich, dass es sich hier um Technologien handelt, die an der Ober-
fläche der Individuen wirken, nicht mittels disziplinarischer Zurichtung als 
Produktion ökonomischer und gehorsamer Subjekte (vgl. Krasmann 2003, 
S. 245). Es geht nicht darum, die „Ursachen“ von Kriminalität zu bekämp-
fen – die gouvernementale Führung mittels Kriminalpolitik ist nicht „päda-
gogisch“. Sie will nicht Individuen verändern, sondern Bevölkerung stabili-
sierend und sichernd regieren und verwalten. Somit ist die Berechenbarkeit 
der Bevölkerung von zentraler Bedeutung für gouvernementale Kriminalpo-
litik. Dem entsprechend ist die Konstruktion von Nachbarschaften, Vierteln 
oder ganzer Städte als „Gefährdungsgemeinschaften“ als Produktion bevöl-
kerungspolitischer Relais, und damit als Bestandteile der Sicherheitsdisposi-
tive zu verstehen – ebenso wie Gremien institutionalisierter Präventions- und 
Kriminalitätskontrollpraktiken sowie dezentrale Programme zur Nachbar-
schaftssicherheit und für „Zivilcourage“. Die einzelnen BürgerInnen können 
sich hier als kriminalpolitische AkteurInnen einordnen, ohne sich dessen be-
wusst sein zu müssen. Mittels dieser Risikokollektive soll „Sicherheit“ als 
bevölkerungspolitisches Ziel bzw. als Voraussetzung von „Freiheit“ produ-
ziert werden.24 So ordnen sich Responsibilisierungsstrategien und auch die 
Zunahme kommerzieller Sicherheitsdienstleister in das für den aktivierenden 
Staat zentrale Paradigma der öffentlich-privaten Ko-Produktion und damit 
auch der Privatisierung von Leistungen – hier „Sicherheit“ bzw. „Schutz vor 
Kriminalität“ – ein.25 
                                                           
24 Deutlich wird diese indirekte Form der Kriminalpolitik mittels kriminalpräventiver kom-

munaler Gremien, wenn man die inhaltliche Ausrichtung dieser Gremien betrachtet (vgl. 
Kapitel 4.4) – der größte Anteil der Aktivitäten bezieht sich auf Aufklärungskampagnen 
und die Schaffung kultureller Angebote und sozialer Hilfe für Jugendliche, direkt repres-
sive Interventionen bleiben die Ausnahme. Dass dabei umfassend von „Prävention“ ge-
sprochen wird, macht die Regierung der Bevölkerungssegmente in kriminalpolitischer Ab-
sicht, das governing through crime, tendenziell unsichtbar. Den zivilgesellschaftlichen Mit-
veranstalterInnen beispielsweise von „Midnight-Basketball“-Turnieren für Jugendliche 
wird wohl kaum bewusst sein, dass sie so zugleich eine Risikopopulation beaufsichtigen. 
Neben diese indirekten Formen des Regierens treten aber mit dem Phänomen der Bürger-
wehren und Sicherheitswachten auch direkte Kontrollpolitiken mit BürgerInnenbeteiligung. 
Hier werden ganz offiziell die Kriminalität kontrollierenden Akteure erweitert. 

25 Die Zunahme von ohne hoheitliche Rechte agierenden Kontrollakteuren sollte dabei aber 
nicht als tendenzielle Aufweichung des staatlichen Gewaltmonopols missinterpretiert wer-
den. Die beschriebenen Konzepte kommunaler Kriminalprävention verbinden dabei public-
private-partnership mit der Re-Kommunalisierung der Polizeiarbeit, die insgesamt noch 
immer als direkte, formelle Kontrollformen strukturierend und dominierend angenommen 
werden kann.  
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Alle diese geschilderten gouvernementalen Strategien richten sich auf den 
homo oeconomicus/criminalis als Ausgangs- und Ansatzpunkt der Regierung. 
Individuen werden nur als ökonomisch rational handelnde intelligibel. Er-
scheint diese „reine“ gouvernementale Rationalität als bruchlos, so scheitert 
sie doch in bzw. an der gesellschaftlichen Wirklichkeit und der Praxis der 
Subjekte. Da deren Berechenbarkeit und damit auch die Integrationsfähigkeit 
der Regierung stets in Gefahr ist, benötigt die gouvernementale Sicherheits-
politik selbst eine Absicherung. Der homo oeconomicus und die regierbare 
Bevölkerung müssen hergestellt werden – und zwar mittels anderer Macht-
formen. Dies wird exemplarisch an der Strategie des governing through 
crime deutlich, in der Regierungstechniken eine Verbindung mit disziplinari-
schen und juridisch-exekutiven eingehen. Governing through crime funktio-
niert entweder indirekt auf diskursiver Ebene, in dem Bedrohungsszenarien 
kommuniziert und somit ein selbstregulatives präventives Verhalten poten-
tieller Betroffener angeregt werden soll, oder direkt mittels des Strafrechts 
und der Strafverfolgungsorgane. Abweichende werden als „RisikoträgerIn-
nen“ zu Fällen für die Sicherheitsdispositive, gleichzeitig greifen aber auch 
reintegrative und/oder ausschließende staatliche Machtinterventionen. Denn 
eine Kriminalpolitik, die sich jeder „pädagogischen“ oder konformitätserzeu-
genden Dimension enthielte, würde jeden „Herrschaftssicherungsmehrwert“ 
(Peters 2005) des Konzepts „Kriminalität“ aufgeben und ist daher kaum vor-
stellbar. Kriminalpolitisch bedeutet dies die Notwendigkeit der Verfolgung 
der Gescheiterten oder Abweichenden zwecks Disziplinierung und Re-Nor-
mierung, aber auch als Darstellung der normativen Ordnung und der staatli-
chen Herrschaft, d. h. als Reproduktion der juridischen Legitimationsstruktur 
politischer Souveränität. So wird ein spezifisches Signum der souveränen 
Macht überdeutlich: Ihre allseitige Sichtbarkeit. Ebenso müssen Aus- und 
Einschließungen aufgrund gouvernemental kalkulierter Risiken durch den 
souveränen Inhaber des Gewaltmonopols exekutiert werden. Auch hier wird 
die Eingebundenheit gouvernementaler Sicherheitsdispositive in das (Un-) 
Sicherheits-Dispositiv deutlich.  

Die Implementierung von kriminalpolitischen Raumordnungen wird dann in 
„letzter Instanz“ auch mittels polizeilicher Kontrollpolitiken durchgesetzt, die 
genuin disziplinarische Technologien – Videoüberwachung, verdachtsunab-
hängige Kontrolle – im Verbund mit radikal ausschließenden, repressiven 
Interventionsformen – Platzverweise, Betretungsverbote – einsetzen. Die Fo-
kussierung dieser Kontrollpolitiken auf „Straßenkriminalität“ und raumbezo-
gene/situative Kriminalprävention sind dabei zwei Dimensionen einer Strate-
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gie, die mit unterschiedlichen Begründungen auf die Produktion der selben 
normativen Ordnung hinwirken soll: Der öffentliche Raum soll derart ge-
schützt werden, dass dort die „Freiheit“ der BürgerInnen als KonsumentIn-
nen gewährleistet wird, indem „störende“ Personen bzw. „RisikoträgerIn-
nen“ – also alle, die von der entsprechenden Norm abweichen und so die 
(Markt-)Ordnung gefährden – beseitigt werden.26 Die Strategie der „Krimi-
nalisierung von Raumausschnitten“ funktioniert dabei nicht nur gouverne-
mental, sie geht zudem mit Diskursen repressiv-staatlicher Rechtsdurchset-
zung und disziplinarischer Sanktionierung von Normabweichungen einher. 
Gouvernementale Sozialtechnologie und der sanktionierende und strafende 
Staat greifen hier ineinander. 

Sind räumlicher Ausschluss, Bestrafung und Inhaftierung als repressive und 
disziplinarische Techniken die logische und praktische Folge gouvernemen-
taler Risikopolitiken und gleichzeitig deren Bedingung, so zählen sie den-
noch nicht selbst zu den gouvernementalen Führungstechniken. Sie nehmen 
innerhalb gouvernementaler Strategien deshalb eine prominente Stellung ein, 
weil sie erstens „Freiheit“ durch Ausschluss von „RisikoträgerInnen“ sichern 
und zweitens negativer Teil der verschiedenen bevölkerungspolitischen An-
reizstrukturen sind. Die Begründungen für Strafandrohungen und Bestrafung 
folgen also durchaus einer gouvernementalen Sicherheitsorientierung. Als 
Folge wird im Rahmen der Verschärfung des Strafrechts die resozialisie-
rende, disziplinierende Anpassung der „Kriminellen“ an gesellschaftliche 
Standards teilweise marginalisiert: Die Sicherungsverwahrung von als dauer-
haft gefährlich kategorisierten „Schwerverbrechern“ verewigt deren Isolation 
und Ausschluss ohne Anspruch oder Versprechen auf Reintegration. Begrün-
det als „Schutz“ der Gesellschaft vor dem nicht therapierbaren Bösen kann 

                                                           
26 Dass die so sanktionierten Verhaltensweisen oder Eigenschaften, die „DelinquentInnen“ 

bzw. „RisikoträgerInnen“ kennzeichnen, in den allermeisten Fällen in den substrafrechtli-
chen Bereich fallen, sich, wie Sack noch vorsichtig formuliert, „in den Bereich unter-
schiedlicher Lebensstile“ (Sack 2002, S. 39f.) verlagern, wird entweder als „Kollateral-
schaden“ in Kauf genommen oder aber dient gerade als normativ-moralische Begründung. 
Faktisch wird hier mit polizeilicher Vertreibungspolitik gegen eine als unzivilisiert ange-
nommene „gefährliche Klasse“ vorgegangen – ob nun einer rein ökonomischen Risikorati-
onalität oder einer neokonservativen law&order-Position entsprechend. Einmal mehr wird 
deutlich, dass unterschiedlich begründete neokonservative und neoliberale Politiken durch-
aus „harmonisch“ zu ähnlichen oder gleichen Ergebnissen führen – und vielleicht erst im 
Zusammenspiel ihre gegenwärtige Hegemoniefähigkeit erlangen, da so zahlreiche, zum 
Teil konkurrierende und sich widersprechende Diskurselemente hinter dem leeren Signifi-
kanten „Sicherheit“ versammelt werden können. 
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diese polizeiliche Maßnahme gleichsam als Risikotechnologie im Rahmen 
der Sicherheitsdispositive gefasst werden. Auch hier führen zwei unter-
schiedlichen Rationalitäten zugehörige Begründungen zum selben Ergebnis: 
einer tendenziell totalen Exklusion. Wenn punitive und manageriale Krimi-
nalpolitiken eine strategische Zusammenarbeit eingehen und hegemonial 
werden, ist also ein Relevanzverlust des Rehabilitations- und Resozialisie-
rungsparadigmas feststellbar. Dort, wo eine gouvernementale Rationalität 
sich mit dem Souveränitätsdiskurs einer repressiv-strafverschärfenden 
law&order-Politik trifft, wird die resozialisierende Disziplinierung quasi 
übersprungen und das Gefängnis zur reinen Sicherungsverwahranstalt. Das 
Primat der Machtausübung liegt dann bei den souverän-staatlichen, formal-
rechtlich legitimierten Institutionen, die wenig mehr als nackte, einschlie-
ßende Staatsgewalt anwenden. Aber auch jenseits dieses zum Feindstrafrecht 
gewordenen Risikostrafechts wird auf eine Verschiebung innerhalb der diszi-
plinarisch-pädagogischen Resozialisierungs- und Reintegrationsformen hin-
gewiesen. Eher sozialpädagogische oder psychopathologisierende Interventio-
nen werden zunehmend durch eine ökonomisch-manageriale Rationalität er-
setzt (vgl. Ziegler 2005, S. 175ff.):  

„Insbesondere geht es um behaviorale Behandlungs- bzw. Trainings-
programme, die auf klar umrissene (‚kriminogene’) Verhaltensweisen 
und bestimmte mehr oder weniger psychometrisch ermittelte indivi-
duelle Risikodispositionen gerichtet sind. Sie zielen weniger auf eine 
wohlfahrtsstaatlich inspirierte ‚Normalisierung’ ‚andersartiger’ Akteure, 
sondern haben sich genau umgekehrt die ‚Verhaltenskontrolle, nicht 
aber die Heilung der abnormen Persönlichkeit des Täters zum Ziel ge-
setzt’ [...].“ (ebenda) 

Kontrolle, nicht pädagogische Disziplinierung scheint hier zentraler Mecha-
nismus zu sein. Es handelt sich bei dieser „neo-korrektionalistischen Ratio-
nalität“ (ebenda, S. 177) jedoch nicht um eine „Gouvernementalität der Ober-
fläche“ (Krasmann 2000), sondern um eine strategische Einbeziehung diszi-
plinarischer Institutionen und Technologien in eine gouvernementale Ratio-
nalität bzw. in deren Sicherheitsdispositive.27 Auch wenn disziplinarisch-
                                                           
27 Auf diese spezifische Transformation disziplinarischer Institutionen und Interventionsfor-

men innerhalb des Dreiecks der Macht kann hier nicht näher eingegangen werden (vgl. 
hierzu Ziegler 2005). Eventuell könnte es fruchtbar sein, die Transformation der Diszipli-
narmacht hin zu Verhaltenskontrolle, auch unter gouvernementalen Vorzeichen, im Sinne 
der von Deleuze beschriebenen „Kontrollformen mit freiheitlichem Aussehen“ zu analysie-
ren. Ich halte dennoch daran fest, dass es sich hier um spezifische Formen disziplinarischer 
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wohlfahrtsstaatliche Programme zunehmend nicht mehr einer Resozialisie-
rungsrhetorik folgen sondern sich als behavioristische „Rückfallverhütungs-
trainings“ (Ziegler 2005, S. 176) dem Primat der Sicherheit der Bevölkerung 
unterordnen, handelt es sich um Programmverschiebungen innerhalb grund-
sätzlich disziplinarisch organisierter Institutionen.28 

Die Bedeutung der Disziplinarmacht wird auch angesichts der anhaltenden 
sozialen Selektivität von Strafrecht und Strafverfolgung sowie der Aufwer-
tung der Gefängnisstrafe sichtbar. Staatliches Strafen wird hier durchaus als 
permanente Re-Produktion von „Delinquenz“ in gesellschaftsregulativer Ab-
sicht wirksam. Eine deutliche Zunahme der Gefängnispopulation und die 
gleichzeitig verschärfte Unterordnung des Strafvollzuges unter Sicherheits-
imperative zeugen von der fortbestehenden Permanenz des Scheiterns und 
der Reformierung des Gefängnissystems (vgl. Foucault 1976, S. 340ff.). So 
ist trotz einer (zumindest diagnostizierten) Krise der Disziplinarinstitutionen 
eine Kontinuität der Disziplinarmacht innerhalb staatlicher Strafverschär-
fungen, Kontrollpolitiken und des governing through crime auszumachen. 
Die „Justizvollzugsanstalten“ sind in ihrer Grundstruktur noch immer diszi-
plinarisch29 und panoptische Prinzipien in aktuellen Kontrollformen wie 
Kameraüberwachung leicht zu entdecken. Zudem äußert sich die sektoral zu-
nehmende Punitivität vor allem in der Neukriminalisierung von Handlungen 

                                                                                                                             
Macht handelt, da sie auf der Ebene der Individuen direkt interveniert, konforme Subjekti-
vität über ein direktes Wissen der eigenen Defizite und Probleme zu produzieren gedenkt –
 der „gelehrige Körper“ ist weiterhin, wenn auch in weniger tiefgreifendem Maße, Ansatz-
punkt des Verhaltenstrainings. 

28 Und auf diesen Kontext kommt es an. Häftling oder Kriminalisierte als „UnternehmerInnen 
ihrer Selbst“, in diesem Falle als ManagerInnen ihrer eigenen Sanktionierung, die sie selbst 
repressiv oder resozialisierend gestalten können, hinzustellen, erscheint zynisch. Diversi-
ons- oder „neo-korrektionalistische“ Maßnahmen folgen nicht einfach einer gouvernemen-
talen Rationalitäten und funktionieren nicht einfach als freiwillige selbstmanagement-Pro-
gramme, die aus der Distanz angeregt werden. Es handelt sich nicht um „freiwillige“ Fit-
ness- oder Problembewältigungstrainings, sondern um innerhalb disziplinarischer Grund-
strukturen „ermöglichte“ Maßnahmen bzw. Auflagen, die für eine Strafverschonung ein-
gehalten werden müssen. 

29  Dem könnte Wacquants Kritik an Foucault und seine These, dass die Gefängnisse, zumin-
dest in den USA, alles andere als disziplinarische Institutionen seien, entgegen gehalten 
werden: „Ziel des heutigen Gefängnisses ist nicht mehr die von Foucault postulierte dres-
sage, die Abrichtung, bei der ‚gefügige und produktive Körper’ herauskommen, sondern 
nur noch Neutralisierung, routinemäßige Vergeltung und einfache Aufbewahrung“ (Wac-
quant 2009, S.300). Ich halte diese völlige Verneinung des disziplinierenden Charakters der 
Haft für den europäischen, zumindest den bundesdeutschen Kontext jedoch für unzutref-
fend. 
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mittels des Strafrechts, was angesichts der zunehmenden moralisch begrün-
deten Sicherheits- und Ordnungspolitiken auf kommunaler Ebene und der 
Rede von sogenannten „incivilities“ auf eine beständige Reproduktion des 
Delinquenz-Diskurses verweist. Durch die Schaffung eines exekutivischen 
Rechts wird die Definition von zu kontrollierenden bzw. kriminalisierenden 
Handlungen zunehmend polizeilich bestimmt. Hier wird die spezifische Be-
ziehung zwischen juridischer und disziplinarischer Macht deutlich: Die Dis-
ziplinarmacht, die als „Untergeschoss“ „vor“ dem Recht besteht, bedient sich 
der juridischen Struktur und setzt den repressiven Staat selbst strategisch 
ein – macht also Repression und Ausschluss produktiv. So nimmt die poli-
zeilich-strafrechtliche Produktion und Verfolgung von Delinquenz zu bzw. 
die Kriminalisierungspraktiken verschieben sich in den substrafrechtlichen 
Bereich, so dass Abweichungen von sozial erwünschtem Verhalten und eine 
„unmoralische“ Lebensführung durch räumliche Aus- und Einschlüsse bear-
beitet werden.  

Das Zusammenwirken juridisch begründeter Souveränitätsmacht, Disziplinie-
rung und Regierung wird auch am Ausbau der Videoüberwachung im priva-
ten und polizeilich-öffentlichen Bereich deutlich, der oftmals als neuer Pan-
optismus verhandelt wird und als zentrales Merkmal gegenwärtiger diszipli-
narischer Kontrollformen erscheint. Die Unsichtbarkeit des Überwachers 
wird hier zwar nicht durch eine panoptische Architektur sichergestellt, den-
noch bleibt sein Ort und seine Präsenz unbekannt, während sichtbare Kame-
ras oder Hinweisschilder – beispielsweise auf Bahnhofsvorplätzen – eine all-
umfassende Kontrolle suggerieren. Da Kameraüberwachung jedoch nie allein 
verhaltensdeterminierend wirkt, ist sie auf flankierende infrastrukturelle und 
exekutive, also direkt repressive Maßnahmen angewiesen (vgl. Wehrheim 
2003, S. 199ff.). Eine spezifische Raumgestaltung ist entscheidende Voraus-
setzung für „erfolgreiche“ Videoüberwachung, zudem muss eine direkte Zu-
sammenarbeit mit Sicherheitskräften organisiert werden, die eingreifen kön-
nen und auf Konformität und Ausgrenzung hinwirken. So ist die Überwa-
chung öffentlicher und/oder kommerziell genutzter städtischer Räume per 
Kamera Teil einer umfassenderen Strategie der Durchsetzung spezifischer 
Raumordnungen, die auf disziplinarische, gouvernementale und repressiv-
souveräne Techniken der situativ-räumlichen Kriminalprävention zurück-
greift. Dabei ist in stadträumlichen Kontexten Disziplinierung zunächst vor 
allem ein Mittel der Integration,  

„[...] sie ist nur für die Inkludierten relevant, also für diejenigen, die in 
konkreten räumlichen Konfigurationen teilnahmeberechtigt sind. Sie 
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kann aber auch dazu dienen, Zugangs- und Aufenthaltsberechtigung 
herzustellen. Die Drohung mit Exklusion wirkt disziplinierend. Für 
alle Übrigen gilt Ausschluss.“ (Wehrheim 2003, S. 201) 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Auf dem Gebiet der Kontrollpolitik 
ist eine Kontinuität disziplinarischer Mechanismen bedeutsam, jedoch weisen 
gerade die aktuellen Strafverschärfungen und die Priorisierung von Sicherheit 
der Gesellschaft und Opferschutz auf eine Abkehr von disziplinarischer Re-
sozialisierung hin.30 So ist das (Un-)Sicherheits-Dispositiv kriminalpolitisch 
vor allem durch das Zusammenwirken gouvernementaler und juridisch-sou-
veräner Machtformen gekennzeichnet. Der strafende Staat scheint in ver-
stärktem Maße auf die Ausübung autoritär-repressiver Souveränitätsmacht 
zurückgeworfen zu sein, die sich der juridischen Struktur von Verbot und Ge-
horsam(serzwingung) bedient und gleichzeitig eine strategische Partnerschaft 
mit der gouvernementalen Risikorationalität eingeht. Die umfassende Präven-
tionsorientierung als Risikotechnologie bedarf ebenso wie die Durchsetzung 
sozialtechnologisch manipulierter Anreizstrukturen und Raumordnungen dis-
ziplinarischer und juridisch-repressiver Interventionsformen. 

6.2.4 Komplementäre Mechanismen der Macht in Arbeitsmarkt- und 
Kriminalpolitik 

An dieser Stelle kann nun die eingangs zitierte Beobachtung Wacquants als 
Frage an die bundesrepublikanische Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik wie-
der aufgenommen werden. Ist im Zuge der arbeitsmarktpolitischen workfare-
Orientierung von einem Übergang vom wohltätigen Staat zum strafenden 
Staat zu sprechen? Angesichts der beschriebenen Tendenzen und in Ver-

                                                           
30 Es kann jedoch trotz dieser folgenreichen Entwicklung bisher noch keine vollständige Ab-

kehr von einem auf Resozialisierung ausgerichteten Strafvollzug zugunsten einer reinen Si-
cherheits- und Risikologik oder dem repressiv-punitiver Ausschlusspolitiken festgestellt 
werden. Gerade im Bereich des Strafvollzugs und der Strafzumessungspolitik haben sich 
auch gegenläufige Tendenzen gezeigt (vgl. Kapitel 4.3). So kann davon ausgegangen wer-
den, dass die wohlfahrtsstaatliche Kriminalpolitik in Deutschland sich zunächst in einer 
Legitimationskrise befindet, keinesfalls aber vollends überwunden ist. Ziegler weist jedoch 
darauf hin, dass auch und gerade im Bereich der Sozialen Arbeit, als der anderen Seite des 
Straf-Wohlfahrtskomplexes, statt genuin pädagogisch-resozialisierenden zunehmend härter 
sanktionierende Maßnahmen gefordert würden (vgl. Ziegler 2005, S. 171f.). Er argumen-
tiert, dass die das wohlfahrtsstaatliche Rehabilitationsideal konstituierenden „Denk- und 
Handlungsrationalitäten“ für SozialarbeiterInnen und institutionelle Träger an Bedeutung 
verlören (S. 172). Somit vollzieht sich noch in den wohlfahrtsstaatlichen Institutionen eine 
Abkehr vom wohlfahrtsstaatlichen Prinzip. 
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gleich zur von Wacquant dargelegten US-amerikanischen Sozial- und Krimi-
nalpolitik muss diese Frage auch an dieser Stelle verneint werden. Dennoch 
kann ein strategisches bevölkerungspolitisches Zusammenwirken von work-
fare-Politik und in sich (mindestens) zwiegespaltener staatlicher Kriminali-
tätskontrolle beschrieben werden – womit die grundlegende These dieser Ar-
beit bekräftigt werden kann. 

Der mit dem Gefängnissystem und wohlfahrtsstaatlicher Kriminalpolitik ein-
setzende und fortbestehende Diskurs der Delinquenz und deren Kontrollfor-
men mittels Disziplinarinstitutionen funktionieren, wie dargestellt, auch im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik. Hier wurde der disziplinarische Charakter 
der „aktivierenden“ Produktion des homo oeconomicus im Alg II-Regime, 
das zugleich Negativanreiz der gouvernemental Geführten ist, überdeutlich. 
Auf dem kriminalpolitischen Feld dagegen markiert der Legitimationsverlust 
des disziplinarischen Resozialisierungsparadigmas und des „penal welfarism“ 
eine Transformation der (Re-)Produktion des ökonomischen Menschen mit-
tels staatlichen Strafens. Strafe wird nunmehr in erster Linie zum Negativan-
reiz oder zum Element der Darstellung ökonomischer und politischer Moral 
durch den ausschließenden, repressiven Staat. 

Dabei zeigt sich auf der strukturellen Ebene von Machtbeziehungen stets eine 
Doppelfigur: Gouvernementale Führung zielt im Verbund mit Disziplinie-
rung oder juridisch-souveräner Macht auf verschiedene Segmente der Bevöl-
kerung bzw. verschiedene Typen von Individuen. Diese Segmentierung wird 
dabei durch das (Un-)Sicherheits-Dispositiv perpetuiert bzw. erst hervorge-
bracht. Mit disziplinarischen Machtformen sollen ökonomische Menschen 
(re-)produziert, die aus der gouvernementalen Führung Herausfallenden be-
handelt und gleichzeitig negative Anreize im gouvernemental geschaffenen 
Raum gesetzt werden, dessen Strukturierung eine rationale, den gesetzten be-
völkerungspolitischen Zielen entsprechende Selbstführung anregen soll. Die 
gouvernementale Anforderung der „Aktivierung“, die einen zentralen Modus 
der Integration in arbeitsmarkt- und kriminalpolitischer Hinsicht ausmacht, 
geht mit dem komplementären Mechanismus der Bestrafung der Nicht-Akti-
vierbaren einher. Dabei binden gouvernementale und disziplinarische Macht-
formen die juridisch-souveräner Macht durchaus strategisch ein – denn 
Sanktionierung und Strafe müssen juridisch legalisiert und souverän-staatlich 
exekutiert werden. Gouvernementales Aktivieren und disziplinarisches bzw. 
repressives Strafen erweisen sich so als grundlegende Strategien, mittels de-
rer Inklusion und Exklusion sowohl in der Arbeitsmarktpolitik als auch kri-
minalpolitisch hergestellt werden. Auf diese doppelte Machtstruktur des Ak-
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tivierens und Strafens soll nun mit dem Fokus auf deren exklusive und inklu-
sive Effekte und die darin deutlich werdende Restrukturierung der Beziehung 
zwischen BürgerInnen und Staat eingegangen werden. 

6.3 Inklusion und Exklusion mittels Arbeitsmarkt- und 
Kriminalpolitik 

Mit Kronauer sind Inklusion und Exklusion als paradoxes Verhältnis struktu-
reller Gleichzeitigkeit zu verstehen. Als Momente des Verhältnisses von In-
terdependenz (Einbindung in die gesellschaftliche Arbeitsteilung und sinn-
stiftende soziale Nahbeziehungen) und Partizipation (als rechtlich abgesi-
cherte materielle, politische und kulturelle Teilhabe) sind sie stets aufeinan-
der bezogen und bilden gemeinsam unterschiedliche Konstellationen gesell-
schaftlicher Teilhabe und Ausgrenzung. Kronauer betont in seinem Hinweis 
auf die Gleichzeitigkeit des Drinnens und Draußens zudem, dass selbst die 
„doppelte Exklusion“ keinen radikalen Ausschluss sondern Ausgrenzung be-
deutet, die gleichzeitig in soziale, und seien es auch nur rechtlich nicht abge-
sicherte karitative Sicherungssysteme integriert. Zudem kann nur ausgegrenzt 
werden, wer selbst Teil der Gesellschaft ist. Die Beschränkung auf die Unter-
suchung von Sozialpolitik bei Kronauer erweist sich jedoch im Zusammen-
hang dieser Arbeit in zweifacher Hinsicht als unzureichend. Zum einen wird 
gesellschaftliche Ausgrenzung und Ausschließung mit den Konzepten der 
Kriminalität, des „Sicherheitsrisikos“ oder des „abweichenden Verhalten“ auf 
substrafrechtlicher Ebene gar nicht oder nur am Rande angesprochen – ob-
wohl staatliche Kriminalisierung auf die Ermöglichung von Interdependenz-
beziehungen entscheidend negativen Einfluss haben kann und als zentrales 
Mittel die (temporäre) Einschränkung von Teilhaberechten zur Anwendung 
bringt. Zum anderen wird die Möglichkeit totaler Exklusion nicht in Betracht 
gezogen, die kriminalpolitisch mit der als real lebenslänglich verhängbaren 
Sicherungsverwahrung gegeben ist.31 Zudem neigt Kronauer dazu, die strate-
gische Relevanz von Politiken der Exklusion zu unterschätzen. Vor dem 
Hintergrund einer von Rusche/Kirchheimer und Cremer-Schäfer/Steinert in-
spirierten Fragestellung muss es jedoch gerade um die Strategie der Produk-
tion von Exklusion innerhalb von Machtbeziehungen und Herrschaftsverhält-

                                                           
31 Auch wenn diese die Inklusion in die gesellschaftliche Institution Gefängnis bedeutet, so 

doch in eine totale Institution bei gleichzeitiger Aberkennung des Rechts auf Resozialisie-
rung. 
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nissen gehen, die Inklusion und gesellschaftliche Stabilität garantieren. Dabei 
geht es weniger um das Verhältnis von Exklusion und Inklusion als wechsel-
seitigen sozialen Prozess, sondern um eine Machtstrategie, die Politiken des 
Sozialen – der „Arbeitslosigkeit“ und der „Kriminalität“ – umfasst. Es lässt 
sich zeigen, dass die zu Beginn dieses Kapitels herausgearbeiteten Mechanis-
men, die Inklusion und Exklusion strukturieren, als strategische Instrumente 
innerhalb gegenwärtiger Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik eingesetzt werden. 

6.3.1 Die strategische Produktion der „Überflüssigen“ 

Die Segmente der Bevölkerung, auf die sich disziplinierende Arbeitslosen-
politik und repressiv-ausschließende Kriminalpolitik richten, weisen aus gou-
vernementaler Perspektive zahlreiche Gemeinsamkeiten auf und überschnei-
den sich empirisch vielfach. Sie verfügen über zu geringe Qualifikationen 
und finanzielle Ressourcen, scheitern an einer ökonomisch rationalen Unter-
nehmung und Führung ihrer Selbst und werden als Träger überdurchschnittli-
cher Risiken, erwerbslos oder kriminell zu werden, identifiziert. Entspre-
chend ihrer mangelhaften Integration in den postfordistisch segmentierten 
Arbeitsmarkt werden sie so zu „Überflüssigen“, entsprechend ihrer fehlenden 
Kaufkraft und sichtbaren „Andersheit“ zu Störfaktoren im kommerzialisier-
ten öffentlichen Raum, entsprechend ihrer Kategorisierung als potentielle 
Kriminelle zu „RisikoträgerInnen“ – und so insgesamt zu Angehörigen der 
„gefährlichen Klassen“. Diese unterliegen nur zum Teil dem Machtsystem 
der Gouvernementalität – beispielsweise durch „erfolgreiche“ kriminalprä-
ventive und konsumentInnenfreundliche architektonische Stadtraumgestal-
tung –, vor allem aber einer disziplinierend-exkludierenden workfare-Inte-
gration und repressiv-souveränen Kontroll- und Ausschließungspolitiken. So 
ist Singelnstein und Stolle zuzustimmen: Je weiter man in der sozialen und 
ökonomischen Hierarchie „nach unten“ schaut, desto stärker trifft man auf 
Formen des Zwangs, der Disziplinierung und der Kontrolle (Singeln-
stein/Stolle 2007, S. 115f.). Die arbeitsmarkt- und kriminalpolitische Pro-
duktion der „Überflüssigen“ und „Gefährlichen“ bedeutet damit zugleich ih-
ren Ausschluss von sozialen und/oder zivilen Bürgerrechten, aus anerkannten 
Positionen innerhalb der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, aus öffentlich zu-
gänglichen oder privat-kommerziellen Räumen und ihre disziplinarische, 
kontrollierende und repressive Behandlung durch staatliche Institutionen. So 
wird die zentrale Dimension von Exklusion, keinen anerkannten Ort inner-
halb der Gesellschaft zu haben, in Ausschließungs-, Vertreibungs- oder Ein-
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hegungspolitiken gegen Arme, delinquente Jugendliche, Obdachlose, „Rum-
hänger“ und „Störer“ nur allzu offenbar.  

Hier scheint die ursprüngliche Strategie der Spaltung der Subalternen, die mit 
der Konstruktion der „gefährlichen Klassen“ verfolgt wurde, wieder aufzule-
ben. Die Strukturanalogie zwischen „Kriminalität“ und „Arbeitslosigkeit“ als 
Existenzweisen jenseits von legitimiertem Gelderwerb (vor allem über Lohn-
arbeit und Kapitaleinkünfte) wird angesichts einer individualisierenden Neo-
sozialität und kollektivierender Risikokategorisierung produktiv gemacht. In 
diesem Sinne wirkt auch die ideologische Aufwertung des abstrakten Prin-
zips „Arbeit“ im neoliberalen Diskurs (vgl. Gruppe Blauer Montag 2002, 
S. 121). Die „Überflüssigen“, die unwürdigen Armen, die selbstverschuldeten 
Erwerbslosen sind „Andere“, entsprechen nicht den Normen des flexiblen 
Kapitalismus und verfehlen eine gesellschaftlich anerkannte Lebensführung. 
In dieser Abweichung werden sie potentiell „gefährlich“ für alle noch Inte-
grierten – und sei es auch nur deshalb, weil an ihnen die Möglichkeit des 
„Abrutschens“ sichtbar wird. Diese Strategie der Spaltung der Subalternen ist 
zugleich eine der Segmentierung von Arbeitsmärkten und der segmentiellen 
Arbeitsmarktintegration der Lohnarbeitssubjekte, der Her- und Darstellung 
der hegemonialen „Arbeitsmoral“. Sie legitimiert zudem die Exklusion eines 
spezifischen Bevölkerungssegments. 

Genau diese exkludierenden Mechanismen entfalten jedoch eine integrie-
rende und stabilisierende strategische Produktivität. Die Existenz der Exklu-
dierten bedeutet den (noch) prekär Integrierten, alles Mögliche zu tun, um 
selbst nicht „überflüssig“ zu werden. Die Bezeichnung der „Überzähligen“ 
als „Überflüssige“ wird somit zu einem Euphemismus: Die dem Alg II-Re-
gime zugeführten, dauerhaft erwerbslosen, aber arbeitsfähigen und damit 
„unwürdigen“ Armen nehmen eine zentrale Stellung im durch das Zusam-
menspiel der Machtformen eröffneten Raum ein. Unter strategischen Ge-
sichtspunkten ist ihre Produktion und Existenz als Ausgeschlossene, aber 
noch immer Anwesende, von enormer Bedeutung für die prekäre Integration 
der Lohnarbeitssubjekte in den postfordistischen, flexiblen Kapitalismus. 
Sowohl die Politik mit dem „abgehängten Prekariat“ (Friedrich-Ebert-Stif-
tung 2006, S. 2) als auch den „gefährlichen Klassen“ dient letztlich dazu, die 
Lebensführung der prekär Integrierten zu führen. Damit wird nicht nur Kri-
minalpolitik, insbesondere die Strafrechtspolitik, die Steinert mit diesem 
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Diktum belegt hat, sondern auch Arbeitsmarktpolitik zum Instrument einer 
„Ideologieproduktion mit Menschenopfern“ (Steinert 1997, S. 103).32 

„Unsicherheit“, gouvernementale Ent-Sicherung bzw. Ver-Un-Sicherung 
wird zu einem zentralen Produktionsfaktor dieser Selbstführung. Die Politi-
ken mit „innerer“ und sozialer Un-Sicherheit verlangen deren Bearbeitung 
mittels risikopräventiver Maßnahmen – und das entsprechend einer neosozi-
alen Gouvernementalität zunächst auf der individuellen Ebene. So wird für 
die noch Integrierten das Aktivierungsparadigma als Risikotechnologie wirk-
sam: Arbeitslosigkeit selbst wird nicht als schicksalhaftes, unberechenbares 
Ereignis, sondern als zu berechnendes, einzukalkulierendes Risiko betrachtet, 
dem permanent präventiv entgegengewirkt werden muss. Das Risiko soll zur 
Normalität, der „Unsicherheitszustand“ als Normalzustand etabliert werden. 
Arbeitslosigkeit wie Kriminalität werden in responsibilisierenden Aktivie-
rungsstrategien zu normalen Risiken.33 

6.3.2 Aktivierender Staat und responsibilisierte BürgerInnen 

Die Neosozialität, die Lessenich für die Transformation des Sozialstaates 
feststellt, kann als allgemeingültig für die gegenwärtige Konstellation juridi-
scher, disziplinarischer und regierungsspezifischer Macht in Arbeitsmarkt- 
wie Kriminalpolitik gelten. Es wird ein mobilisierbares Subjekt konstruiert,  

„[...] das einer abstrakten gesellschaftlichen Allgemeinheit ein aktivi-
sches bzw. proaktivisches und präventives, Eigeninitiative zeigendes 
und die Inanspruchnahme von Fremdhilfe vermeidendes Verhalten 
schuldet.“ (Lessenich 2008, S. 120) 

                                                           
32 Um den Faden der Frage der Komplementarität punitiver und rationaler Interventionsfor-

men innerhalb der Kriminalpolitik wieder aufzunehmen: An dieser Stelle muss der These 
widersprochen werden, ein managerieller, „kühler“ Umgang mit Kriminalität sei die ent-
scheidende, signifikante Entwicklung der Gegenwart. Diesem würde schon das Wegsper-
ren, Einhegen und Sich-Selbst-Überlassen der „gefährlichen Klassen“ ausreichen. Statt des-
sen insistiere ich auf der strategischen Relevanz einer sichtbar „unmoralischen“, „unzivili-
sierten“ und „kriminellen“ underclass – eine amoralische Kriminalpolitik tritt genau des-
halb auch immer bzw. oftmals im Verbund mit „neokonservativer“ Straflust auf. 

33 Es sind jedoch auch Unterschiede zwischen kriminalpolitischen und arbeitsmarktpoliti-
schen Responsibilisierungsstrategien festzuhalten: Während kriminalpolitisch vor allem die 
„Opfer“ angesprochen werden, werden arbeitsmarktpolitisch die „Delinquenten“, also die 
Erwerbslosen selbst gefordert. Wird im ersten Fall eine kriminalpräventive Selbstführung 
angeregt, deren Scheitern beispielsweise mit dem Ausschluss von Versicherungsleistungen 
sanktioniert werden kann, sollen letztere vor allem disziplinarisch zur Verantwortungsüber-
nahme für ihr individuelles Scheitern bewegt werden. 
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Zentral für den „aktivierenden Staat“ ist die Bindung sozialer Bürgerrechte 
an individuelle Verpflichtungen, „mitzumachen“ und sich „für und mit dem 
Ganzen“ zu „entwickeln“ (Göring Eckardt/Dückert 2003, zitiert nach Lesse-
nich 2008, S. 95). Arbeitsmarkt- wie Kriminalpolitik sind in dieser Hinsicht 
Bestandteile präventiver Politiken des Sozialen, die individuelle Rechte und 
Freiheiten unter den bevölkerungspolitischen Vorbehalt der Nützlichkeit für 
die „Gesellschaft“ stellen: 

„[...] ‚die Gesellschaft’ selbst konstituiert sich als Subjekt [...], das so-
ziales, gemeinwohlkompatibles Handeln der Subjekte einklagt – und 
das sich gegen jene Individuen schützen und verteidigen muss, die der 
Gesellschaft durch ‚asoziales’ Verhalten Risiken auferlegen.“ (ebenda, 
S. 121f.) 

Was sich hier andeutet, ist eine Veränderung der Beziehungen und Grenzen 
zwischen Gesellschaft, Individuen und Staat. Die Frage nach der Beziehung 
zwischen staatlichen Institutionen und BürgerInnen verweist auf eine poli-
tiktheoretische Problemstellung: Die sich in der gegenwärtigen Transforma-
tion von Staatlichkeit materialisierende Machtstruktur kann einerseits auf ihre 
Beziehung zu bestehenden formal-demokratischen Strukturen (dem „politi-
schen System“) befragt werden; andererseits ist aus der Perspektive eines an-
spruchsvolleren, emanzipativen Demokratieverständnisses auf die „Realität“ 
der Bedingungen für die Schaffung eines politischen Raumes zu fokussieren. 
Die Ökonomisierung staatlicher Interventionsformen verwandelt politische 
Entscheidungen in sozialtechnologische, die einer ökonomischen Rationalität 
entsprechen. So wirkt die gouvernementale Variante der Bio-Macht, die Be-
völkerungspolitik, mit ihren auf Kollektive zielenden Strategien genuin ent-
politisierend. Hier geraten offensichtlich zwei unterschiedliche Begriffsbe-
stimmungen von Politik bzw. des Politischen in Konflikt. Ohne auf die darin 
enthaltenen Probleme, beispielsweise einer Überschneidung deskriptiver und 
normativer Ebenen, an dieser Stelle eingehen zu können, ist doch festzuhal-
ten, dass die politische Regierung und disziplinarische Herstellung der öko-
nomischen Menschen ein Realitätsschema konstruiert, in dem Fragen demo-
kratischer Selbstbestimmung und politischer Teilhabe generell ausgeklam-
mert bleiben. Es werden keine BürgerInnen regiert, sondern verwertbare und 
produktiv zu machende, potentiell gefährdete und gefährliche Individuen.34 
                                                           
34 Somit muss die gegenwärtige gouvernementale Bio-Politik als anti-politisch bezeichnet 

werden. Sie ist eine Sozialtechnologie, mit der unerwünschtes Verhalten verhindern, ge-
wünschtes angereizt und dadurch „freiheitlich“ räumliche Ordnungen und Ausschließungen 
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Die von einer Außenperspektive aus sichtbar werdende Verschiebung öffent-
licher und privater Sphäre bzw. der Beziehung zwischen Staat, Gesellschaft 
und Individuen ist als zentrale Strategie der Regierung selbst zu lesen: Fou-
caults Begriff des Staates als Effekt von gouvernementalen Machtpraktiken 
verweist auf das grundsätzliche Zusammenwirken von subjektiven und staat-
lichen Praktiken im Machtmodus der Regierung. Der „Staat“ ist nicht privile-
gierter Ort der Politik, sondern selbst eine (bevölkerungs)politische Strate-
gie35 – so auch der „aktivierende Staat“ mit seinen Strategien der Respon-
sibilisierung und Ver-Un-Sicherung mittels „Privatisierung“ der Versiche-
rung von Lebensrisiken. 

Neben das neosoziale Fördern und Fordern des „aktivierenden Staates“ tritt 
als weitere signifikante Entwicklung die immer weitgehendere Einschrän-
kung von bürgerlichen Freiheits- und sozialen Rechten. Auch diese Ent-
wicklung kann als Resultat bevölkerungspolitischer Strategien beschrieben 
werden: Die Lebensführung der Alg II-BezieherInnen bzw. das Wissen über 
diese liegt bis ins kleinste Detail in staatlichem Interesse – ebenso die Le-
bensführung der BürgerInnen als potentielle Kriminelle oder potentielle Op-
fer. Die Produktion von Bevölkerungswissen durch den Ausbau von Überwa-
chung und den Abbau von Bürgerrechten fungiert dabei gleichzeitig als Wis-
sen der Bevölkerung über sich selbst. Regierungsmacht arbeitet mit den so 
ermöglichten Selbst-Verständnissen, die aber auch durch disziplinarische 
Formen der Wissens- und Subjektproduktion, beispielsweise innerhalb des 
Alg II-Regimes, hervorgebracht werden. So ist auch die Produktion des Wis-
sens der Subjekte über sich selbst Resultat verschiedener Machtformen bzw. 
der damit verbundenen Rationalitäten. Die Einschränkung von Bürgerrechten 
im kriminalpolitischen Bereich – die Aufweichung des Datenschutzes, der 
Unverletzlichkeit der Wohnung, des Post- und Telefongeheimnisses, der 
Freizügigkeit, mithin auch der Versammlungsfreiheit – sind so weniger als 
Abbau des Rechts- und Ausbau des Sicherheitsstaates zu verstehen, sondern 

                                                                                                                             
hergestellt werden soll. Als indirekte, distanzierte Führung agiert sie, ohne dass die Betrof-
fenen dies bewusst wahrnehmen und damit skandalisieren und politisieren können: Als 
Subjekt-Objekt ist sich „die Bevölkerung bewußt, was sie will, und zugleich weiß sie nichts 
von dem, was man sie tun läßt“ (STB, S. 158). 

35 An dieser Stelle möchte ich noch einmal auf die blinden Flecken dieser Reduktion des Staa-
tes auf einen Effekt diskursiver und Machtpraktiken hinweisen. Die relative Autonomie des 
Staates als institutionalisierte Struktur und dessen machtstrukturelle Überdeterminiertheit, 
die aus der Überlagerung juridischer, disziplinarischer und gouvernementaler Machtformen 
in staatlichen Institutionen resultiert, bleiben systematisch unterbelichtet. 
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als Artikulation einer präventiven Orientierung an potentiellen Risiken, die es 
im Vorfeld auszumerzen gilt. Risikoprävention ist dabei immer auf ein Wis-
sen angewiesen, das von der Position der Gegenwart die Wahrscheinlichkeit 
von Ereignissen in der Zukunft abschätzt (vgl. May 2007, S. 96f.). Für Risi-
koprävention ist also das Wissen über die Gegenwart als Basis für Zukunfts-
prognosen zentral – und dieses Wissen kann nie groß genug sein, da immer 
neue Risikofaktoren benannt und kombiniert werden können. 
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7 Aktivieren und Strafen?! 
Integrative und ausschließende Politiken in der 
postfordistischen Transformation des Sozialen  
 
Ergebnisse und Kritik 

Mein zentraler Anspruch in dieser Arbeit war es, Tendenzen gegenwärtiger 
Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik in einem machtanalytischen Rahmen sys-
tematisch zusammenzudenken. Auf diese Weise sollte die Existenz einer glo-
balen Strategie geprüft werden, die von Politiken des „Kriminellen“ und der 
„Arbeitslosigkeit“ als Politiken des Sozialen geprägt ist und mittels derer die 
Integration von Individuen in die kapitalistische Gesellschaftsformation ge-
rade durch Politiken des Ausschlusses anderer gewährleistet wird. Das „Sozi-
ale“ habe ich als Herrschaftsform gefasst, mittels derer grundlegend die Ver-
werfungen der kapitalistischen Produktionsweise bearbeitbar gemacht wer-
den.1 Meine Annahmen, die dieser Ausrichtung der Fragestellung zugrunde 
lagen, orientierten sich maßgeblich an Ansätzen, die in der Tradition kriti-
scher Gesellschaftstheorie stehend eine grundlegende Komplementarität von 
Sozial- und Kriminalpolitik herausarbeiten. Die Feststellung, dass wohltätige 
und strafende Politiken die Transformationen der kapitalistischen Produkti-
onsweise gewährleisten und sich in deren Stabilisierung durch Integration 
und Ausschluss vermitteln, bildete somit eine Basis für meine Überlegungen. 
Mit Cremer-Schäfer und Steinert ging ich zunächst davon aus, dass Arbeits-
marktpolitik maßgeblich auf die Herstellung einer den jeweiligen Produkti-
onsverhältnissen entsprechenden „Arbeitsmoral“ und Kriminalpolitik vor al-
lem ex negativo, durch die Sanktionierung von Abweichungen, auf deren 
Darstellung abzielt. Auch unter dem Gesichtspunkt, dass mir die Trennung 
von materieller Herstellung und ideologisch-diskursiver Darstellung als 
problematisch erschien und zudem konkrete politische Strategien unterbe-
lichtet blieben, schien mir dieser Ansatz dennoch zu global, um die gegen-
wärtigen arbeitsmarkt- und kriminalpolitischen Transformationen im Rahmen 
                                                           
1  Diese Konzeption des Sozialen sollte nicht als Funktionalismus missverstanden werden. Sie 

reflektiert auch, dass das Soziale ein Feld sozialer Kämpfe war und ist und gerade durch die 
bestehenden Kräfteverhältnisse geprägt wird.  
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einer postfordistischen Politik des Sozialen analysieren zu können. Da es mir 
explizit um die Herausarbeitung politischer Strategien, weniger um eine 
umfassende Analyse von empirisch beforschten Entwicklungen ging, bot sich 
mir Michel Foucaults Machtanalytik an, die gerade mit dem Konzept der 
Gouvernementalität auf das konstitutive Zusammenspiel von Wissenspro-
duktion, (bevölkerungs)politischen Strategien und Subjektivierungspraktiken 
fokussiert. Ohne dabei den dominanten und oftmals schematisch anmutenden 
Lesarten der Gouvernementalitätsstudien zu folgen, sondern im Gegenteil auf 
frühere machtanalytische Konzepte Foucaults zurückgreifend, habe ich ein 
Analyseinstrumentarium entwickelt, das gegenwärtige Machtbeziehungen als 
strategische Konstellation von juridisch-diskursiver, disziplinarischer und re-
gierungsspezifischer Macht interpretierbar werden lässt. So kommen auch 
repressive und ausschließende Politiken in den Fokus, für die sich die Gou-
vernementalitätsstudien bisher als weitgehend blind erwiesen haben. Gleich-
zeitig ist deutlich geworden, dass dieser blinde Fleck aus der Beschränkung 
auf das Gouvernementalitätsparadigma und einer problematischen Interpre-
tation der Beziehung von Selbst- und Herrschaftstechnologien resultiert. 

Die so erarbeitete Konstellation der unterschiedlichen Machtformen hat sich 
in der Analyse gegenwärtiger arbeitsmarkt- und kriminalpolitischer Tenden-
zen als erklärungsmächtig in Bezug auf Politiken der Integration und des 
Ausschlusses erwiesen. Über das zentrale Paradigma der Aktivierung, das auf 
die (Re-)Produktion der individuellen Beschäftigungsfähigkeit innerhalb ei-
ner postfordistischen Produktionsweise und auf eine umfassende Präventi-
onsorientierung der BürgerInnen als kriminalpolitische AkteurInnen abzielt, 
verbindet sich die Lebensführung der Individuen mit globalen bevölkerungs-
politischen Strategien. Diese zielen, anders als Foucault es nahelegt, nicht auf 
die Bevölkerung als pastoral geführte „Herde“ und deren selbstzweckmäßige 
„Optimierung“, sondern auf die Produktion neuer und Verfestigung alter 
Spaltungslinien, die die gegenwärtige postfordistische Transformation der 
kapitalistischen Produktionsweise kennzeichnen und vorantreiben. Die Seg-
mentierung der Bevölkerung entsprechend einer „neosozialen“ Gouverne-
mentalität, die mit postfordistischen Strukturen der Arbeitsteilung und -orga-
nisation korrespondiert, verweist zugleich auf Integrations- und Exklusions-
mechanismen. Die Integration in den flexiblen Kapitalismus vollzieht sich als 
Aktivierung derjenigen, die gouvernemental, d. h. als homines oeconomici, 
zu Subjekt-Objekten ihrer eigenen, integrierenden Regierung (gemacht) wer-
den können. Diejenigen jedoch, die sich als eines ökonomisch rationalen 
Handelns unfähig erweisen, werden disziplinarisch oder repressiv-souverän 



 

221 

behandelt. Dabei zielt die Disziplinierung wesentlich auf die (Re-)Produktion 
der Bedingungen gouvernementaler Führung, des ökonomischen Menschen, 
während die juridisch-diskursive Macht der Souveränität in ihrer repressiven 
Exekution den Ausschluss von als GefahrenträgerInnen oder als nicht mehr 
reintegrierbar kategorisierten Individuen durchsetzt. Diese gegenwärtige 
Machtkonstellation ordnet sich in die Transformation von Staatlichkeit ein, 
die dem Aktivierungsparadigma folgend auch eine „Ökonomisierung des So-
zialen“ betreibt und damit die Beziehung zwischen BürgerInnen und staatli-
chen Institutionen restrukturiert. Das zentrale Motiv des Förderns und For-
derns koppelt die Gewährung sozialer Bürgerrechte an die Pflicht der Einzel-
nen, sich zu aktivieren – diese „Neuerfindung des Sozialen“ (Lessenich) de-
finiert jenes Verhalten als sozial, das der Gesellschaft nützt und ihr nicht zur 
Last fällt. Unsozial sind nunmehr jene, die sich nicht eigenverantwortlich 
präventiv vor Lebensrisiken geschützt haben und nun zu „Sozialfällen“ wer-
den. 

Die Beziehung der unterschiedlichen Machtformen erwies sich jedoch als 
noch komplexer, was auf die machtstrategische Überdeterminiertheit des von 
der Dreieckskonstellation der Macht konstituierten (Un-)Sicherheits-Dispo-
sitivs hinweist. So dient das maßgeblich disziplinarisch strukturierte Alg II-
Regime weniger der reintegrativen Produktion ökonomischer Menschen, 
vielmehr wird es zum strategischen Negativanreiz, mit dem indirekt auf die 
Selbstführung der noch prekär Integrierten Einfluss genommen werden soll. 
Gleichzeitig verweist der Legitimationsverlust des Resozialisierungspara-
digmas im Strafvollzug auf eine Krise der Disziplinarinstitution Gefängnis –
dieses wird teilweise von einer Besserungs- in eine Sicherungsverwahranstalt 
transformiert, in die einer gouvernementalen Rationalität entsprechend als 
„RisikoträgerInnen“ kategorisierte „Kriminelle“ total ein- und damit ausge-
schlossen werden. So erweist sich die gegenwärtige Machtkonstellation als 
strategische Doppelfigur gouvernementaler Aktivierung und disziplinarischer 
Sanktionierung bzw. souverän-repressiver Bestrafung. Gouvernementale 
Führung ist ohne Reproduktion des homo oeconomicus und die Ver-Siche-
rung von dessen „Freiheit“ nicht möglich – und darin auf Disziplin und Sou-
veränität angewiesen. 

Auch wenn nun davon ausgegangen wird, dass gegenwärtige „soziale“ 
Machtbeziehungen in der Bundesrepublik Deutschland tatsächlich zum 
größten Teil nicht auf der Anwendung direkten Zwangs basieren und in Geg-
nerschaft umzukippen drohen, so ist doch im juridisch-souveränen Rechts-
system und der damit verbundenen Legitimation staatlicher Gewalt immer 
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die Möglichkeit repressiver Behandlung und Ausschließung gegeben. Hier 
wird noch einmal die Überdeterminiertheit der gegenwärtigen Machtkonste-
llation, aber auch deren Verknüpfung mit Herrschaftsverhältnissen2 deutlich: 
Auch wenn die gouvernementale Führung zunächst als strukturbildend für 
gegenwärtige politische Strategien angenommen wird, entfalten die über die 
Sicherheitsdispositive in ihre Strategien eingebundenen juridischen und dis-
ziplinarischen Mechanismen doch eine eigene Wirkmächtigkeit: Strafe bei-
spielsweise ist nie nur Teil der gouvernementalen Anreizstruktur, sondern 
disziplinarisches oder repressives Instrument in den Händen eines mit dem 
Gewaltmonopol ausgestatteten Staatsapparates. Strafen sind nicht (nur) bzw. 
nie allein gouvernemental-rationale Mittel staatlicher Politik, sondern immer 
auch auf politische Bedeutungsstrukturen und eine moralische Normativität 
bezogen, die „Störer“, „Abweichler“, „Staatsfeinde“, „Asoziale“ oder „Frem-
de“ benennt und deren Sanktionierung einfordert. Die oberflächlich amora-
lisch erscheinende „Ökonomisierung des Sozialen“ behält eine implizite Mo-
ralität, die auf die Normalität kapitalistischer Vergesellschaftung in ihrer 
postfordistischen Transformation orientiert ist.  

Somit bestätigt sich die Grundannahme und These dieser Arbeit: Arbeits-
markt- und Kriminalpolitik verbinden sich in einer Strategie, die mittels der 
Konzepte „Kriminalität“ und „Arbeitslosigkeit“, und damit zentral mittels 
„(Un-)Sicherheit“, die Transformation der postfordistischen Gesellschafts-
formation durch Integration und Ausschluss stabilisiert. Werden Erwerbslose, 
sichtbar Arme, potentielle „Störer“, DelinquentInnen oder „Gefahrenträger“ 
Politiken unterworfen, die mittels disziplinarischer Behandlung durch Argen 
und Fall-ManagerInnen, Beaufsichtigung oder räumlichem Ausschluss durch 
polizeiliche Kontrollorgane und private Sicherheitsdienstleister ihre gesell-
schaftliche Desintegration (mit) hervorbringen und perpetuieren, so dienen 
diese ex negativo als Anreize für die prekär Integrierten, sich eigenverant-
                                                           
2 Um das Verhältnis von Machtbeziehungen und Herrschaftsverhältnissen, insbesondere in 

ihrer Beziehung zu politischen Strategien, analysieren zu können, reichen auch die Diffe-
renzierungsversuche des späten Foucault nicht aus. Wenn ich im Rahmen dieser Arbeit eine 
strikte Differenzierung zwischen Macht und Herrschaft nicht durchhalten kann und vor al-
lem über Macht spreche, so soll dies keinesfalls die Existenz von Herrschaftsverhältnissen 
verneinen. Vielmehr sind Machtbeziehungen immer auf Herrschaftsverhältnisse bzw. 
Konstellationen der Gegnerschaft bezogen. Machtausübung versucht gerade, Antagonismen 
in Agonismen oder effektives Einverständnis zu transformieren. Fortbestehende Antago-
nismen sind für die gegenwärtigen Machtkonstellationen – angesichts deren repressiv-ex-
kludierender Effekte – ganz offensichtlich konstitutiv: Wenn ich von Macht spreche, spre-
che ich daher immer auch von Herrschaft. 
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wortlich als Marktsubjekte, flexible, anspruchslose, beschäftigungsfähige 
Arbeitskräfte, normtreue KonsumentInnen oder „gemeinwohlorientierte“ 
AktivbürgerInnen zu verhalten. 

Es dürfte zudem deutlich geworden sein, dass Her- und Darstellung der von 
den Arbeitskräften geforderten Einstellung zur Arbeit nicht zwischen den In-
stitutionen „Verbrechen und Strafe“ und „Schwäche und Fürsorge“ aufgeteilt 
werden können, wie dies Cremer-Schäfer und Steinert nahe legen. Die Akti-
vierungsimperative des Alg II-Regimes dienen in hohem Maße der Darstel-
lung einer dem postfordistischen, flexiblen Kapitalismus entsprechenden Ar-
beitsmoral und weniger deren direkter Herstellung. Die disziplinarische Be-
handlung der „Überflüssigen“ zielt vielmehr auf die gouvernementale Füh-
rung der prekär Integrierten. Diese sollen „von selbst“ Flexibilitätsanforde-
rungen, Zumutungen unsicherer Arbeitsverhältnissen und sinkende Löhne 
dem Status der undeserving poor vorziehen. Als Pendant zielen kriminalpoli-
tische Responsibilisierungsstrategien auf die Herstellung aktivierter und ei-
genverantwortlich handelnder BürgerInnen, die sich vor den neuen „gefährli-
chen Klassen“ zu schützen wissen und sich selbst gesetzes- und normtreu 
verhalten. Die Strukturanalogien von „Arbeitslosigkeit“ und „Kriminalität“ 
begünstigen dabei das machtstrategische Zusammenspiel der Politik mit den 
„gefährlichen Klassen“: Lebensweisen jenseits von Lohnarbeit oder anderen 
Formen von „ehrlichem Gelderwerb“ sind von der Normalität, aber auch der 
Moralität kapitalistischer Gesellschaften abweichend und verdächtig. 

An dieser Stelle muss jedoch betont werden, dass Analogien und strategische 
Korrespondenzen zwischen Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik dennoch kein 
direkt funktionales Verhältnis beider konstituieren – Wacquants Beobachtung 
der Bewältigung ökonomisch und sozialpolitisch produzierter Armutsphäno-
mene und sozialer Verwerfungen mittels des Strafvollzugs in den USA be-
stätigen sich in gegenwärtigen Entwicklungen in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gleichermaßen. Auch wenn empirisch eine große sozial-
strukturelle Übereinstimmung von undeserving poor und „Kriminellen“ fest-
zustellen ist – gerade die neue städtische „Armutsbevölkerung“ ist sowohl 
dem Alg II-Regime als auch managerialen oder repressiven Kontrollprakti-
ken gegen „incivilities“ unterworfen – findet keine direkte „Weiterreichung“ 
der Individuen vom wohltätigen zum strafenden Staat statt. Vielmehr span-
nen Arbeitsmarkt- und Kriminalpolitik ein (Un-)Sicherheits-Dispositiv auf, in 
dem postfordistische Transformationsprozesse durch die Produktion eines 
entsprechenden Arbeitskräftepotentials und aktivierter BürgerInnen ermög-
licht und stabilisiert werden, andererseits neue und alte gesellschaftliche 
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Spaltungslinien durch Politiken der Exklusion und deren Legitimation ver-
festigt werden. 

Die Fokussierung auf die strategische Komplementarität von Arbeitsmarkt- 
und Kriminalpolitik und deren Einbettung in eine globale Politik des Sozialen 
relativiert zudem jene Einschätzungen, die einen Abbau des Sozialstaats bei 
gleichzeitigem Ausbau des repressiven Sicherheitsstaates und damit ein-
hergehend den Verlust sozialpolitischer Steuerungsfähigkeit des Staates fest-
stellen. Aus einer Perspektive, die strafende und wohltätige Interventions-
formen des Staates gleichermaßen als Herrschaftsmechanismen begreift, die 
auf die Bereitstellung der subjektiven, infrastrukturellen und institutionellen 
Bedingungen der Transformation der kapitalistischen Produktionsweise ab-
zielen, sind vorschnelle Skandalisierungen oder auch rückblickende Verklä-
rungen des fordistischen Wohlfahrtsstaates wenig hilfreich, um gegenwärtige 
Macht- und Herrschaftsbeziehungen verstehbar zu machen. Ebenso ist es we-
nig hilfreich, die postfordistischen „Überzähligen“, die nicht mehr als „in-
dustrielle Reservearmee“ und damit kaum noch als mit den prekär Integrier-
ten um Arbeitsplätze konkurrierend zu begreifen sind, als „Überflüssige“ zu 
bezeichnen. 

Die anfangs geäußerte Befürchtung systematischer Verkürzungen, die die 
Orientierung auf staatliche Strategien mit sich bringt, muss an dieser Stelle 
bestätigt werden. So erscheint „der Staat“ in meiner Analyse oftmals als Ak-
teur, dessen Politik auf nicht geklärte Weise mit Transformationen der Pro-
duktionsverhältnisse, der Subjektivitäten der Arbeitskräfte oder gesellschaft-
licher Diskurse interferiert. Die skizzenhafte Einordnung in die postfordisti-
sche Re-Regulation des Kapitalismus bleibt zu global, um zu klären, auf wel-
che konkreten ökonomischen und subjektiven Veränderungen und Dispositi-
onen, die für die Krise der fordistischen Regulationsweise kennzeichnend 
sind, arbeitsmarkt- und kriminalpolitisch reagiert wird. Gleichzeitig bleibt 
ungeklärt, wie sich die relative Autonomie staatlicher Institutionen auf diese 
Politiken des Sozialen auswirkt. Dabei wäre es für die dezidiertere Analyse 
arbeitsmarkt- und kriminalpolitischer Strategien durchaus fruchtbar, gerade 
auf die Subjektivitäten der Arbeitskräfte und die konkreten Formen der Ar-
beitsorganisation und -beziehungen im industriellen wie im Dienstleistungs-
sektor zu fokussieren. Denn die Krise des Fordismus war auch eine der for-
distischen Arbeitsmoral. Dirk Hauer weist zu Recht darauf hin, 

„[...] dass der sogenannte fordistische Klassenkompromiss und das mit 
ihm verbundene ‚Normalarbeitsverhältnis’ nicht nur von oben aufge-
kündigt worden ist. Die Formen von offener Rebellion und verdeckter 
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Renitenz in Fabriken und Büros Ende der 1960er Jahre waren genauso 
Ausdruck einer praktischen Kritik der fordistischen Arbeit und ihrer 
Zwänge wie die subkulturellen Formen der Jugendrevolte und der 
Alternativbewegung oder die Kritik an Familie und Geschlechterrol-
len, wie sie etwa von der neuen Frauenbewegung formuliert worden 
ist. Fließband, Arbeitshetze, lebenslange Festlegung auf eine Arbeit 
oder einen Betrieb, männlicher Alleinverdiener, traditionelle heterose-
xuelle Kleinfamilie – all diese Elemente des ‚fordistischen Normalar-
beitsverhältnisses’ wurden als Bezugsrahmen für die eigenen Lebens-
entwürfe von breiten und nicht nur jugendlichen Teilen der Arbeiter-
Innenklasse verweigert.“ (Hauer 2007, S. 159) 

Von dieser Warte aus muten die Transformationen des „aktivierenden Staa-
tes“ als in großen Teilen „freiheitliche“, im Zweifelsfall und als strategischer 
Einsatz jedoch disziplinierende und repressive Politiken der Konformitätser-
zeugung an, die den „subjektiven Faktor“ Arbeit auch durch die zumindest 
rhetorische Integration von Autonomieforderungen zugleich produktiv ma-
chen und seine Widerständigkeit schwächen sollen. Die Entwicklungen, die 
ich unter machtanalytischen Gesichtspunkten auf die ihnen innewohnenden 
Inklusions- und Exklusionsstrategien untersucht habe, könnten auch mit der 
Fokussierung auf ihre ökonomischen und kulturellen Bedingungen rekon-
struiert werden. So läge es nahe, die in meiner Analyse herausgearbeiteten 
Machtstrategien auf ihre Beziehung zu Widerstandspraktiken und Kapital-
strategien, und damit auch auf ihre Wirkung, ihren Erfolg und ihr Scheitern 
hin zu untersuchen. Dann würde auch die Frage nach den konkreten Bezie-
hungen und Differenzierungen zwischen Macht- und Herrschaftsverhältnis-
sen virulent. Einer an Foucault orientierten Machtanalytik sind an dieser 
Stelle jedoch klare Grenzen gesetzt. Um die hegemoniale Konstellation her-
ausarbeiten zu können, in der Macht, Herrschaft und Widerstand gegenwärtig 
vermittelt sind, müssen andere Ansätze einbezogen werden. Es muss letztlich 
darum gehen, die Spezifiken institutionalisierter Staatlichkeit, postfordisti-
scher Ökonomie, der Transformationen des Sozialen und der Konstitution 
von Subjekten in ihrer Differenzierung und Spaltung in Beziehung zueinan-
der zu setzen und mit der Analyse gegenwärtig „gelebter“ Antagonismen, 
politischer Auseinandersetzungen, sozialer Kämpfe und ökonomischer Wi-
derstandspraktiken zu verbinden. 
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